Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik 


PROBLEME 
DES KLASSEN- 
KAMPFS 


6 


Kapitalistische Entwicklung Werttransfer und 
und Rolle des Staates Unterentwicklung 
in der Einschätzung des (zu: E. Mandel, 
Allgemeinen Deutschen Der Spätkapitalismus) 
Gewerkschaftsbundes 


Das „Brasilianische 
Entwicklungsmodell”: 
Daten und Perspektiven 

Das vietnamesische 
Lehrstück der Zu Problemen und Funktion 
imperialistischen einer wissenschaftlichen 
Politik der USA sozialistischen Zeitschrift 


Hans Ulrich 


DIE EINSCHÄTZUNG VON KAPITALISTISCHER ENTWICKLUNG 
UND ROLLE DES STAATES DURCH DEN ALLGEMEINEN DEUT- 
SCHEN GEWERKSCHAFTSBUND* 


Vorwort 
Es ist eben schwer, eine Ahle in einem Sack zu ver- 
stecken. Aus dem ideologischen Sack des Refor- 
mismus ragt bald hier, bald dort die Ahle der pein- 
lichen Wirklichkeit hervor. 
{L. Leontiew) 


Die vorliegende Arbeit beschränkt sich auf die Betrachtung des Sacks. Die Ahle 
kommt nur soweit ins Bild, als auf die in der revisionistischen T'heorie angelegten 
Widersprüche oder auf den Gegensatz zwischen den selbst von den gewerkschaftli- 
chen Theoretikern festgestellten Tatsachen und ihrer revisionistischen Interpretation 
hingewiesen wird. 

Wenn in der Arbeit von Gewerkschaftstheorie die Rede ist, so handelt es sich 
nicht um eine Bestimmung der Funktion der Gewerkschaften im Klassenkampf, son- 
dern um die Darstellung verschiedener Momente einer Theorie, die zur Orientierung 
der Politik der Organisation dient. Insofern stellt sich die Arbeit nur eine äußerst 
beschränkte Aufgabe. Es geht darum, die Auffassungen von der Rolle des Staates, 
die Theorie des organisierten Kapitalismus und der Wirtschaftsdemokratie in ihrer 
Abhängigkeit voneinander darzustellen und einige Ansatzpunkte für eine in der Ar- 
beit selbst nicht ausgeführte Kritik zu formulieren. Eine solche Kritik hätte die aus- 
führliche Behandlung der Frage einbeziehen müssen, wie die Staatsillusion, die Theo- 
rie des organisierten Kapitalismus und der Wirtschaftsdemokratie in den materiellen 
Verhältnissen und in einer bestimmten, historisch entstandenen Struktur der Organi- 
sation begründet sind. Nur an einigen Punkten wird angedeutet, in welcher Richtung 
die Lösung der Frage zu suchen ist. Die Arbeit ist also nur als Vorarbeit zu verste- 
hen, die einer in einer Darstellung der materiellen Verhältnisse und der Geschichte 
der Organisation begründeten Kritik der Ideologie vorangehen mußte. 

Nur eine derart begründete Kritik kann der Gefahr entgehen, die Geschichte 
des gewerkschaftlichen Reformismus als einen bloß subjektiv motivierten Verrat 
von Funktionären an den ursprünglichen Zielen der Arbeiterbewegung zu interpre- 
tieren. So ist auch die Kritik der Theorie keineswegs mit einer Kritik oder Ableh- 
nung des gewerkschaftlichen Kampfes selbst gleichzusetzen. Denn um Lehren aus 
der Geschichte der Kämpfe der Arbeiterbewegung ziehen zu können, muß der Nach- 
weis der historischen Wirksamkeit und Bedingtheit sowie der Kritik der Theorie 
mit der Darstellung der Politik der Organisation und ihrer Einschätzung der ver- 
schiedenen Etappen der Kämpfe verbunden werden. 

Auf der Ebene der vorliegenden Arbeit läßt sich die Unterscheidung von ge- 
werkschaftlichem und sozialdemokratischem Revisionismus nicht durchhalten. Das 
drückt sich darin aus, daß die zitierten Theoretiker sowohl aus dem Bereich der Ge- 
werkschaften als auch der Partei kommen; oft sind die Personen, wie sich an zahl- 
reichen Beispielen nachweisen ließe, einfach austauschbar oder sogar identisch. Auf 
jeden Fall sind die zitierten Auffassungen als typische zu verstehen, auch wenn dies 
nicht durch ausführliche Belege nachgewiesen ist. Wenn von typischen Auffassun- 
gen ‚der‘ Gewerkschaften gesprochen wird, so ist darunter immer die ‚offizielle‘ 
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Auffassung der reformistischen Führung gemeint. Die Arbeit stützt sich insgesamt 
vor allem auf gewerkschaftliche Publikationen und Dokumente, wie Kongreßproto- 
kolle, Jahrbücher, Denkschriften, die wissenschaftliche Zeitschrift des ADGB ‚Die 
Arbeit‘, Publikationen führender Gewerkschafter oder von Autoren, die eine ‚offi 
zielle‘ Auffassung wiedergeben. Eine breitere Berücksichtigung der vorliegenden Se- 
kundärliteratur war nicht beabsichtigt. Auf Arbeiten, die eine ähnliche Problematik 
behandeln und parallele Auffassungen vertreten, wie z.B. die von Müller/Neusüss, 
König, David, wird in der Regel nicht an jedem einzelnen Punkt verwiesen. 


Teil I. Die Gewerkschaften in der Revolution und am Ende der Nach- 
kriegskrise 


Einleitung 


Der im folgenden Teil I in einigen unmittelbar untereinander nicht verbundenen 
und deshalb auch getrennt abgehandelten Punkten gegebene Abriß einiger Ent- 
wicklungslinien der Politik des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(ADGB) (0) muß vor der systematischen Behandlung der Theorie der Wirtschafts- 
demokratie und der darin enthaltenen Auffassung von der Rolle des Staates und 
den Tendenzen der kapitalistischen Entwicklung stehen, weil darin einige Elemente 
und Anknüpfungspunkte der spezifisch wirtschaftsdemokratischen Theorie aufge- 
zeigt werden sollen. 

Dabei handelt es sich vor allem um den Versuch einer Institutionalisierung 
der Zusammenarbeit der Klassen, wie er in der Arbeitsgemeinschaftspolitik und 
der von Wissell (Mitglied der Generalkommission und kurze Zeit Reichswirtschafts- 
minister) propagierten Gemeinwirtschaft — die schließlich in den Selbstverwaltungs- 
körpern der Zwangssynikate resultiert — unternommen wird und vor allem in den 
Artikeln 156 und 165 der Weimarer Reichsverfassung seinen Ausdruck findet. 

Daneben geht es um die Liquidierung der Reste der Rätebewegung, der Be- 
triebsrätebewegung, womit der Schwerpunkt des gewerkschaftlichen Kampfes, zum 
großen Teil auch soweit er Kampf um Lohn und Arbeitszeit ist, in überbetriebliche 
Gremien verlagert und auf die ‚Interessenvertretung‘ gegenüber dem Staat zur Durch- 
setzung sozialer Reformen und auf Verhandlungen mit dem ‚Tarifpartner‘ festgelegt 
wird. Nur auf diesen Ebenen lassen sich die Illusionen von einer Gleichberechtigung 
von Kapital und Arbeit überhaupt aufrechterhalten. 


Die vorliegende Arbeit, im Rahmen eines Projekts in München entstanden, ist vom Re- 
daktionskollektiv Gewerkschaften diskutiert und als so wichtig eingeschätzt worden, daß 
der Redaktionskonferenz ihr Abdruck in unveränderter Gestalt vorgeschlagen wurde. 

0) In dieser Arbeit werden u.a. folgende Abkürzungen verwendet: BR = Betriebsräte; WRV = 
Weimarer Reichsverfassung; VO = Verordnung; BuVo = Bundesvorstand; ADGB = Allge- 
meiner Deutscher Gewerkschaftsbund; Rech.ber. = Rechenschaftsbericht; DA = Die Ar- 
beit; GA = Gewerkschaftsarchiv; AfA-Bund = Allgemeiner freier Angestelltenbund; ADB 
= Allgemeiner Deutscher Beamtenbund; DGB = Deutscher Gewerkschaftsbund (christli- 
che Gewerkschaft); IGB = Internationaler Gewerkschaftsbund; SAI = Sozialistische Ar- 
beiter-Internationale; Prot.: vgl. folgende Fußnote; Jb.: vgl. Fußnote 37. 


Das Scheitern des Versuchs einer friedlichen und allmählichen gesellschaftli- 
chen Umwälzung, wie sie in den Gemeinwirtschaftsvorstellungen noch impliziert 
war, drückt sich neben einer materiellen Krise der Gewerkschaftsbewegung am Ende 
der Inflation 1923/24 auch in einer ideologischen Neuorientierung aus. Da die bis- 
herige Programmatik, wenn auch nur in der Phrase, an der Forderung nach einer 
sozialen Revolution festgehalten hatte, mußte die gewerkschaftliche Praxis nach 
dem definitiven Scheitern von Arbeitsgemeinschaft und Gemeinwirtschaft und an- 
gesichts der gewerkschaftlichen Staatsbejahung, der sozialpolitischen Fortschritte 
und der Beteiligung an Körperschaften wie dem Reichswirtschaftsrat und den 
Zwangssyndikaten eine neue, auf eine Analyse der gesellschaftlichen Entwicklung 
gestützte Interpretation erfahren. Diese Interpretation mußte die Praxis des Tages- 
kampfs und der Interessenvertretung und die spezifische Rolle des Staates als eines 
Vertreters des Gemeinwohls und als eines Mittels zur Verwirklichung des Sozialis- 
mus in Verbindung mit dem noch aufrechterhaltenen ‚Endziel‘ bringen. Dies war 
die Funktion der Theorie der Wirtschaftsdemokratie, auf die dann in den folgenden 
Teilen eingegangen wird. 

Der letzte Punkt des ersten Teils soll einen kurzen Überblick über die Analyse 
der Stabilisierungskrise durch den ADGB und die daraus abgeleiteten Forderungen 
geben, da darin einige Momente der wirtschaftsdemokratischen Auffassung bereits 
sichtbar werden. 


1. Zur Kontinuität der gewerkschaftlichen Politik 


Die politische Entwicklung im November 1918 stellt sich den offiziellen Gewerk- 
schaftsideologen in der Regel als ein ‚Zusammenbruch‘ des bisherigen ‚Obrigkeits- 
staates‘ dar: 


„So verkehrt es ist, von einer Revolution im Jahre 1918 zu sprechen, wo doch alles Geschehen 
nur Folgeerscheinung der Weltkriegskatastrophe war, und naturgemäß die am wenigsten belaste- 
ten Volksschichten, also die Arbeitnehmer und damit Sozialdemokratie und Gewerkschaften 
berufen waren, den Wiederaufbau des Staates einzuleiten, so richtig war es, den Arbeitnehmern 
als Gesamtheit Einfluß auf die Wirtschaft zu sichern, damit ein Ventil gegen weitere kapitalisti- 
sche Eruptionen geschaffen und nach und nach überhaupt durch Überführung der kapitalisti- 
schen in die sozialistische Wirtschaft jedes Gefahrenmoment beseitigt würde.‘ (1) 


Bei Nörpel wird eine Seite der Gewerkschaftspolitik hervorgehoben, die 
‚Wirtschaftspolitik‘ (s. u. zur Zentralen Arbeitsgemeinschaft und zur Sozialisie- 
rung), die ihren Ursprung bereits in der Mitarbeit der Gewerkschaften an der Kriegs- 
wirtschaft und den Vorbereitungen zur Umstellung der Kriegs- auf die Friedenspro- 
duktion hat. (2) Im Nachhinein muß diese Beteiligung an der Wirtschaftspolitik 


1) Clemens Nörpel, „Der Betriebsrat“, in: DA 1924, S. 88; für viele andere: Rudolf Hilfer- 
ding, „Die Sozialisierung und die Machtverhältnisse der Klassen“ (Rede auf dem 1. Be- 
triebsrätekongreß), Berlin o. J., S. 3 f.; Protokoll der Verhandlungen des elften Kongres- 
ses der Gewerkschaften Deutschlands, S. 462 (Hugo Sinzheimer). (Die Protokolle der 
Gewerkschaftskongresse werden im folgenden abgekürzt zitiert mit Prot. und nachfol- 
gender Jahresangabe). 

Nörpel ist Arbeitsrechtler, vorübergehend Leiter der Betriebsrätezentrale, dann Sachbe- 
arbeiter beim ADGB-Bundesvorstand. 

2) Vgl. Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der Generalkommission) S. 173 ff. Zum Demobil- 
machungsamt vgl: auch Jürgen Kuczynski, „Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter 
dem Kapitalismus“ Bd. 5, Berlin (DDR) 1966, S.115 ff. 


(eine angeblich neue Seite der gewerkschaftlichen Arbeit, die bisher auf sozialpoli- 
tische Forderungen beschränkt gewesen sei) zur Fundierung des Märchens von 
der ‚ungenügenden geistigen Vorbereitung‘ der Gewerkschaften gegenüber den An- 
forderungen der Revolution dienen. (3) Von daher leiten sich auch die späteren 
Forderungen nach der Ausbildung einer genügenden Anzahl qualifizierter Wirt- 
schaftsführer ab. 

Die andere Seite der Gewerkschaftspolitik, die ‚Sozialpolitik‘ geht im wesent- 
lichen über die Forderungen ihres bereits 1917 formulierten ‚sozialpolitischen Ar- 
beiterprogramms“ nicht hinaus (4); ein Teil dieser Forderungen wird schon unmittel- 
bar nach der Revolution (5), ein weiterer Teil in den Jahren 1919/20 (6) verwirk- 
licht. „Anfang 1920 hatte sich somit auf allen Linien grundsätzlich wieder die So- 
zialpolitik durchgesetzt.“ (7) 

Ein weiterer Punkt muß noch betont werden: Trotz der Forderung nach 
paritätischer Teilnahme am Wiederaufbau der Wirtschaft halten die Gewerkschaf- 
ten an ihrem nur—Gewerkschaftstum auch in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
fest. Sie fordern die „strikte Durchführung der Demokratie, des Mehrheitswillens 
in der Gesetzgebung und Verwaltung‘ als Voraussetzung für die ‚soziale Revolu- 
tion‘: 


„Die Erringung der politischen Demokratie und die Verwirklichung der politischen Forderun- 
gen und Ziele der Arbeiterbewegung aber ist natürlich nicht unsere Aufgabe. Mit der politischen 
Revolution haben wir als Gewerkschaften nichts zu tun, sie gehört nicht zu unserem Aufgaben- 
gebiet. Aber die Durchführung der sozialen Revolution, die Verwirklichung des Sozialismus ist 
das Gebiet, auf dem die Gewerkschaften zu Hause sind, auf dem sie mitwirken wollen, ... **. (8) 


Von diesem Standpunkt aus formuliert denn der ADGB-Vorsitzende Leipart 
die unmittelbare Aufgabe der Gewerkschaften: 


„Der ruhige und stille Kampf der Gewerkschaften, die zähe und geschlossene Durchsetzung 


3) Vgl. Sinzheimer, Prot. 1922, S. 462: „Wir waren geistig nicht vorbereitet. Das war die 
Tragik der deutschen Revolution, die nicht durch organisierten Geisteskampf planmäßig 
herbeigeführt worden ist, sondern die einfach zustande kam durch den Zusammenbruch.“ 
Rudolf Wissell, ebd. S. 466 ff., spricht auch von der „psychischen Unreife der Volksmas- 
sen“ (S. 473). Dabei hat sogar Hilferding in seiner Rede auf dem BR-Kongreß die ‚Schuld‘ 
der Gewerkschaften und der MSPD in der bloß reformistischen Politik der Vorkriegszeit 
gesehen (Hilferding, „Die Sozialisierung... “,S. 3 £.). 

4) Das Programm enthält Forderungen für folgende Gebiete: Sozialpolitische Organisation 
und Statistik, Arbeitervertretung, Organisationsrecht, Tarifvertragsrecht, Schiedsgerich- 
te und Einigungsämter, Arbeitsrecht, Arbeiterschutz, Arbeiter- und Angestelltenversi- 
cherung, Rechtsprechung, Arbeitsvermittlung, Genossenschaftswesen, Staats- und Mo- 
nopolbetriebe, Wirtschaftspolitik, internationale Sozialpolitik, Volksernährung, Woh- 
nungsfürsorge, Volkshygiene, Volkserziehung; vgl. Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der 
Generalkommission) S. 168. Zur Entwicklung der verschiedenen Zweige der Sozialpoli- 
tik im 1. Weltkrieg vgl. Ludwig Preller, „Sozialpolitik in der Weimarer Republik“, Stutt- 
gart 1949, S. 3-85 (Erstes Buch: Sozialpolitik im 1. Weltkrieg), bes. S. 34 ff. 

5) Verordnungen vom 23.11. und 23.12.1918 zu: Einführung des Achtstundentags, Arbei- 
ter- und Angestelltenausschüssen, Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten, Tarifverträgen 
(u.A. auch Unabdingbarkeit und Aligemeinverbindlichkeit). 

6) Die Bestimmungen des 5. Abschnitts der WRV zu den sozialen Grundrechten, Betriebs- 
Lätegesetz, vorläufiger Reichswirtschaftsrat (VO vom 19.4.1920). 

N Preller, „Sozialpolitik... “,S. 253, 

8) Prot. 1919, S. 427; Leipart in seinem Referat zu den Richtlinien über die künftige Wirk- 
samkeit der Gewerkschaften. Vgl. auch Legiens Rede zum Geschäftsbericht und Schluß- 
wort, a.2.0., S. 314 ff. und 387 ff. Prot. 1922, Reden von Leipart, S. 324 ff. und Bıey, 
S. 368 ff. 


unserer gewerkschaftlichen Forderungen und Ziele, das ist die richtige, die fruchtbare revolu- 
tionäre Sozialistentätigkeit. Diese Tätigkeit auch in Zukunft fortzusetzen, in Gemeinschaft 
mit den Betriebsräten und Arbeiterräten uns gegenseitig helfend und fördernd für den dauern- 
den Aufstieg der Arbeiterklasse, das muß die künftige Wirksamkeit der Gewerkschaften sein.‘ 
9 


Die rein sozialpolitische Zielsetzung und die reformistische Strategie sind hier 
deutlich formuliert. 


Im folgenden sollen kurz die Resultate dieser Politik auf einigen Gebieten dar- 
gestellt werden. 


2. Die Arbeitsgemeinschafts-Politik 


Auf die Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit den Militärbehörden und den 
Unternehmerverbänden — vermittelt durch das Hilfsdienstgesetz von 1916 — 
braucht hier nicht weiter eingegangen zu werden. (10) Angesichts der beginnen- 
den Revolution hatten sich die Vertreter der Kapitalistenklasse, die für den Fall 
eines günstigen Kriegsausgangs die Aufhebung der den Gewerkschaften eingeräum- 
ten Konzessionen planten, eines besseren besonnen: Sie machten in dem Abkom- 
men vom 13. November 1918 den Gewerkschaften einige Konzessionen in bezug 
auf deren sozialpolitische Forderungen: Anerkennung der Koalitionsfreiheit und 
der Kollektivvereinbarungen zur Regelung von Lohn und Arbeitsbedingungen, so- 
wie der Gewerkschaften als „berufene Vertreter der Arbeiterschaft‘“, paritätische 
Verwaltung der Arbeitsnachweise und Einrichtung von paritätischen Schlichtungs- 
ausschüssen und Einigungsämtern; Einrichtung von Arbeiterausschüssen in den Be- 
trieben; tägliche Höchstarbeitszeit wird auf acht Stunden festgesetzt; die wirt- 
schaftsfriedlichen gelben Werkvereine werden nicht weiter unterstützt; zur Durch- 
führung des Abkommens, zur Regelung eventueller Streitigkeiten und zur Durch- 
führung der Maßnahmen der Demobilmachung — alle Arbeiter sollten nach Entlas- 
sung aus dem Heeresdienst an die früheren Arbeitsstellen zurückkehren können 
(11) — sollte ein Zentralausschuß auf paritätischer Grundlage (mit einem nach 
Fachgruppen gegliederten Unterbau) gebildet werden, dessen Aufgabe in den am 
3.12. 1918 verabschiedeten Satzungen wie folgt formuliert ist: 


„Durchdrungen von der Erkenntnis und der Verantwortung, daß die Wiederaufrichtung un- 
serer Volkswirtschaft die Zusammenfassung aller wirtschaftlichen und geistigen Kräfte und 
allseitiges einträchtiges Zusammenarbeiten verlangt, schließen sich die Organisationen der indu- 
striellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu einer Arbeitsgemeinschaft zusam- 
men. $ 1. Die Arbeitsgemeinschaft bezweckt die gemeinsame Lösung aller die Industrie und das 


9) Prot. 1919, S. 433 (Hervorhebung nicht im Original). 

10) Zur Haltung der Gewerkschaften vgl. vor allem Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der 
Generalkommission), zur Zentralarbeitsgemeinschatt S. 171 ff., weiter in dem Artikel 

un Theodor Leipart, „Gewerkschaften und Reichswirtschaftsrat“, in: DA 1924, S. 194 

ff. 

11) Zum „Geist der Demobilmachung“ }'ranz Spliedt (Sachbearbeiter beim ADGB-BuVo) in 
seinem Aufsatz „Arbeitsmarktpolitik und Verkürzung der Arbeitszeit“, in: DA 1927, 
5.90: „... wo das für die erschöpfte Wirtschaft so dringliche Ziel der Erreichung des 
größtmöglichen wirtschaftlichen Nutzeffekts des Produktionsapparates zunächst zurück- 
treten mußte hinter dem noch dringlicheren Zweck, aus staatspolitischen Gründen mög- 
lichst viele Menschen in Arbeit und von der Straße zu halten...“ Vgl. auch Preller, 
„Sozialpolitik... “,S. 229. 


Gewerbe Deutschlands berührenden wirtschaftlichen und sozialen Fragen sowie aller sie betref- 
fenden Gesetzgebungs- und Verwaltungsangelegenheiten.‘“ (12) 


Mit dem Abschluß dieses Abkommens erklärten die Gewerkschaften implizit 
ihren Verzicht auf eine sofortige Sozialisierung, was für die Kapitalistenklasse die 
Erhaltung der Grundlagen ihrer politischen Macht bedeutete und die Gewerkschaf- 
ten damit für die Zeit der Revolution „zu den wichtigsten Stützen der Unterneh- 
merinteressen‘“ machte. (13) 

Die mit der Zentralarbeitsgemeinschaft eingeschlagene Linie wird auf dem 
Nürnberger Kongreß 1919 mit den „Richtlinien über die künftige Wirksamkeit der 
Gewerkschaften‘ fortgesetzt: 


„3. Die Revolution hat die politische Macht der Arbeiterklasse gestärkt und damit zugleich ih- 
ren Einfluß auf die Gestaltung der Volkswirtschaft vergrößert. Der Wiederaufbau des durch 
den Krieg zerrütteten Wirtschaftslebens wird sich in der Richtung der Gemeinwirtschaft unter 
fortschreitendem Abbau der Privatwirtschaft vollziehen. Die Umwandlung muß planmäßig be- 
trieben werden und wird von den deutschen Gewerkschaften gefördert.“ 


Die Organe zur Vorbereitung dieser Umwandlung sind regionale Wirtschafts- 
klammern — paritätisch besetzte „Selbstverwaltungsorgane der Volkswirtschaft‘ —, 
zusammengefaßt auf Reichsebene. (14) Die Gewerkschaftsführer mußten allerdings 
versuchen, vor der Arbeiterschaft zu vertuschen, daß die Zentralarbeitsgemein- 
schaftspolitik eine Kompromißlose Durchsetzung der Sozialisierungsforderungen aus- 
schloß; denn ein offener Verzicht auf die Sozialisierung hätte die große Mehrzahl 
der Arbeiterschaft gegen die Gewerkschaftsführung mobilisiert. (15) Diese Verbin- 
dung zwischen der Arbeitsgemeinschaftspolitik und den gemeinwirtschaftlichen 


12) Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der Generalkommission), S. 177 ff.; zu den Zielen der 
Kapitalisten die bekannte Broschüre von Jacob Reichert, „Entstehung, Bedeutung und 
Ziel der Arbeitsgemeinschaft‘, Berlin 1919. 

Das Abkommen vom 15.11.1918 erfüllt die meisten Forderungen des (in Fn. 4) genann- 
ten sozialpolitischen Programms und bildet die ‚Vorlage‘ für die Gesetzgebungs- und Ver- 
ordnungstätigkeit des Rats der Voiksbeauftragten und der ersten Reichsregierung (vgl. 
Fn. 5 und 6, Preller, „Sozialpolitik ... “, S. 230). Die Satzung vom 3.12.1918 enthält 
den Kern des Artikels 165 der WRV, der nach den. großen Streiks vom März/April 1919 

von der MSPD als ‚Verankerung‘ des ‚Rätegedankens‘ in der Verfassung zugestanden 

wurde, 

13) Emil Lederer, „Die Gewerkschaftsbewegung 1918/19 und die Entfaltung der wirtschaft- 
Hichen Ideologien in der Arbeiterklasse“, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpo- 
Htik, 47. Band, Tübingen 1920/21, S. 237 (bringt gute Übersicht). Vgl. Hans-Hermann 
Hartwich, ‚Arbeitsmarkt, Verbände und Staat 1918-1933“, Berlin 1967, S. 7: „Ihre 
(der Generalkommission, Verf.) Zustimmung zur Zentralarbeitsgemeinschaft war ange- 
sichts ihrer 1918/19 entscheidenden Position eine eminent politische Entscheidung, Sie 
schloß faktisch schon vor dem Scheitern der Sozialisierungspläne eine revolutionäre Um- 
gestaltung der Wirtschaftsordnung aus.‘ (Das materialreiche Buch von Hartwich mündet 
S. 388, Fn. 36, in die ‚erschütternde‘ Frage: ‚Aber wie sollen gesellschaftliche Macht po- 
sitionen kleiner Gruppen ohne revolutionäre Erschütterungen abgebaut werden? ‘“). 

14) Prot. 1919, S. 57 ff.; Kompetenzen: Behandlung sozial- und wirtschaftspolitischer Ange- 
legenheiten, Ausarbeitung und Begutachtung von Gesetzentwürfen, unter anderem Vor- 
schriften für die Organisation der Betriebe und Wirtschaftszweige zu deren Sozialisierung 
und Unterstützung ihrer Durchführung. 

15)  Vegl. die Kritik von Richard Müller, Protokoll 1919, S. 434 ff. und 467 ff. und Simon, 

ebd. S. 478. 
Wie verbreitet die Sozialisierungsforderungen waren, zeigt vor allem Peter von Oertzen 
in „Betriebsräte in der Novemberrevolution‘“, Düsseldorf 1963, und in „Die Probleme 
der wirtschaftlichen Neuordnung und der Mitbestimmung in der Revolution von 1918“, 
Frankfurt/M. o0.J. 


Plänen Wissells (16) wird 1919 auf dem Nürnberger Kongreß sogar noch von Hil- 
ferding aufgezeigt: 


„Die ‚gebundene Planwirtschaft‘ hat mit dem Sozialismus nur das gemeinsam, daß sie angeb- 
lich planmäßig sein soll. Von Sozialismus ist darin keine Spur, sondern der ganze Plan geht da- 
hin, den Unternehmer in seiner Kapitalisteneigenschaft zu erhalten. Es ist die Übertragung der 
‚Arbeitsgemeinschaft‘ unmittelbar auf das wirtschaftliche Gebiet. Ich sehe in diesem Plan nicht 
einmal eine Annäherung an den Sozialismus, sondern einen Ausfluß der Lehre von der Harmo- 
nie zwischen Kapital und Arbeit und ein Mittel, die Schwierigkeiten für den Kapitalismus zu er- 
leichtern. Er läuft darauf hinaus, ein gesetzmäßig erleichtertes kapitalistisches Kartell zu er- 
schaffen. Diese ‚gebundene Planwirtschaft‘ bedeutet eine Gefahr für die Sozialisierung und ist 
um so mehr zu bekämpfen, als sie gerade für jene Wirtschaftszweige in die Wege geleitet wird, 
die für die Sozialisierung die reifsten sind.“ (17) 


Mit welchen Einschränkungen die Gewerkschaften selbst ihre Sozialisierungs- 
forderungen verbunden haben, wird im nächsten Abschnitt behandelt. 


3. Die Sozialisierungsforderungen 


Die ganze Aufmerksamkeit der MSPD- und Gewerkschaftsführer gilt der Abwehr der 
sogenannten ‚Vollsozialisierung‘. Der Rat der Volksbeauftragten hatte zwar dem 
Druck der Rätebewegung nachgeben (17a) und zur besseren Verschleppung der For- 
derungen eine ‚Sozialisierungskommission‘ einrichten müssen, doch wurde auch die 
Arbeit dieser Kommission von vornherein behindert.(18); im Reichswirtschaftsamt 

„wollte man .. . nur Zwangssyndikate mit Reichsbeteiligung schaffen, ohne den Be- 
sitz der Unternehmungen anzutasten.‘‘ (19) 


Nach den Vorstellungen der Gewerkschaften sollte die schrittweise Sozialisie- 
rung in einem „organischen Aufbau“ (Hilferding) durchgeführt werden, ohne Stö- 


16) Vgl. vor allem: „Wirtschaftliche Selbstverwaltung“, Jena 1919; „Praktische Wirtschafts- 

politik“, Berlin 1919; „Ohne Planwirtschaft kein Aufbau“, Stuttgart 1921. Selbst Wissell 
war noch zu ‚radikal‘ für die erste Koalitionstegierung und trat deshalb nach kurzer Zeit 
von seinem Amt als Reichswirtschaftsminister zurück. 
Abendroths Einschätzung: ‚In der Sozialdemokratie konnten zunächst Rudolf Hilfer- 
ding in der USPD... und Rudolf Wissell in der SPD relativ realistische Konzeptionen 
zur tendenziellen Transformation des bürgerlichen Staates in eine sozialistische Gesell- 
schaft entwickeln“, ist, soweit sie diese Konzeptionen für „realistisch“ hält, auf jeden 
Fall falsch. Vgl. Wolfgang Abendroth, „Das Problem der Beziehungen zwischen politi- 
scher Theorie und politischer Praxis in Geschichte und Gegenwart der deutschen Arbei- 
terbewegung“, in: „Antagonistische Gesellschaft und politische Demokratie‘‘, Neuwied/ 
Berlin 1967, S. 164-92, hier S. 378; vgl. auch S. 389. 

17)  Pıot. 1919, S. 559; auch wenn der Angriff auf Wissoll nur dem taktischen Zweck diente, 
Hilferdings Ablehnung einer sofortigen Sozialisierung zu maskieren, ist er dennoch rich- 
tig. 

17a) Siehe auch den Beschluß des 1. Rätekongresses 1918, den die MSPD-Führung nicht ver- 
hindern konnte; vgl. „Allgemeiner Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte Deutsch- 
lands“, Stenographische Berichte, Berlin 1919, Sp. 101 ff. 

18) Vgl. Pıot. 1919 (Rechenschaftsbericht der Generalkommission) S. 184 ff. Einen kurzen, 
allerdings mit Vorsicht zu lesenden Überblick über die Arbeit der Kommission und die 
verschiedenen Konzeptionen gibt Oertzen, „Die Probleme der wirtschaftlichen Neuord- 
nung... “, S. 64 ff., 83 ff. Lederer, „Gewerkschaftsbewegung 1918/19...“ zeigt, daß 
unmittelbar nach der Revolution die größten Gewerkschaften zwar verbal für ‚die Sozia- 
lisierung‘ eintreten, im übrigen aber immer auf die Schwierigkeiten hinwiesen, die gerade 
in ihrem eigenen Industriezweig zu überwinden seien (S. 250 ff.). Diese Haltung ändert 
sich, sobald sich in einzelnen Verbänden die Opposition durchsetzt. (S. 262 ff.) 

19)  Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der Generalkommission) S. 185. 


rung der Produktion, ohne unmittelbare Beteiligung der Arbeiterschaft, ohne Aus- 
schaltung der Kapitalisten (was bei den reformistischen Ideologen als ‚Erhaltung der 
Unternehmerfunktion‘ apostrophiert wird), verwirklicht auf ‚gesetzlichem Wege‘ 
durch die Nationalversammlung. Von diesem Standpunkt aus werden die unmittel- 
baren Forderungen der Arbeiterschaft, vor allem der Bergarbeiter diffamiert: sie 
würden den Sozialismus zu einer Lohnbewegung degradieren. (20) In dem Maße, 
in dem die revolutionäre Bewegung zurückgedrängt wird, verbreitet sich die von der 
Änderung der Machtverhältnisse scheinbar unberührte ‚Sozialisierungsdebatte‘ über 
die ‚Reife‘ der verschiedenen Industrien, die Verflechtung im Weltmarkt, die Art 
der Beteiligung der Betriebsleiter, der Verbraucher, der ‚Allgemeinheit‘ (d.h. des 
Staates), die technische Durchführung usw. (21). Die Taktik der Gewerkschaftsfüh- 
rer wird von einem professoralen Beobachter wiedergegeben: 


„Vielleicht war es, massenpsychologisch betrachtet, eine kluge Maßnahme, als in jenen beweg- 
ten Tagen plötzlich aus Flugzeugen die Industriebezirke mit Flugblättern überschwemmt wur- 
den, deren breite Überschriften verkündeten: ‚Die Sozialisierung ist da‘. Die Sozialisierung war 
damals nicht da, wie sie auch heute noch nicht durchgeführt werden konnte. Man hat im Parla- 
ment ein Gesetz beschlossen, dessen Paragraphen die Massenstimmung beruhigen sollten (meint 
das Kohlenwirtschaftsgesetz, Verf.). In einer Geschichte dieser Sozialisierungsbewegung dürfte 
vielleicht jener Vorgang nicht fehlen — als der bekannte Bergarbeiterführer Otto Hue in Mühl- 
heim vor den versammelten Arbeitervertretern der rheinisch-westfälischen Bergarbeiter jene 
zweistündige Rede für die Sozialisierung hielt, die in Wirklichkeit eine Darstellung gegen die 
Möglichkeiten der sofortigen Umformung der Wirtschaft... enthielt. Diese Episode ist deshalb 
in Erinnerung gebracht, um zu zeigen, wie sich gerade die prominenten Führer innerhalb der Ar- 
beiterbewegung in einem Kampf mit ihrer eigenen Masse befanden, und wieviel Mut dazu gehör- 
te, sich diesen aufgeregten Massen entgegenzustellen“. (22) 


Obwohl auf dem Nürnberger Kongreß sicherlich keine große Portion Mut ge- 
fordert war, befolgte der Referent Umbreit (Redakteur des ‚Correspondenzblatts‘ 
der Generalkommission und Mitglied der ersten Sozialisierungskommission) doch 
dieselbe Taktik: Grundsätzliches Bekenntnis zur Notwendigkeit der Sozialisierung, 
dem dann die Kautelen folgen: Sicherung des Friedens, „Wiederherstellung unseres 
Wirtschaftslebens“, denn: „Ohne Zusammenwirken der Organisationen aller Wirt- 
schaftsfaktoren kann es keine wirtschaftliche Wiederbelebung und folgerichtig auch 


20) „Allgemeiner Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte...“, Sp. 319. Prot. 1919,S.551 


{(Umbreit). Hilferding, „Die Sozialisierung ..... “, S. 4; vgl. Preller, „Sozialpolitik ... ‘““ 
S.238. 


21) Vgl. vor allem Hans Schieck, „Der Kampf um die deutsche Wirtschaftspolitik nach dem 
Novemberumsturz 1918“, Heidelberg; Heinrich Ströbel, ‚Die Sozialisierung, ihre Wege u. 
Voraussetzungen“, Berlin 1921. 

22) Richard Woldt, „Die deutsche Gewerkschaftsbewegung in der Nachkriegszeit“, in: Struk- 
ar der deutschen Volkswirtschaft, Bd. 1, Berlin 1928. 
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keinen Sozialismus geben.‘ Deshalb darf auch die Zentrale Arbeitsgemeinschaft 
nicht durch „rückständige Arbeiterauffassungen auseinandergesprengt werden“. — 
Volle Demokratie ‚in Reich, Staat und Gemeinde und nicht zuletzt in den Betrie- 
ben.“ Denn: „Sozialismus ist eine Sache der Volksgemeinschaft, sie bedarf der 
Mitwirkung des ganzen Volks... .“. (23) So enden die Sozialisierungsbemühungen 
schließlich bei der Zwangssyndizierung einzelner Wirtschaftszweige — durch Ver- 
abschiedung des Kohlenwirtschaftsgesetzes, des Kaliwirtschaftsgesetzes und Schaf- 
fung des Eisenwirtschaftsbundes (24) —, die bestenfalls den Zusammenschluß der 
Kapitalisten und Arbeiter der betreffenden Produktionszweige auf Kosten der übri- 
gen Konsumenten (einschließlich der weiterverarbeitenden Industrie) durch ihr ge- 
meinsames Interesse an Preiserhöhungen herbeiführen kann und derart zur Korrum- 
pierung der Arbeiter beiträgt. (25) 


4. Die Betriebsrätebewegung 


Auf die Bestimmungen des Artikel 165 der WRV — die nie realisiert wurden — so- 
wie die Arbeit des April 1920 gebildeten —- bis 1933 immer noch ‚vorläufigen‘ — 
Reichswirtschaftsrats wird wegen ihrer Bedeutungslosigkeit nicht weiter eingegan- 
gen. (26) Von Bedeutung für die Entwicklung der Gewerkschaften ist allerdings 
die allmähliche Unterordnung der Betriebsräte, die sich im Rahmen einer Verschie- 
bung des Kräfteverhältnisses der Klassen während der Inflation vollzieht (allerdings 
auch zu diesem Resultat beiträgt) und die Liquidierung der letzten Überreste der 
Rätebewegung zum Ziel hat. Dies wird von Fraenkel (Arbeitsrechtler und Syndi- 
kus des Deutschen Metallarbeiterverbandes) wie folgt zusammenfassend charakteri- 
siert: 


„Die Eingliederung der Räte in die Gewerkschaftsbewegung, die nach schwerwiegenden Kämp- 
fen in den folgenden Jahren gelang, ist das soziale Meisterstück der deutschen Gewerkschafts- 
bewegung der Nachkriegszeit. Nicht mebr besteht jene ursprüngliche Gegnerschaft zwischen 
Betriebsrätebewegung und Gewerkschaft, die Betriebsräte sind vielmehr... zu dem verlänger- 
ten Arm der Gewerkschaften innerhalb des Betriebes geworden, die Betriebsräte werden von 


23) Prot. 1919, S. 535 ff, keine Hervorhebung im Original (Ähnlich Leipart, ebd., S. 431); 

vgl. Prot. 1922, S. 471 (Wissell, keine Hervorhebung im Original): „Was vielfach als 
Klassenkampf ausgegeben wird, ist nichts anderes als der Versuch, an die Stelle der 
einen eine andere Klassenherrschaft zu setzen.‘‘ Die Gewerkschaften aber wollten eine 
klassenlose Gesellschaft! 
Der Nürnberger Kongreß 1919 verabschiedete keinerlei Resolution oder Richtlinien zur 
Sozialisierung, die Referate von Umbreit und Hilferding wurden ohne Diskussion ‚entge- 
gengenommen‘. Dafür wurden unter diesem Tagesordnungspunkt zwei Anträge auf 
Übernahme der bisher militärisch organisierten Bekleidungs- und Instandsetzungs- 
ämter AUnER zivile staatliche Verwaltung bzw. auf Regelung der Heimarbeit verab- 
schiedet! 

24) Die übrigen Gesetze, wie das Sozialisierungsrahmengesetz, Gesetze zur Regelung der 
Elektrizitätswirtschaft, zur Einrichtung von Außenhandelsstellen, sind in diesem Zu- 
sammenhang ohne Bedeutung. 


25) Vgl. z. B. bei Oertzen, „Wirtschaftliche Neuordnung ... .‘“, S. 67 ff. (siehe auch unten 
Teil II, 1). 
26) Siehe u. a. Preller, „Sozialpolitik .... “, S. 264 ff. („Das Schicksal der Wirtschaftsver- 


fassung‘“‘). Für eine grundsätzliche Kritik und Einschätzung der Arbeitsgemeinschafts- 
politik, der Haltung der Gewerkschaften zur Rätebewegung und des Betriebsrätegeset- 
zes siehe Karl Korsch, „Arbeitsrecht für Betriebsräte‘ (1922), Neuauflage Frankfurt 
1968. 


den Gewerkschaften aufgestellt, geschult und kontrolliert, sie sind die Vertrauensleute der Or- 
ganisationen innerhalb des Betriebs.‘ (27) 


Die Gewerkschaften hatten sich gegen die Bildung von selbständigen Arbei- 
terräten ausgesprochen und ihnen nur für eine Übergangszeit eine Existenzberech- 
tigung zuerkannt. 


„Es wird von keiner Seite bestritten, daß die Arbeiterräte für die Durchführung der Revolution 
von großem Wert und größter Bedeutung waren. Durch die Kontrolle, die sie über staatliche und 
amtliche Organe ausübten, verhinderten sie den Zusammenbruch und den Bürgerkrieg und er- 
möglichten die Fortarbeit des Verwaltungsapparates in Reich, Staat und Gemeinde. Diese Funk- 
tion wurde dann durch die auf Grund des weitgehenden demokratischen Wahlrechts erfolgten 
Wahlen für die gesetzgebenden Körperschaften und immer mehr eingeengt.‘ 

„Sie (die Generalkommission, Verf.) vertrat die Ansicht, daß die Arbeiterräte in erster 
Linie die Aufgaben von Arbeiterausschüssen in den Betrieben zu erfüllen haben, indem sie da- 
für sorgen sollen, daß die für einen Beruf oder eine Industrie von der gewerkschaftlichen Orga- 
nisation festgesetzten Lohn- und Arbeitsbedingungen im Betriebe zur Durchführung gelangen.“ 
(28) 


Diese Auffassung setzte sich auch auf dem Nürnberger Kongreß in den „Be- 
stimmungen über die Aufgaben der Betriebsräte“ durch. (29) Gegenüber den Auf- 
gaben, die die Arbeiter- und Angestelltenausschüsse des Hilfsdienstgesetzes hatten, 
sollte sich im Prinzip nichts ändern. So sagt selbst Leipart: 


„Müller (d.i. Richard M., Korreferent zu L., Verf.) wagt es, in der Betriebsratsfrage die Auf- 
richtigkeit unserer Richtlinien anzuzweifeln. Tatsächlich haben wir die dort vorgeschlagenen 
Betriebsräte immer als eine alte Forderung, wenn auch unter anderem Namen aufgestellt. Wenn 
wir uns den Bedürfnissen der Zeit anpassen, so ist das auch keine Schande.‘ (30) 


Unter Mithilfe der Gewerkschaftsvertreter wurde der Entwurf des Betriebs- 
rätegesetzes bis zu seiner Verabschiedung im Februar 1920 von allen Rechten, die 
über die Mitwirkung in sozialen, unmittelbar die Arbeiter betreffenden Angelegen- 
heiten in Richtung auf eine Produktionskontrolle hinausgingen, gereinigt und aus 
dem Zusammenhang mit den übrigen Elementen der ‚geplanten‘ wirtschaftlichen 
Räteverfassung gelöst. (31) Unmittelbar nach Verabschiedung des Gesetzes setzen 
die gewerkschaftlichen Maßnahmen zur Unterordnung der Betriebsräte und zur 
Zerschlagung der von USPD und KPD organisierten selbständigen Räteorganisatio- 
nen ein. Nach einem Beschluß des Bundesausschusses von 1920 und des Leipziger 
Kongresses von 1922 durften nur eine gewerkschaftliche Zinheitsliste in den Be- 
trieben zur Wahl gestellt werden. (32) Als Auffangbecken wurde eine gewerkschaft- 
liche Betriebsrätezentrale eingerichtet, die die Vorbereitung des ersten (und letzten) 
allgemeinen Betriebsrätekongresses desADGB vom Oktober 1920 übernahm,auf dem 
sich die Gewerkschaften als ‚Träger der Betriebsrätebewegung‘“ durchsetzen konn- 


27) Ernst Fıraenkel, ee Demokratie“, In: Die Gesellschaft 1929, 6. Jg., Bd. 2, 
S. 103-118, hier S. 111 £. 

28) Prot. 1919 (Rechenschaftsbericht der Generalkommission), S. 168 f. Vgl. auch Lede- 
ıer, „Gewerkschaftsbewegung 1918/19...“, S. 245 ff. 

29) Prot. 1919, S. 60 ff. 


30) Prot.1919,S.494; vgl. S. 432 (ebentalls Leipart). 

31) Die Entstehung des Gesetzes bei Oertzen, „Betriebsräte... “, S. 153 ff.; Preller, „Sozial- 
politik „... “, S. 249 ff. Im Zusammenhang mit dem Betriebsrätegesetz ist noch das Ge- 
setz. über die Entsendung von Betriebsräten in den Aufsichtsrat (Februar 1922) zu beach- 
ten. 


32) Prot. 1922 (Bericht des BuVo), $. 227 ff., S. 419 £. 
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ten. (33) Aber noch 1922 mahnte Reichsarbeitsminister Brauns (34): 


„UÜberaus bedenklich für den Gewerkschaftsgedanken erscheint mir auch eine gewisse Einbuße 
an Autorität der Führung, ich sage nicht: der Führer. Alle großen Verhandlungen über Arbeits- 
und Lohnfragen sind dadurch außerordentlich erschwert. Ich brauche das in diesem Kreise 
nicht näher auszuführen. Gerade hier haben wir es mit einer gewissen Überspannung des demo- 
kratischen Gedankens zu tun, die für die Demokratie und den Gewerkschaftsgedanken außer- 
ordentlich gefährlich werden kann. Ich glaube aber, der Übelstand erklärt sich aus der über- 
stürzten Entwicklung der letzten Jahre und wird hoffentlich wieder beseitigt werden.‘ (35) 


Bereits 1922 hatte jedoch der Bundesvorstand festgestellt, daß sich ein Be- 
dürfnis nach einer über die örtliche Ebene hinausgehenden Zusammenfassung der 
Betriebsräte nicht mehr gezeigt habe (36); in den folgenden Jahren wird nur noch 
über gelegentliche — ‚natürlich‘ zum Scheitern verurteilte — Versuche der KPD be- 
richtet, die aber in der Regel den bereits konsolidierten Einfluß des ADGB auf die 
BR nicht mehr in größerem Umfang brechen können. (37) Ende 1923 stellen der 
geschäftsführende Ausschuß und der Beirat der Betriebsrätezentrale ihre Arbeit 
ein, „so daß in Zukunft, wie alle anderen, so auch die Betriebsrätefragen durch die 
satzungsmäßigen Körperschaften des ADGB mit erledigt werden“. (38) 


5. Die materielle und ideologische Krise der Gewerkschaften zu Beginn der Periode 
der relativen Stabilisierung 


Nachdem die Entscheidung für den kapitalistischen Wiederaufbau gefallen war, muß- 
te zwangsläufig die Arbeiterschaft die Lasten der Reparationen, der Sanierung der 
Reichsfinanzen und des Aufbaus des Produktionsapparates tragen. Die Wiederher- 
stellung der ‚normalen‘ Verwertungsbedingungen des Kapitals bedeutete für die Ar- 
beiterschaft verstärkte Lohnsenkung, Verlängerung der Arbeitszeit und Verschlech- 
terung der sozialen Leistungen. Angesichts der Kämpfe, die in den Jahren nach 1920 
vor allem um Löhne, Arbeitszeit und die Abwehr der Angriffe auf die Sozialversiche- 
rung geführt wurden — auch den Kampf um die Belastung der Kapitalisten durch Be- 
sitzsteuern und die Erfassung der ‚Sachwerte‘; um Tarifverträge und Schlichtungs- 
wesen, die Erwerbslosenfürsorge —, formuliert 1922 Korsch hoffnungsvoll: 


„Wieder einmal ereignet es sich in der Geschichte der Klassenbewegung des Proletariats, daß 
die Fehler und Prinzipienlosigkeiten der proletarischen Führer von den Feinden des Proleta- 
riats wieder gut gemacht werden. Die Führer der deutschen Gewerkschaftsbewegung, die um 
des trügerischen Phantoms einer ‚gemeinwirtschaftlichen Gleichberechtigung‘ willen den gera- 
den Weg des Klassenkampfes verlassen hatten, werden zwangsweise aus der Arbeitsgemein- 
schaft heraus und auf den Weg des Klassenkampfes zurückgeworfen.‘‘ (39) 


33) Prot. 1922 (Bericht des BuVo), S. 229 £.; vgl. auch das „Rote Gewerkschaftsbuch“ (Kol- 
lektivarbeit von August Enderle, Heinrich Schreiner, Jakob Walcher, Eduard Weckerle), 
Berlin 1932. 

34) Brauns (Zentrum) gehörte seit der ersten rein bürgerlichen Regierung Fehrenbach von 
1920 bis 1928 allen Regierungen als Arbeitsminister an. 

35) Prot. 1922, S. 295. 

36) Prot. 1922 (Bericht des BuVo), S. 231. 

37) Jahrbuch des ADGB 1923, S. 146 ff., Jahrbuch des ADGB 1924, S. 99 ff. (die Jahrbü- 
cher werden im folgenden zitiert: Jb. mit Angabe des Jahrcs). 

38) Jb.1923,$.151. 

39) Korsch, „Arbeitsrecht“, S. 127. 
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Zwar trat der ADGB — nachdem bereits zahlreiche Einzelgewerkschaften aus 
den Arbeitsgemeinschaften ihrer Industrie ausgetreten waren— erst Anfang 1924 aus 
der ZAG aus (40); doch bedeutete dies nur die endgültige Liquidierung einer schon 
lange zuvor gescheiterten Politik. Von den in den Nürnberger ‚Richtlinien‘ über 
die künftige Tätigkeit der Gewerkschaften‘ genannten Gebieten gewerkschaftlicher 
Tätigkeit, wie „Wiederaufbau der Wirtschaft, Betriebsdemokratie, Abbau der Pri- 
vatwirtschaft, Sozialisierung, Arbeitsgemeinschaften usw.“, war eigentlich nur der 
Lohnkampf übriggeblieben. „ ....... und wenn behauptet werden sollte, daß der 
Lohnkampf heute nur noch die einzige Tätigkeit sei, — so wird es etliche Mühe ko- 
sten, das zu widerlegen.“ (41) 

Die von den Gewerkschaften geforderte endgültige gesetzliche Regelung der 
unmittelbar nach der Novemberrevolution durch Verordnung geregelten sozialpo- 
litischen und arbeitsrechtlichen Materien (vgl. Fußnoten 5 und 6) sowie der Ausbau 
und die Vereinheitlichung der verschiedenen Zweige der Sozialversicherung und der 
Erwerbslosenfürsorge — bzw. deren Umwandlung in eine Arbeitslosenversicherung — 
konnten in der Inflationsperiode ebenfalls nicht durchgesetzt werden. (42) „Als von 
Mitte 1922 an sich die Geldentwertung in ungeheurem Tempo entwickelte, kam die 
Zeit der Wirtschafts- und Sanierungsprogramme. Die Gewerkschaften verlegten ihre 
Interessen von der sowieso unmöglich gewordenen sozialpolitischen Ausgestaltung 
auf die Wirtschaftspolitik.““ (43) 


Die gewerkschaftliche Einschätzung der Lage im Jahre 1924 wird von Seidel 
gut zusammengefaßt: 


„Das entscheidende Merkmal der 1923 eingetretenen Wendung erblicken wir, zusammenfassend, 
darin, daß bisher Verluste,sowohl im Inhalt der Tarifverträge wie im sozialpolitischer Beziehung, 
nur im Gebiete der materiellen Bedingungen des Arbeitsvertrages eingetreten sind (d.h. also 
Lohnsenkung, Verf.), während der Kreis der sozialpolitischen Gesetzgebung, in dem die Rechts- 
stellung der Gewerkschaften fundiert ist, der Kreis des kollektiven Arbeitsrechts, im wesentli- 
chen unangetastet geblieben ist. Dadurch trifft die Einbuße die Massen aber unmittelbar und 
daher verdunkelt sie von neuem ihren Blick für die Beurteilung der Situation. Aber das bedeu- 
tet auf der anderen Seite, daß die Gewerkschaften durch die Krisis von 1923 im Kern ihrer 
Daseinsbedingungen nicht berührt worden sind. Damit ist gleichzeitig der Punkt bezeichnet, 
an dem der Wall des Widerstandes aufzurichten ist und von dem aus ein neuer Aufstieg zu be- 
ginnen hat.‘ (44) 


40) Zur Zentralarbeitsgemeinschaft vgl. Jb. 1923, S. 173 ff. (zur Zentralarbeitsgemeinschaft), 
S. 75 ff. (Auseinandersetzungen zur Lohnpolitik, vor allem zu Indexlohn, die Entwertung 
durch Inflation auffangen sollten), S. 63 ff. (Kampf um Achtstundentag). 

41) Fritz Kummer, „Vertiefung der Gewerkschaftstätigkeit — Für ein Gewerkschaftspro- 
gramm“, in DA 1925, hier S. 456 £. 

42) Eine kurze Übersicht über die vom Arbeitsrecht-Ausschuß im Reichsarbeitsministerium 
begonnenen Vorarbeiten bei Preller, „Sozialpolitik ... “, S. 255. 

43) Preller, „Sozialpolitik... “, S. 293; zu den Forderungen der Gewerkschaften zusam- 
menfassend vor allem Jb. 1923, Abschnitte über Wirtschaftslage, Steuergesetzgebung, 
Inflation usw., und: Prot. 1922 (Bericht des BuVo) S. 145 ff. passim. 

44) ee ce: Aufstieg und Krise der Gewerkschaftsbewegung“, in: Dic Gesellschaft 

‚Bd. 1,5. 98. 


W. Semmler 
Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und Lohnbe- 


wegung 
Redaktionskollektiv Gewerkschaften 
Thesen zur Gewerkschaftsanalyse 


Neben großen finanziellen Verlusten — was sich vor allem in den Ausgaben 
für Unterstützungen, Streiks und Verwaltung niederschlug — erlitten die Gewerk- 
schaften große Mitgliederverluste: Die Zahl der Mitglieder fiel vom September 1922 
von rund 8,07 Mio. (Höchststand) auf 4,024 Mio. im Dezember 1924. (45) Aber 
auch dieser Entwicklung gewinnen die Gewerkschaftsführer eine positive Seite ab: 
Die ungeschulten, radikalisierten Arbeiter, in ihren Hoffnungen auf schnelle Erfol- 
ge enttäuscht, verlassen die Organisation, weil in der Zeit der Inflation materialle 
Erfolge nicht erreicht werden können und die Gewerkschaften sich auf den Kampf 
gegen die parlamentarische Republik, d.h. auf außerparlamentarische Aktionen, 
politische Streiks usw. nicht einlassen wollen. (46) Preller faßt diese Auffassung 
in seiner (gewerkschaftsoffiziösen) ‚Geschichte der Sozialpolitik‘ kurz zusammen: 
». . . erst diese von gewerkschaftlich ungeschulten Elementen gereinigten Organi- 
sationen der Jahre ab 1924 hatten nun die innere Kraft zum Aufbau im gewerk- 
schaftlichen Sinne. Jetzt erst konnte sich die wirkliche Kraft der Gewerkschaften 
entfalten“. (47) Gegenüber einer Einschätzung, die die gewerkschaftlichen Aufga- 


45) Zu den Finanzen vgl. Jb. 1923, S. 136 ff., zu den Mitgliederzahlen S. 141 und Jb. 1931, 
S. 299 ff. Im folgenden eine Übersicht über die Entwicklung (Mitgliederzahlen im Jah- 
resdurchschnitt, auf zehntausend gerundet): 


0,970 
1917 1,110 
1918 1,660 
1919 5,480 
1920 7,890 
1921 7,570 
1922 7,900 
1923 7,140 
1924 4,620 
1925 4,160 
1926 3,980 
1927 4,150 
1928 4,650 
1929 4,910 
1930 4,820 
1931 4,420 


46) Nur ein Beispiel: Das Zehn-Punkte-Programm des ADGB vom November 1921 wird „von 
den arbeitenden Massen begeistert aufgenommen“. Als Beweis dafür werden die zustim- 
menden Resolutionen zahlreicher Ortsausschüsse usw. angeführt — wobei aber offenbar 
einige über das ‚Klassenziel‘ hinausgeschossen sind: sie fordern den Generalstreik und las- 
sen nach dem Bericht des BuVo auch in etlichen Fällen die ‚tiefere Kenntnis der wirt- 
schaftspolitischen Problematik‘ vermissen. Bei der Beratung über ausserparlamentarische 
Aktionen — „Versammlungen, Kundgebungen‘“ — kamen Bundesausschuß usw. „stets 
zu der Erkenntnis, daß alle solche Aktionen ... doch schließlich in die parlamentarische 
Aktion einmünden, die durch sie schließlich kaum mehr wesentlich beeinflußt werden 
kann. Selbst politische Streiks wirken sich erst im Reichstage aus, da die derzeitige Regie- 
rung doch nur der Geschäftsträger der Mehrheitsparteien ist.‘“ Was hilft? „... die syste- 
matische Aufrüttelung der Massen zu allmählicher pofiischer Erkenntnis, die eine innere 
Gesundung des Volkes und einen Sieg bei den nächsten Wahlen verbürgt.‘“ (Prot. 1922, 
Bericht des BuVo, S. 149 ff.) Ex post werden die Zehn Punkte dann als programmati- 
sche (!) Forderungen ausgegeben, bei deren Aufstellung man sich darüber im klaren ge- 
wesen sei, daß sie keinesfalls ‚auf einen Schlag‘ durchzusetzen wären (so Leipart, Prot. 
1922, S. 331, nachdem zahlreiche Diskussionsredner die Taktik des BuVo angegriffen 
hatten, vor allem Dißmann (S. 346 ff.) und Walcher (S. 336 ff.). Ähnlich: Die Taktik 
des ADGB 1923 vor allem während der Ruhrbesetzung. Vgl. Jb. 1924, S. 32 ff. 

47) Prelkkr, „Sozialpolitik ...“,S.182; vgl. auch Seidel, „Krise der Gewerkschaftsbewegung 
2... ,S.85 f. passim, Lothar Erdmann, „Der Weg der Gewerkschaften“, in: DA 1924, 
s.2f. 
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ben von den durch die Offensive der Kapitalistenklasse veränderten Machtverhält- 
nissen her bestimmen will (48), beharren die Gewerkschaften darauf, daß die Grund- 
lagen ihrer Tätigkeit erhalten geblieben (s.o. Seidel), die Angriffe der Kapitalisten 
auf diese Rechte abgeschlagen und die Organisationen aufrechterhalten worden 
seien. 


„Wir sind in der Vergangenheit nicht immer freiwillig in das politische Leben des Staates ein- 
getreten und werden es auch in Zukunft nur in dringenden Fällen tun. Wer dann davon spricht, 
daß die Gewerkschaften zurückgedrängt worden seien, dem lassen wir gern die Freude an die- 
sem Glauben, der nur dadurch entstanden ist, daß wir uns in unserer Tätigkeit wieder mehr auf 
die eigentlichen gewerkschaftlichen Aufgaben beschränkt haben, ... Wenn auch die Mitglieder- 
zahlen der Gewerkschaften kleiner geworden sind, als sie vorübergehend waren, den Einfluß, 
der den Gewerkschaften in der Wirtschaft und im Staate zukommt, lassen wir uns deshalb nicht 
verkleinern‘, (49) 


Ähnlich Erdmann (Schriftleiter der theoretischen Zeitschrift des ADGB): 


„Nach dem Zerfall der Arbeitsgemeinschaften und nach dem Absterben der Wirtschaftsbünde 
ist der direkte Einfluß der Gewerkschaften auf die Wirtschaftsführung, der auch zur Zeit des 
Bestehens dieser Institutionen geringer war, als den großen und im Kern gesunden Plänen ent- 
sprach, wesentlich zurückgegangen. Die Gewerkschaften sind, von ihrem wirtschaftspolitischen 
Einfluß im Reichswirtschaftsrat abgesehen, bewußt (!) zurückgekehrt zu den Methoden ge- 
werkschaftlichen Kampfes, denen sie ihren Aufschwung verdanken.‘ (50) 


Aber auch bei einer ‚bewußten‘ Rückkehr zu den ‚bewährten Methoden‘ 
braucht die Gewerkschaftsführung auf einen ‚Schuldigen‘ nicht zu verzichten: Die 
Spalter- und Zersetzungspolitik der KPD. (51) 

Ausdruck der geschilderten materiellen Krise der Gewerkschaften, ihrer Nie- 
derlage in der Durchsetzung der Gemeinwirtschaft usw., ist der Versuch der Neu- 
bestimmung der Aufgaben der Gewerkschaftsbewegung für die folgenden Jahre. 
Von einer Krise der Ideologie kann man insofern reden, als an die Stelle der gründ- 
lich zerstörten gemeinwirtschaftlichen und arbeitsgemeinschaftlichen Illusionen kei- 
ne klare Bezeichnung der neuen Aufgaben, sondern eine theoretische und program- 
matische Hilflosigkeit tritt, die sich um die Analyse der Ursachen der Niederlage 
nicht bemüht (worin der Keim für die späteren Wirtschaftsdemokratie-Illusionen be- 
reits gelegt ist) und die diffuse Forderung nach „Selbsthilfe“ (Aufhäuser) aufstellt. 
Eine Vielzahl von Artikeln (auf die hier im einzelnen nicht eingegangen werden 
kann) (52) in der theoretischen Zeitschrift ‚Die Arbeit‘ versucht diese Vorstellung 
zu konkretisieren. Was ist nun unter ‚Selbsthilfe‘ zu verstehen? Zum ersten eine 


48) N > Diskussionsreden von Walcher und auch Dißmann, Prot. 1922, S. 336 ff. bzw. 

49) Prot. 1925, S. 113 (Bericht des BuVo, Leipart). 

50) Lothar Erdmann, „Zu den Richtlinien für die künftige Wirksamkeit der Gewerkschaf- 
ten“, in: DA 1925, S. 393. Erdmann war bis 1933 Schriftleiter der 1924 gegründeten 
Zeitschrift. 

51) Nur einige Belege: Jb. 1923, S. 146-148, 150; Prot, 1922 (Bericht des BuVo) S. 116 
ff., 194 f. passim (Leipart); Jb. 1924, S. 31, S. 169 ff.; Prot. 1925, S. 335 (Brandes) 
usw. 

52) Vgl. die Artikel von: Fritz Kummer, „Vertiefung der Gewerkschaftstätigkeit — Für ein 
Gewerkschaftsprogramm“, in: DA 1925, S. 456-67; Karl Zweig, „Gewerkschaftliche Zei- 
tenwende“, in: GA 1924, S. 1 ff.; Siegfried Aufhäuser, „Wirtschaftsfond der Gewerk- 
schaften“, in: DA 1925, S. 547-549. Weilere Artikel von Lothar Erdmann, Rudolt Wil- 


brandt, Martin Wagner, Roderich von Ungern-Sternberg, Bern Meyer, Richard Seidel, 
H. Schliestedt usw. 
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Wendung zum Wiederaufbau der Organisation, zur Intensivierung des Lohnkampfs 
zur Hebung der weit unter das Vorkriegsniveau gesunkenen Löhne; zum zweiten 
eine Wendung zu genossenschaftlichen und gildensozialistischen Vorstellungen, wo- 
bei einerseits der Glaube an die Möglichkeit einer partiellen Aushöhlung des Kapi- 
talismus, andererseits die Forderung nach der Heranbildung eines „wirtschaftlichen 
Generalstabs‘‘ zur Leitung der (später) zu errichtenden Gemeinwirtschaft.eine Rol- 
le spielt (letzteres soll eine Wiederholung der Misere von 1918/19 verhüten, als nach 
jener Auffassung der „Mangel an einem wirtschaftlichen Unterbau für die Verwirk- 
lichung der Gemeinwirtschaft“ für das Scheitern der Revolution verantwortlich war 
(52a); zum dritten eine Wendung zu ‚praktischer Wirtschaftspolitik auf Basis der 
restaurierten kapitalistischen Produktionsweise‘ (zu diesem dritten Punkt vergleiche 
folgenden Abschnitt). 

So kann man also zusammenfassend keinesfalls von der von Korsch erhofften 
— von den Nackenschlägen des Kapitals erzwungenen — Rückkehr zum Klassen- 
kampf sprechen. Der Beginn der Periode der relativen Stabilisierung sieht die Ge- 
werkschaften einerseits wieder in den ausgetretenen Pfaden; Lohnkampf, gesetzli- 
che Sozialreform, genossenschaftliche Selbsthilfe. Andererseits ist eine neue Auf- 
gabe aufgenommen: die an den ‚gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeiten‘ orientier- 
te ‚Produktionspolitik‘. Den Versuch der Zusammenfassung der verschiedenen Auf- 
gabengebiete, kombiniert mit dem Versuch, sie mit dem noch aufrechterhältenen 
sozialistischen ‚Endziel‘ in Verbindung zu bringen, finden wir in der Theorie: der 
Wirtschaftsdemokratie, auf deren Zusammenhang mit der oben skizzierten ideolo- 
gischen Krise im dritten Teil weiter eingegangen wird. 


6. Die Analyse der Stabilisierungskrise und die gewerkschaftlichen Forderung 


Die gewerkschaftliche Analyse dieser Periode soll hier kurz skizziert werden, weil 
darin bestimmte typische Auffassungen von der Rolle des Staates und dem Wesen 
der kapitalistischen Produktionsweise zum Ausdruck kommen, so z. B. in den Vor- 
würfen, die die Gewerkschaften dem individuellen Kapitalisten machen — ‚fehler- 
hafte Betriebsführung‘ —, anstatt ihn als Charaktermaske zu begreifen, die als Agent 
des Kapitals so handeln muß, wie sie handelt, solange sie nicht auf den gesammel- 
ten Widerstand der Arbeiter stößt. 

Mit der Nichtverlängerung verschiedener Demobilmachungsverordnungen (zur 
Arbeitszeit und zur Wiedereinstellung von Arbeitern in ihre früheren Betriebe) Ende 
1923 und mit der Stabilisierung des Geldwertes traten wichtige Veränderungen für 
die gewerkschaftliche Politik ein. Zur Verbesserung der Verwertungsbedingungen 
versuchte das Kapital nun zwei Punkte anzugreifen. Zum einen sollte eine Verlän- 
gerung der Arbeitszeit durchgesetzt werden (nachdem durch die Arbeitszeitverord- 
nung vom Dezember 1923 die Durchbrechung des Achtstundentages legalisiert wor- 


52a) Martin Wagner, „Gemeinwirtschaftspolitik“, in DA 1924, S. 47; typisch hierfür auch 
Sinzheimer: „Der Kampf um das neue Arbeitsrecht“, in DA 1924, S. 65: „Der Kampf 
um das neue Arbeitsrecht“, in DA 1924, S. 65: „Der Kampf, nicht die Gestaltung war 
die Hauptsorge der sozialistischen Bewegung. Das sozialistische Denken war im wesent- 
lichen auf die Analyse der kapitalistischen Welt, nicht auf den geistigen Aufbau konkre- 
ter sozialistischer Lebensformen gerichtet. So konnte es kommen, daß auch heutc noch 
keine volle Klarheit über das Wesen der Sozialisierung besteht und Ansätze für eine die 
sozialistische Praxis beherrschende Theorie noch kaum vorhanden sind.“ 
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den war), was mit Hilfe der Zwangsschlichtung in vielen Fällen gelang. (53) Zum 
zweiten sollte das Lohnniveau auf einem möglichst niedrigen Stand festgehalten 
werden, da die automatisch fortschreitende Entwertung der Löhne durch die Infla- 
tion nach der Stabilisierung des Geldwerts zu Ende war. (54) Eine propagandisti- 
sche Offensive gegen die gegenüber der Vorkriegszeit angeblich unerhört gestiege- 
nen Belastungen durch öffentliche Abgaben, Soziallasten, Frachten und Transport- 
kosten u. ä. sollte deren Abbau durch die bürgerliche Regierung sowie die Durch- 
setzung verschiedener Erleichterungen — Einführung oder Erhöhung von Zöllen — 
vorbereiten. Im folgenden sollen jedoch die daraus resultierenden Kämpfe nicht 
weiter verfolgt, sondern die Einschätzung der Stabilisierungskrise und die daraus 
abgeleiteten Forderungen der Gewerkschaften sowie ihre Begründung dargestellt 
werden. (55) 

Nach Auffassung der Gewerkschaften mußten, ‚„‚die Ursachen der Wirtschafts- 
krisis auf die fehlerhafte Betriebsführung und Wirtschaftspolitik eines erheblichen 
Teils des Unternehmertums zurückgeführt werden“. (57) Die Kriegs- und Infla- 
tionsgewinne, die Enteignung vor allem der Rentnerschichten und der Druck auf 
die Lebenshaltung der breiten Massen haben den einzelnen Unternehmen unge- 
heure Gewinne gebracht, „die, anstatt dem Staate durch entsprechende Besteu- 
rung die Mittel zur Abstoppung der Inflation zu gewähren (!), zu einer in vielen 
Fällen unsinnigen Anhäufung von Sachwerten benutzt wurden“ (58), wobei an die 
Stelle der Ausnutzung des technischen Fortschritts die „rein mechanische(n) Ver- 
breiterung der bestehenden Einrichtungen trat“..(59) Mit dem Ende der Inflation, 
dem Wegfall des Dumping-Exports usw. mußte eine ‚Reinigungskrise‘ eintreten, die 
die Überkapazitäten und die technische Rückständigkeit gegenüber dem Weltmarkt- 
niveau offenbar machen und vor allem die durch „reine Effektenspekulation ent- 
standenen Finanzkonzerne“ zum Zusammenbruch bringen sollte. (60) Durch die 
zu Beginn großzügige Kreditgewährung der Rentenbank und durch das Einströmen 
ausländischer Kredite traten jedoch verschiedene „Krisenunterbrechungen“ ein. 

In der Denkschrift ‚Gegenwartsaufgaben der deutschen Wirtschaftspolitik‘ 
heißt es dazu weiter: 


„In diesen Zeiten .... zogen die deutschen Unternehmer in ihrer. Preispolitik, im Abbau zu 
großer Lagerhaältungen und in der Rationalisierung der Gesamtproduktion nicht hinreichend 
die Folgerungen, die notwendig gewesen wären, um zu einer wirklichen Überwindung dieser 
Krise zu gelangen. Vielmehr gewöhnten sie sich daran, auch teure kurzfristige Kredite aufzu- 
nehmen, um Lagerbestände und unzweckmäßige Produktionen durchzuhalten und eine Preis- 
politik zu treiben, die Deutschland zum teuersten Land der Welt gemacht hat. Ihre Kartell- 
organisationen und die von ihnen entscheidend beeinflußte Politik des Hochschutzzolles be- 
günstigen diese falsche Preispolitik. 


53) Vgl. Hartwich, „Arbeitsmarkt ...“,S.270f.,275 f., 319, 329; Jb. 1923, S. 63 ff. (zum 
Vorstoß der Schwerindustrie im Ruhrgebiet); Jb. 1924, S. 115 ff. 

54) Jb.1924,S.62 ff. 

55) Dabei stütze ich mich auf zwei jeweils als Antwort auf eine Eingabe der Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände bzw. eine Denkschrift des Reichsverbandes der Deut- 
schen Industrie veröffentlichte Denkschriften des ADGB: „Wirtschaftskrisis und Ge- 
werkschaftsforderungen“ (von: ADGB, AfA-Bund, DGB, Gewerkschaftsring, Juli 1925); 
„Gegenwartsaufgaben deutscher Wirtschaftspolitik‘‘ (von: ADGB, AfA-Bund, Februar 
1926). Dabei werden nur die mit der Problemstellung in Zusammenhang stehenden For- 
derungen berücksichtigt, also keine Forderungen zur Handelspolitik, Agrarpolitik, öffent- 
lichen Finanzwirtschaft usw. 

56) Entfällt. 

57)  „Wirtschaftskrisis... “, Vorwort. 

58) „Gegenwartsaufgaben“,S.5. 

59)  „Wirtschaftskrisis‘‘,S. 14 f. 

60) Fritz König, „Die neue Ära der Zusammenschlüsse“, in: DA 1935, S. 306. 
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Verschärft wurde diese Entwicklung durch die Kreditpolitik der Banken. Die Banken 
berücksichtigten bei der Leitung des schwachen Kreditstromes nicht die volkswirtschaftlich 
zweckmäßigsten Unternehmungen, sie wandten sich nicht gegen das unwirtschaftliche Durch- 
halten von Warenvorräten zu hohen Preisen oder von überzähligen Produktionsbetrieben; sie lie- 
ßen sich vielmehr von rein privat-kapitalistischen Gesichtspunkten leiten und fragten daher fast 
nur nach ihren Sicherungen.“ 

„Nicht Zerstörung ... . der produktiven Kräfte offenbart die gegenwärtige Krise, sondern 
nur eine ernste Störung des Produktionsprozesses, die ausgeht von Störungen in der Zirkula- 
tion, hervorgerufen durch den Mangel an Kaufkraft der großen Masse der Bevölkerung, von einer 
falschen Verwendung des Sozialprodukts.‘“ (61) 


Die Kapitalister, sehen nun wiederum den nach Auffassung der Gewerkschaf- 
ten falschen Ausweg in einer Senkung der Löhne, Verlängerung der Arbeitszeit, 
Hochhalten der Preise mittels Kartellierung und Zollpolitik; die ‚volkswirtschaft- 
liche Vernunft‘ — d. h. die Gewerkschaft — fordert aber: Unterstützung des Ratio- 
nalisierungsprozesses, Steigerung der Arbeitseinkommen, Preissenkung, planmäßige 
Kreditwirtschaft; vor allem die Steigerung der Arbeitslöhne soll danach ungeahnte 
volkswirtschaftliche Vorteile bieten. Auf der einen Seite müssen die Gewerkschaf- 
ten zwar anerkennen, daß Reallohnsteigerungen „im allgemeinen nur mit gleichzei- 
tiger Steigerung der Produktivität erreicht werden ... . (können).““ (62) Im Zusam- 
menhang mit der Unterkonsumtionstheorie wird diese Abfolge nun aber umgekehrt: 
die ‚produktionspolitisch günstigen‘ Wirkungen — neben den sozialen Vorteilen — 
einer Lohnerhöhung liegen a) in einer Steigerung der Massenkaufkraft, damit Über- 
windung der Krise, b) in einem Zwang zur Rationalisierung für die einzelnen Unter- 
nehmen, was gleichzeitig die Ausschaltung unrentabler Unternehmen — der „Eiter- 
beulen“ (Tarnow) der Wirtschaft — zur Folge hat, c) in einer Stärkung des inneren 
Marktes, die den Übergang zur Massenproduktion — „großer Umsatz bei geringem 
Nutzen‘ — ermöglicht. (63) 

In bezug auf die Wiedergewinnung des Achtstundentags werden die Ergebnis- 
se der bürgerlichen ‚Arbeitswissenschaft‘ völlig unkritisiert übernommen: „Eingehen- 
de Untersuchungen für die verschiedensten Wirtschaftszweige haben einwandfrei er- 
geben, daß bei Verkürzung der Arbeitszeit eine erhebliche Steigerung der Arbeits- 
intensität einzutreten pflegt.‘“ (64) 

Die volkswirtschaftlich sinnvolle Durchführung der Rationalisierung erfordert 
(nach der Denkschrift) zweierlei: 

— sie muß die Entstehung von Überkapazitäten, die durch eine unkoordinierte 
Durchführung der Rationalisierung in den einzelnen Unternehmen einer Branche 
drohen, vermeiden; deshalb müssen ‚Wirtschaftsräte‘ mit Beteiligung der Gewerk- 
schaften daran mitarbeiten; 

— die ‚Fehlleitung‘ von Krediten muß — vor allem wegen des Mangels an Leihkapital 
— verhindert werden mittels der Beeinflussung der Privatbanken durch die Reichs- 
bank und den Ausbau der öffentlichen (staatlichen und kommunalen) Banken zu 


„Instrumenten einer Kreditverteilung“ unter Berücksichtigung volkswirtschaftlicher 
Gesichtspunkte. (65) 


61) „Gegenwartsaufgaben“, S. 6f., 8. 

62) Fbenda, S. 23. 

63) Ebenda, S. 9, 23 f., 26, 33. 

64) Ebenda, S. 25. Es wird also übersehen, daß diese Steigerung der Intensität ein Versuch 
des Kapitalisten ist, in der verkürzten Arbeitszeit die gleiche oder sogar eine höhere Lei- 
stung aus dem Arbeiter herauszuholen, mit den entsprechenden Folgen für den Arbeci- 
ter, wie erhöhte Anfälligkeit für Krankheit, frühere Invalidität usw. 

65) Ebenda, S. 27£. 


2 Probleme des Klassenkampfs Nr. 6 


„Wenn die Gewerkschaften sich für die Rationalisierung aussprechen, so selbstverständlich unter 
der Voraussetzung, daß der volkswirtschaftliche und soziale Zweck auch tatsächlich erreicht 
wird. In jedem Fall durchgeführter Rationalisierung muß die Wirkung am Sinken der Preise und 
an der Erhöhung der Löhne im entsprechenden Ausmaß unmittelbar erkennbar sein. 

„Nur auf dem Wege über diese Steigerung der Massenkaufkraft können die arbeitslosen 
Arbeitnehmer von neuem Beschäftigung finden. Die gegenwärtig oft geübte Methode (!), die 
Rationalisierung ohne gleichzeitige Preisverbilligung und Lohnerhöhung durchzuführen, muß 
die Krise der Überproduktion erzeugen‘. (66) 


Das Sinken der Preise soll durch die Errichtung eines „Kartellaufsichtsamtes“ 
gesichert werden, das nach einer Untersuchung der Preispolitik einzelner Kartelle 
mittels der Anrufung des bestehenden Kartellgerichts die Auflösung von Kartellen 
erzwingen soll, „wenn deren Politik gegen die Interessen der Gesamtwirtschaft 
verstößt“. (67) 

Sowohl die Einschätzung der Stabilisierungskrise als auch die Forderungen 
der Gewerkschaften wurden hier ausführlicher referiert, weil hier bereits zahlrei- 
che Punkte sichtbar werden, die bei der weiteren Behandlung der wirtschaftsdemö- 
kratischen Ideologie aufgegriffen werden müssen: die illusionäre ‚gesamtwirtschaft- 
liche‘ Orientierung unter Anerkennung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse; 
die Zirkulationssphäre als Ausgangspunkt; der Appel an ‚den Staat‘ als Garanten 
planmäßiger Wirtschaftsführung (in bezug auf Kartell- und Kreditpolitik). 


66)  Ebenda, $. 31 ff. 
67)  Ebenda, $. 35. 
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Teil H. Einschätzung der Rolle des Staates und die gewerkschaftliche 
Organisation 


Organisierter Kapitalismus, Wirtschaftsstaat, Konjunktur und 
Krise 


Einleitung 


Die theoretische Einschätzung des Verhältnisses von kapitalistischer Gesellschaft 
und Staat sowie die Einschätzung der Entwicklungstendenzen des Kapitalismus 
liefern die Voraussetzungen, ohne die die Theorie der Wirtschaftsdemokratie nicht 
zu verstehen ist. Erst vor dem Hintergrund eines ‚klassenneutralen Staates‘ und 
einer ‚krisenfreien Höherentwicklung‘ des Kapitalismus kann die Theorie der Wirt- 
schaftsdemokratie als realistisch gelten. Wenn für die Auseinandersetzung zwischen 
revolutionären und reformistischen Positionen in der Vorkriegszeit die Gegensätze 
in der Einschätzung der beiden genannten Fragen das wesentliche Unterscheidungs- 
merkmal sind, so gilt dies ebenso für die Theorie der Wirtschaftsdemokratie. (67a) 
Nach wie vor gilt die Einschätzung Rosa Luxemburgs, die sie in ‚Sozialreform 
oder Revolution‘ formuliert hat: 


„Wer sich... für den gesetzlichen Reformweg anstatt und im Gegensatz zur Eroberung der 
politischen Macht und zur Umwälzung der Gesellschaft ausspricht, wählt tatsächlich nicht 
einen ruhigeren, sicheren, langsameren Weg zum gleichen Ziel, sondern auch ein anderes Ziel, 
nämlich statt der Herbeiführung einer neuen Geselischaftsordnung bloß unwesentliche Ver- 
änderungen in der alten. So gelangt man von dem politischen Ansichten des Revisionismus zu 
demselben Schluß, wie von seinen ökonomischen Theorien: daß sie im Grunde genommen 
nicht auf die Verwirklichung der sozialistischen Ordnung, sondern bloß auf die Reformierung 
der kapitalistischen, nicht auf die Aufhebung des Lohnsystems, sondern auf das Mehr oder 
Weniger der Ausbeutung, mit einem Wort auf die Beseitigung der kapitalistischen Auswüchse 
und nicht des Kapitalismus selbst abzielen‘. (68) 


1. Die Einschätzung der Rolle des Staates 


Wenn auch Leipart auf dem Nürnberger Kongreß noch verbal an der Notwendigkeit 
der Revolution insofern festhält, als er die ‚politische‘ Revolution als Aufgabe der 
Partei bezeichnet (s. o. I. 1), so wird doch diese Form der Arbeitsteilung unter den 
Arbeiterorganisationen bald dadurch hinfällig, daß auch die SPD nunmehr im Gör- 
litzer Programm von 1921 — das 1923 durch das Heidelberger Programm ersetzt 
wird, was aber nur eine verbale Radikalisierung bringt — offen eine revolutionäre 
Entwicklung zum Sozialismus über eine politische (sprich: Koalitionsregierung) und 
wirtschaftliche (sprich: Gemeinwirtschaft) Übergangsperiode propagiert. (69) „So 
teilen sich also der gewerkschaftliche und der politische Reformismus in die revolu- 


67a) Dazu vor allem Wolfgang Müller/Christel Neusüß, „Die Sozialstaatsillusion und der Wi- 
derspruch von Lohnarbeit und Kapital“, in: Sozialistische Politik 1970, Nr. 6/7,8.4 ff. 
(Neudruck in: Probleme des Klassenkampfs, Sonderheft 1,8. 7 ff.) 

68) Rosa Luxemburg, „Sozialreform oder Revolution? “, in: dies., Politische Schriften“, 
Bd. 1, Frankfurt 1967, 8. 114 £. 


69) Vgl. Erika Konig, „Vom Revisionismus zum ‚demokratischen Sozialismus‘ “ Berlin(DDR) 
1964, S.128 ff. 
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tionäre Aufgabe des Sozialismus im Endeffekt ebenso, wie Heines edle Polen sich 
in die Zahlung der Zeche teilten: ‚Und da keiner wollte leiden, daß der andre für 
ihn zahle, zahlte keiner von den beiden‘ “. (70) 

Den historischen Hintergrund für die Einschätzung des Staates als eines zur 
‚Einführung‘ des Sozialismus tauglichen Instruments bilden zwei Entwicklungen: 
Die parlamentarische Verantwortung der Regierung, die damit zu einem Instru- 
ment der mittels des allgemeinen Wahlrechts zu erringenden Parlamentsmehrheit 
wird, ist die eine. So schreibt z. B. Tarnow: 


».. . die Situation, in der wir uns befinden, (ist) die, daß auf dem politischen Vormarsch der 
Arbeiterbewegung grundsätzlich der Sieg erfochten ist. Die Grundlagen des Staates sind heute 
so, daß die Arbeiterklasse berechtigt ist, die politische Macht auszuüben, daß es nur von ihrem 
Willen abhängi, ob sie von diesem Rechte Gebrauch macht. Es ist eine Frage der politischen 
Aufklärung, nicht mehr der Staatsverfassung.‘‘ (70a) 


Diese scheinbare Offenheit der politischen Verfassung bleibt mit dem Ab- 
rücken von einer revolutionären Zielsetzung aber ohne Bedeutung. 

Von größerer Relevanz ist die zweite Entwicklung: die Ausdehnung der Staats- 
funktionen, die Entwicklung zum ‚Wirtschafts- und Sozialstaat‘, die vor allem im er- 
sten Weltkrieg beschleunigt wird, einerseits wegen der Notwendigkeit der Anspan- 
nung aller Produktionskräfte in der Kriegswirtschaft, andererseits wegen der Not- 
wendigkeit der Pazifizierung der Arbeiter durch sozialpolitische Zugeständnisse und 
Kooperation mit den ‚berufenen Vertretern‘ der Arbeiterschaft ( d.h. der Gewerk- 
schaftsbürokratie) in staatlichen Institutionen. Paul Löbe gibt einen impressionisti- 
schen Überblick: 


„Der Staat ist, man mag es billigen oder verwerfen, zwangsläufig Wirtschaftsstaat und Sozial- 
staat geworden. Er sorgt — immer in gewissen Grenzen selbstverständlich — für die schwangere 
Mutter und das neugeborene Kind, er zwingt die Heranwachsenden nicht nur in die Schule, 
sondern überwacht ihre Gesundheit, fördert ihre Leibesübungen und ihre Spiele. Er übernimmt 
einen Teil der beruflichen Ausbildung, nicht nur der Akademiker, sondern auch für den Hand- 
werker, Bauern und Arbeiter. Er regelt die Versicherung der Kranken, der Invaliden, der Unfall- 
verletzten, der Alten, er sichert in gewissem Umfange die Arbeitslosen. Er mischt sich in die 
Lohnkämpfe ein, schlichtet unter den Streitenden, zwingt sie zur Arbeit zurück oder zur Öff- 
nung geschlossener Fabriken. Er beeinflußt Einfuhr und Ausfuhr, begünstigt oder überwacht die 
Kartelle, wird selbst größter Arbeitgeber auf verschiedenen Gebieten. Er übernimmt die Sorge 
für Millionen Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene, die Entschädigung der Geflüchteten und 
Vertriebenen, die Betreuung der Krirzsgräber. Von der Wiege bis zur Bahre greift die Hand des 
Staates in die privaten Angelegenheit n des einzelnen wie der Gruppen in einem früher nie ge- 
kannten Maße ein“, (71) 


Auf das Problem des Wirtschaftsstaates soll im 3. Abschnitt dieses Teils im 
Zusammenhang mit der Theorie des organisierten Kapitalismus eingegangen werden. 
in diesem Kapitel wird die (auch für die gewerkschaftliche Autfassung wichtigere) 
Einschätzung des Sozialstaates weiter verfolgt. 


70)  Korsch, „Arbeitsrecht... “, S. 67 £., Fußnote 7. 

70a) Fritz Tarnow, „Die Stellungnahme der freien Gewerkschaften zur Wirtschaftsdemokra- 
tie“, Jena 1929, S. 4. Vgl. auch Rudolf Hilferding, „Probleme der Zeit‘, in: Die Gesell- 
schaft 1924, Bd. 1,8. 12f. 

71)  Loebe, „Die Krise des Parlamentarismus‘. Nord und Süd. Mai 1928. Zitiert bei P.Lapins- 
ki, „Der Sozialstaat. Etappen und Tendenzen seiner Entwicklung“, in: Unter dem Ban- 
ner des Marxismus 1928, S. 377. 
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Bei Lapinski (71a) wird recht gut herausgearbeitet, daß die Entwicklung zum 
‚Sozialstaat‘ immer zwei Elemente enthält: zum einen den Ausbau der sozialpoliti- 
schen Gesetzgebung selber — d. h. konkret: Arbeitslosenversicherung, Kranken- und 
Unfallversicherung,Invaliden- Knappschafts- und Angestelltenversicherung,Regelung 
der Arbeitszeit, Arbeiterinnenschutz, Gewerbeaufsicht und Unfallverhütung usw.: 
alles Gebiete, auf denen Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbewegung auch gegen- 
über bürgerlichen Regierungen gewisse Erfolge erreichen konnten (72): zum anderen 
den Versuch zur Institutionalisierung der Zusammenarbeit der Klassen — entweder 
auf der Ebene der ‚Selbstverwaltung‘ oder durch staatliche Vermittlung und wenn 
nötig Zwang: Tarifvertrag und Zwangsschlichtung, Betriebsrätegesetz, Reichswirt- 
schaftsrat, Beteiligung an der Verwaltung der Sozialversicherung, der Arbeitsämter, 
an den Arbeitsgerichten usw. 

Die Basis für einen kontinuierlichen ‚sozialen Fortschritt‘ und den Ausbau der 
Sozialgesetzgebung und damit die Basis des Glaubens an die schrittweise Überwin- 
dung der kapitalistischen ‚Willkür‘ bildet eine krisenfreie Entwicklung der kapitali- 
stischen Wirtschaft, die einerseits dem Staat erst die Möglichkeit zur Ausdehnung 
der Sozialpolitik gibt, andererseits bei den den Gewerkschaften infolge erfolgrei- 
cher Lohnkämpfe die Illusion von der Überwindung der Verelendung der Arbeiter- 
klasse entstehen läßt. (73) Indem die Verelendung nicht mehr als Ausdruck der ge- 
gensätzlichen Form verstanden wird, die die Entwicklung des gesellschaftlichen 


7la) Lapinski, „Der Sozialstaat... .‘“, S. 386 ff., 391 f. passim. Die Entwicklung der beiden 
Tendenzen wird von Lapinski im einzelnen nur für die Kriegszeit dargestellt; die ange- 
kündigte Fortsetzung der Analyse für die Etappen der Revolution und der relativen Sta- 
bilisierung (vgl. S. 418) ist — zumindest in der deutschen Ausgabe der Zeitschrift — nicht 
mehr erschienen. 

72) So schreibt auch Braunthal: „So läßt sich z. B. feststellen, daß unter der Herrschaft des 
demokratischen Parlamentarismus, rein bürgerliche Regierungen manchmal in sozialpoli- 
tischen Fragen von proletarisch beeinflußten Regierungen sich kaum unterscheiden, 
und zwar ausschließlich deshalb, weil sie die Abwanderung der proletarischen Wähler zu 
den proletarischen Parteien verhindern wollen. Das beste Beispiel dafür bietet die Herr- 
schaft des ‚Bürgerblocks‘ in Deutschland (1926-28), unter der die Arbeitslosenversiche- 
rung und das Arbeitsgerichtsgesetz geschaffen wurden und der Apparat des staatlichen 
Schlichtungswesens weitgehend zugunsten der Gewerkschaften spielte.‘“ Alfred Braun- 
thal, „‚Die Wirtschaft der Gegenwart und ihre Gesetze‘, Berlin 1930, S. 216. 

73) Naphtali (1928): „Der Kampf um die Beseitigung des kapitalistischen Systems wird 

noch ein langer und schwerer sein. Aber es ist den Gewerkschaften gelungen, einer ent- 
scheidenden kapitalistischen Tendenz entgegenzutreten und sie zu überwinden, der Ten- 
denz der Verelendung. Die Tendenz des wachsenden Elends des Proletariats ist durch die 
moderne Arbeiterbewegung überwunden worden. Ich will nicht darüber streiten, wieviel 
erreicht ist, wie man das Erreichte werten soll, aber die Verelendungstendenzen sind über- 
wunden, und der Aufstieg der Arbeiterklasse ist vorhanden, mag man ihn auch für viel zu 
langsam halten.‘ Prot. 1928, 8.175. 
In diesem Zusammenhang muß auf ein grundlegendes Interpretationsmuster der revi- 
sionistischen Theoretiker hingewiesen werden, das bei Naphtali im letzten Satz angedeu- 
tet ist: Die sozialpolitischen Erfolge der Gewerkschaften werden kaum in ihrer Bedeu- 
tung und ihrem Stellenwert in Beziehung gesetzt zur historischen Stufe der kapitalisti- 
schen Entwicklung und der Klassenkämpfe. In der Regel werden die Zeiten unentwickel- 
ter Sozialreform der ‚zwar noch mangelhaften‘, aber doch mächtig verbreiterten Sozial- 
gesetzgebung gegenübergestellt, so daß der Eindruck eines kontinuierlichen „Vorwärts 
und Aufwärts‘ entsteht. Die unzweifelhaften Erfolge der Arbeiterbewegung auf diesem 
Gebiet führen mit der Verabsoluticrung dieser Scite der kapitalistischen Entwicklung 
zu ciner völligen Fehleinschätzung der aktuellen Tendenzen. (Einige Beispiele bei 
Naphtali, Prot. 1928, S. 179 ff.) Diese Fehleinschätzung endet schließlich dabei, die 
Analyse der ‚schlechten Wirklichkeit‘ zugunsten der Feststellung, daß sich ‚in Prinzip‘ 
doch immer mehr ‚das Prinzip‘ der Anerkennung der Arbeiterbewegung im Staat durch- 
setzt, aufzugeben. 
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Reichtums als Anhäufung der Produktionsmittel in der Form von Kapital gegen- 
über der Arbeiterklasse innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft annehmen muß, 
wird die ‚Lösung‘ des Klassengegensatzes innerhalb der bestehenden Produktions- 
weise vorbereitet, der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital in den Gegensatz von 
Arm und Reich verkehrt. In dem Maße, in dem Lohnkampf und Sozialreform aus 
einem Mittel zum letzten Zweck der Gewerkschaftsbewegung sich entwickeln, neh- 
men die Gewerkschaften ‚Anteil‘ an der Entwicklung des Kapitalismus, sind sie an 
Prosperität interessiert: 


„Man mag über die funktionelle Abhängigkeit der Sozialpolitik von der Rentabilität der Wirt- 
schaft denken wie man will. Eins ist jedenfalls sicher. Die Gewerkschaften werden nicht eher 
ruhen, als bis die deutsche Wirtschaft so organisiert ist, daß nicht bei jeder Gelegenheit ihre Un- 
rentabilität zum Vorwand genommen werden kann, die Grenzen der wirtschaftlichen Freiheit 
der Arbeitnehmer enger zu ziehen“. (74) 


Darüber hinaus geht der Zusammenhang zwischen sozialpolitischen Zugeständ- 
nissen und der aktuellen oder zumindest potentiellen Verschärfung der Klassenge- 
gensätze verloren, der bürgerliche Staat wird zu einem Staat mit „sozialen Pflichten“ 
(75). Scheinen diese ‚sozialen Pflichten‘ anerkannt, verliert auch der Klassenkampf 
an Schärfe. 


„Die Formen des Klassenkampfes haben sich gewandelt, und im gleichen Maße wie der Geist 
sozialer Demokratie in unsere staatlichen Einrichtungen einzieht, mildern sich die Formen, in 
denen er zum Austrag kommt. Je mehr sich das Prinzip der kollektiven Regelung der sozialen 
und wirtschaftlichen Fragen durchsetzt... , werden gleichsam neutrale Zonen geschaffen, in 
denen nicht die sozialen Sonderinteressen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, sondern ge- 
meinsame Produktionsinteressen in den Vordergrund treten können, vorausgesetzt, daß die Be- 
tätigung in diesen Körperschaften der Selbstverwaltung als eine praktische Erziehung zu demo- 
kratischen Verständigung über gemeinsame Aufgaben aufgefaßt wird‘‘. (76) 


In der Praxis führt dies zur völligen Aufgabe irgendwelcher ‚Klasseninteressen‘, 
die Gewerkschaften übernehmen die Rolle der Hüter des Gemeinwohls. Das wechsel- 
seitige Verhältnis von Anerkennung des Staates und dessen sozialpolitischen ‚Pflich- 
ten‘ wird von Leipart 1925 auf dem Breslauer Kongreß zusammenfassend formu- 
liert: 


„Trotz unserer festen Entschlossenheit, mit allen unseren Kräften die berechtigten Interessen 
der Arbeiterklasse ... . zu vertreten, wollen wir gegenüber dem einseitigen Machtstreben des Un- 
ternehmertums unsererseits doch an der alten Auffassung festhalten, daß über den einseitigen 
Interessen der einzeinen Gesellschaftsschichten und Klassen das große gemeinsame Interesse 
des Volksganzen, also des Staates steht... . Aber die Hüter der Staatsinteressen sollen nicht 
verlangen, daß die Gewerkschaften in der Vertretung der ihnen anvertrauten Interessen immer 
und ganz allein mit einem guten Beispiel vorangehen, (d. h. also in der Aufgabe der ‚anvertrau- 
ten Interessen‘, Verf.) ... Denn wenn die in den Gewerkschaften organisierten Arbeiter auch 
wissen, was sie dem Staate schuldig sind, so kennen sie doch andererseits auch die Pflichten des 


74) Lothar Erdmann, „Der Weg der Gewerkschaften“, in: DA 1924, S. 5. (Die Grenzen, die 
die Sozialpolitik auch an der internationalen Konkurrenz findet, lassen sich z. B.an dem 
jahrelangen Tauziehen um die Ratifizierung des sog. ‚Washingtoner Abkommens‘ (1919) 
über die internationale Durchführung des Achtstundentags aufzeigen. Das Abkommen 
wurde von den wichtigsten ‚Industrieländern‘ nicht ratifiziert). 

75)  ,„Gegenwartsaufgaben ... “, S. 14. 

76) Lothar Erdmann, „Zu den Richtlinien für die künftige Wirksamkeit der Gewerkschaf- 
ten“, in: DA 1925, S. 391 f. Vgl. beı Naphtali u. a., „Wirtschaftsdemokratie — ihr We- 
sen, Weg und Ziel“, (Berlin 1928) Frankfurt 1966, S. 128 (diese programmatische 
Schrift wird im folgenden mit „Wirtschaftsdemokratie .... “ zitiert). 
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Staates, und ihre Unzufriedenheit, ja ihre Empörung darüber, wie der Staat seine Pflicht zum 
Schutze der Interessen der arbeitenden Bevölkerung immer wieder vernachlässigt hat, ...... war 
und ist deswegen nur zu berechtigt. Ich warne aus diesem Grunde besonders die jetzigen Hü- 
ter der Staatsinteressen. Sie sien Wind, und es könnte leicht geschehen, daß sie eines Tages 
Sturm ernten.“ (77) 


Auf die Auffassung von der Rolle der Gewerkschaften selbst, wie sie hier 
zum Ausdruck kommt, wird weiter unten noch eingegangen. Hier ist wichtig fest- 
zuhalten, daß die Gewerkschaften die bestehende Staatsform als diejenige akzep- 
tieren, in der nach Hilferding „die Klassengegensätze am ehesten ohne gewaltsame 
Eruption ausgetragen werden können.‘ Hilferdings Begründung: 


„Denn zweierlei bewirkt die demokratische Verfassung: einmal werden die politischen Stärke- 
verhältnisse ständig gemessen und diese Kenntnis der Kräfte erleichtert ihre Berücksichtigung; 
sodann setzen sich diese Kräfte unmittelbar um in die Bildung des Staatswillens, der in der De- 
mokratie nur die Resultante des Willens der Staatsbürger ist, als solcher sich erst bildet, nicht als 


Wille einer von der Masse abgesonderten, anders bestimmten Herrschaftsorganisation ihr von 
außen entgegentritt‘‘. (78) 


Trotz der Anerkennung der formalen Demokratie kann natürlich über die 
Klassenverhältnisse nicht einfach hinweggegangen werden, die ‚Koalitionen‘ (die 
der Form nach den Klassengegensatz noch ausdrücken) werden als notwendige 


Integrationsfaktoren erkannt. So sagt schon 1922 der gewerkschaftliche Arbeits- 
rechtler Sinzheimer: 


„Die Koalition ist nicht, wie die Gegner heute noch zum Teil sagen, ein Streikverein, nicht 
nur ein Faktor für Lohnbewegungen, sondern die positive Grundlage unseres gesellschaftli- 
chen, unseres Volks- und Staatslebens. In dem Augenblick, wo sie verschwände, würden Staat 
und Volk verfallen‘. (79) 


Die Ansätze zu einer ‚pluralistischen Demokratietheorie‘ (79a) — von Fraen- 
kel später treffend als die „Staatstheorie des Reformismus“ apostrophiert (80) — 
finden sich sowohl bei den ‚praktischen‘ Führern als dann auch bei den revisioni- 
stischen Theoretikern der Gewerkschaftsbewegung. So sieht z. B. Fraenkel die Be- 
deutung des „neugeschaffenen Arbeitsrechts“ darin, daß es „das Bindeglied zwi- 
schen Republik und Arbeiterschaft‘“ darstellt. (80a) Dies Bindeglied kann seine 
Funktion aber nur erfüllen im Zusammenhang mit den bestehenden Koalitionen; 
Fraenkel schreibt: 


„Die freiwillig gebildeten Organisationen kristallisieren sich in stets verstärktem Maße zu Inte- 
grationsfaktoren des staatlichen Lebens heraus... . wir glauben, daß durch den Ausbau der 


77)  Prot. 1925, S.117£. 

78) Rudolf Hilferding, ‚„Realistischer Pazifismus‘, in: Die Gesellschaft, 1924, Bd. 2,S. 111. 
In „Probleme der Zeit‘‘ (ebenda, Bd. 1) wird das Staatsproblem von Hilferding gestellt 
EN ne Frage „nach der grundlegenden Beziehung zwischen Staat und Staatsvolk“ (!) 

79)  Prot. 1922, S. 442. Kurz vor der zitierten Stelle sagt Sinzheimer: „Ich stelle für den Auf- 
bau eines künftigen Koalitionsrechts den Satz in den Vordergrund, daß die Koalition 
ein Organ der gesellschaftlichen Verfassung geworden ist, ein Rechtsbildungs- und Ver- 
waltungsorgan“. (S. 441 £.) 

79a) Von Fraenkel mit ‚arbeitsgemeinschaftslichem Akzent‘ — d.h. Betonung der Selbstver- 
waltung durch die Verbände — unter dem Signum ‚kollektive Demokratie‘ entwickelt 
(siehe Fußnote 81). 

80) Ernst Fraenkel, „Strukturanalyse der modernen Demokratie“, in: Beilage zur Wochen- 
zeitung Das Parlament, 6.12.1969, S. 23. 

80a) Ernst Fraenkel, „Die politische Bedeutung des Arbeitsrechts“, in: Die Gesellschaft, 1932, 
Bd. 1,5S.42 £. Vgl. auch Müller/Neusüß, „Sozialstaatsillusion... “, S. 46, Fußnote 127. 
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kollektiven Demokratie die Parlamentsverdrossenheit .... überwunden werden kann, dann näm- 
lich, wenn die Bevölkerung nicht nur im Augenblick der Stimmabgabe an der Bildung des Staats- 
willens beteiligt sein wird, sondern durch ihre Organisationen ständig an dem Integrationsprozeß 
des realen Staates teilnimmt ... Nimmt man hinzu, daß die Anschauungen der Wirtschaftsorga- 
nisationen für die ihnen nahestehenden Parteien von maßgeblicher Bedeutung sind (neben der 
direkten ‚Anhörung‘ durch die Regierung Verf.), so muß man feststellen, daß zwar nicht die 
staatsrechtliche Verantwortung, aber die politische Beeinflussung in starkem Maße von den Ab- 
geordneten des Parlaments auf die Führer der Wirtschaftsorganisationen übergegangen ist“ (81). 


Und der Praktiker Leipart schreibt: 


„Wohl allgemein wird heute die Meinung vertreten, daß die Gewerkschaften zwar nicht unpoli- 
tisch sein können, daß sie jedoch von Parteipolitik sich fernzuhalten haben. Um so mehr müs- 
sen sie aber Arbeiterpolitik treiben. Die Gewerkschaften wollen nicht eine politische Arbeiter- 
partei sein, aber sie beanspruchen als wirtschaftliche Interessenvertretung der Arbeiter ihren be- 
rechtigten Einfluß auf die Politik des Staates... ‘““. (82) 


Die Akzeptierung der formalen Demokratie und die Eskamotierung der Klas- 
sengegensätze kann natürlich den existierenden Klassenkampf, wie er vor allem in 
Kämpfen um Lohn und Arbeitszeit immer wieder elementar aufbricht, nicht aus der 
Welt schaffen. Doch sind die Gewerkschaftstheoretiker bestrebt, nun auch dem 
Kampf um die unmittelbarsten Interessen der Arbeiter eine ‚gesamtwirtschaftliche 
Begründung‘ zu geben. Der Ökonom und gewerkschaftliche Theoretiker Erik Nöl- 
ting (Dozent an der Akademie der Arbeit) schreibt dazu: „Es ist ein Beweis für die 
Erstarkung und Vertiefung der gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung, daß sie dem 
Gegner in sein Operationsfeld nachzufolgen und eine Auseinandersetzung vom 
Standpunkt der gegnerischen Prämissen anzubieten wagte.‘ Nölting stellt die ‚pro- 
duktionistisch-profitwirtschaftliche‘ (= kapitalistische) Auffassung der ‚Menschen - 
ökonomie‘ (= sozialreformistische Auffassung) gegenüber, woraus sich für ihn ein 
Widerstreit miteinander unvereinbarer Prinzipien ergibt. Das Dilemma löst sich wie 
folgt auf: „Nicht ethische, nur volkswirtschaftliche Kritik, die das produktionisti- 
sche Wirtschaftsergebnis als entscheidendes Kriterium gelten läßt, trifft an den Le- 
bensnerv dieser Ordnung, die nicht stürzt, wenn man sie als ethisch anrüchig, son- 
dern wenn sie als wirtschaftlich unpraktikabel und widerspruchsvoll nachgewiesen 
worden ist“. (83) Zum Beweis seiner Auffassung bemüht Nölting wiederum den 
Lohnkampf; der einzelne Kapitalist 


81) Ders., „Kollektive Demokratie“, S. 113 f. 

82) Theodor Leipart, „Die Stellung der Gewerkschaften in der internationalen Arbeiterbe- 
wegung“, in: DA, 1924, S. 27. Vgl. Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... “,S. 239: 
„Die Frage der Teilnahme an der Regierung ist eine nebensächliche Angelegenheit VeI- 
glichen mit der umwälzenden Tatsache, daß in der heutigen Phase der gesellschaftlichen 
Entwicklung der Staat unter dem dauernden, immer stärker anwachsenden Druck des 
Proletariats steht und diesen Druck auf die Wirtschaft weiterwälzen muß. In dieser Tat- 
sache drückt sich die Teilnahme des Proletariats an der Staatsgewalt aus . B 

83) Erik Nölting, „Der volkswirtschaftliche Sinn der Gewerkschaften“, in: DA, 1926, S.186 
f. Der daselbst erwähnte Herr Stresemann scheint ein Vorläufer von Karl Schiller gewe- 
sen zu sein, denn Nölting schreibt ihm folgende Auffassung über die Gewerkschaften zu: 
„Mit solchen Leuten kann man keine praktische Politik treiben, weil sie noch nicht ein- 
mal das Abc aller Wirtschaftspolitik begriffen haben, daß die Fabrikschlote rauchen müs- 
sen, bevor wir uns um die Verteilung des Arbeitsertrags nach ethischen Gesichtspunkten 
unterhalten können. Die menschliche Arbeitskraft sei keine Warc, ihr cignct eine höhere 
Würde als den toten Dingen! Ja, hebt man die Gesetze der Wirtschaft durch moralische 
Proteste auf? “ 
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n.. . drängt zwangsläufig danach, durch Lohndruck die Gewinnresultate zu vergrößern. Was 
für jeden einzelnen Unternehmerproduzenten (83a) rentabel ist, bedeutet aber für die gesamte 
Klasse eine unentrinnbare Sackgasse, weil die Proportionalität zwischen Produktionskraft und 
Verbrauchskraft ... . verlorengeht. Wie man Stützgebälk in die Stollen eines Bergwerks einfügt, 
um den Zusammenbruch zu vermeiden, so stemmen sich die gewerkschaftlichen Lohnschutz- 
maßnahmen diesem verhängnisvollen Abrutsch entgegen... .. Der Kapitalismus vermochte den 
Produktionsprozeß zu organisieren (!), er war jedoch nicht in der Lage, den Verteilungsprozeß 
in einer für die Gesamtheit dienlichen Weise zu steuern“, (84) 


Wieder erweist sich die Sphäre der Zirkulation als der Ansatzpunkt für die 
‚Reparaturmaßnahmen‘ des gewerkschaftlichen Reformismus. Der gesamtwirtschaft- 
liche Standpunkt muß sich dabei insofern als Illusion erweisen, als er nur möglich ist 
aufgrund der ‚Abstraktion‘ von der spezifisch kapitalistischen Produktionsweise, ihr 
einen fremden Zweck unterschiebt: Nicht Produktion von Mehrwert, sondern ‚Be- 
darfsdeckung‘. (85) Diese illusionäre Auffassung führt zur theoretischen Entwaff- 
nung der Arbeiterschaft und praktisch zu einer Politik, die die Förderung und Un- 
terstützung kapitalistischer Entwicklungstendenzen einschließt und zusammenge- 
faßt wird unter dem Begriff ‚Produktionspolitik‘ (86) (die historisch vor allem die 
Förderung der Rationalisierungsmaßnahmen umschließt). Der Zusammenhang zwi- 
schen Produktionspolitik und Aufgabe der Koalition ist von Sinzheimer zusammen- 
fassend formuliert: Offener staatlicher Zwang wird von ihm abgelehnt, denn wenn 
die ‚Masse losbricht“, nützen auch die besten — weil dann unerfüllbaren — Rechts- 
normen nichts; dagegen muß die Autorität der Gewerkschaften gefördert werden: 
„Und ihr habt die Dämme gegen nicht organisierte Anstürme wider Volk und Wirt- 
schaft.‘“ Deshalb muß den Gewerkschaften eine ‚Mitverantwortung‘ für das ‚wirt- 
schaftliche Ganze‘ und ein ‚Teilnahmerecht an der Leitung‘ eingeräumt werden, 
„dann wird er (der Arbeiter, Verf.) auch verantwortlich für die Erhaltung der Grund- 
lagen nicht etwa des Kapitalismus, aber der Produktion, die unabhängig sind von der 
kapitalistischen Rechtsform“. (86a) 

Zum Schluß dieses Abschnittes muß nun noch auf einen wichtigen Punkt ein- 
gegangen werden: Die Auffassung von der Natur und der Rolle des Staates in der 
revisionistischen Theorie ist nicht einheitlich und geschlossen; in der Darstellung 
wurde versucht, die Seite der revisionistischen Staatsauffassung zu betonen, die der 
praktischen Politik des gewerkschaftlichen Reformismus entspricht. Dieser Praxis — 
die ihren Endpunkt in der Unterstützung der Tolerierungspolitik gegenüber der 
Brüning-Regierung erreicht (87) —, entspricht der besonders von Lothar Erdmann 
unternommene Versuch, ‚Nation und Sozialismus zu versöhnen‘ (88), ein Versuch, 
der (unabhängig von der praktischen Kapitulation vor dem Faschismus) die ideolo- 
gische Annäherung an wirtschaftsfriedliche ständische oder autoritäre Staatsvor- 


83a) Dem Versuch, den schlichten Terminus Kapitalist zu vermeiden und trotzdem die marxi- 
stische Terminologie beizubehalten, verdankt z. B. auch das Wortungetüm „Arbeitgeber- 
klasse“ seine Entstehung (vgl. Jb. 1929). 

84)  Nölting, „Der volkswirtschaftliche Sinn... “, a.a.0.,S. 169. 

85)  Vel.z.B. „Gegenwartsaufgaben...“,S.9. Am besten, weil die Konfusion dort am deut- 
lichsten: Fritz Tarnow, ‚Warum arm sein? “, Berlin 1928, S. 9 passim (dieses Buch wurde 
von der Verlagsgeselischaft des ADGB angepriesen als „das, was der klassengewußte Ar- 
beiter jetzt braucht‘; zitiert nach dem „Roten Gewerkschaftsbuch‘“, S. 43). 

86) Siehe dazu weiter unten. Vgl. auch Fritz David, „Der Bankrott des Reformismus“, Ber- 
lin 1932, S.103 ff. und König, „Revisionismus....“,S. 145 ff. 

86a) Prot.1922,S.442f. 

87) Vgl. Ursula Hüllbusch, „Die deutschen Gewerkschaften in der Weltwirtschaftskrise“, in: 
Die Staats- und Wirtschaftskrise des deutschen Reiches, Stuttgart 1967, S. 126-534. Vgl. 
die entsprechenden Abschnitte der Jahrbücher. 
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stellungen impliziert. (89) 


Die ambivalente Haltung zum Staat drückt sich bei Leipart auch in termino- 
logischer Verwirrung aus: 


„Für den demokratischen Staat ist es eine Notwendigkeit, daß er von sich aus Wirtschaftspoli- 
tik treibt für das Volk. Der demokratische Staat ist nicht mehr der Obrigkeitsstaat von früher, 
sondern soll der Volksstaat sein. Als solcher ist der demokratische Staat gezwungen, mehr 
Wirtschaftspolitik zu treiben .. . Der demokratische Staat muß aber auch um seiner selbst 
willen seinen Einfluß auf die Wirtschaft ausüben. Denn Demokratie im Staate und Autokra- 
tie in der Wirtschaft vertragen sich nicht auf die Dauer. Wer also das demokratische System in 
der Staatsverwaltung schützen und aufrechterhalten will, muß dafür sorgen, daß auch in der 
Wirtschaft die Demokratie durchgeführt wird.‘ (90) 


Einerseits ist in der Forderung nach einer evolutionären Entwicklung zur 
Wirtschaftsdemokratie als einer notwendigen ‚Untermauerung‘ der politischen De- 
mokratie eine Vorstellung vom Zusammenhang .zwischen den Widersprüchen der 
Gesellschaft und der bestehenden Form des bürgerlichen Staates noch enthalten, 
indem die Lösung der Widersprüche, wenn auch innerhalb der bürgerlichen Gesell- 
schaft, als Bedingung der wirklichen Demokratie erscheint. Andererseits ist aber 
auch die Tendenz zur Anerkennung des Staates als einer gegenüber den Widersprü- 
chen der bürgerlichen Gesellschaft selbständigen Institution deutlich sichtbar. (91) 

Auch Hilferding schreibt zwar einerseits, ‚daß es historisch falsch und irre- 
führend .... (sei), von ‚bürgerlicher Demokratie‘ zu reden“ (weil die Demokratie 
die „Sache des Proletariats““ gewesen sei), und als den entscheidenden „Wider- 
spruch“ formuliert: „politisch gibt es das Besitzprivileg nicht mehr, aber noch 
ökonomisch“ (weshalb es darauf ankomme, ‚die Hand auf den politischen Hebel 
des Staates zu legen und dadurch auch das ökonomische Besitzprivileg zu beseiti- 
gen“). Aber andererseits endet er doch schließlich mit einer Einschätzung des Staa- 


88) Vgl. unter anderen: Lothar Erdmann, „Gewerkschaften und Sozialismus“, in: DA, 
1925, S. 656-674; ders., „Nation, Gewerkschaften und Sozialismus“, in: DA, 1922, 
S. 129-161. Bei Erdmann wird auch die Wendung zu einem ‚ethischen Sozialismus‘ be- 
sonders deutlich. 

89) Entfällt. 

90) Theodor Leipart, „Gewerkschaften und Volk“, in: DA, 1926, S. 8; vgl. Richard Seidel 
„Staatsvereinigung — Staatsbejahung“, in DA, 1926, S. 630 f. 

91) Vgl. Müller/Neusüß, „Sozialstaatsillusion .... “, S. 53, die die revisionistische Staats- 
theorie ebenfalls dahingehend charakterisieren, daß sie „zwar verbal am Primat der Ge- 
sellschaft, des Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital festhält, aber die Fähigkeit 
des Staates zur Regulierung des gesellschaftlichen Widerspruchs behauptet, den Staat 
zum Subjekt erhebt.“ 
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tes als einer von ihrem sozialen Inhalt unabhängigen Instanz: „Betriebs- und Wirt- 
schaftsführung als Angelegenheit der Gesellschaft zu betrachten, ist gerade das so- 
zialistische Prinzip, und die Gesellschaft hat kein anderes Organ, durch das sie be- 
wußt handeln kann als den Staat.“ (92) 


2. Die gewerkschaftliche Organisation 


Die Einschätzung der Rolle des Staates und der gewerkschaftlichen Aufgaben korres- 
pondiert mit einer bestimmten Struktur und Politik der Organisation, auf die hier 
wenigstens kurz eingegangen werden soll. Dabei sind zunächst der fortschreitende 
Ausbau des Apparats, die Ausdehnung des Aufgabengebiets und die Veränderungen 
im Bildungswesen zu berühren. 

Einen Eindruck von dem Umfang der Tätigkeit des Apparats geben Leipart 
und Erdmann: 


„Die Grenzen der Wirksamkeit der Gewerkschaften erweitern sich von Jahr zu Jahr. Sie erhiel- 
ten Vorschlagsberechtigung und Benennungsbefugnisse für eine Reihe von öffentlich-rechtli- 
chen Körperschaften, sie wurden berufen zur Mitwirkung an der Gesetzgebung, an der sozia- 
len Selbstverwaltung wie an der Regelung gesamtwirtschaftlicher Fragen. Ein erheblicher Teil 
ihrer Vertrauensleute übt als Betriebsräte gesetzlich anerkannte Funktionen aus, eine ‚Personal- 
union‘, die dem Sinn des Betriebsrätegesetzes entspricht. Vertreter der Gewerkschaften sind in 
den Organen der Sozialversicherung tätig: sie wirken als Beisitzer in den Schlichtungsausschüs- 
sen; sie fungieren als Richter in allen Instanzen der Arbeitsgerichtsbarkeit und können als Pro- 
zeßbevollmächtigte vor den Arbeitsgerichten wie vor den Landesarbeitsgerichten verhandeln. 
Sie arbeiten mit in den Verwaltungsausschüssen der Arbeits- und Landesarbeitsämter wie im 
Verwaltungsrat der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. Im Ver- 
waltungsrat der Reichspost, in den Beiräten der Reichsbahn, der Reichswasserstraßen, des 
Branntweinmonopols, im Reichskohlenrat und Reichskalirat, im Reichselektrizitätsbeirat, im 
Zentralausschuß der Reichsbank usw. haben die Gewerkschaften ihre Vertreter. Die gewerk- 
schaftlichen Spitzenorganisationen sind die Benennungskörperschaften für die Berufung von 
Arbeitnehmermitgliedern in den Reichswirtschaftsrat. Ihre Führer wie die leitenden Angestell- 
ten der Bundesorganisation wirken in unmittelbaren Verhandlungen mit dem Reichsarbeits- 
ten der Bundesorganisationen wirken in unmittelbaren Verhandiungen mit dem Reichsarbeits- 
ministerium an der Vorbereitung insbesondere der sozialpolitischen und arbeitsrechtlichen Ge- 
setzentwürfe mit‘. (93) 


92) Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags der SPD in Kiel 1927, S. 172, 170. 
1924 schreibt Hilferding (wobei der Akzent etwas anders gesetzt ist): „Der Staat er- 
scheint nicht mehr als fast die einzige bewußte gesellschaftliche Organisation der ver- 
einzeiten Bürger, sondern diese sind jetzt in den Wirtschafts- und Intercssenorganisa- 
tionen zusammengefaßt, nicht mehr staatsunmittelbar, sondern organisationshörig. 
Staatliche Rechtsform und reale Organisationsmacht stehen in Spannung gegeneinan- 
der. Das Machtzentrum des Staates erscheint eingeschränkt und bedroht durch die wirt- 
schaftlichen Machtanhäufungen. (!) Das Problem der Demokratie ist neu gestellt.‘ Mit 
den folgenden Sätzen formuliert Hilferding dann die Aufgabe der ‚politischen Wissen- 
schaft‘: „‚Naturrechtliche Fiktionen, die immer noch fortlcben, sind völlig unzulänglich 
geworden. Eine eingehende Funktionsichre des demokratischen Staates tut not, die 
den Zusammenhang und die Beziehungen zwischen allen politisch bestimmenden Fak- 
toren analysiert, uns so mit dem Wesentlichen in der Politik das Wesen des Staates bloß- 
legt.“ („Probleme der Zeit“, S.13) 

93) Lothar Erdmann/Theodor Leipart, „Arbeiterbildung und Volksbildung“, Berlin 1928, 
Zitiert nach: Prot. 1928, S. 269 (vgi. auch ausführlich in „Wirtschaftsdemokratie ...‘“, 
vor allem S. 41 ff., 128 ff., 154 ff.). Die Aufzählung ließe sich natürlich noch erweitern 
und spezifizieren: Arbeitersekretäre, Gesellenausschüsse, Krankenkassenvorstände usw. 
Einige aus dem Jb. 1931 herausgegriffene Zahlen über ‚ehrenamtliche Vertretungen‘: 
etwa 300.000 Betriebsräte, 10.000 Vertreter in Gesellenausschüssen, 5.000 Vertreter in 
Ausschüssen der Berufsschulen, 10.000 Besitzer bei Arbeitsgerichten und 2.000 bei Ar- 
DEASHeRL, 50.000 Besitzer in den Sozialversicherungskörperschaften (Jb. 1931,S. +90 
). 


27 


Dazu kommen noch die eigentlichen innergewerkschaftlichen Aufgaben, das 
heißt vor allem das Kassen- und Unterstützungswesen, Gewerkschaftspresse, Bil- 
dungsarbeit, die Vorbereitung von und die Vertretung bei Tarifverhandlungen usw. 
In der Vorkriegszeit lag der Schwerpunkt in der Herausbildung eines ‚Gewerk- 
schaftsbeamtentums‘ vor allem bei diesen Tätigkeiten, vielleicht noch bei den Ar- 
beitersekretariaten. (94) In der Nachkriegszeit werden, bedingt durch die neuen Auf- 
gabengebiete, die Apparate der einzelnen Verbände stark ausgebaut, vor allem auch 
der Apparat des ADGB selbst — dieser durch die Bildung von Ortsausschüssen(1919, 
sie lösen die Gewerkschaftskartelle ab) und Bezirkssekretariaten (1922). (95) Die 
Tätigkeit des Apparates und auch der ehrenamtlichen Funktionäre läßt sich an der 
Aufgabenstellung des gewerkschaftlichen Bildungswesens ablesen, bei dem immer 
mehr die Zweckbildung — so z. B. Betriebsräteschulung im Arbeitsrecht usw. (96) 
— und die Auslese des ‚Führernachwuchses‘ — auf die die Vorstände den bestimmen- 
den Einfluß ausüben (97) — dominieren. 

Die Soziologie dieses Apparates gewinnt in dem Maße an Bedeutung, in dem 
sich die Entscheidung über die Entwicklungsrichtung der Gewerkschaften von den 
Mitgliedern zum Apparat hin verlagert und die nur-reformistische Politik damit eine 
relativ selbständige Basis erhält, der Apparat den Klassengegensatz zu ‚verwalten‘ 


94) Vgl. Dieter Fricke, „Zur Organisation und Tätigkeit der deutschen Arbeiterbewegung 
1890-1914“, Leipzig 1962, S. 251 f. Die Zahl der hauptamtlichen Funktionäre 1914: 
2867. Annähernd läßt sich die Zahl der Gewerkschaftsbeamten auch ermitteln an der 
Statistik der 1902 gegründeten „‚Unterstützungsvereinigung der in der modernen Arbei- 
terbewegung tätigen Angestellten“. Angaben bei Fricke (ebenda). Wenn einzelne Gewerk- 
schafter in Versicherungskörperschaften innerhalb der Sozialversicherungszweige saßen, 
so in der Regel in ihrer Eigenschaft als Versicherte, nicht als Gewerkschaftsvertreter. 

95) Vgl. Hermann Schlimme, „Mittel und Wege zur gewerkschaftlichen Machtentfaltung‘“, 
in! DA, 1927, S. 522 ff. Die Zahl der Gewerkschaftsangestellten (worin die hauptamt- 
lichen — Ser — Funktionäre wohl nicht enthalten sind), beträgt schließlich 1929: 
6514, 1930: 6987, 1931: 6716 (davon sind jeweils etwa 2800-3000 sog. ‚Hilfskräfte‘, 
also wohl Büroangestellte) (Angaben nach Ib. 1929, S. 247 ff.; Jb. 1930, S. 247 f.; 
Jb. 1931, S. 189 f.). Vgl. weiter zu den mit diesem Ausbau des Apparats verbundenen 
Tendenzen: Theodor Cassau, „Wirtschaftspolitischer Ausbau der Gewerkschaften“, in: 
Die Gesellschaft, 1924, Bd. 2, S. 79 ff.; Karl Zwing, „Wirtschaftsdemokratie — Wege, 
Voraussetzungen, Möglichkeiten“, in: GA, 1925, vor allem S. 126 f. (Zwing fordert die 
Heranbildung einer „breiten und tief gestaffelten gewerkschaftlichen Intellektuellen- 
schicht“, die den Kapitalisten ‚an Geistigkeit ebenbürtig‘ gegenübertreten kann). 

96) Zum Zweck dieser Schulung vgl. Fritz Fricke, „Zur Organisation der gewerkschaftlichen 

Bildungsarbeit“, in: DA, 1926, S. 351 ff. Fricke schreibt unter anderem: „Die Männer 
und Frauen der Arbeiterbewegung mußten äußerlich und innerlich auf die Mitwirkung 
in den Organen des neuen Staates eingestellt werden.‘ (Die Furcht Frickes, daß bei einer 
ungenügenden Schulung des Nachwuchses beim „Absterben der alten Führergeneration“ 
auf die „zweite Garnitur“ zurückgegriffen werden müsse, scheint allerdings im Nach- 
hinein — angesichts der nach 1945 wieder in leitende Positionen zurückkehrenden Ge- 
werkschaftsführer (vgl. Eberhard Schmidt, „Die verhinderte Neuordnung 1945-52“, 
Frankfurt/M. 1970, S. 48 ff.) recht unbegründet.) 
Vgi. weiter im Referat von Hessler (Sachbearbeiter des BuVo) auf dem Hamburger Kon- 
greß 1928, Prot. S. 266 ff. Hinweise auf die zweckgerichtete Ausbildung vor allem bei 
den Bezirkssekretariaten in den Jahrbüchern, z. B. Jb. 1931, S. 198; Jb. 1930, S. 257; 
Jb. 1929, S. 265 usw. 

97) Vgl. „Rotes Gewerkschaftsbuch“, S. 87 f. Bei Hessler hört sich das so an: „Wer durch 
diese Schulen geht, muß dem Verbandsvorstand in seinem ganzen Wesen bekannt sein, 
wird doch auf ihn als Ersatz bei Anstellungen zurückgegriffen.“ (Prot. 1928, S. 272). 
Unter ‚diese Schulen‘ sind die Bundesschule des ADGB, die staatlich subventionierten 
Wirtschaftsschulen in Düsseldorf und Berlin sowie die Akademie der Arbeit in Frankfurt 
zu verstehen. Die dort Studierenden werden in den meisten Fällen direkt von den Ge- 
werkschaften finanziell unterstützt. 


beginnt. Das Dilemma einer Analyse, die das Verhältnis von Apparat und reformi- 
stischer Politik nicht in Beziehung setzt zu einer eigenen Bestimmung der in der 
konkreten historischen Situation notwendigen Politik und von daher den nötigen 
Grad und die Form der Organisation (z. B. in bezug auf ‚Zentralisierung‘) zu be- 
stimmen sucht, zeigt sich z. B. im ‚Roten Gewerkschaftsbuch‘. Dort wird aus der 
Einschätzung, daß die Entwicklung der ADGB-Bürokratie „in erster Linie das Er- 
gebnis der reformistischen, den kapitalistischen Staat bejahenden Politik und Tätig- 
keit der Gewerkschaften unter ihrer sozialdemokratischen Führung“sei, gefolgert: 
„Mit dem Augenblick, wo diese Führung fällt, wo die Gewerkschaften wieder als 
grundsätzliche Gegner des kapitalistischen Systems... . auftreten, würde auch eine 
grundlegende Änderung des ganzen Gewerkschaftsapparates und seiner Bürokratie 
eintreten.“ (98) Denn mit dieser Forderung, die auf eine Eroberung des Apparats 
durch die Opposition zielt, wird die notwendige Bestimmung der wechselseitigen 
Abhängigkeit von reformistischer Politik und ihrer sozialen Basis im Apparat, die 
Analyse der Funktion der Gewerkschaften in der Verwaltung des Klassenkampfes 
(zumindest in Zeiten ‚normal‘ fortschreitender Akkumulation des Kapitals) und 
der reformistischen Illusionen der Arbeiterschaft selbst umgangen. In der vorlie- 
genden Arbeit kann dieses Problem nicht weiter verfolgt werden; es soll nur kurz 
illustriert werden, wie sich innerhalb der nur-reformistischen Politik das Verhält- 
nis der Gewerkschaftsführung zur Masse und zum Staat für die Führung selbst dar- 
stellt und wie das Verhältnis von Streik und Organisierung sich verkehrt. 

Zum ersten: Bereits ein flüchtiger Überblick über die Jahrbücher des ADGB 
zeigt, daß das Hauptgewicht der Tätigkeit der ADGB-Bürokratie auf dem Gebiet 
der Sozial- und Wirtschaftspolitik in der direkten Zusammenarbeit mit der staat- 
lichen Verwaltung, in der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen, im Verfassen von 
‚Kundgebungen‘, „Entschließungen‘ usw. liegt. Dabei wird in der Vertretung der 
gewerkschaftlichen Forderungen eine Taktik befolgt, wie sie bei Marx für die eng- 
lischen Fabrikinspektoren der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts geschildert wird 
(99): Es werden Warnungen an die Regierung gerichtet, die auf die Kampfbereit- 
schaft der Arbeiter in bevorstehenden Auseinandersetzungen — zum Beispiel bei 
der Durchbrechung des Achtstundentags, beim Abbau der Sozialversicherung — 
hinweisen und die Regierung zu Verhandlungen veranlassen sollen. Ein ‚Einsatz‘ 
der ‚Masse‘ ist nur als geplanter denkbar, allenfalls im Zusammenhang mit einer 
parlamentarischen Aktion. So erwidert Leipart auf die Angriffe der Opposition 
1922: 


„Die neuen Wege, die Kollege Walcher (KPD, Verf.) zum Schluß uns gewiesen hat, sind sehr 
dürftig, zum Beispiel die aktive Mitwirkung der Massen. Als ob das ein neuer Weg wäre, als ob 
wir uns nicht fortgesetzt beklagen, daß uns die Massen im Stich lassen, daß sie nicht genügend 
mitwirken .... . Sorgt dafür, daß die Massen mehr aktiv werden, daß sie sich mehr beteiligen 
am Gewerkschaftsleben, daß sie immer zur Stelle sind, wenn sie gerufen werden.‘ (100) 


98) „Rotes Gewerkschaftsbuch“, S. 94 f. Zur Analyse des Apparats vgl. S. 77 ff. Eine gründ- 
liche Analyse kann natürlich nicht bei der Soziologie der Gewerkschaftsbeamten selbst 
stehenbleiben. In bezug auf die Gewerkschaften — von der SPD ganz abgesehen — muß 
der Kreis erweitert werden um die Gewerkschaftsvertreter, die z. B. in SPD-regierten 
oder mitregierten Kommunen und Ländern in die jeweilige Verwaltung eingetreten sind 
(auch politische Beamte), als Angestellte oder Beamte in halbstaatlichen, staatlich sub- 
ventionierten (z. B. Arbeiterbildung, Volksbildung) Institutionen, weiter in den verschie- 
denen Zweigen der Sozialversicherung tätig sind; daneben noch gewerkschaftliche Eigen- 
betriebe, Genossenschaften usw. 

99) Karl Marx, „Das Kapital“, 1. Band, MEW 23, Berlin (DDR), 1966, Kapitel 8. 

100) Prot. 1922, S. 397 (vgl. auch Fußnote 46). 
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Zum zweiten: Das Verhältnis von Streik und Organisation versucht Seidel 
in einer Artikelserie in der ‚Arbeit‘ zu klären, deren Zielsetzung eıst auf den letz- 
ten Seiten deutlich wird, wenn er „Ursprung und Wesen der kommunistischen Ge- 
werkschaftstaktik“ angreift und diese Taktik als einen Rückfall in die Anfänge der 
Gewerkschaftsbewegung darzustellen sucht: die Kommunisten seien mit Luxem- 
burg (101) der Auffassung, daß der Kampf um politische sich vom Kampf um öko- 
nomische Ziele nicht trennen lasse und daß die gewerkschaftliche Organisation in 
größeren Streiks aufs Spiel gesetzt werden müsse, um gestärkt aus dem Kampf her- 
vorgehen zu können. (102) Bei Seidel dagegen ist die Erhaltung der Organisation 
das oberste Gebot: „Nicht aus dem Streik erneuert sich die Organisation, sondern 
aus der Organisation erneuert sich — auf die Dauer — der Streik.“ (103) Diese Auf- 
fassung resultiert aus der Zielbestimmung der Gewerkschaftsbewegung: „Verbes- 
serung der Arbeitsbedingungen in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung“, „ein 
Prozei3 von unabsehbarer Dauer .... Sein Gesamtziel löst sich auf in zahlreiche, be- 
ständig neu gesetzte Einzelziele: nach Pfennigen berechnete Erhöhungen des Loh- 
nes und einzelne, Punkt für Punkt in Angriff genommene Verbesserungen anderer 
Bedingungen des Arbeitsvertrages.‘“ Aus dieser Unterscheidung zwischen Einzel- 
zielen und Gesamtzweck folgt nach Seidel, daß kein Streik, schon gar nicht ein poli- 
tischer, den Bestand der Organisation gefährden darf. Der Unterschied zu den An- 
fängen der Gewerkschaftsbewegung zeigt sich so vor allem in der veränderten Wir- 
kung der Krise: Früher nalım der spontane Kampf der Arbeiter, vielfach direkt aus- 


101) Rosa Luxemburg, „Massenstreik, Partei und Gewerkschaften“, in: Politische Schriften, 
Frankfurt/M. 1966, Bd. 1, S. 135 ff. 

102) Richard Seidel: „Streikunterstützung als Aufgabe der Spitzenorganisation“, in: DA 1931, 
S. 52 ff., ‚Zentralverband und Spitzenorganisation bei der Führung von Arbeitskämpfen“, 
in: DA 1931, S. 118 ff.; „Idee und Methode der Arbeitseinstellung“, in: DA 1931, S. 264 
ff. Die beiden ersten Teile behandeln die Herausbildung der Generalkommission und die 
Entwicklung ihrer Aufgaben; hier S. 280 f. Dieser Auffassung entspricht die Aussage, daß 
derlei Relikte aus der Frühzeit der Bewegung ihre Parallele in noch rückständigen Län- 
dern finden, „wohl in erster Linie... . in weiten Gebieten Asiens“ (S. 282). Vgl. weiter: 
Fritz Tarnow, „Wandlungen im Tarifvertragswesen“, in: DA, 1924, S. 10 £. 

103) Seidel, „Idee und Methode... “, a.a.O., $. 281. Mit dieser Entwicklung werden die 
Streikreglements der einzelnen Verbände, die ursprünglich der notwendigen Zentrali- 
sierung und Koordination der Lohnkämpfe dienten, zu einem Mittel in den Händen der 
Vorstände, um ‚unerwünschte Kämpfe‘ abzubrechen oder die finanzielle Unterstützung 
zu verweigern. Diese Entwicklung setzt bereits vor dem 1. Weltkrieg ein. 


30 


gelöst durch den Druck einer Krise, wegen der politischen Rechtlosigkeit der Mas- 
sen (kein Koalitionsrecht) fast immer den Charakter einer „politischen Revolte“ an. 
Mit der wachsenden „Einsicht in die Bedingungen des organisierten proletarischen 
Klassenkampfes“ und „zugleich mit der Unterscheidung zwischen der politischen 
und wirtschaftlichen Zwecksetzung der Arbeiterbewegung und der Trennung zwi- 
schen den Organisationen und Mitteln für diese verschiedenen Zwecke“ bilden sich 
„teifere Formen des Klassenkampfes aus.“ „Nun gilt es als das schlichteste, allsei- 
tig gebilligte und zugleich oberste Gesetz def gewerkschaftlichen Kampfesführung, 
Streiks in Krisenzeiten tunlichst zu vermeiden. Warum? Die Organisation besteht 
aus beständig wirkender Macht und besitzt andere Mittel zum Schutze der von der 
Krisis bedrohten Arbeitsbedingungen.“ (104) 

Die Kritik Luxemburgs bleibt also auch für die Entwicklung der Gewerkschaf- 
ten während der Weimarer Republik aktuell, wenn sie schreibt (nachdem sie auf die 
Überschätzung der Organisation hingewiesen hat): 


„Die beständig von dem ökonomischen Kleinkrieg absorbierten Gewerkschaftsleiter, die es zur 
Aufgabe haben, den Arbeitermassen den hohen Wert jeder noch so geringen ökonomischen Er- 
rungenschaft, jeder Lohnerhöhung oder Verkürzung der Arbeitszeit plausibel zu machen, kom- 
men allmählich dahin, daß sie selbst die größeren Zusammenhänge und den Überblick über die 


104) Ebenda, S. 271-73. Dementsprechend haben die Gewerkschaften auch in der Weltwirt- 
schaftskrise gehandelt. Bereits in den Jahren nach 1890 hatten in einzelnen Verbänden 
Auseinandersetzungen stattgefunden, ob die Gewerkschaften ein eigenes Unterstützungs- 
wesen aufbauen sollten, weil — so die Gegner — dadurch der Charakter der Gewerkschaf- 
ten als Kampforganisation verloren gehen könne. Im Laufe der Zeit nahmen die Unter- 
stützungszahlungen denn auch einen immer größeren Teil der Mittel der Gewerkschaften 
in Anspruch. Nach einer Tabelle aus dem Jb. 1931, S. 304 ff. ist die folgende Übersicht 
zusammengestellt (im Jb. findet sich Aufschlüsselung nach einzelnen Verbänden, den 
verschiedenen Unterstützungsarten usw.): 


Für 1924 und 1931 sind die übrigen Angaben mit angegeben, um einen Vergleich über ihren An- 
teilan den Gesamtausgaben zu ermöglichen. 


Gesamt- Unter- Arbeits- davon ohne Streiks mit 
ausgaben stützungen kämpfe Arbeitsein- Aussperrun- 
stellung gen 

1931 215,6 109,9 10,6 1,7 7,8 
1930 241,2 123,5 9,9 1,8 72 
1929 202,9 86,8 13,3 2,0 10,0 
1928 189,4 62,5 32,2 2,3 28,9 
1927 129,5 41,0 11,4 1,6 8,9 
1926 135,5 62,1 6,1 1,4 3,5 
1925 125,9 33,0 29,7 1,5 26,0 
1924 69,1 10,3 16,7 1,2 14,7 


Presse und Agitation und Verwaltungskosten Sonstiges 


Bildung Organisation (persönliche und 
sachliche) 
1931 11,2 19,0 53,4 11,5 
1994 3,8 8,4 232 4,7 


(in Mio, auf Hunderttausend gerundet) 
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Gesamtlage verlieren. Nur dadurch kann erklärt werden, daß die deutschen Gewerkschaftsfüh- 
rer zum Beispiel mit so großer Genugtuung auf die Errungenschaften der letzten 15 Jahre, auf 
die Millionen Mark Lohnerhöhungen hinweisen, anstatt umgekehrt den Nachdruck auf die an- 


dere Seite der Medaille zu legen: .. . auf all die objektiven Tendenzen der bürgerlichen Politik, 
die jene Errungenschaften der 15-jährigen gewerkschaftlichen Kämpfe zu einem großen Teil 
wieder illusorisch machen ... .Und schließlich wird aus dem Verschweigen der dem gewerk- 


schaftlichen Kampfe gezogenen objektiven Schranken der bürgerlichen Gesellschaftsordnung 
eine direkte Feindseligkeit gegen jede theoretische Kritik, die auf diese Schranken im Zusam- 
menhang mit den Endzielen der Arbeiterbewegung hinweist. Die unbedingte Lobhudelei, der 
grenzeniose Optimismus werden zur Pflicht jedes ‚Freundes der Gewerkschaftsbewegung‘ ge- 
macht.“ (105) 


3. ‚Organisierter Kapitalismus‘ und ‚Wirtschaftsstaat‘ 


Die Theorie des organisierten Kapitalismus und die damit zusammenhängende Auf- 
fassung von den Möglichkeiten und dem Umfang der Staatseingriffe müssen aus 
verschiedenen Gründen behandelt werden. (105a) 

Erstens wird die Theorie des organisierten Kapitalismus von den Verfechtern 
der Wirtschaftsdemokratie selbst als eine Grundlage für ihre Strategie betrachtet. 
So zum Beispiel bei Naphtali u. a., wenn es dort heißt: 


„Zwei Reihen von Entwicklungserscheinungen waren es, die zwangsläufig diesen Weg der De- 
mokratisierung in den Vordergrund rückten und damit die Ideen des Sozialismus mit denen 
der Wirtschaftsdemokratie verbunden haben... Die erste Reihe geht aus von den Veränderun- 
gen im Wesen und in der Struktur des Kapitalismus selbst .... Vom individualistischen Kapita- 
lismus freier Konkurrenz zum organisierten Kapitalismus — so lautet die stichworthafte Be- 
zeichnung für die große Linie der Entwicklung.“ (106) 


Zweitens bildet die Theorie des organisierten Kapitalismus die Grundlage für 
die reformistische Strategie der Zusammenarbeit der Klassen, weil in ihr zwei für 
die Praxis des Reformismus notwendige Voraussetzungen enthalten sind: Die Vor- 
stellung von einer wachsenden Planmäßigkeit innerhalb des Kapitalismus, und, da- 
von abgeleitet, die Möglichkeit zu einer evolutionären Überwindung der Gegensätze 
auf Basis einer andauernden Prosperität. Nur darauf kann die politische Taktik der 
Gewerkschaften und der Sozialdemokratie aufbauen, nur dadurch ist die Chance 
für eine Weiterführung der Sozialreform und erfolgreichen Lohnkampf vorhanden. 

Historisch ist der Weg allerdings umgekehrt. Die Theorie vom organisierten 
Kapitalismus muß als Rechtfertigung für die in der reformistischen Praxis begrün- 
dete Auffassung von der Rolle des Staates herhalten. Die Loslösung der politischen 


105) Luxemburg, ‚„Massenstreik ... “, S. 220 f.; auch ein weiterer Punkt der Kritik Luxem- 
burgs blieb aktuell: ihr Angriff gegen die Auffassung vom Massenstreik als eine „Art 
Taschenmesser“ (S. 141); der IGB-Kongreß von Rom hatte die Vorkriegsbeschlüsse in 
bezug auf einen Genceralstreik gegen den Krieg ‚erneuert‘, cin Vorgang, der auf dem Leip- 
ziger Gewerkschaftskongreß (1922) per Resolution begrüßt wird; als aber ein oppositio- 
neller Redner darauf hinweist, daß die Vermeidung des nächsten Krieges propagieren 
heißt, den Bürgerkrieg vorzubereiten, herrscht einmütige Empörung. 

105a) L. Leontjew (,‚Der ‚organisierte Kapitalismus‘ und die Wirtschaftsdemokratie“, in: Unter 
dem Banner des Marxismus, 1929, S. 660 ff.) schreibt dazu: „Die auf der Vorstellung 
vom organisierten Kapitalismus beruhende Theorie der Wirtschaftsdemokratic wird im- 
mer mehr zum Eckpfeiler der gegenwärtigen reformistischen Ideologie. Wenn auch 
nicht die dieser Lehre innewohnende Tiefe und das theoretische Interesse, so muß uns 
doch deren Schädlichkeit dazu veranlassen, diesem Punkt des ideellen Schaffens der mo- 
dernen Sozialdemokratie eine gewisse Aufmerksamkeit zu widmen.“ (S. 660). 

106) „Wirtschaftsdemokratie...“,S. 17: vgl. Prot., 1928, 8. 174 f. 
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Taktik von dieser Art ‚Kapitalismustheorie‘, damit der Primat der Taktik, zeigt sich 
schlagend an der Haltung der Gewerkschaften und der SPD gegenüber der Weltwirt- 
schaftskrise. Nachdem nämlich die Theorie vom organisierten Kapitalismus offen- 
sichtlich obsolet geworden war, blieb ihnen nur noch der Appell an den Staat und 
die Forderung nach einer ‚aktiven Konjunkturpolitik‘ (das heißt Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, vor allem durch Kreditschöpfung) und nach dem ‚Umbau der 
Wirtschaft‘ (das heißt staatliche Lenkungsmaßnahmen) (dazu siehe den folgenden 
Abschnitt und den Schluß, IV. 2). Gemäß dieser Funktion der Theorie müssen 
Theorie und Praxis der Gewerkschaften (und der SPD) auseinanderfallen. So rich- 
tet sich denn auch in der Praxis der Kampf der Gewerkschaften gegen die segens- 
reichen Auswirkungen der ‚Organisierung‘: die Preispolitik der Kartelle, die Subven- 
tionierung einzelner Industriezweige durch den Staat, die Einführung von Schutz- 
zöllen (die den Bestand der Kartelle sichern helfen), die daraus resultierende Ver- 
teuerung der Lebenshaltung usw. Hier bewährt sich dann allerdings das bereits 
oben angedeutete Verfahren, die Lösung dieses Widerspruchs darin zu suchen, daß 
Kartellierung und Zentralisation der Kapitale ‚im Prinzip‘ die Tendenz zur Plan- 
mäßigkeit in sich tragen, nur die fehlende Beteiligung der Gewerkschaften, des 
(demokratischen) Staates, die (immer noch) vorhandene kapitalistische Hülle (unter 
der sich diese Vorgänge vollziehen) die reine Durchsetzung des Prinzips verhindern. 

Im folgenden soll nun die Theorie des organisierten Kapitalismus kurz darge- 
stellt werden, wobei ich mich vor allem auf’ Hilferdings Schriften stütze. Hierbei er- 
weist es sich als nützlich, auch auf Hilferdings ‚Finanzkapital‘ (von 1910) zurückzu- 
greifen. (107) Einerseits trägt Hilferding in dieser Schrift selbst zur Kritik seiner 
späteren Auffassung bei, andererseits wird in der Ersetzung des Produktions- durch 
das Zigentumsverhältnis und der Vorstellung von der wachsenden Organisation 
durch die Herrschaft des Finanzkapitals der Anknüpfungspunkt für die Theorie des 
organisierten Kapitalismus schon hier deutlich. 

Nach der Behandlung der Ursachen der Kartellierung und der Schranken der 
Preiserhöhung durch Kartelle stellt Hilferding im ‚Finanzkapital‘ die Frage nach der 
Grenze der Kartellierung (107a) 


n... diese Frage muß dahin beantwortet werden, daß es eine absolute Grenze für die Kartellie- 
rung nicht gibt. Vielmehr ist eine Tendenz zu stetiger Ausbreitung der Kartellierung vorhanden. 
... Als Resultat des Prozesses ergäbe sich dann ein Generalkartell. Die ganze kapitalistische 
Produktion wird bewußt geregelt von einer Instanz, die das Ausmaß der Produktion in allen ih- 
ren Sphären bestimmt. Dann wird die Preisfestsetzung rein nomineli und bedeutet nur mehr die 
Verteilung des Gesamtprodukts auf die Kartellmagnaten einerseits, auf die Masse der anderen 
Gesellschaftsmitglieder andererseits ....... Es ist die bewußt geregelte Gesellschaft in antagonisti- 
scher Form. Aber dieser Antagonismus ist Antagonismus der Verteilung. 

...5o erlischt im Finanzkapital der besondere Charakter des Kapitals (damit meint H. die 
Trennung von industriellem und Bankkapital, Verf.). Das Kapital erscheint als einheitliche 
Macht, die den Lebensprozeß der Gesellschaft souverän beherrscht .... . 

Zugleich erscheint das Eigentum, konzentriert und zentralisiert in der Hand einiger größter 
Kapitalassoziationen, unmittelbar entgegengesetzt der großen Masse der Kapitallosen. Die Frage 
nach den Eigentumsverhältnissen erhält so ihren klarsten, unzweideutigsten, zugespitzesten 
Ausdruck, während die Frage nach der Organisation der gesellschaftlichen ökonomie durch 
die Entwicklung des Finanzkapitals selbst immer besser gelöst wird.“ 


107) Rudolf Hilferding, „Das Finanzkapital“, Wien 1923, vor allem die Kapitel: „Die Preis- 
bestimmung der kapitalistischen Monopole. Geschichtliche Tendenz des Finanzkapitals“ 
(15. Kapited), S. 285 ff. und „Die Änderungen im Krisencharakter. Kartelle und Krisen“ 
(20. Kapitel), S. 358 ff. 

107a) Die folgenden Zitate auf den Seiten 295 f., 466 und 476 t. 


3 Probleme des Klassenhampfs Nr. 6 


Und über die ‚historische Tendenz‘ des Finanzkapitals schreibt Hilferding 
am Ende des Bandes: 


„Ökonomische Macht bedeutet zugleich politische Macht. Die Herrschaft über die Wirtschaft 
gibt zugleich die Verfügung über die Machtmittel der Staatsgewalt. Je stärker die Konzentra- 
tion in der wirtschaftlichen Sphäre, desto unumschränkter die Beherrschung des Staates... .. 
Das Finanzkapital in seiner Vollendung bedeutet die höchste Stufe ökonomischer und politi- 
scher Machtvollkommenheit in der Hand der Kapitaloligarchie. Es vollendet die Diktatur der 
Kapitalmagnaten.“ (467 f) 


Wie stellt sich nun aber für Hilferding der ‚organisierte Kapitalismus‘ dar? Als 
erstes Beispiel bietet sich hier seine Rede auf dem Betriebsrätekongreß des ADGB 
von 1920 an. (108) In bezug auf die Machtverhältnisse der Klassen stellt er dort zu- 
nächst fest, daß während des Krieges eine Entwicklung eingesetzt habe, die zu einer 
„inneren Festigung des Kapitalismus“ durch die Ablösung der beherrschenden Rolle 
der Aktiengesellschaften und großen Banken durch „eine immer schärfer betonte 
persönliche Herrschaft einzelner ganz großer Kapitalmagnaten““ geführt habe. In 
bezug auf die „Organisierung der Produktion‘ selbst unterscheidet Hilferding dann 
drei Stufen: Verdrängung des Kleinbetriebs durch den Großbetrieb in den wichtig- 
sten Industriezweigen; Verständigung der großen Unternehmen untereinander „über 
Einschränkung und Ausschaltung der Konkurrenz“; fortschreitende Verbindung der 
zu Kartellen und Trusts vereinigten Industriezweige mit dem Finanzkapital. (109) 


„Diese Organisationstendenzen innerhalb des Kapitalismus können zweifellos noch außerordent- 
lich verstärkt werden. Die Frage aber, um die es sich für uns handelt, die von der Arbeiterklasse 
zu beantworten ist, ist nicht die Frage nach einer organisierten Wirtschaft überhaupt, sondern 
ist die Frage ob diese Wirtschaft kapitalistisch hierarchisch organisiert sein soll oder demokra- 
tisch sozialistisch ... .. Wir als Arbeiterklasse haben zu entscheiden, .... ob wir nicht... verlan- 
gen sollen und müssen, daß diese Organisation der Produktion ausgenutzt wird von der großen 
Masse der wirklich produzierenden Kopf- und Handarbeiter, ausgeübt wird nicht im Interesse 
einzelner Kapitalmagnaten, sondern im Interesse der Gesamtheit der gleichberechtigten Gesell- 
schaftsmitglieder.‘‘ (110) 


In einem programmatischen Artikel im ersten Heft der ‚Gesellschaft‘ (1924) 
geht Hilferding vom selben Ausgangspunkt aus. Über die Vergesellschaftung des 
Arbeitsprozesses im Großbetrieb, in ganzen Industriezweigen gehe die Entwicklung 
zur „Vergesellschaftung der vergesellschafteten Industriezweige untereinander. Da- 
mit wächst zugleich die bewußte Ordnung und Lenkung der Wirtschaft, die die 
immanente Anarchie des Kapitalismus der freien Konkurrenz auf kapitalistischer 
Basis zu überwinden strebt.‘“ Das Resultat dieses Prozesses, die hierarchisch organi- 
sierte Wirtschaft, führt zu einem neuen Grundwiderspruch: 


„Der bewußt geregelte Charakter der Wirtschaft gerät mit der ‚zufällig‘ aus der früheren Epoche 
des unorganisierten Kapitalismus überkommenen gegensätzlichen Eigentumsgrundlage in offen- 
baren, nicht mehr zu verhüllenden Widerspruch. Er wird beseitigt durch die Umwandlung der 


108) Hilferding, „Die Sozialisierung und die Machtverhältnisse der Klassen“, Berlin 1920. 
Begriff (und Sache) des organisierten Kapitalismus bei Hilferding schon 1915; vgl. 
Wilfried Gottschalch, „‚Strukturveränderungen der Gesellschaft und politisches Handeln 
in der Lehre von R, Hilferding“, Berlin 1962, S. 190. 

109) Diese ‚Reihenfolge‘ wird gelegentlich auch modifiziert. So in „Wirtschaftsdemokratie...“, 
S. 26: Vergesellschaftung der Arbeit im Großbetrieb; Vergesellschaftung des Kapitals 
in der Aktiengesellschaft, Vergesellschaftung der Unternehmungen durch Eingehen in 
über dem Einzelunternehmen stehende „gesellschaftliche Bindungen“. 
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hierarchisch organisierten in die demokratisch organisierte Wirtschaft... “*. 


Die Lösung dieses ‚Widerspruchs‘ muß nun aber allmählich erfolgen, da sich 
im Unterschied vom „Übergang der politischen Macht von einer Klasse auf eine an- 
dere“, der sich revolutionär und in „einem relativ kurzen Akt“ vollziehen kann, die 
„Ausgestaltung der Ökonomie stets nur in andauernder organischer Entwicklung, 
also evolutionär“, durchsetzen kann. 


„Es ist klar, daß die Herstellung der Wirtschaftsdemokratie ein ungeheuer kompliziertes Prob- 
lem ist, dessen Bewältigung sich nur in einem langdauernden historischen Prozeß vollziehen 
kann, in dem die fortschreitende Organisation der Wirtschaft durch das konzentrierte Kapital 
zugleich immer mehr der demokratischen Kontrolle unterworfen wird.“ 

„Wie in der Politik das auf Geburtsrecht basierte Privileg der Herrschaft des Königs und 
Aristrokratie der politischen Gleichheit den Platz räumt, so bekämpft die Masse der Produzen- 
ten, auf die auch immer mehr von dem Eigentum sich loslösende Funktionen der Leitung des 
Produktionspro zesses übergehen, das erbliche Eigentumsprivileg, sofern es Herrschaft über die 
Produktion und Aneignung gesellschaftlicher Macht bedeutet.‘ (111) 


Ein weiterer zentraler Punkt, der die dem Staat zugedachte Rolle bei der Ver- 
wirklichung der Wirtschaftsdemokratie und zugleich die Illusion von der Neutralität 
des Staates zeigt, wird ebenfalls hervorgehoben: 


„Die Spitzen der Wirtschaftshierarchie stoßen an die auf demokratischer Grundlage errichtete 
politische Organisation. Sie suchen die Außen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik der Staaten, die 
Zusammensetzung der Regierung und der Verwaltung, die politischen Parteien entscheidend 
zu beeinflussen, die Wirtschaftsmacht unmittelbar in politische Macht umzusetzen. So wird das 
Verhältnis des Staates zu den großen Monopolen aufgerollt.‘ (112) 


Ging der Kapitalismus nach Hilferding bisher doch noch an der ‚gegensätzli- 
chen Eigentumsgrundlage‘ zugrunde, so wird auch dies in der Rede auf dem Kieler 
SPD-Parteitag von 1927 fallengelassen: Der Kapitalismus geht nun daran zugrunde, 
daß er die der Ära der freien Konkurrenz angehörende liberale Ideologie selbst 
desavouiert, indem er „an die Stelle der Konkurrenz aus Eigennutz eine wissen- 
schaftliche Methode des Wettbewerbs“ setzt. (113) Und bei Tarnow heißt es: „Da- 
mit gibt der Kapitalismus selbst den Haupteinwand auf, den er gegen den Sozialis- 
mus erheben kann, und damit fällt der letzte psychologische Einwand gegen den 
Sozialismus.‘ (113a) Deshalb kann sich auch „das Gefühl“ ausbreiten — so Hilfer- 
ding 3 


„daß... der Privatbetrieb, die Wirtschaftsführung des einzelnen Unternehmers aufgehört hat, 
Privatsache dieses Unternehmers zu sein. Die Gesellschaft hat verstanden, daß es ihr Interesse 
ist, wenn die Produktivität in jedem einzelnen Betriebe gesteigert wird, wenn also der betreffen- 
de Wirtschaftsführer auch wirklich seine technische und organisatorische, produktionssteigernde 
Pflicht als Unternehmer erfüllt.“ (Weshalb sich die ‚Gesellschaft‘ auch die behördliche Förde- 
rung von Rationalisierungsmaßnahmen, zum Beispiel durch des RKW, angelegen sein läßt. (113b) 


Die Ersetzung des „kapitalistischen Prinzips der freien Konkurrenz“ durch das 
„sozialistische Prinzip planmäßiger Produktion“ hat nach Hilferding eine grundsätz- 
liche Änderung im Verhältnis von Staat und Wirtschaft zur Folge: 


110) Hilferding, „Sozialisierung... “, S. 8,10. 
111) Hilferding, „Probleme der Zeit“, S. 2 f., 5. 
112) Ebenda, S.7. 

113) Vgl. Prot., SPD-Parteitag 1927, S. 165-184. 
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„Diese planmäßige, mit Bewußtsein geleitete Wirtschaft unterliegt in viel höherem Maße der Mög- 
lichkeit der bewußten Einwirkung der Gesellschaft, das heißt nichts anderes, als der Einwirkung 
durch die einzige bewußte und mit Zwangsgewalt ausgestattete Organisation der Gesellschaft, 
der Einwirkung durch den Staat.‘ (114) 


Damit stellt sich das Problem der „gegenseitigen Durchdringung“; die „von 
den Kapitalisten organisierte und geleitete Wirtschaft“ soll unter die Leitung des 
‚demokratischen Staates gestellt werden‘ (114), wobei „von dieser Einschränkung 
der wirtschaftlichen Verfügungsfreiheit .... auch der Wandel in den Funktionen des 
Eigentums an den Produktionsmitteln ausgehen (kann).“ (115) Mit der Umwand- 
lung der hierarchischen in eine demokratische ‚Wirtschaftsführung‘ (siehe unten) 
und der daraus resultierenden allmählichen Zurückdrängung des Privateigentums 
ist die Entwicklung zum Sozialismus eingeleitet. 

Nachdem nun die theoretischen Voraussetzungen für die Konzeption der Wirt- 
schaftsdemokratie anhand der Hilferdingschen Auffassung skizziert worden sind, 
will ich kurz zur kritischen Beurteilung dieser Theorie kommen und dabei auf ihre 
weitere Entwicklung eingehen. 

Beim Generalkartell handelt es sich — worauf zum Beispiel auch Varga (116) 
kritisch hinweist — zwar noch um eine Klassengesellschaft, in der die Herrschenden 
die übrige Bevölkerung ausbeuten, aber um keine kapitalistische Gesellschaft mehr. 
Knapp zusammenfassend sagt Marx in den ‚Grundrissen‘: 


„Da der Wert die Grundlage des Kapitals bildet, es also notwendig nur durch Austausch gegen 
Gegenwert existiert, stößt es sich notwendig von sich selbst ab. Ein Universalkapital, ohne 
fremde Kapitalien sich gegenüber, mit denen es austauscht .... , ist daher ein Unding. Die Re- 
pulsion der Kapitalien voneinander liegt schon in ihm als realisiertem Tauschwert.‘“ Und: „(Die) 
Wirkung der einzelnen Kapitalien aufeinander bewirkt eben, daß sie als Kapital sich verhalten 
müssen; das scheinbar unabhängige Wirken des Einzelnen und ihr regelloses Zusammenstoßen 
ist gerade das Setzen ihres allgemeinen Gesetzes.‘ (117) 


113a) Vgl. Tarnow, „Stellungnahme der Gewerkschaften ... . “, S. 14. Die Vorstellung, daß es 
sich bei der ‚freien Konkurrenz‘ um ein ‚Prinzip‘ der kapitalistischen ‚Wirtschaftsordnung‘ 
handle, das entweder ‚angewandt‘ oder ‚nicht angewandt‘ werden kann, findet sich bei 
den meisten revisionistischen Theoretikern. Hier sitzen sie dem plattesten Liberalismus 
auf. 
Vgl. Hilferding, „‚Realistischer Pazifismus“, S. 99 f., wo Hilferding Konkurrenzkampf 
und Organisierung gegenüberstellt: „Das Ziel — die Steigerung der Profitrate — ist das- 
‚selbe, aber die Methoden sind verschieden. Die zweite ist die wirtschaftlichere und un- 
endlich wirksamere.““ 

113b) Prot. SPD-Parteitag 1927, S. 168. 

114) Ebenda, S. 169. 

115) „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 39 f£. 

116) Eugen Varga, ‚Probleme der Monopolbildung und die Theorie vom ‚organisierten Ka- 
pitalismus‘ “, in: Die Krise des Kapitalismus und ihre politischen Folgen, Frankfurt/ 
M. 1969, S. 30. Alfred Braunthal („Die Entwicklungstendenzen der kapitalistischen Wirt- 
schaft“, Berlin 1927, S. 31) schreibt dagegen zum organisierten Kapitalismus: „Darun- 
ter haben wir uns eine vollständig durchorganisierte, und zwar zentralistisch organisier- 
te, Wirtschaft mit einem richtigen Wirtschaftsplan vorzustellen, die sich von der soziali- 
stischen Wirtschaft nur durch die kapitalistisch-autokratische Spitze (Hervorhebung 
Verf.) und die entsprechend kapitalistisch-autokratische Verteilung des Sozialprodukts 
auf beide Klassen unterscheiden würde.‘ Und S. 7: „Hier wird die vorhandene Spannung 
zwischen Kapital und Arbeit nicht aus der Verelendung des Proletariats und der Ver- 
schärfung der Krisen erklärlich, sondern aus der zunehmenden Polarisierung der gesell- 
schaftlichen Mächte.“ ri 

117) Karl Marx, „Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie“, Berlin (DDR) 1953, 
S. 324 (Fußnote) und $. 550. 
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Die Aufhebung des Kapitalismus innerhalb des Kapitalismus ist also ein Un- 
ding. Trotzdem ist sie nach Hilferding als ‚rein ökonomische‘ Möglichkeit gegeben; 
sie würde nur an der Gegensätzlichkeit der Eigentumsverhältnisse scheitern müssen. 
In dieser Auffassung von der Zuspitzung der Eigentumsverhältnisse ist bei Hilfer- 
ding etwas als isoliertes Moment festgehalten, was bei Marx seinen spezifischen 
Stellenwert innerhalb seiner Analyse der historischen Tendenz der kapitalistischen 
Akkumulation hat; als ein Moment bringt diese Zuspitzung der Eigentumsverhält- 
nisse nämlich die wachsende Unangemessenheit der Produktionsverhältnisse gegen- 
über den hochentwickelten Produktivkräften zum Ausdruck. Diese Zuspitzung ist 
eine Seite der antagonistischen Form, in der sich die Anhäufung des gesellschaftli- 
chen Reichtums vollzieht, ein Resultat der wachsenden Hemmung der Entwicklung 
der produktiven Kräfte innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise. Dieser Zu- 
sammenhang aber geht bei Hilferding verloren, indem für ihn ‚die Frage nach der 
Organisation der gesellschaftlichen Ökonomie durch die Entwicklung des Finanz- 
kapitals selbst immer besser gelöst wird.‘{117a) 

Zu welcher Schlußfolgerung dies führen muß, zeigt sich bei dem SPD-Theo- 
retiker Decker, der an die Stelle der Marxschen Auffassung von dem sich steigern- 
den Widerspruch zwischen der Entwicklung der produktiven Kräfte und den Pro- 
duktionsverhältnissen — ein von Decker den Worten nach selbst referierter Wider- 
spruch — einen ‚neuen Widerspruch‘ setzt: 


„Was war richtig und was war falsch an dieser Auffassung? Kurz gefaßt: richtig war, daß sich 
der genannte Widerspruch entwickelte, falsch jedoch war, daß er der letzte ‚Konflikt‘ zwischen 
gesellschaftlichen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen sei. Die wachsenden Produk- 
tivkräfte gerieten in Widerspruch noch nicht mit der kapitalistischen Form des Produktionspro- 
zesses überhaupt, sondern mit einer bestimmten Form des Kapitalismus, nämlich mit dem Ka- 
pitalismus der freien Konkurrenz.‘ (118) 


Wenn früher die ‚Ausschaltung des Schwachen‘ eine wesentliche Bedingung für 
das Wachstum der Produktivkräfte gewesen sei, so habe diese Entwicklung selbst 
mit fortschreitender Konzentration und Zentralisation zu Riesenbetrieben geführt, 
mit der Konsequenz, daß bei Fortdauer der früheren Form der Konkurrenz — bei 
der jetzt die ‚Riesenbetriebe‘ und ‚ganze nationale Industrien‘ auf dem Spiel stan- 
den — eine „furchtbare Vernichtung der Produktivkräfte und immer stärkere Kri- 
sen mit gewaltigen sozialen Erschütterungen“ eingetreten wären. „Im Laufe dieser 
Entwicklung schlug die letzte Stunde des freien Kapitalismus noch nicht, sondern 
der freie Kapitalismus wurde vor die Alternative gestellt: „Organisation oder Tod“. 
(118a) 

Demgegenüber muß als Lehre aus der historischen Entwicklung des Kapitalis- 
mus daran festgehalten werden, daß die Kartelle, Konzerne usw. keinesfalls eine 
Milderung der Anarchie innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise herbeige- 
führt und keineswegs zu einer Abschaffung der Konkurrenz geführt haben. Abge- 
sehen davon, daß hundertprozentige Monopole eine Ausnahme darstellen, so be- 
steht doch zuni Beispiel innerhalb von Kartellen — auch wenn sie nach außen ein 


117a) Hilferding, „linanzkapital“, S. 295 f, Vgl. Braunthal, „Entwicklungstendenzen ... . “, 
der in seiner Schrift die alte revistionistische Aufspaltung der historischen Tendenz 
der kapitalistischen Akkumulation in eine „pessimistische‘“ (=fatalistische) Zusanımen - 
bruchs- und in eine „optimistische“ Konzentrationstheorie fortsetzt: vgl. S. 7. 42 ff. 
passim. 

118) Georg Decker, „Der Kapitalismus von heute“, in: Die Gesellschaft 1928, Bd. 2,5. 98 f. 

1184) Ebenda, S. 99. 
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vorübergehendes Monopol erreicht haben sollten — der Kampf um die Quoten wei- 
ter; um ihn erfolgreich führen zu können, auch um sich eine günstige Ausgangsposi- 
tion für den Fall der Auflösung der Kartelle zu sichern, muß das einzelne Unterneh- 
men einerseits versuchen, seinen Kostpreis zu senken, um einen überdurchschnitt- 
lichen Profit zu erhalten, andererseits seine Produktionskapazität, auch mit der Ein- 
führung technischer Neuerungen ,auszudehnen, um für die Neuverteilung der Quoten 
oder den Fall der Auflösung gerüstet zu sein — so entsteht ein dauernder Kreislauf 
von Stillegung der unrentabeisten Betriebe oder Aufkauf von Quoten und der Ent- 
stehung neuer Überkapazitäten. Darüber hinaus sind auch die monopolistischen 
Konzerne und Trusts, bei denen diese ‚innere‘ Konkurrenz ausgeschlossen ist, der 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt ausgesetzt (wenn schon der nationale Markt durch 
Schutzzölle gesichert ist); weiter bleibt auch für sie die Konkurrenz um einen grö- 
ßeren Anteil am Markt bestehen, ganz abgesehen von den für die jeweilige Waren- 
art vorhandenen Substitutionsmöglichkeiten. 

Die Labilität der Kartelle zeigt sich in der Krise, wozu der vergleichsweise 
realistische Lauterbach (nicht zufällig ein Ökonom) zusammenfassend schreibt: 
„der ‚organisierte Kapitalismus‘ hat die Krisen nicht vermieden, sondern durch 
systematische ‚Fehlrationalisierung‘ vermutlich noch verdichtet, und die Krise selbst 
wirft den ‚organisierten Kapitalismus‘ um ein großes Stück zurück. Solange also der 
Kapitalismus die Konjunkturschwankungen nicht ausschalten kann — und es spricht 
alles dafür, daß er sie nie wird ausschalten können —, fällt er periodisch auf längere 
Zeiträume auch von der bereits erreichten Stufe der Monopolisierung herunter“ 
(119). 

Für Hilferding allerdings ist die fortschreitende ‚Organisierung‘ die wesent- 
liche Bedingung für die Überwindung des Kapitalismus geworden. Wenn im ‚Finanz- 
kapital‘ die ‚ökonomische Möglichkeit‘ des Generalkartells nicht zur Wirklichkeit 
werden konnte, weil jenes an der Zuspitzung der ‚Eigentumsverhältnisse‘ hätte 
scheitern müssen, so wird dieses Verhältnis später zusehends umgekehrt: die fort- 
schreitende Planung bietet erst die Möglichkeit zur Überwindung des Klassengegen- 


119) Albert Lauterbach, „Die Preisbildung im organisierten Kapitalismus“, in: Die Gesell- 
schaft 1932, Bd. 1, S. 57 f. Lauterbach versucht in seinen Vorbemerkungen den orga- 
nisierten Kapitalismus wenigstens als ‚sich organisierenden‘ zu retten, muß allerdings 
auch einräumen, daß die Formel vom organisierten Kapitalismus „in der praktischen 
Diskussion des Alltags öfters zu bedenklichen Illusionen geführt‘‘ hatte und man sich 
nicht zu „dem unter Umständen auch in der Praxis der Arbeiterbewegung gefährlichen 
Schluß verleiten“ lassen dürfe, „als ob... die Preisgesetze des Kapitalismus oder am 
Ende selbst dieser als Ganzes schon beseitigt wären.“ (S. 49 f.) 

Zum Vorstehenden vgl. Varga, „Probleme der Monopolbildung.... “, S. 11 ff. Vargas 

vierteljährliche Konjunkturanalysen in der Internationalen Pressekorrespondenz enthal- 

be zahlreiche Hinweise auf die Kartellierung und das Verlalten von Kartellen in der 
ise. 
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satzes, indem auf ihrer Grundlage die Umwandlung der hierarchischen in eine de- 
mokratische Wirtschaftsführung erfolgen kann. Damit sind sowohl ‚kapitalistische 
Anarchie‘ als auch die gegensätzliche Eigentumsgrundlage — worin sich für Hilfer- 
ding der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital ausdrückt — in einem fortschreiten- 
den Organisierungs- und Demokratisierungsprozeß überwindbar geworden. Der ob- 
jektive Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital stellt sich als subjektives Verhältnis 
zwischen einem (bösartigen) despotischen Kapitalisten oder ‚Wirtschaftsführer‘ und 
dem (zu Unrecht) mißhandelten Arbeiter dar. Da der individuelle Kapitalist nicht 
mehr als ‚Charaktermaske‘ (119a) begriffen wird, der die Gesetze der Verwertung 
und Konkurrenz bloß exekutiert, exekutieren muß, wird das Problem der Über- 
windung des Kapitalismus zu einer Frage des ‚Führungsstils‘ und der demokrati- 
schen (das heißt von einer verwirklichten ‚Chancengleichheit‘ ausgehenden) Aus- 
lese der ‚Wirtschaftsführer‘. 

Die Vorstellung von einer ‚Wirtschaftsführung‘ (119b) ist untrennbar mit der 
Vorstellung vom organisierten Kapitalismus verbunden. Bei dem ADGB-Vorsitzen- 
den Leipart findet sich eine Übersicht über die verschiedenen Momente: 


ns... Selbst der Einzelbetrieb wird nach meiner Meinung heute schon nach den allgemeinen 
Richtlinien geleitet, die der Unternehmer von seinem Verbande erhält. Und daß die großen 
Konzerne, die in der deutschen Wirtschaft bereits dominieren, eine zielbewußte Führung ha- 
ben, wird niemand bestreiten. Es wird wohl ebensowenig bestritten werden, daß der Reichs- 
verband der deutschen Industrie, dieser mächtige Wirtschaftsverband des Unternehmertums, 
eine sehr weitreichende Wirtschaftsführung ausübt. Und was vom Reichsverband der deutschen 
Industrie gesagt werden kann, das gilt nicht weniger für die Spitzenorganisationen des Handels, 
der Landwirtschaft und besonders des Bankiergewerbes. Von diesen Großorganisationen wird 
man nicht sagen können, daß sie keinen Einfluß auf die Gestaltung der Wirtschaft ausüben, 
sie betreiben im Gegenteil durchaus eine Wirtschaftsführung. Und es kann auch nicht gesagt wer- 
den, daß es an der Einheitlichkeit mangelte. Wir sehen fast täglich, wie alle diese Großorganisa- 
tionen des Unternehmertums einheitlich zusammenwirken in allen großen Wirtschaftsfragen. 

Ich bin also der Meinung, es ist schon eine Wirtschaftsführung vorhanden.“ (119c) 


Die Existenz einer ‚Wirtschaftsführung‘ in Verbindung mit einer wachsenden 
Planmäßigkeit und Steuerung des Kapitalismus mittels eben dieser ‚Wirtschaftsfüh- 


119a) Der Unterschied wird in der Terminologie deutlich: es geht nunmehr um Überwindung 
der Autokratie, Willkür, Despotie u. ä.; vgl. z. B. „Wirtschaftsdemokratie .... “, S. 23 
f., wo die „wirtschaftliche Autokratie“ nach „verschiedenen Gebieten“ unterschieden 
wird: „Herr-imHause-Standpunkt im Betrieb — ‚Beherrschung der Märkte‘ (d.h. Dikta- 
tur über Konsumenten durch monopolistische Preisbildung) — „Beherrschung des Staa- 
tes durch die besitzenden Klassen“; „schließlich kann man sich auch die einheitliche Füh- 
rung der gesamten Wirtschaft durch die konzentrierte diktatorische Macht im Interesse 
der privilegierten Minderheit denken.“ Vgl. auch Prot. 1928.. S. 175. 

119b) So heißt es auch bei Erik Nöltin/Eınst Nölting, „Einführung in die Theorie der Wirt- 
schaft“, Berlin 1929, S. 219 explizit: „Erst mit dem werdenden Monopolkapitalismus 
entsteht der Begriff der Wirtschaftsführung.‘““ Weiter: „Mit der Preisgabe des Konkurrenz- 
prinzips (!) verliert der Kapitalismus, wie an früherer Stelle dargelegt wurde, sein imma- 
nentes Gleichgewichtssystem. An die Stelle der autonomen Selbststeuerung tritt eine 
Wirtschaftsführung, der jedoch die planmäßige Vereinheitlichung und die Ausrichtung 
auf das Allgemeinwohl fehlt.Sie dient nicht wirtschaftlichen Gesamtinteressen, sondern 
der Erhöhung der normalen Profitrate ,.. “ , 
Dieses Lehrbuch eignet sich ganz gut für einen kurzen Überblick über vielerlei falsche 
Elemente der revisionistischen Theorie: organisierter Kapitalismus, ‚Durchstaatlichung‘, 
Lohntheorie, Wirtschaftsdemokratie, Krisentheorie (fußt auf Lederers Artikel zu „Kon- 
Junktur und Krise“ in „Gruidiiß der Sozialökonomie“, IV. Abteilung, Tübingen 1925). 
Vgl. auch Georg Decker, „Zum Begriff der Wirtschaftsdemokratie“, in: DA, 1927, 8.827. 

119c) Theodor Leipart, „Auf dem Wege zur Wirtschaftsdemokratie“, Berlin 1928. S. 9. 
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rung‘ ist die Voraussetzung für die Strategie der Gewerkschaften, die auf eine (pari- 
tätische) Beteiligung an der ‚Führung der Wirtschaft‘ abzielt: Zum einen „Demokra- 
tisierung durch unmittelbare Anteilnahme der Arbeiterschaft an den Organisationen 
der Wirtschaftsführung (darunter sind vor allem öffentlich-rechtliche Einrichtungen 
wie Industrie- und Handelskammern usw. zu verstehen, Verf.), die auch den Keim 
zu einer neuen, nicht vom Besitzmonopol ausgehenden wirtschaftlichen Führeraus- 
lese darstellt“; Zum andern „Demokratisierung durch wachsende Unterwerfung der 
organisierten Wirtschaftsmächte unter die Macht des demokratischen Staates.‘ Und 
zusammenfassend: „Die Demokratisierung der Wirtschaft bedeutet die Beseitigung 
jeder Herrschaft und die Umwandlung der leitenden Organe der Wirtschaft aus Or- 
ganen der kapitalistischen Interessen in solche der Allgemeinheit.‘ (120) 

Die reformistischen Theoretiker können allerdings an der ihren wirtschafts- 
demokratischen Vorschlägen kraß widersprechenden Wirklichkeit nicht völlig vor- 
übergehn: 


„Diese Durchorganisierung des Kapitalismus ... mit dem Ziel der monopolistischen Marktge- 
staltung hat an sich gewiß nichts mit einer Demokratisierung der Wirtschaft zu tun, im Gegen- 
teil, es findet hier eine kapitalistische Zusammenballung der Macht statt, die an sich geeignet 
ist, die autokratische Stellung des Unternehmertums in der Wirtschaftsführung noch viel schär- 
fer zu betonen... “. (121) 


Gegenüber dieser Erkenntnis müssen sich die reformistischen Theoretiker mit 
den oftmals wiederholten, schwächlichen Versicherungen begnügen, daß diese Ent- 
wicklung „zwangsläufig“ eine Gegenbewegung hervorrufen müsse u. ä. (122). Je 
mehr sich die Forderung nach Wirtschaftsdemokratie zu einem abstrakten Postulat 
verflüchtigt, das historische Subjekt ‚Arbeiterklasse‘ eskamotiert wird, desto mehr 
müssen die reformistischen Theoretiker neben dem „Weg der Selbsthilfe“ auf die 
Mithilfe des ‚demokratischen Staats‘ bauen: 


„Je stärker aber sich ausprägt, daß von der Entscheidung über die organisierte Wirtschafts- 
führung das Wohl und Wehe immer größerer Gruppen, ja der Gesamtheit der Bevölkerung 
abhängig wird, desto mehr müssen die Fragen der Wirtschaftsführung zu Fragen des Staates 
werden, desto mehr müssen sie im demokratischen Staat zu politischen Fragen werden.‘ (123) 


An dieser Stelle muß deshalb noch kurz auf die reformistischen Vorstellungen 
vom ‚Wirtschaftsstaat‘ eingegangen werden. 

Die Finschätzung der Möglichkeiten des Staates zur Regulierung der Wirt- 
schaft stützen sich in erster Linie auf die Erfahrung der Kriegswirtschaft, von der 
Hilferding sagt: „Der Wille wurde geweckt, die Macht des Staates, die während des 
Krieges so unbegrenzt schien, nach dem Kriege für die Arbeiterklasse auszunutzen“ 
(124). Für die Nachkriegszeit wird die reformistische Einschätzung von dem Ge- 
werkschaftsökonomen Fritz Baade zusammengefaßt: 


120) „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 21, 41; vgl. 186 f. passim. 

121) Ebenda, S. 35. 

122) Ebenda, S. 36 passim: es „regt sich‘ der „Gedanke der Mitbestimmung“, es ‚wächst die 
Tendenz‘, „das öffentliche Interesse allmählich immer stärker geltend zu machen...“ 
usw.; ein gutes Exempel ist auch Decker, der in seinem Artikel „Der Kapitalismus von 
heute“, S. 103, „trotz der Spaltung, aller Niederlagen, psychologischer Depression, gei- 
stiger Krisen“ den ‚Sozialismus im Werden‘ zu retten versucht. 

123) Hilferding, „Probleme der Zeit“, S. 8. 

i24) Ebenda. 
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„Der Staat ist zu einer Wirtschaftsmacht allerersten Ranges geworden. Die Konzentration von 
Geldmitteln durch den Ausbau der Finanzverwaltung und der Steuergesetzgebung hat den 
Staat und seine Geldinstitute zu den wichtigsten Kreditgebern der Wirtschaft gemacht. Dazu 
hat sich in immer stärkerem Maße der Brauch eingenistet, überall dort, wo die Privatwirt- 
schaft am Ende ihrer Künste ist, die Hilfe und Intervention des Staates anzurufen. So hat sich 
aus gemischtwirtschaftlicher Beteiligung des Staates... . ,„ aus der Kreditierungstätigkeit der 
öffentlichen Geldinstitute, aus der vielverzweigten und völlig undurchsichtig gewordenen Sa- 
nierungs- und Subventionstätigkeit ein Wirtschaftszustand entwickelt, den man am treffend- 
sten als Staatskapitalismus bezeichnet. Dieser Staatskapitalismus stellt gegenüber dem Privat- 
kapitalismus vom sozialistischen Standpunkt aus entschieden einen Fortschritt dar; was ihn 
jedoch gefährlich und unerträglich macht, ist die Planlosigkeit dieser staatlichen Durchdrin- 
gung des Wirtschaftslebens, das Fehlen jeder leitenden Idee und nicht zuletzt die geheimnis- 
vol unterirdische Art, in der sich diese Tätigkeit vollzieht.‘ (125) 


Die staatlichen Eingriffe und Regelungen (Notenbank, direkte Kreditverga- 
be und -bürgschaften; Schutzzölle und Subventionen; öffentliche Wirtschaft und 
Staat als Nachfragemacht; Kartellkontrolle; Lohnregelung durch das staatliche 
Schlichtungswesen; usw.) führen dazu, daß der Einfluß des Staates auf die ‚Wirt- 
schaftsführung‘ völlig überschätzt, seine Abhängigkeit vom Gang der kapitalisti- 
schen Akkumulation und den Verwertungsbedingungen des Kapitals bzw. einzel- 
ner Produktionssphären, damit seine Abhängigkeit von den Gegensätzen unter den 
einzelnen Kapitalistengruppen nicht mehr gesehen wird, wie z. B. die Auseinander- 
setzungen auf dem Breslauer Kongreß (1925) über die Existenz oder Nicht-Existenz 
einer ‚Wirtschaftsführung‘ zeigen. (126) Damit ist die Voraussetzung für die Ver- 
wandlung der ökonomischen in politische Kategorien gegeben: 


„Warenpreis und Arbeitslohn, durchschnittliche Profitrate und Zinsrate, Bodenrente, alle 
Grundkategorien der Ökonomie treten nicht mehr in ihrer Reinheit auf, alle ohne Ausnahme 
sind doppelt bestimmt: ökonomisch durch das Naturgesetz der ökonomie und politisch durch 
das Staatsgesetz des Landes.‘ (127) 


Der rationelle Kern, der z. B. in der Phrase vom ‚politischen Lohn‘ steckt, die 
den Einfluß des staatlichen Schlichtungswesens auf die Lohnbestimmung ausdrük- 
ken soll, verschwindet allerdings, wenn der Staat zum Subjekt der ökonomischen 
Entwicklung stilisiert wird, wie dies bei Renner geschieht (der die entsprechenden 
Beschlüsse des Brüsseler Kongresses — 1928 — der Sozialistischen Arbeiter-Interna- 
tionale kommentiert): 


„Wer die Wirtschaft beherrschen will, hat heute kein anderes entscheidendes Mittel als den 
Staat! Die Arbeiterklasse ist . . . darauf verwiesen, den Staat zu beeinflussen, den Staat ökono- 
misch zu benutzen, den Staat zu beherrschen... . Nur ein recht bescheidener Teil bleibt der 


125) Fritz Baade, „Zukunftsaufgaben sozialistischer Wirtschaftspolitik“, in: DA, 1926, S. 50; 
vgl. Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... “, S. 217 ff. 

126) Prot. 1925; vgl. hierzu kritisch das Referat von Hermberg (S. 199 ff.) und die anschlie- 
ßende Diskussion. Hermberg sagt im Schlußwort: „Wenn ich das, was hier als Wirtschafts- 
führung formuliert wurde, etwas anders formulieren wollte, so hieße es nur: Es gibt In- 
teressengruppen, die bewußt und mit Erfolg die Wirtschaftspolitik, die der Staat betreibt, 
in eine bestimmte Richtung zu drängen suchen... .Aber man muß sich darüber klar sein; 
Die Wirtschaftspolitik des Staates ist für den Gang der Wirtschaft nicht bestimmend; der 
Einfluß, den der Staat heute auf die Wirtschaft nimmt, ist ungeheuer gering ... “ (S.261) 

127) Karl Renner, „Staatswirtschaft, Weltwirtschaft und Sozialismus“, Berlin 1929. Vgl. Hil- 
ferding, Prot. SPD-Parteitag 1927, S. 169 f. (Vgl. auch von Renner: „Marxismus, Krieg 
und Internationalc“, Berlin 1927, cinc Schrift, die nach Braunthal ‚‚das sich wandelnde 
Verhältnis zwischen Staat und Wirtschaft... zum ersten Male klar erfaßt‘‘ — von einem 
revisionistischen Standpunkt aus). 
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unmittelbaren Verwirklichung durch die Genossenschaften und Gewerkschaften .... vorbehal- 
ten, nur ein bescheidener Teil bleibt als heute unerfüllbar der künftigen sozialistischen vorbe- 
halten, der größte Teil des Geforderten soli durch die politischen Parteien der Sozialdemokra- 
tie, durch das Mittel der Beherrschung des Staates sogleich in Angriff genommen werden, All- 
gemein gesagt: Der Staat, wie er ist, der Staat, der noch immer auf dem Gegensatz der Klassen 
beruht, ist als vorzüglichstes und nächstliegendes Mittel der Sozialisierung angesehen, als Hel- 
fer auf dem Wege und nicht als absolutes Hindernis, das erst beseitigt werden muß, bevor soziale 
Arbeit geleistet werden kann. Unausgesprochenerweise entscheidet der Kongreß eine Streitfrage, 
die früher die Geister stark beschäftigt hat.‘“ (128) 


An den Vorstellungen von einer staatlichen Konjunkturpolitik soll im folgen- 
den Abschnitt die Überschätzung der Eingriffsmöglichkeiten des Staates nochmals 
verdeutlicht werden. 


4. Konjunktur und Krise 


Die revisiönistische Theorie kann an den offensichtlich noch bestehenden ‚konjunk- 
turellen Schwankungen‘ nicht einfach vorübergehn. Sowohl bei Naphtali als auch 
bei Braunthal und Erik und Ernst Nölting wird daran festgehalten, daß sich die Kon- 
junkturschwankungen innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft nicht völlig beseiti- 
gen ließen. (129) So erhält die Organisierung des Kapitalismus den Charakter eines 
langfristigen Trends, wobei fortschreitende Planmäßigkeit sich als allmähliche Mini- 
mıerung der Abweichungen von der Trendlinie zeigt. In dem 1924 veröffentlichten 
Aufsatz ‚Probleme der Zeit‘ hatte Hilferding noch eine weitgehende ‚Selbstregulie- 
rung‘ des organisierten Kapitalismus für möglich gehalten: 


„Die Unstetigkeit kapitalistischer Produktionsverhältnisse (?) würde vermindert, die Krisen 
oder wenigstens deren Rückwirkung auf die Arbeiter gemildert werden. Planmäßige Vertei- 
hıng von neuen Investitionen durch die großen Trusts, eine gewisse Zurückhaltung von Neuan- 
lage fixen Kapitals in der Zeit der Hochkonjunktur und Verlegung auf die Zeit verlangsamten 
Geschäftsganges, eine dem angepaßte Kreditregulierung durch die Großbanken, unterstützt 
durch eine entsprechende Geldpolitik der Zentralbank, wären die Mittel einer solchen Politik. 
Es ist charakteristisch, daß diese Probleme, wenn auch noch nicht unter diesem prinzipiellen 
Gesichtspunkt, bereits die nationalökonomische Literatur Amerikas und Englands zu beschäf- 
tigen beginnen.‘ (130) 


Auf den ‚prinzipiellen Gesichtspunkt‘, der die Konjunkturforschung leitet, 


128) Karl Renner, „Auf dem Wege zur großen Erneuerung“, — Ein Nachwort zum Brüsseler 

Kongreß (der SAI) — in: Die Gesellschaft, 1928, Bd. 2, S. 299 ff. Angesichts dieser Ein- 
schätzung ist es nicht verwunderlich, wenn Renner zum Nachkriegskapitalismus meint: 
„Siehe, es ist alles neu geworden, sagt der Evangelist, und Ulrich von Hutten fügt die- 
sem Spruch hinzu: Es ist darum eine Lust zu leben.“ (S. 290) 
Im zitierten Artikel erklimmt Renner den Gipfel der ‘Organisierung‘, wenn er eine Mo- 
difizierung der Parole „Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ vorschlägt: „Angesichts 
des Völkerbundes muß es heißen: Proletarier aller Länder, vereinigt die länderweise er- 
oberte Staatsmacht, um so den Völkerbund und damit die Weltwirtschaft zu beherrschen. 
Unsere Bewegung tritt dadurch von der Stufe bloß individueller Vereinigung der Prole- 
tarier hinauf auf die höhere Stufe der organisierten Gesamtorganisation . ... “ ($. 300). 
Zu der etatistischen Tradition von SPD und Gewerkschaften vgl. Willy Huhn, „Etatis- 
mus, ‚Kriegssozialismus‘, ‚Nationalsozialismus‘ in der Literatur der deutschen Sozialde- 
mokratie“, in: Neue Kritik, Frankfurt 1970, Nr. 55/56, S. 67-111. 

129) Fritz Naphtali, „Konjunktur, Arbeiterklasse und sozialistische Wirtschaftspolitik“, Ber- 
lin 1928, S. 11. Braunthal, „Die Wirtschaft der Gegenwart... “, S. 174. Nölting, 
„Kinführung .... “, S. 174 ff. 

130) -Hilferding, „Probleme der Zeit“, S. 2. 
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weist der bürgerliche Ökonom und Bankier L. A. Hahn — allerdings nicht ganz im 
Sinne Hilferdings — deutlich hin: 


.. .. es werden an die Konjunkturlosigkeit der Wirtschaft die allergrößten Hoffnungen ge- 
knüpft. Glaubt man doch nichts mehr und nichts weniger, als daß die konjunkturlose Wirt- 
schaft die Schäden des Kapitalismus derart weitgehend auszumerzen in der Lage ist, daß sie 
als eine Art westliches Gegenstück zum Bolschewismus diesen überflüssig machen und über- 
winden wird.“ (131) 


Dies wird von der revisionistischen Theorie selbstverständlich nicht als ex- 
plizite Begründung akzeptiert, aber es wurde bereits mehrmals darauf hingewiesen, 
daß Prosperität und Krisenfreiheit die materielle Grundlage für eine reformistische 
Politik bilden. Die staatlichen Eingriffe zur Regelung der Konjunktur werden viel- 
mehr in die Konzeption der ‚Umwandlung‘ der kapitalistischen Produktionsweise 
eingebaut: 


a“... im Grunde genommen (bedeutet) jede einzelne Maßnahme, die der Bekämpfung der 
Konjunkturschwankungen dient — ob es sich nun um währungspolitische Maßnahmen, um 
wirtschaftsstatistische Aufklärung, um die planmäßige Vergebung der öffentlichen Aufträge, 
um lohnpolitische Maßnahmen usw. handelt —, einen Schritt auf dem Wege der Organisierung 
der Wirtschaft... “. (132) 


Nach Naphtali ergibt „sich aus der Zielsetzung der Konjunkturpolitik der 
Zwang zu einer sozialistischen Wirtschaftspolitik ... “. (133) Grundlage der Naphta- 
lischen Auffassung ist eine veränderte Stellung zur Krise, genauer: eine veränderte 
Haltung gegenüber der kapitalistischen Produktionsweise überhaupt: 


„.. . die Erfahrung der letzten hundert Jahre (hat) gelehrt, daß die periodischen Krisen als 
solche nicht zum Zusammenbruch des Kapitalismus führen, daß sie vielmehr innerhalb der 
ständigen Ausweitung des kapitalistischen Wirtschaftssystems gleichsam die Aufgabe eines 
Regulators erfüllen, durch den es bewirkt wird, daß . . . (die Folgen der kapitalistischen 
Anarchie) . ... in Gestalt von Arbeitslosigkeit und Lohndruck auf die Arbeiterklasse abge- 
wälzt werden.“ 

„Die Krisenzeiten wirken vielleicht immer noch an manchen Stellen revolutionierend 
auf die Köpfe ein, aber es sind heute gleichzeitig die Zeiten, in denen die Macht der Organi- 
sationen der Arbeiterklasse geschwächt wird.‘ (134) 


Dem Marxismus wird hier, wie es bei den Revisionisten immer der Fall ist, 
eine Zusammenbruchstheorie untergeschoben, um auf der andern Seite den ‚Kampf 
um die Konjunktur‘ als eine „Teilerscheinung . ... in dem großen Kampf um die 
Neugestaltung der Wirtschaft und der sozialen Grundlagen‘ ausgeben zu können 
(135). ‚Die praktischen Interessen gestatten es heute einfach nicht, dem Problem 
der Krise und der Konjunktur mit verschränkten Armen zuzusehen.“ (136) 


131) L. Albert Hahn, „Kreditprobleme der Gegenwart“, in: Strukturwandlungen der deut- 
schen Volkswirtschaft“, Berlin 1928, Bd. 2, S. 348-361, hier S. 356. 

132) Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart ... “, S. 174. 

133) Naphtali, „Konjunktur, Arbeiterklasse... “, S. 10. 

134) Ebenda, S. 10, 9. 

135) Ebenda, S. 32. 

136) Ebenda, S. 12; und S. 13: „Es kommt nicht darauf an, wieviel dabei von Sozialisie- 
rung gesprochen wird; auf jeden Fall bedeuten diese aus der Konjunkturpolitik erwach- 
senen Maßnahmen die Keime einer sozialistischen KaPNAUFDEDNEBONNE in der Gegen- 
wart.“ 
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Wie sind nun die einzelnen konjunkturpolitischen Forderungen in die „Ge- 
samtauffassung moderner sozialistischer Wirtschaftspolitik““ ‚eingebettet‘? Es han- 
delt sich um folgende Komplexe: 1) Arbeitsbeschaffung, 2) Kapitalimport, 3) Mo- 
nopolkontrolle und Preise, 4) Lohnkampf und innerer Markt. Zu 1) Obwohl das 
Arbeitsbeschaffungsprogramm von 1926 nur zu einem geringen Teil verwirklicht 
wurde — öffentliche Arbeiten vor allem im Verkehrswesen sollten durch ‚Einschal- 
tung des Reichskredits‘ finanziert werden —, hält Naphtali dies für einen Erfolg, 
denn „dieses Programm (enthielt) die Anerkennung der Tatsache, daß es öffent- 
liche Aufgabe sei, zur Krisenüberwindung eine planmäßige Lenkung des Kapital- 
stromes einzuleiten.‘ (137) Zu 2) Die Aufnahme von Auslandsanleihen wurde von 
einer ‚Beratungsstelle für Auslandsanleihen‘ gesteuert, die vor allem aus reparations- 
politischen Gründen und im Zusammenhang mit dem damaligen Kampf der Kapita- 
listen gegen die ‚kalte Sozialisierung‘ durch die Ausdehnung der öffentlichen Wirt- 
schaft die Möglichkeit zur Aufnahme von Auslandsanleihen (vor allem für die 
Kommunen) stark einschränkte. Naphtali tritt dagegen für einen ungehinderten Ka- 
pitalimport ein, weil ansonsten die Konjunktur gefährdet werde. (137) Zu 3) Hier 
geht es um die Fehlleitung von Kapital, die nach Naphtali dadurch zustande kommt, 
daß die Monopole und Kartelle aufgrund ihrer überhöhten Preise sich überdurch- 
schnittliche Profite aneignen, wodurch die Gefahr des Aufbaus von Überkapazitä- 
ten besteht; daneben um den Schutz der Kartelle usw., der durch die Fernhaltung 
der ausländischen Konkurrenz durch Schutzzölle entsteht. Eine Monopolkontrolle 
soll, evtl. mittels staatlicher Preisregulierung, diese ‚Fehlleitung‘ von Kapital ver- 
hindern, auch einen schnellen Preisfall in der Krise ermöglichen; weiter fordert 
Naphtali den Abbau der Schutzzölle. (138) Auf den vierten Punkt, Lohnpolitik, 
wird unten im Zusammenhang mit der Unterkonsumtionstheorie noch eingegangen. 

Der hier gegebene grobe Überblick sollte nur zeigen, worauf die Forderungen 
Naphtalis hinauslaufen: Soweit sie die Überwindung der Krise durch Kreditschöp- 
fung zum Ziel haben, zeigt sich, daß einerseits die Arbeiterklasse die ‚Kosten‘ die- 
ser Politik insofern tragen muß, als durch eine inflationäre Entwicklung die Lebens- 
haltung verteuert wird, oder eine Lohnminderung durch Steuererhöhungen zum 
Zweck der späteren Tilgung der Staatsschulden eintritt; daß andererseits die ‚künst- 
liche‘ Belebung der Konjunktur zu einer Verschärfung der längst aufgestauten, in 
der Krise nur eklatierenden Widersprüche führen kann. Eine planmäßige Kapital- 
lenkung und eine staatliche Preisregulierung lassen sich mit den Mitteln des Staats 
innerhalb des Kapitalismus allenfalls in Teilbereichen durchsetzen. Was bleibt? 
Die Forderung nach Rückkehr zur ‚freien Konkurrenz‘! Diese absurde Konsequenz 
fällt auch Naphtali auf, wenn er schreibt, „daß gegenüber einer Regulierungspolitik 
mit falscher Zielsetzung die Sozialisten in die Rolle der Verteidiger der wirtschaft- 
lichen Freiheit gedrängt werden.“ (139) Diese fatale Position ist für Naphtali aber 
nicht der Ausdruck der innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise notwendig 
sich durchsetzenden Abhängigkeit des Staates von den Widersprüchen der Produk- 
tionssphäre, sondern eben Resultat einer ‚falschen‘ Zielsetzung der staatlichen Poli- 
tik. 

Gerade die ‚Abstraktion‘ von den Widersprüchen der kapitalistischen Produk- 
tion kennzeichnet auch die revisionistischen Krisentheorien. Das trifft sowohl auf 
die am weitesten verbreitete Unterkonsumtionstheorie als auf die Disproportionali- 


137) Ebenda, 5.18 ff. 
138) Ebenda, S. 25 ff. 
139) Naphtali, „Konjunktur, Arbeiterklasse... “,S. 21. 
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tätstheorie (140) zu. Dies ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil gerade das Ab- 
sehen von der Produktionssphäre die Möglichkeit einer evolutionären Durchsetzung 
der Planmäßigkeit und damit die Vermeidung von Krisen innerhalb des Kapitalismus 
zu eröffnen scheint. Sowohl der Unterkonsumtions- als auch der Disproportionali- 
tätstheorie ist eines gemeinsam: jede hebt ein isoliertes Moment der Marx‘schen 
Krisenerklärung als das entscheidende hervor. Varga sieht dies als Charakteristikum 
für die große Zahl der Krisentheorien an — soweit sie nicht auf Ernteschwankungen, 
Sonnenflecken oder der Unternehmerpsychologie (141) sich aufbauen —: 


„Zwar gibt es unzählige ‚Krisentheorien‘ und ihre Zahl vermehrt sich von Jahr zu Jahr. Alle ent- 
halten — mit einigen Ausnahmen — Elemente, die einem Teil der Wirklichkeit entsprechen; sie 
umfassen nicht das Ganze des Problemkreises, sondern greifen ein Teilelement heraus und ver- 
suchen, damit das ganze Krisenproblem zu erklären. Alle bürgerlichen Krisentheorien — sowohl 
der Vorgänger als der Nachfolger von Marx — sind unrichtige Verallgemeinerungen einzelner 
Elemente der umfassenden Krisentheorie von Marx.‘‘ (142) 


Varga weist noch auf einen anderen wichtigen Punkt hin, und zwar auf die 
Differenz zwischen den theoretischen Systemen der bürgerlichen Ökonomie und 
der Konjunkturforschung. Eine Differenz, die schließlich dazu führen muß, daß 
entweder sich die Konjunkturforschung als reine Empirie — die als Aufgabe das 
Zusammentragen von ‚Material‘ und den Vergleich verschiedener Zyklen anhand 
gleichartiger ‚Symptome‘ sich stellt — (143) von den statischen Gleichgewichtsthe- 
orien trennt oder, wie Fehr schreibt, die „Annäherung an die Wirklichkeit .... auf 
Kosten der zugrunde’ liegenden apologetischen Theorie (erfolgt)‘“ (144). Es ist be- 
zeichnend, daß Naphtali diese Entwicklung begrüßt. 


„»... nachdem die Auffassung an Boden gewonnen hatte, daß es sich hier nicht nur um eine 
theoretische Erkenntnis handelt, sondern daß private praktische Wirtschaftsführung und öffent- 
liche Wirtschaftspolitik unmittelbar zur Anwendung von Erkenntnissen auf diesem Gebiet ge- 


140) Vgl Alfred Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... “, S. 170: „Wir können solche 
Störungen (zwischen den einzelnen Produktionssphären und vor allem zwischen der Pro- 
duktionsmittel- und Konsumgüterindustrie, Verf.), solche immer wieder auftauchenden 
Disproportionalitäten zwischen den Produktionssphären, wenn sie größeren Umfang an- 
nehmen, als Krisen bezeichnen und als Funktion der Krisen die Wiederherstellung der 
gestörten Proportionalität durch die entsprechenden Preisverschiebungen ansehen.“ 

141) Hier nehmen Nölting/Nölting, „Einführung .... “, Karl Schiller vorweg, wenn sie schrei- 
ben: „Auch psychische Faktoren, Seelenvorgänge in den führenden Kapitalistenkreisen, 
spielen bei der Ankurbelung der Konjunktur eine Rolle.“ (S. 164). Schiller: „Wir wissen 
auch, daß Konjunktur, daß Aufschwung nicht nur eine Angelegenheit des Geldes, der 
Aufträge, der Quanten sind; wir wissen, daß Konjunktur zu 50 % auch Psychologie ist.“ 
(Verhandlungen des Deutschen Bundestages, V. Wahlperiode, Stenographische Berichte, 
S. 4329 ©). 

142) Eugen Varga, „Wirtschaft und Wirtschaftspolitik im III. Vierteljahr 1927“, in: Interna- 
tionale Pressekorrespondenz 1927 (7. Jg., Sondernummer 21 und Nr. 110, S. 2399). 

143) Ebenda, S. 2398 ff. „Kurzum: die Konjunkturforschung erhält von der bürgerlichen 
ökonomischen Wissenschaft fast keinerlei Unterstützung; sie ist ganz und gar darauf 
angewiesen, in dem Vielerlei der wirtschaftlichen Erscheinungen auf empirische Weise 
Ordnung zu schaffen versuchen. Ein schweres Beginnen.“ (S. 2400) Varga verweist auch 
auf die Praxis des Deutschen Instituts für Konjunkturforschung, die die ökonomischen 
Vorgänge nach drei ‚Märkten‘ aufgliedert (Effektenmarkt, Warenmarkt, Geldmarkt) und 
deren Gestaltung beobachtet. „Diese drei werden als gleichwertige Bestandteile behan- 
delt, wodurch ein ganz falsches Bild der Vorgänge entsteht.“ (Ebenda) 

144) Walter Fehr, „Die Krise der Krisentheorie“, in: Die Gesellschaft, 1932, Bd. 2, S. 428- 
440, hier S. 439. Dazu ausführlich: Henryk Grossmann, „Marx, die klassische National- 
ökonomie und das Problem der Dynamik“, (Manuskript 1939) Frankfurt/M. 1969, 
S. 57 ff. 
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führt werden können, ist man dazu gekommen, das Gewicht von der Theorie auf die Beobach- 
tung von Einzelheiten zu verlegen. Man ließ die verschiedenen Theorien von den Ursachen der 
Konjunktur beiseite und widmete sich mit allem Nachdruck der genauen Tatsachenforschung, 
der Frage der Fragestellung, wie sich die einzelnen Faktoren der Wirtschaft in diesem Kreis- 
lauf bewegen.‘ (145) 

Von dort ist es nur noch eın kleiner Schritt zum ‚Wetterdienst’: 

„Treibt man die Analogie nicht zu weit, so kann man vielleicht von der Konjunktur als 
dem ‚Wirtschaftswetter‘ sprechen, Hier wie dort deuten sich für den aufmerksamen Beobach- 
ter an gewissen Symptomen frühzeitig kommende Veränderungen der Gesamtlage an, soweit sie 
nicht als Blitz aus heiterem Himmel durch exogene Faktoren... . ausgelöst werden. Würde es 
also gelingen, einen ... .. Wirtschaftswetterdienst einzurichten, so könnte fraglos der Staats- 
mann und Wirtschaftspraktiker durch entsprechende Einstellung seiner Dispositionen aus die- 
ser Voraussicht des Kommenden größten Nutzen ziehen.‘ (146) 


Die reformistischen Theoretiker konnten davon keinen Gebrauch machen: 
„denn wenn man gesagt hat, daß die große Krise der dreißiger Jahre den führenden 
‚bürgerlichen‘ Nationalökonomen wie ein Ziegelstein auf den Kopf fiel, so gilt das 
leider auch gerade für die deutschen Sozialisten... , diejenigen sozialistischen 
Theoretiker, die — wie etwa Decker und Naphtali in der Zeitschrift ‚Die Gesell- 
schaft‘ ab 1931 — relativ spät — nach der ersten Verblüffung der Sozialdemokraten 
über das Nichtfunktionieren des feindlichen Systems zur Weltkrise Stellung nahmen, 
spiegelten eigentlich nur die theoretische Ratlosigkeit ihrer Zeit und Partei.“ (147) 

Dies zeigt sich exemplarisch bei Naphtali, wenn er in einer Untersuchung über 
‚die allgemeinen Ursachen der Krisen‘ nur zu sagen weiß, daß „die regelmäßige Wie- 
derkehr der Konjunkturen aus der Eigenart des kapitalistischen Wirtschaftssystems 
herauswächst.“ 


„Dieses kapitalistische Wirtschaftssystem mit seiner Eigenart des klassenmäßigen Aufbaus, mit 
seiner Eigenart der Einkommensbildung, der Verteilung des Sozialprodukts, mit seiner Eigen- 
art der privaten Wirtschaft, also der Wirtschaft, die auf dem Handeln des einzelnen Wirtschafts- 
subjekts, auf dem Handeln des einzelnen Unternehmers nach dem Grundsatz des Profitstrebens 
aufgebaut ist, muß stets zu Spannungen, zu Mißverhältnissen (Disproprotionalitäten) der ver- 
schiedensten Art führen, und diese Mißverhältnisse müssen im kapitalistischen System in Kri- 
senzeiten gewaltsam wieder eingerenkt werden.“ (148) 


Bei Darstellung der ‚Besonderheiten der gegenwärtigen Krise‘ (dies bezieht 
sich auf die Weltwirtschaftskrise) wirft Naphtali denn auch den ‚normalen‘ Zyklus, 
lange Wellen ä la Kondratieff, das Zusammentreffen von Industrie- und Agrarkrise, 
die Einflüsse der Preisbewegung im Zusammenhang mit der Geldversorgung, die Un- 
terkonsumtionstheorie in seinem Erklärungsversuch kunterbunt durcheinander, um 


145) Naphtali, „Konjunktur, Arbeiterklasse... “,S.13. 

146) Hans Langehütte, „Aufgabe und Bedeutung der Konjunkturinstitute,“ in: DA, 1927, 
S. 2. Es scheint damals üblich gewesen zu sein, auf den lateinischen Ursprung des Wor- 
tes Konjunktur und seine Verbindung mit der Astrologie hinzuweisen, um demgegen- 
über die Konjunkturforschung ins rechte Licht zu setzen (so Langehütte, Nölting/Nöl- 
ting usw.). 

147) Karl Kühne, „Moderne Konjunkturanalysen und sozialistische Wirtschaftspolitik“, in: 
Beiträge zur Wirtschafts- und Gesellschaftsgestaltung (Festschrift für Bruno Gleitze), 
Berlin 1968, S. 173-198, hier S. 180 f. 

So hat sich Naphtalis Forderung, daß „in einer zukünftigen rückschauenden Betrach- 
tung (die Periode des Spätkapitalismus) in immer steigendem Maße als die Periode des 
Frühsozialismus erscheinen muß“ erfüllt; allerdings in anderem Sinne als der Autor 

: meinte: als tatsächlicher Rückfall hinter Marx. 

148) Fritz Naphtali, „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“ (Vortrag vom 8.11.1930), Berlin 

1930, S. 10; wurde in großer Auflage unters Volk geworfen, 80.000 Auflage bis Februar 

1931 (vgl. die Angaben im Jahrbuch der SPD). 


zu der hilflosen Einschätzung zu gelangen: 


„Jedenfalls (!) müssen wir zum Verständnis der besonderen Schärfe der Krise unserer Tage und 
auch bei der Schätzung der Depressionsperiode, mit der wir zu rechnen haben dürften, die Tat- 
sache in Rechnung stellen, daß wir uns wahrscheinlich gegenwärtig in einer langfristigen Ebbe- 
periode in der kapitalistischen Wirtschaft befinden.‘ (149) 


Das Scheitern der revisionistischen Krisentheorien braucht hier nicht weiter 
verfolgt zu werden; Naphtalis Analyse sollte nur zur Illustration dafür herangezogen 
werden, in welch theoretischer Hilflosigkeit diese Krisentheorien enden. Der Schritt 
zu einer ‚monetären Konjunkturtheorie‘ ist von hier aus nicht weit. 


Teil II. Wirtschaftsdemokratie 


1. Einleitung 


Auf die spezifischen Voraussetzungen der eigentlichen Theorie der Wirtschaftsde- 
mokratie — wie sie in der von Naphtali 1928 im Auftrag des ADGB herausgege- 
benen Gemeinschaftsarbeit ‚Wirtschaftsdemokratie — Ihr Wesen, Weg und Ziel‘ zu- 
sammengefaßt vorliegt (149a) — wurde im zweiten Teil eingegangen. Im folgenden 
ist die ‚Wirtschaftsdemokratie‘ selbst als der. Versuch einer Zusammenfassung der 
verschiedenen „Ansätze für eine Demokratisierung der Wirtschaft“ zu behandeln; 
oder um mit Naphtali zu sprechen: „Wir wollen zeigen, wie in den mannigfaltigen 
Formen der Gegenwart das Wesen der Wirtschaftsdemokratie sich durchzusetzen 
sucht“, wie die Wirtschaftsdemokratie „in mannigfaltiger Lebensfülle heranwächst“ 
(150), oder besser: dahinkümmert. (150a) 

Nun ist die Theorie der Wirtschaftsdemokratie in ihren Grundprinzipien 
durchaus nicht neu. Wie schon der Revisionismus Bernsteins sucht sie ihre Recht- 
fertigung für die Auflösung des ‚Endziels‘ in die ‚Tageskämpfe‘ in einer Gegenüber- 
“ stellung der angeblich marxistischen Zusammenbruchserwartung und der erfolg- 
reichen reformistischen Praxis: 


„in der Periode, als der Kapitalismus noch völlig frei war, schien keine andere Alternative für 
den unorganisierten Kapitalismus denkbar zu sein, als die sozialistische Organisation der Wirt- 
schaft im ganzen; es schien deshalb hoffnungs- und also zwecklos, etwas an der Despotie des 


149) Naphtali, „Wirtschaftskrise... “, S. 11-13; 25 f. (zur Unterkonsumtion). 

149a) Berlin 1928; die Mitarbeiter waren u.a.: Baade, Broecker, Decker, Erdmann, Hilfer- 
ding, Erik Nölting, Sinzheimer, Tarnow. Zitate wie bisher nach der Neuausgabe, Frank- 
furt/M. 1966. 

150) Ebenda, S. 183,22. 

150a) Auf die zahlreichen Resolutionen, die zu den im folgenden behandelten Punkten auf 
den verschiedenen Gewerkschaftskongressen verabschiedet wurden, wird im einzelnen 
nicht verwiesen. Im Kern bleiben die Forderungen unverändert. Sachregister der Kon- 
greßprotokolle und Inhaltsverzeichnisse der Jahrbücher erlauben eine Orientierung. Für 
einen Überblick recht nützlich ist das von Salomon Schwarz zusammengestellte „Hand- 
buch der deutschen Gewerkschaftskongresse“, Berlin 1930 (verarbeitet die Kongresse 
1919-1928). 
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kapitalistischen Systems ändern zu wollen, Bis die gewaltige Umwälzung der gesamten Gesell- 
schaftsordnung stattfindet, muß alles so bleiben, wie es ist — so war die gegebene Einstellung. 
Dann stellte sich allmählich heraus, daß der Kapitalismus, bevor er gebrochen wird, auch ge- 
bogen werden kann. Die andere große geschichtliche Erfahrung war die, daß die organisierten 
Anstrengungen der Arbeitnehmerschaft schon bedeutende Einschränkungen der kapitalistischen 
Willkür durchsetzen können.“ (151) 


Im Kern, d.h. in ihrer Hoffnung auf den Staat, die friedliche Zusammenarbeit 
der Klassen (in paritätischen Körperschaften) und die krisenfreie ‚Höherentwick- 
lung‘ des Kapitalismus bleiben die revisionistischen Theorien unverändert: was sich 
wandelt, ist die Ausprägung dieser Prinzipien entsprechend der historischen Situa- 
tion, d.h. der Entwicklungsstufe des Kapitalismus: 


„Wenn auch die Theorien des organisierten Kapitalismus und der Wirtschaftsdemokratie in 
ihren Ausgangspunkten auf sehr frühe Quellen des Reformismus zurückgehen, so ist ihr... 
konkret-materieller Inhalt doch mit der Gegenwart eng verbunden. Der moderne Nachkriegs- 
kapitalismus ist sowohl der Schauplatz als auch der Ursprungsort der wirtschaftsdemokrati- 
schen Theorie.‘ (152) 


Dies wird im folgenden bei Betrachtung der einzelnen ‚Zweige‘ der Entwick- 
lung der Diskussion um die Wirtschaftsdemokratie skizziert sowie gezeigt werden, 
daß diese Entwicklung aus der oben (I. 5, Schluß) dargestellten Krise der Ideolo- 
gie entspringt. Inwiefern diese Krise selbst Resultat des äußerlichen Verhältnisses 
der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften zum Marxismus war, wie es sich 
insbesondere im Zentrismus vor dem Kriege ausgeprägt hatte, kann hier nicht im 
einzelnen gezeigt werden. Es wird davon ausgegangen, daß die Burgfriedens- und 
Arbeitsgemeinschaftspolitik das Auseinanderfallen von, wenn auch deterministisch 
gefärbter, sozialistischer Programmatik und reformistischer Praxis überdeutlich hat- 
ten werden lassen. 

„So war auch der Marxismus zur Ideologie geworden, wie während des Zu- 
sammenbruchs nach dem Krieg die Tatsachen gezeigt haben. Die Arbeiterschaft 
nutzte ihre Machtstellung nicht zur Verwirklichung des Sozialismus, sondern zur 
Verbesserung ihrer Lage, zur Erweiterung der Sozialreform und der politischen 
Demokratie.“ (153) So schreibt Hilferding 1924. Und auf dem Breslauer Kongreß 
von 1925 stellt Tarnow seine berühmt-berüchtigte Forderung nach einem ‚neuen 
Ideal‘ auf: 


„Jeder von uns weiß nun, wenn er sich die Entwicklung der letzten Jahre ansieht, daß im See- 
lenieben der deutschen Arbeiterbewegung etwas gebrochen ist. Eine Illusion ist geplatzt. Das, 
woran man Jahrzehnte geglaubt hat, wenigstens in den Massen, indem man meinte, an dem 
Tage, an dem wir die politische Macht erringen würden, werde es ein Kinderspiel sein, die letz- 
ten Ziele unserer Bewegung zu verwirklichen, ist nicht in Erfüllung gegangen, Die Enttäuschung 
darüber ist das innere Unglück der deutschen Arbeiterbewegung in den letzten Jahren gewe- 
sen... Auch unsere Gewerkschaftsbewegung hat darunter gelitten. Es ist schon notwendig, 
zu fragen,ob das so bleiben muß, ob wir nicht in unsere Arbeiterbewegung eine Ideologie hinein- 
bringen können, ein Ideal. Wenn man ein Ideal in eine Massenbewegung hineinstellen will, muß 
es entweder ein religiöses Dogma sein, dessen Verwirklichung im Diesseits niemand erwartet, 
oder es muß ein Ideal sein, dessen Verwirklichung man wachsen sieht... Das ist die ungeheure 


> 


151) kEbenda, S. 18f.; vgl. z. B. auch bei Tarnow, „Stellungnahme der Gewerkschaften...“ 
Ss.T ff. 

152) Leontjew, „Der ‚organisierte Kapitalismus‘... “, S. 660. 

153) Hilferding, „Probleme der Zeit“, S. 6. 
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Werbekraft, die in der Idee liegt, daß wir das Endziel, die Umformung der Wirtschaft und damit 
der Gesellschaft, im täglichen Kampfe Schritt für Schritt erreichen können.‘ (154) 


Im Jahrbuch des ADGB von 1928 findet sich folgende Einschätzung von dem 
Ursprung der Wirtschaftsdemokratiediskussion; dort wird über den Breslauer Kon- 
greß, im Unterschied zu den Kongressen von 1919 und 1922, auf denen Rätesystem 
und Arbeitsgemeinschaft im Vordergrund gestanden hatten, gesagt: 


„(Er) fand dagegen in einer Zeit staat, in der der Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft bereits 
begonnen, die Revolutionsideen bereits weitgehend geklärt waren. Jetzt war es den Gewerk- 
schaften wieder möglich, den Blick in die Zukunft zu richten. 

In der Vorstandssitzung vom 25. März 1925, in der die Tagesordnung des kommenden 
Kongresses festgelegt wurde, regte der Bundesvorsitzende Th. Leipart an, neben den üblichen 


allgemeinen Berichten ‚ein Thema von werbender Kraft‘ behandeln zu lassen: den Gedanken 
der Wirtschaftsdemokratie,“ (155) 


Auch wenn Leipart 1928 die Wirtschaftsdemokratie als angeblich uralte, be- 
reits 1905 von Legien erhobene Forderung zu retten versucht (155a), ist doch ihr 
Charakter als Versatzstück selbst dem bürgerlichen Beobachter deutlich: ‚So taucht 
denn nach dem Mißerfolg des ökonomischen Sozialismus, nach den ausgedehnten 
Sozialisierungsdebatten der Begriff Wirtschaftsdemokratie auf.‘ (156) 

Die ersten Versuche zur Klärung des Inhalts des neuen Schlagworts scheitern 
an den Differenzen über die Existenz einer Wirtschaftsführung und über das Verhält- 
nis von Wirtschaftsdemokratie und Sozialismus. Um eine verbindliche Klärung zu 
erreichen, gibt der Bundesvorstand eine Gemeinschaftsarbeit in Auftrag (Oktober 
1927), die dann — von Naphtali herausgegeben — dem Hamburger Kongreß vorge- 
legt und von Naphtali in einem Hauptreferat erläutert wird. (157) Dort werden die 
gewerkschaftlichen Tätigkeitsgebiete und Forderungen sämtlich unter die Rubriken 
‚Demokratisierung der Wirtschaftsführung‘ oder ‚Durchsetzung des Kollektivismus‘ 
(im Arbeitsverhältnis usw.) subsumiert. Nachdem die Entscheidung über die Exi- 
stenz einer Wirtschaftsführung bereits gefallen war (158), brauchte nur noch die 
Beziehung von Wirtschaftsdemokratie und Sozialismus geklärt werden: 


„Wenn die deutschen Gewerkschaften die Forderung der Wirtschaftsdemokratie aufstellen, so 
bedeut- “ das für sie keinen Verzicht auf das sozialistische Ziel und keinen Ersatz für den Sozia- 


lismus, sondern es bedeutet eine Ergänzung der sozialistischen Idee in der Richtung der Klä- 
rung des Weges zur Verwirklichung.‘ (159) 


Die geradezu klassische Auflösung der Wirtschaftsdemokratie (gleich Sozialis- 
mus) in die Demokratisierung der Wirtschaft bereitet bereits auf dem Hamburger 
Kongreß einigen Delegierten insofern Schwierigkeiten, als sie — den Zweck dieser 
feinsinnigen Unterscheidung, nämlich die ‚Rettung des Endziels‘, übersehend — die 
Wirtschaftsdemokratie als bereits (in Ansätzen) verwirklicht zu sehen bereit sind. 
Andererseits scheint es auch Kritiker in den gewerkschaftlichen Reihen gegeben zu 
haben, denen die Konsequenz dieser Unterscheidung bewußt war, denn Naphtali 


154) Prot. 1925, S. 231. 

155) Jb. 1928, S. 54. 

155a) Leipart, „Auf dem Wege... %, 8. 3. 

156) Johannes Herzig, „Die Stellung der deutschen Arbeitergewerkschaften zum Problem 
der Wirtschaftsdemokratie“, Jena 1933, S. 15. 

157) Jb. 1928, S. 55: Prot. 1925, S. 186 tf.: Prot. 1928, S. 170 ft. 

158) Leipart, „Auf dem Wege... S.8 ff; vel. oben gegen Ende von 11.3. 

159) „Wirtschaftsdemokratie ... . “, S. 16. 
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berichtet 1929 über die ‚Kritik aus den eigenen Reihen‘: 


„Manche Kritiken, die mir besonders in Versammlungsdiskussionen begegneten, entsprangen 
offenbar dem Mißtrauen, daß die Begriffe ‚Wirtschaftsdemokratie‘ als Ziel, ‚Demokratisierung 
der Wirtschaft‘ als Weg von gewerkschaftlichen Kreisen angewendet würden, um dem Bekennt- 
nis zum Sozialismus auszuweichen .. .“*. 


Dabei dient diese Unterscheidung nach Naphtali nur dazu, eine „besondere 
Seite der erstrebten Neuordnung“ hervorzuheben: 


„Nämlich die mit der Wandlung der Eigentumsordnung verbundene oder zu verbindende Wand- 
lung der Art der Wirtschaftsführung. An die Stellung der Autokratie einer Minderheit von Ka- 
pitalisten tritt in der Wirtschaftsführung die Demokratie der Gesamtheit der Arbeitenden. Voll- 
endete Wirtschaftsdemokratie ist nur nach der Sozialisierung, d.h. nach der Wandlung der Eigen- 
tumsordnung möglich. Aber der Prozeß der Demokratisierung, der Kampf um die Einschrän- 
kung der autokratischen Wirtschaftsführung vollzieht sich gleichzeitig, zum Teil sogar dem Pro- 
zeß der Veränderung der Eigentumsordnung vorangehend.‘‘ (160) 


Auch in den Formulierungen dieses Zitats zeigt sich die Hilflosigkeit des Re- 
formismus in bezug auf die Umwälzung der Produktionsweise, oder, in der Sprache 
des Reformismus, der ‚Eigentumsordnung‘. Denn um dem friedlichen Eindringen 
in die ‚Organe der Wirtschaftsführung‘ nicht von vornherein unüberwindbare Hin- 
dernisse dadurch in den Weg zu legen, daß damit die Forderung nach Sozialisierung 
verbunden wird, muß in derlei gewundenen Formulierungen der Verzicht auf So- 
zialisierung erklärt werden. Was von dem Eindringen in die Wirtschaftsführung (da- 
neben auch die Sozialpolitik usw.) auf kapitalistischer Basis übrigbleibt, wird von 
Leontjew in der Tendenz zutieffend beschrieben: 

„Es werden tausendköpfige Kader gebildet, zum größten Teil aus Leuten pro- 
letarischer Abstammung, die noch von früher her gewohnt sind, sich selbst als Ver- 
treter der Arbeiterklasse zu betrachten. Sind sie einmal als Bestandteil in die bür- 
gerliche Herrschaftsmaschine aufgenommen, neigen sie dazu, das eigene Hineinwach- 
sen in den kapitalistischen Apparat mit dem Hineinwachsen des Kapitalismus in den 
Sozialismus zu verwechseln.“ (161) Die Verbindung der Theorie der Wirtschaftsde- 
mokratie mit dem Eindringen der ‚reformistischen Kader‘ in Teilbereiche des Staats- 
apparates zeigt sich bei einem Überblick über die Gebiete, auf denen die Demokrati- 
sierung vorangetrieben werden soll: Organe der staatlichen Wirtschaftspolitik und 
sog. Selbstverwaltungskörper (entsprechend der Organisation der Kohlenwirtschaft 
usw.), Leitungsgremien der Monopole und öffentlichen Wirtschaft; Konsumgenos- 
senschaften, gewerkschaftliche Eigenbetriebe; Arbeitsbehörden und sozialpolitische 
Selbstverwaltung. Der Zusammenhang zwischen der Theorie der Wirtschaftsdemo- 
kratie und der sozialen Basis des Reformismus wird dabei überdeutlich. Soweit sich 
die Forderungen auf die Funktionen der Betriebsräte beziehen, werden sie von vorn- 
herein auf die Durchführung einer „sozialen Selbstverwaltung im Betriebe“ be- 
schränkt, die der Überwachung der Ausführung der geltenden „gesetzlichen und 
tariflichen Normen“ dienen soll. (162) 

Diese Struktur der Theorie hat von vornherein verhindert, daß sie unter der 


160) Fritz Naphtali, „Debatten zur Wirtschaftsdemokratie“, in: Die Gesellschaft, 1929, Bd. 1, 
S.213. Dort (S.216 f) wird auf einen (wenigstens noch terminologisch interessanten) 
Vorschlag von Otto Suhr verwiesen: Statt Wirtschaftsdemokratie besser,konstitutioneller 
Kapitalismus‘ zu sagen! 

161) Leontjew, „Der ‚organisierte Kapitalismus‘... “, S. 680. 

162) Zum letzten Punkt vgl. „Wirtschaftsdemokratie ... “,S.162 ff. 
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Arbeiterschaft besonders populär werden konnte. Dies zeigt sich in einigen kriti- 
schen Aufsätzen zur Zeit der Weltwirtschaftskrise. Walter Pahl schreibt (ohne ir- 
gendeine grundsätzliche Kritik im Sinn zu haben): 


„Es besteht heute die Gefahr, daß die sozialistischen Zielvorstellungen sich in der praktischen 
Reformtätigkeit vollständig auflösen. Bei der Vielfalt der Einzelaktionen bleibt kein Raum 
mehr für die sozialistische Aktion, die auf die Neugestaltung der Wirtschaft ausgerichtet ist. 
Die praktische Reformarbeit scheint der radikalen, der revolutionären Motivierung aus dem 
Zielwillen zur Überwindung des kapitalistischen Wirtschaftssystems zu entbehren. Die Reform- 
arbeit rechtfertigt sich aus der im betreffenden Sachgebiet vorliegenden Aufgabe, aber nicht 
aus dem Willen zur Verwirklichung eines sozialistischen Wirtschaftssystems. Man vermag eben 
in den an den vesxschiedensten Stellen folgenden Eingriffen keine Planung zu entdecken.“ 


Und über die Wirtschaftsdemokratie selbst: 


„Die verschiedenen Eingriffe und Eingriffsmöglichkeiten werden hier summiert, aber nicht in 
einer Ganzheit gebündigt. Man kann es besonders in der Bildungsarbeit immer wieder erleben, 
daß man auf die Frage nach dem Sinn der ‚Wirtschaftsdemokratie‘ die verschiedenartigsten 
widersprechenden Antworten erhält. Der Gedanke ist nicht sehr ‚populär‘ geworden, er be- 
sitzt keine Symbolkraft .. . Wenn man von der Richtigkeit des Weges überzeugen will, muß 
zuvor eine konkrete Zielvorstellung da sein.‘ (163) 


Auf die einzelnen ‚Ansätze‘ und ‚Wege‘ wird im folgenden einzugehen sein, 
wobei der bei Naphtali u. a. vorliegenden Einteilung gefolgt werden kann: 


„Wir sehen einerseits, wie die eigene Kraft der Arbeiterklasse im Wege der Selbsthilfe neue 
soziale Lebensformen begründet — man braucht nur an die Tarifverträge, die Konsumgenossen- 
schaften, die gewerkschaftlichen Eigenbetriebe zu erinnern — , auf der anderen Seite sind es 
staatliche Kräfte, die durch die Arbeiterbewegung ausgelöst werden. Durch Arbeiterschutz und 
Arbeiterversicherung, durch den Aufbau wirtschaftlicher Selbstverwaltungskörper, durch die 
Beteiligung von Arbeitervertretern überall, wo es sich um Wirtschafts- oder Sozialpolitik han- 
delt, betätigt sich der Staat im sozialen Sinne und wird damit zum Träger des Vordringens der 
neuen Wirtschaftsordnung.‘ (164) 


Daß in der ‚Theorie‘ der Akzent auf der Rolle des Staates liegt, wurde schon 
mehrfach hervorgehoben. Noch einmal zusammenfassend Tarnow: 


„Wir haben uns früher die Verwirklichung der sozialistischen Wirtschaft meist so vorgestellt, daß 
wir erst die politische Macht erringen, dann das kapitalistische Unternehmertum enteignen, die 
Wirtschaft in gesellschaftliche Führung übernehmen und dann dazu übergehen, die Wirtschaft zu 
organisieren. Wer diese Vorstellung hatte, der muß durch die Ereignisse der letzten Jahre belehrt 
worden sein, daß das praktisch nicht möglich ist. Erst muß die Wirtschaft bis zu einem gewissen 
Grade organisiert sein und dann kann die gesellschaftliche Führung einsetzen.‘ (Deshalb exeku- 
tieren die Kapitalisten das ‚Testament‘ von Marx, so Tarnow.)... „Treibt der Staat (erst) Wirt- 


163) Walter Pahl, „Die Krise des Sozialismus und die Sozialisierungsfrage“, in: DA, 1931, 
S. 841-852, hier S. 843 f., 846. Vgl. auch in dem Aufsatz von Heinrich Mertens, „Das 
berufsständische Prinzip in den christlichen Gewerkschaften“ (in: DA, 1931, S. 632) 
die Schlußbemerkung. Pahl ist auch geneigt, der Kritik an der Auffassung, „daß etwas, 
was die Ausbeutungskräfte des Kapitalismus erhöht, gleichzeitig auch positiv den Weg 
zum Sozialismus ebnen soll“, einen „berechtigten Kern‘ zuzugestehen, insofern sie da- 
rin einen „ ‚dialektischen‘ Bocksprung“ erblickt. (S. 848) 

164) „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 182 f.; hier muß noch einmal darauf hingewiesen wer- 
den, daß auf die zahlreichen Widersprüche, die innerhalb der Theorie der Wirtschaftsde- 
mokratie vorhanden sind, nur sporadisch eingegangen werden kann. Diese Widersprüche 
erklären sich aus dem Dilemma, in dem die ‚Wirtschaftsdemokratic‘ steht: Einerseits die 
bestehenden ‚Ansätze‘ als positiv und ausbaufähig hervorheben zu müssen, andererseits 
a ea soweit kritisieren zu müssen, daß die Forderung nach ‚Reformen‘ erhoben wer- 

en kann. 
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schaftspolitik, so kommt es nur darauf an, wer das Steuer des Staates führt, um auch die Ten- 
denz der staatlichen Wirtschaftspolitik festzulegen.‘ (165) 


Indem die Durchsetzung auf gesetzlichem Wege gefordert wird, werden die 
Forderungen der Gewerkschaften zu einem bloßen Appell an ‚den Gesetzgeber‘ 
zur Verwirklichung vor. allem der Artikel 156 und 165 der Reichsverfassung. (166) 

Im folgenden soll nun auf die einzelnen ‚Ansätze‘ der behaupteten Entwick- 
lung zur Wirtschaftsdemokratie eingegangen werden, wobei die Kritik sich in vielen 
Punkten darauf beschränkt, die dieser Theorie immanenten Widersprüche aufzuzei- 
gen. Sowohl die Darstellung als auch die Kritik können hier nicht ins einzelne gehen 
ein grober Überblick muß für die Zwecke der vorliegenden Arbeit genügen. 


’ 


2. Organe der Wirtschaftspolitik, Selbstverwaltungskörper, Monopol- und Kartell- 
kontrolle 


Ausgehend von ihrer spezifischen Auffassung von Wirtschaftsführung erscheint den 
Gewerkschaften die Beteiligung an den Organen mit wirtschaftspolitischen Kompe- 
tenzen besonders wichtig. Von mehr oder weniger bedeutungslosen Beiräten abge- 
sehen (167), handelt es sich hierbei vor allem um den Reichswirtschaftsrat und des- 
sen in der Verfassung vorgesehenen Unterbau. (Zu den Selbstverwaltungskörpern 
siehe unten). Da die Errichtung der Bezirkswirtschaftsräte niemals ernsthaft in An- 
griff genommen wurde, konzentrierten sich die Gewerkschaften bereits ab 1922 
(Leipziger Kongreß) auf die Forderung nach paritätischer Beteiligung an den beste- 
henden Industrie- und Handels-, Handwerks- und Landwirtschaftskammern. (168) 
Diese sind allerdings — neben bestimmten Kompetenzen z. B. auf dem Gebiet der 
Lehrlingsausbildung — wie auch der ‚vorläufige‘ Reichswirtschaftsrat auf bloße Gut- 
achtertätigkeit beschränkt, ein Einfluß auf die Produktion oder auch nur die Ein- 
sicht in die kapitalistische Betriebsführung ist auf dem Weg über diese Gremien un- 
möglich durchzusetzen. Auf die Errichtung von reinen Arbeiterkammern (wie sie 
noch Art. 163 der WRV vorsieht) wollte der ADGB zugunsten der paritätischen 
Körperschaften verzichten. So fällt es nicht besonders schwer, in diesem Versuch 


165) larnow, „Stellungnahme der Gewerkschaften... “, S. 15, 17. Vgl. Tarnow auf dem 
Hamburger Kongreß 1928, Prot. S. 211: „Nur eins will ich noch herausheben. Nicht 
der schmalste Weg zur wirtsc aftlichen Demokratie ist der über die Staatsmacht. Wirt- 
schaftsdemokratie fordern heilsı, in einem demokratischen Staat mitarbeiten! Die Ver- 
bundenheit der Gewerkschaften mit dem Staat, die Bejahung des Staates, das ist durch 
ee Forderung nach wirtschaftlicher Demokratie ganz wesentlich unterstrichen wor- 

en.“ 

166) Vgl. die entsprechenden Entschließungen auf den Kongressen 1925 (Prot. S. 36 ff.) 
und 1928 (Prot. S. 20 ff.) 

167) Übersicht in „Wirtschaftsdemokratie ..... “, S. 135 ff. 

168) Vgl. Prot., 1922, S. 474 ff. Auch diese Forderung wurde nie verwirklicht. Vgl. (auch 
zum folgenden) die Resolution des Breslauer Kongresses (1925) „Berufskammeın und 
Reichswirtschaftsrat“, Prot., S. 40 ff.; weiter den Artikel von Bruno Bıoecker, „Die Um- 
bildung der öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen“, in: DA, 1927, S. 75-89. Die For- 
derungen des ADGB in Richtung auf eine Ausweitung der Rechte des Reichswirtschafts- 
rates — Gesetzesinitiative, Enqueterechte, obligatorische Begutachtung von Gesetzent- 
würfen — wurden niemals verwirklicht; dazu: Theodor Leipart, „Gewerkschaften und 
Reichswirtschaftsrat“, in: DA, 1924, S. 193-200, Preller, „Sozialpolitik... “, S. 251 £., 
346 f., 481 f., „Wirtschaftsdemokratie“, S. 133 ff. 
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der Gewerkschaften, eine Beteiligung an der Wirtschaftspolitik durchzusetzen, eine 
Fortsetzung der gescheiterten Arbeitsgemeinschaftspolitik zu erkennen. (169) 
Selbst der Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, Dißmann (ehemals 
auf dem rechten USPD-Flügel), sieht in den paritätischen Kammern nur ein Ver- 
schleierungsmanöver und den Versuch, die Arbeitervertreter für die „Schäden der 
Wirtschaft“ mitverantwortlich zu machen. (170) 

Ein Beispiel dafür, wie die Gewerkschaftsvertreter für die Beseitigung von 
‚Schäden der Wirtschaft‘ eingespannt werden können, liegt in den aufgrund des 
Kohlen- und Kaliwirtschaftsgesetzes gebildeten sog. Selbstverwaltungskörpern vor, 
nach Naphtali u.a. „eigenartige Formen der Wirtschaftsführung“, die „nur verständ- 
lich (sind) als das Ergebnis der starken Bewegung, die nach der politischen Umwäl- 
zung im Jahre 1918 zum wirtschaftlichen Neuaufbau in der Form der Sozialisierung 
drängte“ und — bei einer Zwangssyndizierung des Kohlen- und Kalibergbaus anlang- 
te. (171) Die Kompetenzen der aufgrund der Gesetze geschaffenen Gremien er- 
streckten sich — neben der Durchführung der Syndizierung, Genehmigung der Ge- 
sellschaftsverträge u.ä. — vor allem auf die Preisfestsetzung, wobei aber dem Reichs- 
wirtschaftsminister das schließliche Genehmigungsrecht verblieb; ein Einblick in die 
Kalkulation der einzelnen Unternehmen oder gar eine Regelung der Produktion 
selbst waren ausgeschlossen, darüber hinaus waren die Gewerkschaftsvertreter in den 
einzelnen Gremien immer in der Minderheit. (172) Auf einzelne Kritikpunkte, an 
denen die Reformvorschläge Naphtalis ansetzen — wie eben die geringe Vertretung 
der Gewerkschaften, die ungenügenden Kompetenzen, die Tatsache, daß sich bei 
den Gewerkschaftsvertretern ein ‚Branchenegoismus‘ zeigt und die Kapitalisten in 
der Regel Lohn- mit Preiserhöhungen zu verbinden suchen (173) usw. — braucht 
an dieser Stelle nicht weiter eingegangen zu werden. Vielmehr soll gezeigt werden, 
daß in den von Naphtali u. a. formulierten bisherigen Erfahrungen wiederum Ele- 
mente der gewerkschaftlichen Produktionspolitik enthalten sind. 


169) So sagt Simon, der Korreferent zu Wissell, 1922: „Es ist ja bezeichnend, daß die Frage 
der Arbeitsgemeinschaft und der Bezirkswirtschaftsräte in einem Vortrag behandelt 
wird. Das Referat Wissells ging ganz folgerichtig darauf hinaus, daß die Bezirkswirt- 
schaftsräte die logische Fortsetzung der Arbeitsgemeinschaft darstellen.“ (Prot., 1922, 
S. 478) 

170) Prot., 1925, S. 232 ff.; vgl. auch 228 f., 243 ff. 

171) „Wirtschaftsdemokratie ... “,S. 41 f.: im folgenden nach „Wirtschaftsdemokratie... ““, 
S. 45 ff.; auf die übrigen Ansätze zur ‚Selbstverwaltung‘ wird im Text nicht weiter ein- 
gegangen, da diese eine noch geringere praktische Bedeutung erlangt haben als die bei- 
den genannten. 

172) Auch in dem sog. Eisenwirtschaftsbund, 1920 ebenfalls zur Preisregelung eingerichtet, 
konnten sich die Gewerkschaftsvertreter nieht durchsetzen. Der Eisenwirtschaftsbund 
hat, obwohl (oder vielleicht gerade weil) aus Gewerkschafts- und Kapitalistenvertretern 
paritätisch zusammengesetzt, ein besonders unrühmliches Ende genommen: unter täti- 
ger Mithilfe der christlichen und Hirseh-Dunckerschen Gewerkschaften setzten die Kapi- 
talisten einen Beschluß durch, mit dem der Eisenwirtsehaftsbund vorübergehend auf die 
Festsetzung von Preisen verzichtete! Eine Aufhebung dieses Beschlusses war gegen die 
Stimmen der Kapitalistenvertreter nicht mehr möglich. Vgl. den Artikel von H. Schlic- 
in „Wege AU SSR RIED" in: DA, 1925, S. 397-402, „Wirtschaftsdemo- 

ratie. ‚5.4 

173) Zum letzten Punkt schreibt Naphtali 1927 (in: DA, S. 158-164, hier S. 163) vorsichtig 
(zu den ‚Sonderinteressen‘): „‚Nieht immer waren die Arbeitnehmervertreter in der Lage, 
die Interessen der Gesamtwirtschaft zu erkennen, nicht inımer waren sie von ihrer enge- 
ren gewerkschaftlichen Betätigung unabhängig, um Sonderinteressen ihrer Berufsgruppe 
nötigenfalls gegenüber den Interessen der Gesamtarbeiterschaft zurückzustellen.“ In die- 
sem Verhalten spiegelt sich nach Naphtali aber nicht die strukturelle Problematik der 
Selbstverwaltungskörper wider, es ist für ihn ein „Problem der Menschenauswahl“! 
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Das Urteil von Naphtali u. a. (174) über die bisherige Wirksamkeit der Selbst- 
verwaltungskörper bezieht sich auf die drei Arbeitsbereiche: „Förderung der tech- 
nischen Entwicklung“, „Gestaltung der wirtschaftlichen Organisation in der Produk- 
tion und im Vertrieb“ und Preispolitik. 

In bezug auf die Preispolitik kommen Naphtali u. a. zu dem nichtssagenden 
Schluß, „daß der eine oder andere Fehler“ — z. B. die „außerordentliche“ Locke- 
rung der Preispolitik 1928 im Anschluß an eine Lohnerhöhung“ —, der dabei ge- 
macht worden sei, „nicht notwendig der Organisationsform zuzurechnen ist,sondern 
auch auf persönlichen Mängeln... beruhen kann.“ 

Interessanter ist die Einschätzung der beiden anderen Arbeitsbereiche. Hierzu 
schreiben Naphtali u. a.: 


„Was die technische Entwicklung anbelangt, so wird allgemein anerkannt, daß in den Sachver- 
ständigenausschüssen wertvolle Arbeit zur Förderung der Rationalisierung geleistet worden ist. 
Die Tatsache, daß hier ein ständiges Zusammenwirken von Vertretern der Unternehmer mit 
Vertretern der Arbeiter und Angestellten gegeben war, hat sicherlich dazu beigetragen, die Rei- 
bungen in dem starken technischen Umwälzungsprozeß des Bergbaues in der Nachkriegszeit zu 
vermindern. Auf der anderen Seite ist durch die lose Hilfestellung, die hier den Organen der 
Selbstverwaltung zugefallen ist, jedenfalls jede bürokratische Hemmung ... vermieden worden.“ 

(Zum zweiten Arbeitsbereich:) „Als positiven Faktor wird man auf dem Gebiet der Wirt- 
schaftsgestaltung zu werten haben, daß der Prozeß der Rationalisierung durch Betriebskonzen- 
tration jedenfalls auf den wichtigsten Gebieten .. . sich unter der Herrschaft des Syndikats in 
starkem Maße vollzogen hat, und daß er mit geringeren Reibungsverlusten ohne Zweifel verbun- 
den war als z. B. ähnliche Entwicklungen im nichtorganisierten englischen Bergbau. Auch hier 
wird der Tatsache, daß die Selbstverwaltungsorgane die ständige Gelegenheit zum Meinungsaus- 
tausch und zum Zusammenwirken zwischen den Unternehmervertretern und den Arbeitnehmer- 
vertretern gaben, eine gewisse Bedeutung zuzusprechen sei.‘ (175) 


Kritisch gewendet heißt dies nur, daß die Gewerkschaftsvertreter dafür gesorgt 
haben, daß die wesentlich aus Gründen der reibungslosen Kapitalverwertung not- 
wendigen Rationalisierungsmaßnahmen und Stillegungen, daß die Zentralisation der 
Kapitale ohne größeren Widerstand seitens der Arbeiterschaft durchgeführt werden 
konnten (von ‚Sozialplänen‘ ist bei Naphtali u. a. nicht die Rede); wobei die Mitar- 
beit der Gewerkschaftsvertreter für die ‚, ‚gemeinwirtschaftliche‘ Fassade“ (so Pahl) 
gesorgt hat. Daß es sich hierbai um keinen ‚persönlichen Fehler‘ handelt, zeigt die 
Stellungnahme des langjährigen Vorsitzenden des Textilarbeiterverbandes, Jäckel, 
der auf dem Breslauer Kongreß 1925 das Referat über die Wirtschaftsdemokratie 
hält: 


„Diese Selbstverwaltungskörper können sich mit Fragen beschäftigen, an denen beide Teile 
stark interessiert sind. Ich erwähne die bereits besprochene Rationalisierung, das Taylorsystem, 
die Typisierung, die Normalisierung, das sind Dinge, die in diesem Selbstverwaltungskörper ge- 
regelt werden können, denn ohne die lebendige Teilnahme der Arbeiter an diesen Dingen wird 
es nicht möglich sein, in Deutschland aU das durchzuführen, was in dieser Beziehung (zur Pro- 
duktionssteigerung, Verf.) notwendig ist.“ (176) 


Hier wird das Grundprinzip der gewerkschaftlichen Produktionspolitik voll- 
kommen klar: Förderung der Produktion unabhängig von oder trotz ihrer kapitali- 
stischen Form. Ein Prinzip, das seinen spezifischen historischen Hintergrund in der 


174) Vgl. „Wirtschaftsdemokratie.... “, S. 50 ff. 

175) .„Wirtschaftsdemokratie . . . “, S.50-51; für die Kaliwirtschaft heißt es, daß die „Stille- 
gungsaktion‘“ der Nachkriegszeit „erfolgreich und mit einem Mindestmaß von Reibun- 
gen“ durchgeführt werden konnte ($. 51-52). 

176) Prot., 1925, S. 214 £. 
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Notwendigkeit des Wiederaufbaus des deutschen Produktionsapparates nach den 
Zerstörungen des Krieges, der Notwendigkeit einer Produktions- und Produktivi- 
tätssteigerung zur Wiedereroberung des Weltmarkts und zur Ableistung der Repa- 
rationen hat. In diesem Kontext sehen auch Naphtali u. a. die Resultate der gewerk- 
schaftlichen Beteiligung an den Selbstverwaltungskörpern, wenn sie hervorheben, 
daß diese Mitarbeit den Gewerkschaftsvertretern die Möglichkeit eröffnet habe, 
„die Grundlagen der Wirtschaftsführung bis in alle Einzelheiten kennenzulernen“ 
und sie „gelernt (hätten), die Aufgaben der praktischen Wirtschaftsführung verant- 
wortlich zu betrachten.“ (177) 

Die Akzeptierung eines gesamtwirtschaftlichen Standpunktes drückt sich auch 
in der Rolle aus, die dem Staat zugedacht ist. Naphtali u. a. schreiben dazu: 


„(ES).... muß immer daran gedacht werden, daß mit dem Begriff der Selbstverwaltung die Ober- 
hoheit des demokratischen Staates als des Vertreters der Gesamtinteressen zwangsläufig verbun- 
den ist, und daß die Freiheit der Bewegung der Selbstverwaltungskörper der Gewerbezweige im- 
mer ihre Grenze findet an der Einordnung in die Gesamtinteressen, die durch die Eingriffsmög- 
lichkeiten des Staates gesichert sein müssen.“ (178) 


So sehen sie denn auch die prinzipielle Bedeutung der Selbstverwaltungskör- 
per in einer „Einschränkung der Verfügungsfreiheit der Unternehmer über ihre 
Produktionsmittel.“ Und weiter: 


„Es liegt deshalb schon in dieser Regelung ein Wandel in der Funktion des Privateigentums an 
den Produktionsmitteln vor, und gegenüber der auf dieses Eigentumsprinzip begründeten Wirt- 
schaftsordnung wird das demokratische Prinzip der Teilnahme der Arbeitskräfte aufgrund ihrer 
Arbeitsfunktion in der Wirtschaft unter der Oberhoheit des demokratischen Staates anerkannt.‘ 
(179) 


In der Anerkennung der staatlichen Eingriffe liegt auch die Parallele zur Ein- 
schätzung der Monopol- und Kartellkontrolle. Die Notwendigkeit solcher Eingriffe 
wird (neben der ökonomischen Begründung: Vermeidung monopolistischer Extra- 
profite) bei Franz Neumann von dem reformistischen Staatsverständnis abgeleitet: 


„Ein Staat, der es duldet, daß innerhalb seines Gebietes unkontrolliert Monopole Herrschaft 
ausüben, gibt Stück für Stück seine Souveränität ab, wird nach und nach von den Wirtschafts- 
verbänden ausgehöhlt. Wenn das wesentliche Merkmal eines.Staates Souveränität ist und wenn 
Souveränität eine Wirkungs- und Entscheidungseinheit darstellt, so folgt aus dieser Einsicht die 
Notwendigkeit einer staatlichen Kontrolle der Monopole.‘‘ (180) 


177) „Wirtschaftsdemokratie... “,S.61. 

178) „Wirtschaftsdemokratie .... “, S. 60. Wenn derart die Eingriffsmöglichkeiten des Staa- 
tes betont werden, dann erweist sich die (an sich schon illusorische) Forderung der Ge- 
werkschaften nach einer „Selbstverwaltung“ des Klassengegensatzes mittels paritätischer 
Körperschaften auf allen Ebenen nochmals als Fiktion. Denn wenn dem Staat ohnehin 
ein Eingriffsrecht eingeräumt werden soll, dann ist nicht einzusehen, warum nicht von 
vornherein irgendwelche Vertreter der ‚Öffentlichkeit‘, der staatlichen Bürokratie usw. 
beteiligt sein sollen, um im Falle der Nicht-Einigung den Ausschlag zu geben. 

Vgl. dazu die spitzfindige Ableitung der Kompetenzen der Selbstverwaltungskörper in 
„Wirtschaftsdemokratie .... ““, die den Zweck verfolgt, dem Staat die „Oberhoheit‘ über 
die Wirtschaft zuzuschanzen. 

179) „Wirtschaftsdemokratie... “, S. 55 

180) Franz Neumann,. „Der Entwurf a Kartell- und Monopolgesetzes“, in: DA, 1930, 
S. 773-791, hier S. 775. Neumann schreibt weiter: „Der Aufbau der Kartell- und Mo- 
nopolkonttrolle stellt eine Verwirklichung der Grundgedanken der Wirtschaftsdemokra- 
fie und des sozialen Rechtsstaates dar. Sozialer Rechtsstaat bedeutet die Anerkennung 
des Staates als der einzigen Organisation, die Gewalt ausüben kann unter Ablehnung je- 
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Neben dieser Ableitung aus einer staatsrechtlichen Fiktion steht unvermittelt 
eine Begründung der Monopolkontrolle, die diese als „zwangsläufige“ Reaktion der 
der „kapitalistischen Despotie‘ ausgelieferten breiten Front der Konsumenten (ver- 
mittelt über den Staat) interpretiert. (181) Nun steht die Theorie der Wirtschaftsde- 
mokratie aber vor dem Dilemma, daß sie einerseits Kartelle und Monopole als mög- 
liche Organisationsformen in Richtung auf eine Vorbereitung der Voraussetzungen 
der Wirtschaftsdemokratie interpretieren muß, andererseits aber die praktischen 
Auswirkungen der Monopolisierung (Preiserhöhungen, Schutzzölle usw.) in Vertre- 
tung der unmittelbaren Interessen der Arbeiterschaft ablehnen muß. 

Bei einer ‚‚primitiven Reaktion auf den organisierten Kapitalismus zugunsten 
der künstlichen Erhaltung der freien Konkurrenz“ darf es also nicht bleiben, darüber 
hinaus soll „die Erringung des demokratischen Einflusses auf die großen Machtzen- 
tren der organisierten Wirtschaft“ angestrebt werden. (182) 

Auf der Ebene der praktischen Forderungen sieht dies allerdings so aus, daß 
auf der einen Seite die Anerkennung. ‚volkswirtschaftlich notwendiger‘ Zusammen- 
schlüsse steht -— d. h. daß die vorhandenen Zentralisationstendenzen unterstützt 
werden —, auf der andern Seite die ‚Durchleuchtung‘ vor allem der Preispolitik zur 
Kontrolle monopolistischer Extraprofite durch ein Kartellamt erfolgen soll. (182a) 


Auch dieses Kartellamt soll aber an den Staat gebunden bleiben. So schreibt Neu- 
mann: 


„Es ist zweifellos (so), daß ein kartellfreundlicher Minister auf diese Weise die Arbeit des Kar- 
tellamtes ..... völlig sabotieren kann. Aber die Gewerkschaften stehen auf dem Boden der parla- 
mentarischen Demokratie. Eine völlige Loslösung der Kartellpolitik von der allgemeinen Wirt- 
schaftspoltik würde einen Verstoß gegen die Grundlagen unseres gegenwärtigen Verfassungsle- 
bens bedeuten.‘ (183) 


So bleibt denn auch Neumann nichts anderes übrig, als über die Praxis der 
bisherigen Kontrolle, aufgrund der Kartellverordnung vom November 1923 ausge- 
übt, ein vernichtendes Urteil zu fällen: „Selbst der größte Optimist kann nicht be- 
haupten, daß der Erfolg der Kartellpolitik des Reichswirtschaftsministeriums über- 
wältigend ist.“ (184) Angesichts dieser widrigen praktischen Umstände kann es sich 
bei der existierenden Kontrolle wieder nur um einen Sieg des Prinzips handeln. So 
Naphtali u. a.: 


„Es wird dadurch (daß dem Minister sowie dem Kartellgericht die Entscheidung über die ‚volks- 
wirtschaftliche‘ Zweckmäßigkeit eines Kartells übertragen wird, Verf.) die Oberhoheit einer Ent- 


der wie auch immer gearteten privaten Gewalt, unter Ablehnung auch der privaten Wirt- 
schaftsgewalt der Kartelle, Monopole und Truste. Er bedeutet die Anerkennung der 
Rechtsordnung, d.h. der Forderung, daß alle Auseinandersetzungen sich auf dem Boden 
des Rechts zu vollziehen haben; und die Anerkennung des sozialen Gedankens, d.h. der 
Verwirklichung der Forderungen der Arbeiterschaft auf Mitbestimmung in der Wirt- 
schaft.‘ (Ebenda) 

181) „Wirtschaftsdemokratie ..... “, S. 17. 

182) „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 37; die Monopolkontrolle soll nicht die „Freiheit des 
einen Unternehmers gegenüber dem anderen Unternehmer“ schützen, sondern das 
„Interesse der Gemeinschaft‘ gegenüber den Monopolen. ($. 36) 

182a) Die bessere ‚Durchleuchtung‘ der Wirtschaft wird von den Gewerkschaften bei allen sich 
bietenden Gelegenheiten gefordert. So generell der Aufbau einer Produktionsstatistik, 
die Ausdehnung der Publizitätspflichten bei der Aktienrechtsreform (dazu Fritz Naphtali, 
„Reform des Aktienrechts“, in: DA, 1930, S. 582-592, 660-669) usw. 

183) Franz Neumann, „Der Entwurf eines Kartel- und Monopolgesctzcs“, in: DA, 1930, 
S. 784 f. 

184) Ebenda, S. 774. 
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scheidung im Interesse der Gesamtwirtschaft und des Gemeinwohks gegenüber dem organisierten 
kapitalistischen Gruppeninteresse grundsätzlich anerkannt.‘ (185) 


Sowohl in bezug auf die Monopolkontrolle als auch die Selbstverwaltungskör- 
per läßt sich also die wirtschaftsdemokratische Auffassung nur dadurch retten, daß 
sie von der schlechten Wirklichkeit abstrahiert und in ein Reich der Prinzipien flüch- 
tet. 

Bevor dieser Abschnitt abgeschlossen wird, muß noch auf einen Punkt hinge- 
wiesen werden, der zu der hier behandelten Materie gehött: die Beteiligung von Ge- 
werkschaftsvertretern an der Unternehmensführung, d.h. im Aufsichtsrat, wo der 
Gewerkschaftsvertreter „die Gesichtspunkte der Gesamtwirtschaft“ (Naphtali u.a.) 
vertreten soll. Abgesehen von der Aussichtslosigkeit eines solchen Unterfangens 
gaben die Kapitalisten den Gewerkschaftsvertretern keine Gelegenheit dazu, indem 
sie die Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse des Aufsichtsrats an kleinere Gre- 
186} von denen die Gewerkschaftsvertreter ausgeschlossen wurden, delegierten. 

1 

Angesichts des Auseinanderfallens von wirtschaftsdemokratischer Theorie und 
Praxis muß die Frage gestellt werden, was von diesem Konzept noch übrigbleibt für 
die praktische Politik. Bei Jäckel wird dies deutlich ausgesprochen: 


+. Männer und Frauen mit starkem Willen (‚‚die im wirtschaftlichen Kampf das, was sie in 
jahrzehntelangem Ringen sich erworben haben“, auch in der Exekutive oder im Parlament ver- 
treten und „im politischen Kampf niemals ihre Überzeugung verleugnen‘, Verf.) müssen ein- 
dringen in alle Poren des Staates, der Gemeinden, in die Körperschaften der Exekutive und Le- 
gislative, Dort müssen sie sich im einzelnen heute hier, morgen da praktisch bestätigen, um so 
allmählich die Gedanken der Demokratisierung der Wirtschaft in die Köpfe zu tragen, und so 
geistig die deutsche Arbeiterklasse vorzubereiten. Mit dieser gesteigerten Tätigkeit der Gewerk- 
schaften in diesen politischen Körperschaften steht in Wechselwirkung der dann folgende heiße 
Drang der Gemeinden und des Staates selbst, das, was an Gemeinde- und Staatssozialismus 
schon vorhanden ist, weiterzuentwickeln.‘“ (187) 


Im folgenden Abschnitt, in dem Umfang und Grenzen der öffentlichen Wirt- 
schaft aufgezeigt werden, wird diese Auffassung genauer überprüft werden können. 


3, Öffentliche Wirtschaft 


Bevor auf die Einschätzung der öffentlichen Wirtschaft durch die wirtschaftsdemo- 
kratische Theorie eingegangen wird, soll ein kurzer Überblick über die wichtigsten 


185) „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 38; so erklären Naphtali u.a. S. 19 f. ausdrücklich, daß 
sie die praktischen Auswirkungen der amerikanischen Antitrustgesetzgebung bei ihrer 
Beurteilung nicht bekümmern. 

Zur Frage der Monopolkontrolle vgl. auch noch die Artikel von Naphtali, „Kartell- 
politik“, in: DA, 1926, S. 431 ff. und „Kartellrecht und Juristentag‘“, in: Die Gesell- 
schaft 1928; Bd. 2, S. 230 ff. 

186) Vgl. dazu Gerhard Breitscheid, „Betriebsräte im Aufsichtsrat“, in: Die Gesellschaft, 
1928, Bd.2, S.77-81. Breitscheid stützt sich auf die entsprechenden Ergebnisse des 
‚Ausschusses zur Untersuchung der Erzeugungs-und Absatzbedingungen der deutschen 
Wirtschaft‘ (sog. Enqueteausschuß). 

187) Prot. 1925, S. 211 £. 
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Tätigkeitsgebiete der öffentlichen Wirtschaft gegeben werden. (188) Reich, Länder 

und Gemeinden sind auf zahlreichen Gebieten entweder ausschließlich oder doch 

vorwiegend tätig; von den staatlichen Ausgaben für Gesundheits- und Schulwesen, 

für Einrichtungen wie Schlachthöfe, Messehallen, soweit nicht ‚kommerziell‘ betrie- 

ben, usw. muß natürlich abgesehen werden, weiter von Ausgaben für die Entwick- 

lung der Infrastruktur wie z. B. Kanäle, Hafenanlagen, Straßen usw., wenn von 

öffentlicher Wirtschaft im Zusammenhang mit einem Vergleich mit der ‚privaten 

Wirtschaft‘ gesprochen werden soll. Es verbleiben die kommunalen und staatlichen 

Einrichtungen vor allem des Versorgungs- und Verkehrswesens — Elektrizität, Was- 
ser, Eisenbahn, Nahverkehrsmittel, Post, Luftverkehr -—, die in öffentlichem Besitz 

befindlichen eigentlichen Industriebetriebe (Bergwerke,Werften u.ä.) und das öffent- 
liche Bank- und Versicherungswesen. Die Gründe für die Übernahme einzelner Be- 

triebe in Kommunal- oder Staatseigentum sind unterschiedlich: z. T. handelt es 

sich um von vornherein unprofitable Unternehmen, z. T. um Unternehmen, die 

wegen des erforderlichen hohen Kapitalminimums und langsamen Umschlags nicht 

privatkapitalistisch betrieben werden, z. T. um Unternehmen, die aus rechtlichen 

oder natürlichen Gründen Monopolcharakter haben, und die in der Hand des Privat- 
kapitals zu wucherischer ‚Ausbeutung‘ der Masse der Konsumenten, aber auch ande- 

rer Produktionszweige führen würden. 

Schon von daher ergeben sich bestimmte Schranken für die öffentliche Wirt- 
schaft: wenn diese Schranken überschritten werden, führt dies zu Versuchen der 
Einzelkapitalisten, die profitablen Unternehmen zu ‚privatisieren‘ und die nicht- 
profitablen im Besitz der öffentlichen Hand (finanziert über Steuern) zu belassen. 
$o führten die großen Monopole unter dem Motto ‚Kampf der kalten Sozialisie- 
rung‘ die Auseinandersetzung um die Privatisierung z. B. der Reichsbahn, Elektri- 
zitätswirtschaft oder Ferngasversorgung. (189) Diese Versuche zur Privatisierung 
scheinen die wirtschaftsdemokratischen Theoretiker in dem Glauben, auf dem rech- 
ten Weg zur Ausschaltung der privaten Kapitalisten zu sein, bestärkt zu haben; so 
sagt Brauer (Oberbürgermeister von Altona), der auf dem Leipziger Kongreß 1931 
das Referat zur öffentlichen Wirtschaft hielt, daß der „Widerstand der Kapitalisten 
zeigt, daß der Weg richtig ist.‘ (190) 

Worin bestehen nun nach der wirtschaftsdemokratischen Auffassung die we- 
sentlichen Unterschiede gegenüber der ‚privaten Wirtschaft‘? In der Fiktion einer 
‚unmittelbaren‘ „Herrschaft des Volkes über die öffentlichen Betriebe mittels der 
gewählten Volksvertretungen“, womit für die Wirtschaft der öffentlichen Hand 
das Kapitalverhältnis aufgehoben sein soll, weil die Verfügung über das Mehrpro- 


188) Der folgende Überblick beruht auf den Angaben des vom ‚Gesamtverband der Arbeit- 
nehmer der öffentlichen Betriebe und des Personen- und Warenverkehrs‘“ herausgegebe- 
nen „Handbuchs der öffentlichen Wirtschaft‘, Berlin 1930, einer den entsprechenden 
Abschnitt aus der „Wirtschaftsdemokratie .... “ breit ausführenden programmatischen 
Schrift (ebenfalis eine Gemeinschaftsarbeit, an der zahlreiche wirtschaftsdemokratische 
Theoretiker beteiligt waren). 

189) Dabei waren jeweils verschiedene Industriegruppen beteiligt: bei der Forderung nach 
Privatisierung der Reichsbahn vor allem Stinnes, ba der Elektrizitätsversorgung die gro- 
Ben Elektrokonzerne, bei der Gasversorgung die Kuhrgas-AG, hinter der einzelne Ruhr- 
konzerne standen. Zu beachten sind daher auch die Versuche des Bankkapitals, durch 
eine Beschneidung der Möglichkeiten zur Aufnahme von Auslandsausleihen vor allem 
die Kommunen auf die kurzfristige Verschuldung abzudrängen, was bei den ersten Rück- 
zahlungsschwierigkeiten dann zu rorderungen nach Privatisierung oder Beteiligung einzel- 


ner wine ausgenutzt wurde. Vgl im Handbuch insbes. $. 642 ff., weiter 
Prot., 1931, S. 212 ff. 


190) Prot., 1931, S. 229. 
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dukt in die Hände der ‚Bevölkerung‘ gelegt ist. (191) Weiter soll die öffentliche 
Wirtschaft eine teilweise Ausschaltung der Warenproduktion, d.h. einen Schritt 
zur ‚Bedarfsdeckungswirtschaft‘, und einen Abbau der Einkommensunterschiede 
der dort Beschäftigten ermöglichen. (192) Daneben soll die Auswahl der ‚leitenden 
Personen‘ demokratisiert werden. (193) 

Die im ‚Handbuch der öffentlichen Wirtschaft‘ geschilderte tatsächliche Ent- 
wicklung geht allerdings in eine andere Richtung, die als allgemeine Tendenz dort 
auch angedeutet wird, wenn es heißt: „Solange die Wirtschaft der öffentlichen Hand 
nur ein verhältnismäßig kleiner Ausschnitt aus der Gesamtwirtschaft ist, ist diese ge- 
zwungen, sich in vieler Beziehung trotz der Wesensverschiedenheit der kapitalisti- 
schen Umwelt anzupassen.“ (194) Diese Anpassung zeigt sich an verschiedenen 
Punkten. 

Vor allem auf dem Gebiet der Energieversorgung und des Verkehrswesens 
setzt sich die „Form der selbständigen Rechtspersönlichkeit immer mehr durch“ 
(d. h. Organisation als Aktiengesellschaft oder GmbH), zum Teil der leichteren Ka- 
pitalbeschaffung wegen, zum Teil wegen einer geplanten Erhöhung der ‚Rentabili- 
tät‘. Die Begründung ist in mancher Hinsicht bezeichnend: so werden als Vorteile 
der Organisation in Form eines selbständigen Unternehmens genannt: Entlassungen 
sind eher möglich, eine ‚Verbeamtung‘ ist ausgeschlossen (d. h. die Arbeitskräfte 
können optimal ausgebeutet werden), die Gehaltsforderungen von ‚Fachleuten‘ kön- 
nen besser erfüllt werden. (195) So ist es nicht verwunderlich, wenn (abgesehen von 
der schon aufgrund der Bestimmungen des Handelsgesetzbuches kaum durchführba- 
ren Kontrolle der jeweiligen Vertreter der öffentlichen Hand in den einzelnen Unter- 
nehmen) sich wachsende Verselbständigungstendenzen zeigen: 


„Das verselbständigte Unternehmen tendiert an sich zu einem stark unabhängigen Eigenleben; 
je größer der Umfang und der Aufgabenkreis des Unternehmens wird, desto eher bildet sich ein 
gewisser Betriebsegoismus heraus, und desto stärker pflegt auch im allgemeinen das Übergewicht 
der täglich im Betrieb stehenden kaufmännischen und technischen Leiter gegenüber den Auf- 
sichtsinstanzen zu werden.‘ (196) 


Die ebenfalls vorhandene Tendenz zu ‚gemischtwirtschaftlichen Unternehmen‘ 
(d. h. mit Beteiligung des Privatkapitals) wird von den Einzelkapitalisten unterstützt, 
weil sie sich davon eine bessere Möglichkeit des Einbruchs in die öffentliche Wirt- 
schaft erhoffen. (197) 

Was die möglichen lohn- oder sozialpolitischen Vorteile für die Arbeiterschaft 
betrifft, so sind der Lohnpolitik und der betrieblichen Sozialpolitik schließlich doch 
enge objektive Schranken durch die nötige ‚Rentabilität‘ der Unternehmen gesetzt. 
(198) Eine ausreichende ‚Rentabilität‘ liegt sowohl im Interesse der Kommunen als 
auch des Staates, weil dadurch der kommunale Haushalt entlastet und die Notwen- 
digkeit von Staatszuschüssen verringert wird. 


191) „Wirtschaftsdemokratie.... ‘“, S. 62; „Handbuch der öffentlichen Wirtschaft“, S. 7 f. 

192) „Handbuch der öffentlichen Wirtschaft“, S. 5 ff. 

193) Ebenda, S. 6f. 

194) Ebenda, S. 8. 

195) Ebenda, S. 393 ff. 

196) Ebenda, S. 404; zum Vorstehenden S. 405 ff. Daneben finden sich vor allem Klagen 
über das fortdauernde ‚Klassenmonopol‘ in der Leitung der Unternehmen (8. 6 ff.). 

197) Brauer sagt dazu, Prot., 1931, S. 220: „In Wirklichkeit ist der Schrei nach Gemischt- 
wirtschaft die Flucht des Privatkapitals vor dem Risiko. Man erblickt in halbamtlichen 
Betrieben eine gute und sichere Kapitalanlage.“ 

198) Vgl. z. B. „Wirtschaftsdemokratie ... “, S. 77. 
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So bleibt von den Vorzügen der öffentlichen Wirtschaft nicht viel übrig, denn 
auch die Möglichkeiten einer ‚sozialen Preis- und Tarifgestaltung‘ sind an diese 
Schranke gebunden, wie auch der Versuch einer indirekten ‚sozialen Preisgestal- 
tung‘, nämlich durch Druck auf Monopolpreise, schon deshalb nicht zu verwirkli- 
chen ist, weil der Bereich der öffentlichen Wirtschaft in der Hauptsache auf be- 
stimmte Produktionszweige beschränkt ist und solch eine Preispolitik mit der ge- 
forderten Rentabilität in Konflikt geraten muß. Vielmehr sind häufig die privaten 
Monopole Großabnehmer der von den öffentlichen Betrieben erzeugten Waren. 
„Auf diese Art entsteht zwischen der öffentlichen und der privatmonopolistischen 
Wirtschaft eher ein Verhältnis der auf einer eigenartigen Arbeitsteilung beruhen- 
den Zusammenarbeit als ein Verhältnis gegenseitiger Bekämpfung‘, wie Leontjew 
richtig feststellt. (199) 

Man kann dem durchaus gewerkschaftsfreundlichen Prof. Colm also nür iro- 
nisch zustimmen, wenn er vorsichtig in einer Rezension des ‚Handbuchs der öffent- 
lichen Wirtschaft‘ den Widerspruch zwischen den proklamatorischen Bekenntnis- 
sen zur Wirtschaftsdemokratie und der Darstellung des tatsächlich schon Erreich- 
ten anspricht: 


„Kritisch wäre hier eigentlich nur eins zu bemerken: Die grundsätzlichen Ausführungen des 
Einleitungs- und Schlußkapitals (worin die ‚Einordnung‘ der öffentlichen Wirtschaft in die 
Entwicklung zur Wirtschaftsdemokratie vorgenommen wird! Verf.) hätten vielleicht noch stär- 
ker (!) in eine organische Beziehung zu der konkreten Schilderung des Standes der öffentlichen 
Wirtschaft gebracht werden können.‘‘ (200) 


4. Arbeitsrecht und Sozialpolitik 


Im einzelnen kann hier auf die Entwicklung und Bedeutung des Arbeitsrechts und 
der Sozialpolitik nicht eingegangen werden. Auf einer relativ allgemeinen Ebene 
sollen aber einige Momente der Einschätzung dieser beiden Materien in der Theorie 
der Wirtschaftsdemokratie behandelt werden. 

Bei Naphtali u. a. werden die beiden Punkte unter der Überschrift „Demokra- 
tisierung des Arbeitsverhältnisses‘ zusammengefaßt. (201) Der Bereich des unmit- 
telbaren Produktionsprozesses, wo erst im eigentlichen Sinn von ‚Demokratisierung‘ 
geredet werden könnte, wird aber ausgespart, oder kommt nur soweit ins Blickfeld, 
als über die ‚sozialen Aufgaben‘ der Betriebsräte berichtet wird; darauf soll die Ar- 
beit der Betriebsräte nach Auffassung der Gewerkschaftsführung auch beschränkt 
werden, solange nicht ein bestimmender Einfluß der Gewerkschaften auf die über- 
betriebliche “Wirtschaftsführung‘ durchgesetzt worden ist. (202) So erweist sich die 
‚Demokratisierung‘ in bezug auf die Sozialpolitik als Teilnahme des Gewerkschafts- 


199) Leontjew, „Der organisierte Kapitalismus‘... “, S. 677. 

200) Das Vorwort stammt von Naphtali. Rezension des Handbuchs in: DA, 1931, S. 309- 
311. S. 310 schreibt Colm: „Für den Gesamtbereich der öffentlichen Wirtschaft wird 
immer wieder ‚gemeinwirtschaftliche Gesinnung‘ gefordert, aber es wird nicht genü- 
gend dargelegt, worin diese gemeinwirtschaftliche Orientierung im einzelnen bestehen 
soll und wieweit sie bereits herrschend ist. Unter dem gemeinsamen Titel der ‚öffentli- 
chen Wirtschaft‘ werden in dem Werk recht verschiedene Bestandteile zusammengefaßt, 
die gerade auch unter dem Gesichtspunkt ihrer Bedeutung innerhalb des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems ganz verschieden zu beurteilen sind.‘* 

201) „Wirtschaftsdemokratie.... “, III. Kapitel, S. 138 ff. Die Ausführungen lassen die Hand- 
schrift Sinzheimers erkennen. 

202) Ebenda, S. 162 ff. 


apparates an der Verwaltung jener ‚Palliativmittel‘ (d.h. der Sozialversicherung und 
des Arbeiterschutzes), die in der bürgerlichen Gesellschaft für die Wirkungen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise auf die Arbeiterklasse zur Verfügung stehen. Auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts liegt der bedeutendste Fortschritt für die Gewerk- 
schaftsbewegung in der Anerkennung des kollektiven Arbeitsvertrags (und inner- 
halb dessen in der Garantie der Unabdingbarkeit und der Möglichkeit der Allgemein- 
verbindlicherklärung); dadurch können gewisse Mindestbedingungen für die Ausbeu- 
tung der Arbeiterschaft durchgesetzt werden — wie dies bei allen Arbeiterschutzge- 
setzen der Fall ist. Eine kritische Einschätzung der Bedeutung des von den gewerk- 
schaftlichen Arbeitsrechtlern so gefeierten Kollektivismus müßte im Rahmen einer 
Einschätzung des gewerkschaftlichen Lohnkampfs erfolgen, weshalb dieser Punkt 
hier nicht weiter verfolgt wird. 

Da das Kapitalverhältnis von der arbeitsrechtlichen und sozialpolitischen Ge- 
setzgebung nicht angetastet werden kann, kann von einer ‚Demokratisierung des 
Arbeitsverhältnisses‘ nur insofern geredet werden, als die sozialpolitischen Fort- 
schritte und arbeitsrechtlichen Regelungen als Schritte auf dem Weg zu einer fort- 
schreitenden Einschränkung der Willkür der Kapitalisten und als Etappen auf dem 
Weg zum ‚Abbau des Eigentums‘ interpretiert werden. (202a) So schreiben Naphtali 
u. 2.: 


„Wir sehen das Wirken eınes Gesetzes, das man als Gesetz von der abnehmenden Herrschaft 
des Eigentums über den Menschen bezeichnen kann... Das Arbeitsrecht führt in das Rechts- 
system eine zweite Bedingung ein ... . Wir nennen sie das Menschentum, Auch wenn der 
Mensch über kein Eigentum verfügt, sollen ihm, weil er Mensch ist, die zum Leben notwendi- 
gen Güter und Kräfte zustehen und gewahrt sein.‘ (203) 


Ist für die Gewerkschaften einerseits ihre Strategie der Sozialreform die Vor- 
aussetzung für ihr Interesse an der Prosperität des Kapitalismus (vgl. oben bei Fuß- 
note 74), so findet sich doch andererseits in der Auffassung von der Anerkennung 
des ‚Menschentums‘, das bestimmte, ‚unentziehbare‘ Rechte impliziert, eine Unter- 
schätzung der Abhängigkeit der Sozialpolitik von der krisenfreien Entwicklung des 
Kapitalismus. So heißt es, wiederum bei Naphtali u. a.: 


„Durch das neue soziale Güterrecht wird bewußt zugunsten des Menschen eine neue Vertei- 
lungsordnung herbeigeführt, die dem automatischen Verlauf der Güterbewegung bestimmte 
Wege im Interesse einer bestimmten Klasse vorschreibt. Diese Verteilungsordnung verleiht dem 
Arbeiter einen unentziehbaren Existenzanteil an dem Sozialprodukt der Wirtschaft... (Die 
dem Kapitalisten aufgebürdete Soziallast) ... ist... , unter dem Gesichtspunkt des sozialen 
Güterrechts gesehen, keineswegs eine Belastung der Wirtschaft, sondern eine neue, durch ein 
neues Sozialrecht geschaffene Anteilnahme der Arbeiterklasse an den Erträgnissen der Wirt- 
schaft, die erst dann dem Kapitalisten zufallen, wenn zunächst wesentliche Existenzbedürf- 
nisse der Arbeiterklasse befriedigt sind.‘‘* (204) 


2022) Am Endpunkt dieser Tendenz steht Eduard Heimanns Theorie von der Überwindung des 
Kapitalismus durch die Sozialpolitik, formuliert vor allem in seinem Buch „Soziale Theo- 
rie des Kapitalismus. Theorie der Sozialpolitik“, Tübingen 1929. 

203) Ebenda, $. 149, 151. Auf die selbstgestellte Frage nach dem Verhältnis ihrer Ausführun- 
gen zum Arbeitsrecht und zur ‚Idee der Wirtschaftsdemokratie‘ antworten Naphtali u.a. 
dagegen: ‚Es genügt nicht, daß die Arbeiterklasse die sozialen Existenzrechte bewahrt 
und stetig erweitert; sie muß auch die Loslösung der wirtschaftlichen Gewalt von ihren 
privaten Nutznießern und ihre Übertragung auf ein Gemeinwesen der Wirtschaft erstre- 
ben. Erst wenn die freiheitsrechtliche Entwicklung der Arbeit mit der gemeinheitsrecht- 
lichen Entwicklung des Eigentums zusammentrifft (? ), wird die Arbeit frei sein... “ 
(S. 154), 

204) Ebenda, S. 145. 
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Diese falsche Einschätzung der Möglichkeiten einer Umverteilung des Sozial- 
produkts und die Verkennung der Abhängigkeit des staatlichen Eingriffs vom Kräf- 
teverhältnis der Klassen spiegelt sich in der Auffassung der Rolle des Staates wider. 
Der Fortschritt der Sozialreform wird nämlich darin gesehen, daß ‚der Staat‘ be- 
stimmte soziale Verpflichtungen gesetzlich oder gar in der Verfassung garantiert 
und sich damit zu einer entsprechenden Umverteilung ‚verpflichtet‘. Mit der Aner- 
kennung sozialer Verpflichtungen durch den Staat soll dann die Möglichkeit gege- 
ben sein, deren Erledigung der ‚Selbstverwaltung‘ (auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung usw., aber auch des Tarifvertrags) unter paritätischer Beteiligung der Klas- 
senorganisationen bzw. der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeber-Verbände bei Fort- 
dauer einer staatlichen Aufsicht (zur Sicherung des Gemeinwohls) zu übertragen. 
(205) 

Das wirkliche Resultat der gewerkschaftlichen Hoffnungen auf den Staat hat 
der durchaus gewerkschaftsfreundliche Ludwig Preller formuliert — freilich erst 
nach den Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise und ihrer katastrophalen Folgen 
für die ‚wesentlichen Existenzbedürfnisse der Arbeiterklasse‘: 


„Der Verlauf der Weimarer Sozialpolitik scheint darauf zu deuten, daß die Gewerkschaften die- 
se Konjunkturempfindlichkeit der klassengebundenen Sozialpolitik nicht klar genug eingeschätzt 
haben. Sie verließen sich auf ihren politischen Einfluß. Dieser Einfluß war um 1928 sicherlich 
bedeutend. Er wurde jedoch durch den folgenden Konjunktursturz faktisch gebrochen. Gebro- 
chen durch das wachsende Übergewicht der Unternehmerschaft, die im Rahmen der beibehal- 
tenen kapitalistischen Wirtschaftsweise und der Weimarer Formaldemokratie berechtigt ihre 
Forderungen stellte und durchsetzte.‘ (206) 


Neben der Anerkennung des kollektiven Arbeitsrechts haben die Gewerkschaf- 
ten während der Periode der relativen Stabilisierung nur zwei größere Erfolge zu 
verbuchen: Die Verabschiedung des Arbeitsgerichtsgesetzes (1926) und des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (1927). Und auch diese Er- 
folge sind nur vorübergehend aufrechterhalten worden, denn mit der Weltwirt- 
schaftskrise setzt in der Arbeitslosenversicherung der Leistungsabbau und der Abbau 
der Selbstverwaltung ein, während in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung sich 
die wirtschaftsfriedliche Interpretation des Reichsarbeitsgerichts durchsetzt. (207) 
Die übrige arbeitsrechtliche oder sozialpolitische Gesetzgebung bleibt immer vor- 
läufig oder im Stadium der Entwürfe stecken: Weder können die Gewerkschaften 
die gesetzliche Absicherung des Achtstundentags wieder durchsetzen, noch die Ver- 
abschiedung des Tarifvertragsgesetzes, die Einrichtung von Arbeitsbehörden (20%) 


205) Ebenda, S. 155 passim (vgl. auch S. 42 zu den Selbstverwaltungskörpern der Wirtschaft). 


206) Preller, „Sozialpolitik... ““, $.526,. Vgl. auch Fritz David, „Das Ende der Sozialreform“, 
in: Betrieb und Gewerkschaft, 1932, Nr. 11, S. 297-310. 
207) Preller, „Sozialpolitik :... “, S. 516 ff. passim. Zur Rechtsprechung des Reichsarbeitsge- 


richts vor allem die Schrift von Otto Kahn-Freund, „Das soziale Ideal des Reichsarbeits- 
gerichts“, Mannheim 1931; vgj. auch Fraenkel, „Politische Bedeutung des Arbeitsrechts 
2.8.42 ff. 

208) Zur Forderung nach Arbeitsbehörden vgl. das Referat von Sinzheimer, Prot., 1922, 
3. 436 ff. Die Arbeitsbehörden sollten die Zusammenfassung von „Arbeitsverwaltung‘“ 
(Arbeitsnachweis, Arbeiterschutz, Sozialversicherung, Gewerbeinspektion) und „Arbeits- 
rechtspflege“ (Arbeitsrecht im engeren Sinn und Tarifvertrag und Schiedsspruch - d.h. 
„Rechtsschöpfung‘“) in einer einheitlichen Behörde mit paritätischer Beteiligung der Klas- 
senorganisationen ermöglichen. Vgl. die Artikel von Hugo Sinzheimer, „Der Kampf um 
das neue Arbeitsrecht“, in: DA, 1924, S. 65 ff.; Clemens Nörpel, „Arbeitsbehörden‘“, 


in: DA, 1926, S. 345 ff. und den gleichnamigen Artikel von Sigmund Aufhäuser in DA, 
1926, S. 419 ff. 
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oder die Ausarbeitung eines ‚Gesetzbuchs der Arbeit‘ (zur Verwirklichung des von 
Artikel 157 der Reichsverfassung geforderten einheitlichen Arbeitsrechts) erreichen. 
(209) „Die Grundgesetze des neuen kollektiven Arbeitsrechts (Tarifvertrag und 
Schlichtung, Verf.) blieben Torso.“ (210) 

Auf die Frage der staatlichen Zwangsschlichtung (die mit einer Verordnung 
Ende 1923 eingeführt wurde), muß noch kurz hingewiesen werden, da sich hier 
wieder die gewerkschaftliche Vorstellung von einem klassenneutralen Staat verdeut- 
lichen läßt. Denn während die Haltung der Vereinigung der deutschen Arbeitgeber- 
verbände sich von taktischen Gründen, reinen Opportunitätserwägungen her be- 
stimmt (211), wird in den Gewerkschaften die Diskussion um die Stellung zur 
Zwangsschlichtung während der ganzen Jahre der Weimarer Republik geführt. Die 
grundsätzliche Berechtigung des Staates, zur Sicherung des ‚Gemeinwohls‘ in Ar- 
beitskämpfe einzugreifen, wird eigentlich nie bestritten; die anfängliche Ablehnung 
des staatlichen Schlichtungswesens ‚beruht darauf, daß die Gewerkschaften die 
Schaffung tariflicher Schlichtungsinstanzen (in Fortsetzung der Arbeitsgemein- 
schaftspolitik) befürworteten (in den Jahren 1924-26). Die Änderung der Haltung 
zum staatlichen Zwangsschlichtungswesen geht zum Teil darauf zurück, daß für 
einige Arbeiterkategorien mit Hilfe des Schlichtungswesens Tarifverträge durchge- 
setzt werden konnten und in der Krise von 1926 Lohnsenkungen durch die Schlich- 
tung verhindert wurden. Das prinzipielle Argument, das vor allem die Haltung der 
Gewerkschaften bestimmte, wird bei Hartwich recht gut zusammengefaßt (wobei 
er von zwei miteinander verbundenen Funktionen des Schlichtungswesens ausgeht 
— Befriedung und Herbeiführung von Kollektivverträgen): 


„Die Befriedungsfunktion umschließt die Verhütung und die Beilegung von Arbeitskämpfen, 
durch Vermittiung oder Abgabe eines Einigungsvorschlages (Schiedsspruch). Sie dient damit 
der friedlichen Zusammenarbeit der Kollektivverbände in der Wirtschaft. Darüber hinaus kann 
sie zum Ausgleich sozialer Gegensätze überhaupt beitragen. Die Herbeiführung von Kollektiv- 
verträgen stellt praktisch ein Mittel der Befriedung dar. Damit fördert und garantiert die 
Schlichtung das kollektive Arbeitsrecht, dessen Grundlage der Tarifvertrag ist. Voraussetzung 
für den Abschluß von Tarifverträgen ist das Bestehen kollektiver Organisationen auf beiden Sei- 
ten und ihre gegenseitige Anerkennung. Indem die Schlichtung den Abschluß von Tarifverträ- 
gen herbeiführt, garantiert sie also auch die Anerkennung der Organisationen.‘ (212) 


Das Festhalten an der bloßen Form des Tarifvertrages führt schließlich dazu, 
daß die Gewerkschaften noch 1931, als das Schlichtungswesen schon zur zwangs- 
weisen Senkung der Löhne gebraucht wird, ihre positive Stellung dazu nicht revidie- 
ren wollen und daran festhalten, daß es sich dabei um eine prinzipielle Frage han- 
dele, die nicht je nach der politischen Konstellation verschieden beantwortet wer- 
den könne: 


„In der grundsätzlichen Frage des Schlichtungswesens bestätigt der Kongreß erneut die Auf- 
fassung der Gewerkschaften, daß die Schlichtung eine staatspolitische Aufgabe ist und daß der 
von den Gewerkschaften erstrebte (!) soziale demokratische Staat die Pflicht hat, bei der 
Schaffung von Tarifverträgen Hilfe zu leisten,‘“ (213) 


209) Zum Schicksal der einzelnen Gesetze sıehe Preller, „Sozialpolitik... “. 

210) Ebenda, S. 261. 

211) Hartwich, „Arbeitsmarkt... “, S. 325 ff. passim. Preller, „Sozialpolitik... “, S. 515 
passim. 

212) Hartwich, „Arbeitsmarkt“ S. 26. 

213) Resolution zu „Entwicklung und Ausbau des Arbeitsrechts“, Prot., 1931, S. 23. Es ist 
nicht möglich, über die zum Schlichtungswesen vorhandene Literatur auch nur einen 
Überblick zu geben. Vgl. vor allem Preller und Hartwich, daneben Prot., 1928, S. 105 ff. 
und die Übersicht bei Schwarz, „Handbuch der Gewerkschaftskongtesse‘“, S. 338-359. 
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5. Schluß 


Der vorstehende kurze Überblick sollte zeigen, daß die Gewerkschaften ‚in letzter 
Instanz‘ ihre Hoffnung immer auf eine Ausdehnung des staatlichen Einflusses so- 
wohl über die ‚Wirtschaft‘ als auch in der Sozialpolitik und im Arbeitsrecht setzen, 
darüberhinaus die behauptete ‚Demokratisierung‘ sich nirgendwo durchgesetzt hat. 

Neben dem Anteil, der in der Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie dem 
Staat zufallen soll, nehmen sich die Wege der ‚Selbsthilfe‘ mittels des Genossen- 
schaftswesens, der genossenschaftlichen Eigenbetriebe, der Bauhüttenbewegung, der 
Arbeiterbank usw. recht bescheiden aus. Auf die Darstellung und Kritik einer Auf- 
fassung, die mit den Genossenschaften „von der Seite des Handels her ein unkapi- 
talistisches Element in die moderne Wirtschaft“ ‚hineinbauen‘ (d.h. Ausdehnung 
der ‚Bedarfsdeckungswirtschaft‘), die ‚kapitalistische Herrschaftssphäre“ durch Aus- 
dehnung der Eigenproduktion ‚einengen‘, (214) den Kapitalismus mittels der Arbei- 
terbank „auch mit Kapital bekämpfen“ (Paeplow auf dem Leipziger Kongress 1922) 
will, wird hier verzichtet. Denn hier kann man (ausnahmsweise) Tarnow zustimmen: 


sn... man (darf) damit nicht die Illusion verbinden, daß es möglich wäre, damit die kapitalisti- 
sche Wirtschaft zu beseitigen. Das ist natürlich nicht denkbar. Man hört oft aus den Kreisen 
derjenigen, die mitten in unseren Wirtschaftsunternehmungen stehen, solche Hoffnungen aus- 
sprechen .. . Wir können nicht schneller akkumulieren als die Kapitalisten; wahrscheinlich sehr 
viel langsamer, weil wir auf diesem Gebiet eine ganze Menge Hemmungen haben. Und wenn man 
der Meinung wäre, daß, wenn die Arbeiter alle tüchtig sparen und ihre Spargelder für die Errich- 
tung von Einzelbetrieben hergeben würden, daß wir damit die Wirtschaft in die Hand bekämen, 
dann hieße das, daß man mit den Arbeitergroschen den Kapitalismus aufkaufen könne. Dieser 
Gedanke ist so lächerlich, daß man sich damit nicht näher zu beschäftigen braucht.“ (215) 


Dieser Ratschlag soll hier auch befolgt werden. Hervorzuheben ist nur noch, 
daß für die Genossenschaften als Aufgabe ebenfalls das übrigbleibt, was auch für 
die Beteiligung der Gewerkschaften an betrieblichen und überbetrieblichen Gre- 
mien gilt: „Exerziergelände‘“ (Tarnow) für die Betriebs- und Wirtschaftsführung 
zu sein! (216) In Verbindung mit den gewerkschaftlichen Vorstellungen von Wirt- 
schaftsführung innerhalb des Kapitalismus und der Beteiligung der Gewerkschaften 
daran erhält die Forderung nach der „Demokratisierung des Bildungswesens“ und 
der „Durchbrechung des Bildungsmonopols“ einen zentralen Stellenwert. (217) 
Sie ist Ausdruck der illusionären Hoffnung, durch den Aufstieg einer breiteren 
Schicht von Arbeitervertretern, besser: Gewerkschaftsvertretern, in staatliche und 
kommunale Gremien sowie die ‚Organe der Wirtschaftsführung‘ auf gemütlichem 
Wege den Kapitalismus schließlich beseitigen zu können (und nicht umsonst ist 
auch die Forderung nach ‚Chancengleichheit‘ die zentrale Forderung des sozialde- 
mokratischen Reformismus nach dem Scheitern aller ‚Neuordnungsversuche‘ nach 
dem zweiten Weltkrieg). 


214) „Wirtschaftsdemokratie... “, S. 83, 90 passim. 

215) Tarnow, „Stellungnahme der Gewerkschaften... “, S.18 f. In den ‚Hemmungen‘ Tar- 
nows spiegelt sich der Zwang, dem sowohl Konsumvereine als auch Figenbetricbe usw. 
ausgesetzt sind: um wirksam mit dem ‚privaten‘ Kapitalkonkurrieren zu können, wären 
die Konsumvereine usw. gezwungen, ihre Arbeiter noch stärker auszubeuten ak jenes, 
denn nur so ließe sich ein schnelleres Akkumulationstempo erreichen. 

216) „Wirtschaftsdemokratie.... “, S. 41, 60 f., 164 passim. (Die Beispiele ließen sich belie- 
big vermehren: Prot. 1919, S. 548 f.; Prot. 1925, 8. 207 f., 215 usw.) 

217) Ebenda, S. 165 ff. (Haupt- bzw. Untertitel des IV. Kapitels) 


Teil IV. 


1. Die gewerkschaftlichen Vorstellungen von Verteilungs- und Produktionspolitik 


An verschiedenen Stellen wurde schon auf die ‚gesamtkapitalistische‘ Orientierung 
der Gewerkschaften hingewiesen. Im folgenden ist nun ansatzweise zu zeigen, wie 
diese Orientierung dadurch, daß sie von dem Gegensatz von Lohnarbeit und Kapi- 
tal im unmittelbaren Produktionsprozeß ‚abstrahiert‘ und an der Veränderung der 
Distribution ansetzt, zu einer Unterstützung der kapitalistischen ‚Rationalisierung‘ 
(d.h. der Anwendung der Methoden der Produktion des relativen Mehrwerts) führt. 

Das Absehen vom unmittelbaren Produktionsprozeß als Einheit von Arbeits- 
und Verwertungsprozeß zeigt sich in erster Linie in den revisionistischen Auffassun- 
gen vom Arbeitslohn. Das gegensätzliche Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital 
wird hier in der Tendenz verkehrt in ein harmonisches Nebeneinander der ‚Produk- 
tionsfaktoren‘, aus denen sich die ‚Einkommen‘ der am Produktionsprozeß Beteilig- 
ten ableiten. (218) Marx charakterisiert diese Auffassung der Apologetik treffend 
in den ‚Theorien über den Mehrwert‘: 


„Sie (die Quellen der verschiedenen Revenuen, Verf.) stehen in keinem feindlichen, sondern 
überhaupt in keinem inneren Zusammenhang. Wirken sie nun doch in der Produktion zusam- 
men, so ist es ein harmonisches Wirken, der Ausdruck der Harmonie, wie ja zum Beispiel der 
Bauer, der Ochse, der Pflug und die Erde in der Agrikultur, dem wirklichen Arbeitsprozesse, 
trotz ihrer Verschiedenheit harmonisch zusammenarbeiten. Soweit ein Gegensatz zwischen ih- 
nen stattfindet, entspringt er bloß aus der Konkurrenz, welcher der Agenten mehr vom Produkt 
sich aneignen soll, vom Wert, den sie zusammen schufen, und kommt es dabei gelegentlich zur 
Keilerei, so zeigt sich dann doch schließlich als Endresultat dieser Konkurrenz zwischen Erde, 
Kapital und Arbeit, daß, indem sie sich untereinander stritten über die Teilung, sie durch ihren 
Wetteifer den Wert des Produkts so vermehrt haben, daß jeder einen größeren Fetzen bekommt, 
so daß ihre Konkurrenz selbst nur als der stachelnde Ausdruck ihrer Harmonie erscheint.“ (219) 


An die Stelle des Antagonismus im Produktionsprozeß tritt der Gegensatz 
der Bezieher von ‚Besitz-‘ und ‚Arbeitseinkommen‘, wobei in diesem Verteilungs- 
kampf die relative Stärke der Kontrahenten über den größeren oder geringeren An- 
teil am Gesamtprodukt entscheidet (sog. ‚Machttheorie‘ des Arbeitslohns). (220) 
So schreibt Braunthal: 


„Der gewaltige Klassenkampf, der sich in der modernen Gesellschaft abspielt, ist primär ein 
Kampf um die Verteilung des Sozialprodukts und erst sekundär treten die großen Fragen der 
Organisation der Wirtschaft auf den Plan. Wer diesen Klassenkampf verstehen, wer ihn klaren 
Bewußtseins führen will, muß sich daher in erster Linie Klarheit darüber zu verschaffen suchen, 
nach welchen Gesetzen sich in der kapitalistischen Wirtschaft die Verteilung des Sozialprodukts 
vollzieht, von welchen Umständen die Höhe und die Veränderungen des Einkommens der ein- 
zeinen Klassen abhängig sind.‘ (221) 


218) Vel. z. B. Nölting, „Kinführung . ... “,S. 97 f., 129 ff. Vgl. die ambivalente Darstellung 
bei Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... “,S. 48 If. 

Eine Kritik der zahlreichen ‚Korrekturen‘, die die genannten Autoren gegenüber dem 
Marxismus glauben anbringen zu müssen, ist nicht beabsichtigt. 

219) Karl Marx, „Theorien über den Mehrwert“, 3. Teil, Berlin (DDR) 1962, S. 500. 

220) Vel. Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... . “, S. 50: Nölting, „Einführung . ... 
S. 146 passim. Die extremste Ausprägung dieser Theorie ist die Theorie des „politischen 
Lohns‘, worin die ökonomischen Schranken der Lohnsteigerungen völlig untergehen. 

221) Braunthal, „Wirtschaft der Gegenwart... “,S. 48. 
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Da sich aber auch Braunthal der Einsicht in gewisse ökonomische Grenzen 
einer Lohnsteigerung nicht völlig verschließen kann, sucht er einen Ausweg in der 
Vermehrung des zu Verteilenden durch eine Steigerung der Produktivkraft der Ar- 
beit: 


„Es kann natürlich nicht mehr verteilt werden, als erzeugt wurde, und je mehr erzeugt wurde, 
desto mehr steht für die Verteilung zur Verfügung. Deshalb ist zweifellos der Arbeiter an einer 
möglichst weitgehenden Steigerung der Produktivität interessiert — natürlich nur soweit sie 
nicht auf Kosten seiner Gesundheit und seiner Arbeitskraft geht, weil er nur auf diesem Wege 
hoffen kann, eine anhaltende Steigerung seines Einkommens zu erreichen.‘ (222) } 


Diese Auffassung enthält die Illusion, daß sich die ‚Rationalisierung‘ innerhalb 
des Kapitalismus in nicht-kapitalistischen Formen vollziehen kann und führt schließ- 
lich dazu, daß ihre Auswirkungen (Freisetzung von Arbeitskraft, Steigerung der In- 
tensität der Arbeit) — zwar ‚kritisiert‘, aber um der Produktivitätssteigerung willen 
schließlich in Kauf genommen werden und nur ihre Milderung durch staatliche So- 
zialpolitik — insbesondere Arbeitslosenversicherung zur Sicherung vor ‚vorüberge- 
hender‘ Arbeitslosigkeit — gefordert wird. 

Die Sicherung einer ‚gesamtwirtschaftlich vernünftigen‘ Durchführung der Ra- 
tionalisierung erhoffen sich die Gewerkschaften durch die Tätigkeit von betriebli- 
chen und überbetrieblichen Gremien mit paritätischer Beteiligung der Gewerkschaf- 
ten.Die Aufgaben der Rationalisierung, und weiter gefaßt einer ‚Produktionspolitik‘ 
sollen neben der Einführung technischer Neuerungen, Verbesserungen der Betriebs- 
organisation (vor allem Fließband) und Anwendung der sog. Arbeitswissenschaft 
auch in der Förderung der Standardisierung und Normierung, der Stillegung von 
Überkapazitäten, einer planmäßigen „Bewirtschaftung der Arbeitskraft‘ (Naphtali 
u.a.) durch Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Eignungsprüfung bestehen. 
(223) Auf diese Weise stellen sich die Gewerkschaften auf den Boden eines gemein- 
samen ‚Produktionsinteresses‘, in dem der Gegensatz von Kapital und Arbeit ver- 
schwindet und die Förderung der Produktion unabhängig von ihrer gesellschaftli- 
chen Form als Voraussetzung für wachsende staatliche Umverteilung mittels so- 
zialpolitischer Maßnahmen und für steigende Löhne erscheint. Die Weltwirtschafts- 
Krise erscheint dieser Auffassung als eine durch eine gigantische ‚Fehlrationalisie- 
rung‘ (Otto Bauer) ausgelöste ‚Rationalisierungskrise‘. Demgegenüber erinnert Otto 
Suhr an die wahre Ursache der Krise: 


„Die Untersuchung über die Ursachen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise haben offensichtlich 
zu einer Reaktion gegen die Rationalisierungsbestrebungen geführt. So gewiß ein großer Teil 
der Arbeitslosigkeit letzthin auf die Rationalisierung in den vorvergangenen Jahren zurückzu- 
führen ist, so abwegig ist es, die Rationalisierung ohne weiteres allein verantwortlich zu ma- 
chen, anstatt nach den Begleitumständen, nach Art und Methoden der Rationalisierung zu fra- 
gen. Vieles erscheint als Folge der ‚Rationalisierung‘ — was in Wirklichkeit im System der kapi- 
talistischen Wirtschaft begründet ist.‘“ (224) 


Dem gemeinsamen Produktionsinteresse entspricht in der Distributionssphäre 


222) Hbenda, S. 64. 

223) Vel. Elisabeth Schalldach, „Rationalisierungsmalinahmen der Nachinflationszeit im Ur- 
teil der deutschen freien Gewerkschaften‘‘, Jena 1930, bes. $S. 12 ff. passim. Vgl. weiter 
zahlreiche Aufsätze In der ‚Arbeit‘, vor allem von Friedrich Olk, einem kritiklosen Apolo- 
geten der ‚Rationalisierung‘ (DA, 1930. S. 156 {f.; DA. 1930, S. 733 1f.: DA, 1926, 
S.29 ff.). 

224) Otto Suhr,. „Das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit (RKW)“, in: DA, 1930, 
S. 454-464. 
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der Versuch einer gesamtwirtschaftlichen-Begründung der gewerkschaftlichen Lohn- 
politik. (225) Dieser Versuch geht von einer Krisentheorie aus, die die Ursache der 
Krise in einem Zurückbleiben der Nachfrage im Konjunkturaufschwung sieht und 
die Überwindung oder Vermeidung von Krisen durch eine Steigerung der Massen- 
kaufkraft erreichen will (Unterkonsumtionstheorie). So z. B. bei Tarnow: 


„Die Verteilung der gesamten Kaufkraft müßte zweckmäßigerweise (? ) so erfolgen, daß der 
Verwendung nach ein richtiges Verhältnis zwischen Konsumtion .. . und Akkumulation 
. gesichert ist.‘‘ 


Und bei Massar: 


Für die Krise „ist nicht Disproportionalität in der Produktionssphäre das ausschlaggebende 
Moment, sondern die Disproportionalität der Einkommensverteilung in Konjunktur und Krise. 
Gelingt es, diese Disproportionalität zu beseitigen, dann fällt die eben erwähnte Produktions- 
störung großenteils fort. Nun ist die Rolle hoher Löhne in ihrer Bedeutung für die Krisenver- 
hütung ziemlich klar. Gelingt es in Zeiten der Konjunktur, die Löhne entsprechend den Prei- 
sen steigen zu lassen, dann wird eine Krise mit all ihren unerwünschten Folgen mindestens zu 
mildern sein.‘ (226) 


Der grundlegende Fehler dieser Auffassung ist, daß sie, wie Marx Kritisiert, 
die kapitalistische Produktion als das betrachtet, was sie nicht ist, nämlich unmilt- 
telbare Produktion für den Verbrauch, so die Distribution von der Produktion löst 
und dann nur noch die ‚zweckmäßige‘ Verteilung in Konsumtions- und Akkumu- 
lationsfonds zu postulieren braucht. Diese Art der ‚Abstraktion‘ wird bei Tarnow 
und Massar zu einem ‚methodologischen Prinzip‘ erhoben, wenn Massar schreibt; 

„Wir haben uns in der Frage nach der volkswirtschaftlichen Funktion hoher 
Löhne unter Hintanstellung zweier privatwirtschaftlicher Meinungsbildungen (meint 


225) Vgl. dazu vor allem die vom ADGB herausgegebenen Schritten von Tarnow, „Warum 

arm scin?“, und Karl Massar, „Die volkswirtschaftlichen Funktionen hoher Löhne“, 
19283, die die ‚offizielle‘ Theorie wiedergeben. Weiter Massar, „Lohnpolitik und Wirt- 
schaftstheorie“, Tübingen 1932. Massar stützt sich in vielen Punkten, wie auch Nölting, 
auf Emil Lederers Formulierung der Unterkonsumtimstheorie in seinem Artikel “Kon- 
junktur und Krisen“, in: Grundrißs der Sozialökonomik, IV. Abteilung, Tübingen 1925. 
line Übersicht über gewerkschaftliche Auffassungen bei Fritz Abb/lja Podgajck, „Die 
gewerkschaftliche Lohnpolitik in der Weimarer Republik und in der heutigen Bundesre- 
publik“, in: Schmollers Jahrbuch 1959, Bd. 2, S. 29-70, und Klaus M. Wrede, „‚Produk- 
tivität und Distribution im Lichte der gewerkschaftlichen Lehrmeinungen der Weimarer 
Epoche 1918-1933“, Berlin 1960. Zur zeitgenössischen Kritik (die im Zusammenhang 
mit der Sozialfaschismustheorie die ‚bewuiste Manipulation‘ zu schr in den Vordergrund 
schiebt) die entsprechenden Abschnitte der „„Marxistischen Arbeiterschulung — Kursus 
Politische Ökonomie“, Wien/Berlin 1930 (Reprint Erlangen 1970), H. Linde, „Lohn- 
theorie und Lohnpolitik der Sozialdemokratie“, Wien/Berlin 1931, und M. M. Kriwizki, 
„Die Lohntheorie der deutschen Sozialdemokratie“, in: Unter dem Banner des Marxis- 
mus 1929, S. 381-405. 
Den Einfluß der amerikanischen Eintwicklung auf die gewerkschaftlichen Auffassungen 
dokumentiert der Reisebericht „Anıcerikareise deutscher Gewerkschaftsführer“‘, Berlin 
1926 (dazu besonders auch Tarnow in „Warum arm sein? ‘ ): cine Darstellung und Kri- 
tik des „Hordismus“ bei Jakob Walcher, „l’ord oder Marx? “, Berlin 1925. 

226) Turnow, „Warum arm sein? “,S.44 f.; Massar, „Die volkswirtschaftliche Funktion... .“, 
S. 70. Eugen Varga, „Die Krise der Rationalisierung‘ (in: Die Krise des Kapitalismus 
und ihre politischen Folgen“, Vrankfurt 1969, S. 54) weist darauf hin, daß die häufige 
Berufung 7. B. Tarnows auf die V’orderung Lords (und auch des liat-Dircktors Agnelli) 
nach hohen Löhnen.den realen Hintergrund hat, daß sich die Arbeiter Konsumgüter wie 
Autos erst ab einer gewissen Lohnhöhe leisten können, dafs insofern also einzelne Grup- 
pen von Kapitalisten an hohen Löhnen interessiert sein Können. 
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die ‚Interessen‘ von Kapitalisten- und Arbeiterklasse, Verf.) im Getriebe eines kapi- 
talistischen Wirtschaftssystems einen objektiven Weg zu bahnen gesucht.‘ (227) 
Angesichts dieser Position fällt es Tarnow und Massar nicht schwer einzugestehen, 
daß die einzelnen Kapitalisten ‚privatwirtschaftlich‘ selbstverständlich richtig han- 
deln, wenn sie in der Krise Lohnsenkungen vornehmen: 


„Der Unternehmer handelt privatwirtschaftlich in den meisten Fällen richtig, wenn er sich 
Lohnerhöhungen widersetzt.... (In der Krise)... verschlimmern (Lohnsenkungen) die wirt- 
schaftliche Situation, und trotzdem sind Lohnabzüge gerade in der Krise privatwirtschaftlich 
richtig, weil jeder Unternehmer nur sein Interesse wahrnehmen kann und will, nur sich vor dem 
drohenden Zusammenbruch bewahren will. 

Und doch ist es letzten Endes gerade die Klasse der Unternehmer, die aus den durch hö- 
here Löhne erzielten wirtschaftlichen Veränderungen den Vorteil, neben dem Arbeiter, dem 
der Lohn erhöht wurde, hat. Nicht der einzelne Unternehmer — der mag in vielen Fällen im 
Nachteil sein —, sondern die Klasse in ihrer Gesamtheit.‘‘ (Massar) 

„Der einzelne Unternehmer kann zwar nach wie vor so rechnen, daß er von einer Herab- 
setzung der Löhne nichts anderes als Vorteil hat. Für die Unternehmer im ganzen aber könnte 
diese Manipulation nicht mehr vorgenommen werden, ohne die Kapitals- und Profitinteressen 
des Unternehmertums selbst schwer zu verletzen.‘ (Tarnow) (228) 


Demgegenüber scheint es nützlich, sich noch einmal der Marxschen Behand- 
lung des Problems zu erinnern: 


„Jeder Kapitalist weiß von seinem Arbeiter, daß er ihm gegenüber nicht als Produzent 
dem Konsumenten gegenüber steht, und wünscht seinen Konsum, i. e. seine Tauschfähigkeit, 
sein Salär möglichst zu beschränken. Er wünscht sich natürlich die Arbeiter der anderen Kapi- 
talisten als möglichst große Konsumenten seiner Ware. Aber das Verhältnis jedes Kapitalisten 
zu seinen Arbeitern ist das Verhältnis überhaupt von Kapital und Arbeit.‘ (229) 


Die Konstruktion eines Interesses des Gesamtkapitals im Unterschied von den 
‚selbstsüchtigen‘ Interessen des individuellen Kapitalisten erweist sich so als eine 
Fiktion: denn gerade dadurch, daß der Kapitalist als individueller handelt, handelt 
er als Charaktermaske des Kapitals. Eine gewerkschaftliche Strategie, der diese 
Fiktion zugrundeliegt, muß zwangsläufig scheitern. 


2. Die Modifizierung der wirtschaftsdemokratischen Vorstellungen in der Weltwirt- 
schaftskrise 


Am Ende der Arbeit soll noch kurz auf das Schicksal der wirtschaftsdemokratischen 
Vorstellungen eingegangen werden. Es wurde bereits oben darauf hingewiesen, da 
die Theorie der Wirtschaftsdemokratie aufgrund ihrer besonderen Struktur und so- 
zialen Basis keine Resonanz bei der breiten Arbeiterschaft finden konnte. Sie ent- 
sprach einer bestimmten Periode der kapitalistischen Entwicklung, der Periode der 
relativen Stabilisierung. Mit der Weltwirtschaftskrise, die die reformistischen Theo- 
retiker und Strategen überraschte und eine theoretische und praktische Hilflosigkeit 
zur Folge hatte, war ihre Voraussetzung, die Theorie des organisierten Kapitalis- 
mus, zusammengebrochen. Der in der Theorie der Wirtschaftsdemokratie unter- 


227) nn „Die volkswirtschaftliche Funktion... “, S. 

228) Fhenda, S. 74 1.; Tarnow, „Warum arm sein? “,S. 53. Dieser Auffassung entspricht auch, 
dafs z. B. Massar den Kapitalisten als ‚selbstsüchtiges‘ Individuum begreift (vbenda. S. 10, 
27), das mittels Selbstsucht und Unternehmungsgeist die Konjunktur produziert. 

229) Marx, „Grundrisse... “,S. 322. 
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nommene Versuch, die verschiedenen Momente der praktischen reformistischen 
Politik in einer Strategie der ‚Demokratisierung der Wirtschaft‘ zusammenzufassen, 
war damit gescheitert. Praxis und Theorie des Reformismus fallen nun völlig ausein- 
ander. 

Auf der einen Seite steht der Versuch, den ‚Automatismus‘ der kapitalisti- 
schen Krisenüberwindung mit einer Senkung der Preise wiederherzustellen, am Kras- 
sesten formuliert bei Naphtali: 


„Der Kampf — der Klassenkampf — in dieser Periode der wirtschaftlichen Entwicklung ist der 
Kampf um das Tempo des Druckes auf Löhne und Preise.‘ (230) 


Da diese Politik notwendig scheitern muß, wie auch die Forderungen nach 
einer Verkürzung der Arbeitszeit (231) von vornherein illusorisch waren, blieb für 
die reformistische Politik nur die Möglichkeit einer ‚Konjunkturankurbelung‘ mit- 
tels staatlicher (durch eine Kreditausweitung finanzierter) Arbeitsbeschaffungspoli- 
tik übrig, wie sie im Woytinsky/Tarnow/Baade-Plan formuliert und von dem.a. o. 
ADGB-Kongreß 1932 gefordert wurde. (232) Welche Konsequenz diese Rolle als 
‚Arzt am Krankenbett‘ des Kapitalismus (Tarnow 1931 auf dem Leipziger SPD-Par- 
teitag) für die Ideologie der Gewerkschaften hat, wird bei Pahl deutlich ausgespro- 
chen: 


„Die Massen müssen jedenfalls auf die Dauer den Glauben an den Ernst sozialistischer Zielfor- 
derungen verlieren, wenn man ihnen in einer Zeit des offenen Zusammenbruchs des Kapitalis- 
mus erklärt, daß man nicht sozialisieren könne, weil der Kapitalismus verarmt sei, nachdem 
man vorher darauf verwiesen hatte, daß die sozialistischen Kräfte zur Überwindung des Kapi- 
talismus nicht ausreichen, weil er zu mächtig ist.‘ (233) 


Die Unmöglichkeit, vor die Arbeiterschaft nur in der Rolle des Arztes zu tre- 
ten, wird auch in Tarnows Leipziger Rede deutlich: 


„Wir sind, ... wie mir scheint, dazu verdammt, sowohl Arzt zu sein, der ernsthaft heilen will, 
und dennoch das Gefühl aufrechtzuerhalten, daß wir die Erben sind, die lieber heute als mor- 
gen die ganze Hinterlassenschaft des kapitalistischen Systems in Empfang nehmen wollen. Die- 
se Doppelrolle, Arzt und Erbe, ist eine verflucht schwierige Aufgabe.“ ( 234) 


So wird der Konjunkturpolitik auf der anderen Seite die Forderung nach 
einem ‚Umbau der Wirtschaft‘ gegenübergestellt, die die aktuellen ‚staatskapitali- 
stischen‘ Tendenzen — d. h. die zahlreichen Eingriffe des Staates zur Rettung ein- 
zelner Unternehmen, die staatliche Sanierung der Banken usw. -- aufnimmt und 
in eine ‚neue‘ Theorie der Wandlung zum Sozialismus mittels des ‚demokratischen 
Staates‘ einzubauen sucht, indem sie die Hilfestellung des bürgerlichen Staates bei 
der Sanierung einzelner Wirtschaftszweige, der Banken usw. im Zusammenhang mit 
der revisionistischen Auffassung des Alassenneutralen Staates in eine Vorbereitung 


230) Naphtali, „Wirtschaftskrise und Arbeitslosiekeit“, S. 27. 

231) Vel. vor allem im Jb. 1930 die Seiten 8 ff., 96 ff. Prot. 1931, S. 141 ff. (Referat von 
Emil Lederer zur Arbeitszeitverkürzung). 

232) Vel. Gerhard Kroll, „Von der Weltwirtschaftskrise zur Staatskonjunktur“, Berlin 1958, 
S. 403 f. Dazu vor allem die Artikel von Woytinsky, Naphtali, Colm u. a. im Jahre 1931 
in der „Arbeit“. 

233) Yin Paht, „Die Krise des Sozialismus und die Sozialisierungsfrage“, in: DA, 1931, 
S. 852. 

234) Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags der SPD in Leipzig 1931, S. 45 f. 
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des Sozialismus urninterpretiert. So erweist sich sowohl für die praktische Tolerie- 
rungspolitik als auch für die programmatischen Vorstellungen des ‚Umbaus der Wirt- 
schaft‘ die revisionistische Staatsauffassung als der beiden gemeinsame Kern. (235) 


235) „Umbau der Wirtschaft — Die Forderungen der Gewerkschaften“, Berlin 1921 (im Vor- 
wort heißt es: „Es kommt in der gegenwärtigen Zeit mehr denn je darauf an, einen 
Weg zu weisen, der vom Elend des Heute in ein besseres Morgen führt. Es gilt, den 
Raum zwischen Kapitalismus und Sozialismus zu gestalten.“ S. 3). 5 
Vgl. dazu auch Georg Decker, „Zwischen Kapitalismus und Sozialismus — I:ine Be- 
trachtung zum Wirtschaftsprogramm des AfA-Bundes“, in: Die Gesellschaft, 1932, Bd. 1, 
S. 377-390. Weiter: Hans Neisser, „Kritik der Bankenaufsicht“, in: DA, 1931, S. 744 
ff. Zur Analyse der ersten Phase der Krise: „Wirtschaftslage, Kapitalbildung, Finanzen“, 
Berlin 1930. 
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Vorbemerkung 
zum nachfolgenden Aufsatz von F. H. Cardoso 


In der Diskussion um die Ursachen der Unterentwicklung bzw. des begrenzten Ak- 
kumulationsprozesses in der Dritten Welt wird nahezu durchgängig die Auffassung 
vertreten, daß sich in diesen Ländern das industrielle Kapital aufgrund des begrenz- 
. ten inneren Marktes nur äußerst zögernd entwickeln könne. Die überwiegende 
Mehrheit der lateinamerikanischen Sozialwissenschaftler z. B. ist der Ansicht, daß 
die im folgenden aufgeführten Faktoren den inneren Markt und damit den /ndu- 
strialisierungsprozeß als Ganzes begrenzen. 


a) Die Größe der industriellen Reservearmee bzw. der „marginalisierten Ar- 
beitskraft‘ trägt dazu bei, daß die Reallöhne stagnieren oder gar absinken; 
die Konsumtionskraft der breiten Massen zeigt daher keinerlei Tendenz sich 
auszuweiten. 

b) Die ausländischen bzw. multinationalen Konzerne, von denen weitgehend die 
Industrialisierung getragen oder die doch zumindest die Entwicklung im indu- 
striellen Sektor bestimmen, arbeiten mit „kapitalintensiver“ Technologie 
(also in der Regel hoher organischer Zusammensetzung). Die Folge davon ist, 
daß von diesen Kapitalanlagen kein oder nur ein geringer „Beschäftigungsef- 
fekt“ ausgeht, der Umfang der Arbeiterklasse muß deshalb trotz fortschrei- 
tenden Industrialisierungsprozesses stagnieren (was diesen Prozeß, insofern 
dadurch die Nachfrage auf dem inneren Markt beeinträchtigt wird, wiederum 
hemmt!). 

c) Die sozialen Strukturen auf dem Lande sowie die extrem ungleiche Einkom- 
mensverteilung tragen schließlich dazu bei, daß die individuelle Konsumtion 
beschränkt bleibt. 

d) Das akkumulationsfähige Mehrprodukt wird nicht nur von den unprodukti- 
ven Klassen resp. Zwischenschichten in der Dritten Welt weitgehend ver- 
zehrt; der permanente Drain von Profiten, Schuldenzahlungen, Fluchtkapita- 
lien und von Werten mittels sinkender „terms of trade‘ in die Metropolen des 
Kapitals beschränken darüber hinaus die Akkumulation des Kapitals in den 
Ländern der Dritten Welt. 


Diese hier kurz referierten Argumentationen ziehen sich zur Zeit durch alle 
Betrachtungen zum Problem „Unterentwicklung“ hindurch, denen auch gleicherma- 
ßen gemeinsam ist, daß sie zu dem Schluß kommen, daß die Industrialisierung in 
der Dritten Welt unter kapitalistischen Vorzeichen nicht möglich, die Unterent- 
wicklung also bleibendes Strukturmoment des kapitalistischen Weltmarkts sei bzw. 
daß sich die Unterentwicklung lediglich auf höherer Stufenleiter reproduzicre. Der 
Akkumulationsprozeß des industriclien Kapitals — so wird behauptet — kann des- 
halb in diesen Ländern sich nicht entfalten. Nun mögen dic hier angeführten Fakto- 
ren nachweisbar und durchaus relevant für den Akkumulationsprozc# in der Drit- 
ten Welt sein, nur muß dagegen gehalten werden, daß sie weder die zögernde Kapi- 
talakkumulation in der Dritten Welt noch die Akkumulation des Kapitals in West- 
europa (für die ja in der Phase der frühen Industrialisierung dieselben Argumente 
geltend gemacht werden könnten) hinreichend erklären können. Vielmehr scheint 
uns - bei allen Differenzen zwischen den einzelnen theoretischen Positionen — 
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diese Argumentation im Kern auf eine falsche Vorstellung von der Reproduktion 
des Kapitals hinauszulaufen, die schon Lenin in seiner Auseinandersetzung mit den 
Volkstümlern kritisierte. Deren Argumentation — bezogen auf das vorrevolutionäre 
Rußland — war, daß sich in Rußland, unter der Vorherrschaft der entwickelten na- 
tionalen Kapitale Westeuropas auf dem Weltmarkt das industrielle Kapital nicht 
entwickeln könne, insofern auch der innere Markt begrenzt sei. Lenins Kritik an 
den Volkstümlern — die in ihrem Kern auch gegen alle anderen „„Unterkonsum- 
tionstheorien“ gewendet werden kann — bestand wesentlich darin, nachzuweisen, 
daß sich das Kapital in seiner Entwicklung seinen eigenen Markt schafft, nicht al- 
lein mittels der Zersetzung vorkapitalistischer Produktionsweisen, sondern durch 
die produktive Konsumtion der Kapitale, d. h. der Nachfrage nach Produktionsmit- 
teln, selbst. Die produktive Konsumtion wird von allen Unterkonsumtionstheoreti- 
kern (wie Sismondi, Hobson, Luxemburg, Sternberg) vernachlässigt: stets kommen 
diese Theorien zu dem Schluß, daß ein Teil des Mehrprodukts nicht realisierbar ist. 
Dem liegt in der Regel die Auflösung des gesamten Produktenwerts (c + v+ m) in 
Revenue (v + m) zugrunde, weshalb in diesen Theorien die Realisierung des nicht 
auf dem inneren Markt nachfragbaren Produkts (so die Annahme) nur noch äußer- 
lich geschehen kann. 

In dem nachfolgenden Aufsatz kann F. H. Cardoso nachweisen, dais in Brasi- 
lien eine beschleunigte Akkumulation des Kapitals stattfindet, daß trotz Anwen- 
dung modernster Technologien durch das Kapital die Zahl der im Produktionspro- 
zeß beschäftigten Arbeiter wächst und daß der innere Markt sich ausweitet, obwohl 
die Einkommensverteilung extrem ungleich ist und der Reallohn permanent sinkt *. 
Cardosos Untersuchung ist darüber hinaus wichtig für die Diskussion der Möglich- 
keiten des Staatsapparats in der Dritten Welt, die Akkumulationsbewegung des Ka- 
pitals über die Verbesserung der Verwertungsbedingungen zu beeinflussen. Der Stel- 
lenwert des Aufsatzes ist also gerade in der Darstellung der Möglichkeit der Akku- 
mulation des Kapitals in einem Land der Dritten Welt zu sehen. Setzt sich in die- 
ser Weise Cardoso von jenen Theorien ab, die grundsätzlich diese Möglichkeit be- 
streiten und/oder darin lediglich die „Entwicklung der Unterentwicklung“ auf hö- 
herer Stufenleiter zu sehen vermögen, so ist seine Analyse andererseits gerade un- 
ter den o. a. kritischen Bemerkungen jenen Theorien gegenüber selbst zu kritisieren. 
Denn insofern Cardoso die Ausweitung des inneren Marktes auf die Konsumtion 
der höchsten Einkommen zurückführt, vernachlässigt er die Bedeutung der produk- 
tiven Konsumtion. Mehr noch: Würde der innere Markt wirklich wesentlich 
durch die Ausweitung der Konsumtion der höchsten Einkommen bestimmt, hätte 
dies zur Folge, daß ein Teil des akkumulierbaren Mehrprodukts für die produktive 
Konsumtion verloren ginge, der Akkumulationsprozeß in seiner Entwicklung wäre 
also gerade beeinträchtigt! Ebenso unberücksichtigt bleiben die durch den Welt- 
markt gesetzten Möglichkeiten und Grenzen für die Entwicklung des nationalen Ka- 
pitals im unterentwickelten Land. 

Der Abdruck dieses Aufsatzes soll hier zum Anlaß genommen werden, kurz 
die Gesichtspunkte zu skizzieren, unten denen wir Beiträge zum kapitalistischen 
Weltmarkt,zum Imperialismus und zur Unterentwicklung in der PROKLA veröffent- 
lichen wollen. Die Entwicklungstendenzen auf dem kapitalistischen Weltmarkt 
stellen entscheidende Bedingungen für die Akkumulation der nationalen Kapitale 
und die Entwicklung der Klassenkämpfe dar. Die Konkurrenzposition des jeweili- 
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gen Landes auf dem Weltmarkt, die Konjunkturentwicklung in den wichtigsten ka- 
pitalistischen Ländern, das reibungslose Funktionieren des Weltwährungssystems 
und des Welthandels bestimmen weitgehend den Akkumulationsprozeß der natio- 
nalen Kapitale. Die Analyse der gesamten Weltmarktbewegung und ihrer wichtig- 
sten Entwicklungstendenzen ist daher wesentlicher Bestandteil der Analyse natio- 
naler Konjunkturzyklen und der Ausgangspunkte und Bedingungen der Klassen- 
kämpfe. Wenn es daher Gegenstand der marxistischen theoretischen Arbeit ist, die 
Bedingungen der Herrschaft des Kapitals zu benennen und die Tendenzen aufzu- 
spüren, die über diese Herrschaft hinausweisen, so muß die theoretische Arbeit sich 
auf dem Gebiet der Analyse des Weltmarkts vorrangig auf die Untersuchung der 
Entwicklungstendenzen konzentrieren, die für die Akkumulation des Kapitals und 
die Entfaltung der Klassenkämpfe in den hochentwickelten kapitalistischen Län- 
dern von Wichtigkeit sind. 

Die beiden Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg sind durch ein rasches 
ökonomisches Wachstum innerhalb der westlichen kapitalistischen Industriestaaten 
— in Westeuropa besonders — durch zunehmende internationale Kooperationsbe- 
reitschaft (IWF, GATT, OECD etc.) sowie durch anwachsende Kapital- und Waren- 
ströme zwischen den industriellen Kernländern gekennzeichnet. Diese Entwicklung 
schlug sich in einer weitgehenden ökonomischen Verselbständigung der kapitalisti- 
schen Industrieländer gegenüber den Ländern der Dritten Welt nieder. Seit der Mitte 
der 60er Jahre sind jedoch in den wichtigsten Industrieländern eine sich verlangsa- 
mende Akkumulation von Kapital, Stagnationstendenzen und das Hervortreten von 
zyklischen Krisen festzustellen, die auf eine allgemeine Überakkumulation von Ka- 
pital hindeuten. 

Es ist deshalb anzunehmen, daß der jahrzehntelange Trend zur Konzentration 
der Kapital- und Warenströme auf die EWG, USA und Japan nicht unbesehen in die 
Zukunft zu verlängern ist. Es ist vielmehr zu fragen, ob die hohen Zuwachsraten bei 
der Akkumulation des Kapitals in den Metropolen, die Herausbildung einer Koope- 
ration zwischen den Industrieländern, der Abbau der den Fluß von Kapital und Wa- 
ren beschränkenden Handelsbarrieren etc. nicht selbst Ausdruck und Charakteristi- 
kum einer Phase der Entwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg sind, die mit den 
sich abzeichnenden Stagnationstendenzen (als Ausdruck der Überakkumulation 
von Kapital) von einem entgegengesetzten Prozeß abgelöst wird. Ist eine solche 
Wende nachweisbar, so ist anzunehmen, daß die Dritte Welt als Anlagegebiet für 
brachliegendes Kapital für die entwickelten kapitalistischen Länder zunehmend an 
Bedeutung gewinnt. Die Einschätzung dieser Frage ist zentral, um Veränderungen in 
der „Weltarbeitsteilung‘“, der Internationalisierung der Produktion, Auslagerung von 
Branchen festmachen und auf dieser Grundlage die Entwicklungsmöglichkeiten und 
Grenzen in der Dritten Welt bestimmen zu können. Insofern ist auch die Analyse 
der Möglichkeiten und Bedingungen der Akkumulation von Kapital in der Dritten 
Welt von Bedeutung für die Einschätzung der Entwicklung des Kapitals in den Me- 
tropolen und — darüberhinaus — des weltweiten Klassenkampfes. 

Die Konzentration der Veröffentlichungen auf den o. a. Komplex kann aller- 
dings nicht heißen, daß Kurzanalysen über die Klassenkampfbewegungen in der 
Dritten Welt (z. B. Chile) nicht von Interesse wären; jedoch gewinnen solche aktu- 
ellen Beiträge ihre politische Bedeutung gerade dann, wenn sie dazu beitragen, die 
gesamte Entwicklung im oben skizzierten Sinn einzuschätzen. Sie sollten nicht zu- 
letzt aufzeigen, zu welchen Formen der Akkumulation des Kapitals die spezifischen 
Bedingungen in der Dritten Welt führen und welche Formen die gesellschaftlichen 
Widersprüche (also die Klassenverhältnisse und deren Bewegungsrichtung) unter die- 
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sen Bedingungen annehmen müssen. 

Gerade unter diesen Gesichtspunkten scheint uns der Aufsatz von Cardoso 
wichtig, da er einerseits versucht, die Faktoren zu benennen, die eine beschleunigte 
Kapitalakkumulation in Brasilien bewirken, und durch seine Analyse eine Basis da- 
für gibt, die spezifischen Formen der Klassenauseinandersetzungen einzuschätzen, 
die erst durch die Entwicklung des Kapitals selbst hervorgetrieben werden. 


W. Sch. 
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F. H. Cardoso 


DAS „BRASILIANISCHE ENTWICKLUNGSMODELL“: 
DATEN UND PERSPEKTIVEN 


In letzter Zeit wiederholen sich die Hinweise auf das „brasilianische Entwicklungs- 
modell“. Es fehlen auch diejenigen nicht, die voller Bewunderung vom „brasiliani- 
schen Wunder“ sprechen, so wie sie vorher schon vom „deutschen“ oder vom „,ja- 
panischen Wunder“ gesprochen hatten. Es ist äußerst interessant zu vergleichen, wie 
die Presse und andere intellektuelle Kommunikationsmittel Brasilien vor 10 Jahren 
und heute beurteilen. Die dunkle Wolke der Unterentwicklung und des Elends, sym- 
bolisiert durch den Nordosten, scheint sich mit einer Schnelligkeit aufgelöst zu ha- 
ben, die nur durch ein Wunder zu erklären wäre ... Oder aber durch eine sehr ver- 
zerrte Analyse und eine starke Dosis Propaganda. 

Gibt es wirklich ein „brasilianisches Entwicklungsmodell‘? Worin besteht 
es? Welche Bedingungen und Konsequenzen enthält es? Von diesen Fragen ausge- 
hend und unter Benutzung der verfügbaren Statistiken werde ich versuchen, einige 
dieser Fragen zu klären. Dabei werde ich selbstverständlich übertriebenes Lob, 
aber auch Verzerrungen vermeiden, die dadurch genährt werden, daß man beharr- 
lich die Realität nicht sehen will. Nach einer Analyse werde ich auch versuchen, 
mit gebotener Vorsicht Tendenzen aufzuzeigen, soweit es möglich ist. Diese Ana- 
lyse wird sich eher auf soziale und politische, als auf wirtschaftliche Aspekte kon- 
zentrieren, einmal, weil letztere bekannter sind und Gegenstand jüngster Untersu- 
chungen waren und zum anderen, weil sie außerhalb meines spezifischen Kompe- 
tenzbereichs liegen. 

Insgesamt gesehen, kann man sagen, dafs der brasilianische Wachstumsprozeß 
in den letzten 20 Jahren sich in drei verschiedenen Formen vollzog, die nicht immer 
aufeinanderfolgten: 


1. die sog. „Industrialisierung als Ersatz für Importe“; 

2. die „restriktive‘“ oder „ausschließende Industrialisierung‘‘ auf der Grundlage 
dauerhafter Konsumgüter und der Einführung von Industriezweigen zur Her- 
stellung von Zwischenprodukten und Investitionsgütern; 

3. die Ankurbelung der Wirtschaft durch den Export von Halbfertigwaren und 
einiger Fertigwaren für den Massenkonsum. 


Auf die erste dieser Formen braucht nicht näher eingegangen zu werden, da 
sie wohl bekannt ist und für verschiedene Wirtschaften in Lateinamerika charakte- 
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ristisch war. Bei dieser Form baute man örtliche Industrien für die Herstellung von 
Produkten auf, die bisher importiert worden waren. Diese Industrialisierung wurde 
zum großen Teil vom Staat gefördert und zu Anfang aus inländischem Kapital aus 
der Exportwirtschaft und dem Bereich des städtischen Handels finanziert. Der Auf- 
bau der „Industrie als Ersatz für Importe‘ erforderte protektionistische Maßnah- 
men zum Schutz des Binnenmarkts gegen Einfuhren. Dies wurde dadurch erreicht, 
daß die Einnahmen aus dem landwirtschaftlichen Exportsektor in die inländischen 
Produktionsbereiche transferiert wurde. Das hatte eine Stärkung des Binnenmarkts 
als Ankurbelungsfaktor für die Wirtschaft zur Folge. 

Der so verwirklichte Industrialisierungsprozeß trieb die Urbanisierung und die 
Abwanderung vom Land in die Städte voran, besonders da der Unterschied zwi- 
schen den Löhnen auf dem Land und in der Stadt zu Bewegungen in dieser Rich- 
tung führten, zumal die Industrialisierung zu Lasten des ländlichen Bereichs ging. 
Gleichermaßen wurde der Exportsektor durch die Erhebung vieler verschiedener 
Gebühren beim Deviseneintausch belastet, die der Regierung Mittel zur Finanzie- 
rung der Industrialisierung in die Hand gaben. Andererseits begünstigte das Gefüge 
der relativen Preise im Inland den städtischen Industriebereich. Diese beiden Pro- 
zesse förderten indirekt die Ausbeutung der ländlichen Arbeitskräfte, deren Löhne 
während des wirtschaftlichen Wachstunisprozesses dieser Phase praktisch unverän- 
dert auf ihrem äußerst niedrigen Niveau verblieben waren. Auf diese Weise bürdeten 
die Landbesitzer den Landarbeitern den größten Teil der Last auf, die durch die 
Wirtschaftspolitik der Förderung der Industrialisierung entstanden war. 

Diese Ausführungen erklären ein wenig die Begleitumstände der ersten Phase 
des „Wunders“: die Vorteile der wirtschaftlich-sozialen Veränderungen — die wäh- 
rend und gleich nach dem Zweiten Weltkrieg rascher vonstatten gingen — erstreck- 
ten sich nicht auf die Landbevölkerung. Wie hoch war die Zahl derer, die nicht vom 
vermehrten Brot aßen? Tabelle Nr. 1 soll einen groben Überblick über die relative 
Belastung der Landbevölkerung geben. 

Sicherlich kann man sagen, daß die Vorteile der Ersatzindustrialisierung 
nicht der gesamten Stadtbevölkerung zugute kamen. Dies trifft auch auf die Lage 
der Landarbeiter zu, wobei allerdings in Betracht zu ziehen ist, daß sich das Real- 
lohnniveau der Arbeiter an dem Produktivitätszuwachs ausgerichtet hat (und somit 
eine rasche Zunahme der Kapitalbildung begünstigte), so wie es auch zu gewissen 
Zeiten wieder abnahm. Zu welchen Zeiten geschah das? 

Wenn wir das Kriegsende als Ausgangspunkt nehmen, kann man sagen, daf 
sich zwischen 1945 und 1948 der durchschnittliche Reallohn der Beschäftigten in 
Industrieunternehmen der Landeshauptstädte (nicht nur Arbeiter) mit der Steige- 
rung der Lebenshaltungskosten erhöht hat. Zwischen den Jahren 1949 und 1951 
stiegen die Lebenshaltungskosten in Sao Paulo jedoch um 15 % und in Rio de Ja- 
neiro um 23 %, während der Durchschnittslohn in Sao Paulo nur um 10,5 % und 
in Rio nur um 12 % zunahm. Der durchschnittliche Reallohn verringerte sich dem- 
nach in der Industrie der industriellen Ballungsräume des Landes in einer Zeit, in 
der sich die Arbeitsproduktivität (gemessen an einer jährlichen Zuwachsrate der in- 
dustriellen Produktion von fast 10 %) eigentlich rasch erhöht hatte (1). 

Zahlen aus späteren Perioden zeigen, daß der durchschnittliche Reallohn der 
Beschäftigten in der Industrie in den Jahren 1954/55 und 1964 bis 1968 zurück- 
ging (siehe Tabellen Nr. 2 und 3). 


1) Singer, Paul, O milagre brasileiro: causas & consequencias, Caderno 6. Cebrap. Sao Paulo, 
1972.8.25 
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Tabelle Nr. 1 


Städtische Bevölkerung 


Ländliche Bevölkerung 


Groß- 
regionen 1940 1950 1960 1970 1940 1950 1960 1970 
Brasilien 12 880182 18782891 32004 817 52904 744 28356 133 33161 506 38987526 41603 810 
Norden 405 792 508 867 983 278 1 649 430 1056 628 1 263 788 1618 241 2001 320 
Nordosten 3 381 173 4 744 808 7680 681 11980937 11052907 13228605 14748192 16694 144 
Südosten 7231 905 10720734 17818649 29347170 11113926 11827760 13244 329 10984 799 
Süden 1590 475 2312985 4 469 103 7434 196 4 144 830 5 527 885 7423 004 9 249 355 
Westl. Mit- 270 837 423 497 1053 106 2493 011 987 842 1 213 468 1 953 760 2674192 
telbrasilien j 

% % % % % % % % 
Brasilien 31,24 36,16 45,08 55,98 68,76 63,84 54,92 44,02 
Norder. 27,75 31,49 37,80 45,18 72,25 68,51 62,20 54,83 
Nordosten 23,42 26,40 34,24 41,78 76,58 73,60 65,76 58,22 
Südosten 39,42 471,55 57,36 72,76 60,58 52,45 42,64 27,24 
Süden 27,73 29,50 37,58 44,56 72,27 70,50 62,42 55,44 
Westl. Mit- 21,52 24,38 35,02 48,25 78,48 75,62 64,98 51,75 
telbrasilien 


Quelle — Vorläufiger Überblick über die Volkszählung, IBGE, 1970 
Anmerkung — Errechnete Prozentsätze 


Tabelle Nr. 2 


Durchschnittlicher Reallohn der Beschäftigten in der Industrie: 
Brasilien 1949-1959 (Unternehmen mit 5 oder mehr Beschäftigten , außer im Jahr 
1949) 


Jahr Index 
1949 100 
1952 104 
1953 104 
1954 113 
1955 112 
1956 121 
1957 130 
1958 130 
1959 131 


Quellen: 1949 und 1959 — Industriezählungen von 1950 und 1960 
1952 bis 1958 — Industrieregister 
Tabelle Nr. 3 


Durchschnittlicher Reallohn der Beschäftigten in der Industrie: 
Brasilien 1962-1969 


Jahr Index 
1962 100 
1963 113 
1964 110 
1965 102 
1966 109 
1967 107 
1968 114 
1969 122 


Quellen: Statistische Jahrbücher von Brasilien. 


Die Zahlen für 1969 wurden aufgrund einer Umfrage für Unternehmen mit 
5 oder mehr Beschäftigten ermittelt. 


Bevor man die Perioden der Lohnkämpfe von der politisch-sozialen Seite be- 
trachtet, ist an angebracht, Zahlen über die Entwicklung des Mindestlohns und die 
Schwankungen des mittleren Reallohns anzuführen. Dadurch wird es möglich, den 
ärmeren von dem besser verdienenden Teil der Arbeitgeber zu trennen. Die Unge- 
nauigkeiten. die bei der obigen Darstellung der Durchschnittslöhne durch die Be- 
zahlung der nicht unmittelbar in der Produktion stehenden Industriearbeiter her- 
vorgerufen werden können, werden dadurch herabgemindert: 
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Tabelle Nr. 4 


Entwicklung des mittleren Reallohns in der Verarbeitungsindustrie: 
Brasilien 


Jahr Index Jahr Index Jahr Index 
1955 103 1961 105 1965 100 
1956 97 1962 100 1966 94 
1957 116 1963 100 1967 86 
1958 113 1968 93 
1959 114 1969 89 


Quellen: Statistische Jahrbücher von Brasilien. 
Zahlen entnommen aus Tabelle 10 in P. Singer, a. a. O. 
Bis 1963 für Apriljeden Jahres für die in der Produktion Beschäftigten be- 
rechnet. Von 1965 an für das ganze Jahr und alle Beschäftigten berechnet. 


Die Unterschiede bei den realen Mindestlöhnen bestätigen ebenfalls die Ten- 
denz, die schon bei dem Vergleich zwischen dem Durchschnittslohn und dem mitt- 
leren Lohn sichtbar wurde (siehe Tabelle Nr. 5). 

Insgesamt bestätigen diese Zahlen die Analysen von Maria Conceicao Tavares, 
Jose Serra, Francisco de Oliveira und Paul Singer (2), die die Auswirkungen der 
Lohnpolitik auf die in der Industrie beschäftigten aufzeigen. Die wichtigste Schluß- 
folgerung ist, daß die Arbeitnehmer mit geringerem Einkommen im Vergleich zu 
den besser Verdienenden ins Hintertreffen geraten sind, obwohl der Industriesektor 
eine Anpassung der Reallöhne von 1962 an garantieren konnte (außer in den ge- 
nannten Perioden). Besonders nach 1965 und 1969 (letzte verfügbare Zahlen) ver- 
größert sich der Abstand zwischen dem durchschnittlichen Reallohn und dem mitt- 
leren Lohn. Das deutet darauf hin, daf die Arbeiter der unteren Lohngruppen 
nicht in der Lage waren, das Lohnniveau beizubehalten. 

Läßt man die Zahlen beiseite und betrachtet die Wirtschaftspolitik, die wäh- 
rend der Perioden sinkenden Reallohns der Arbeiter betrieben wurde, so stellt man 
fest, daß sie den Phasen des „antiinflationären Kampfes“ und der „wirtschaftlichen 
Gesundung‘ in den Amtszeiten von Eugenio Gudin unter der Regierung Cafe Filho 
und von Octavio Bulhoes - Delfim Netto (erste Phase) unter den Regierungen nach 
1964 entspricht. Ein Teil dieser Politik und ihre Vorbedingung war die Auflösung 
der Gewerkschaften und die Ausübung polizeilichen Drucks, um die Kampfkraft 
der Arbeiter für höhere Löhne und für die Erhaltung ihres Lebensstandards zu 
schwächen. 


2) Tavarvs, Maria Conceicao, Mais alla del estancamiento (Vervielfältigung) und Natureza e 
contradicoes do desenvolvimento financeiro recente no Brasil, Rio, IBMEC, 1971, 
Serra, Jose, EI milasre economico brasileiro, rcalidade o mito? , Santiago, Revista Lati- 
noamericana de Ciencias sociales, (3), Juni 1972. 
Oliveira, Francisco de, A economia brasileira: notas para uma revisao teorica, Sao Paulo, 
Cebrap, 1972 (Vervielfältigung), 
Singer, Paul, a.a.0. 
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Tabelle Nr. 5 


Reale Mindestlöhne 
Jahr Mindestlohn (*) 
1950 97,30 
1951 90,00 
1952 242,86 
1953 201,69 
1954 328,57 
1955 273,81 
1956 223,30 
1957 303,28 
1958 262,41 
1959 304,12 
1960 226,05 
1961 261,05 
1962 240,18 
1963 220,13 
1964 234,64 
1965 228,37 
1966 198,11 
1967 190,91 
1968 190,31 
1969 185,71 
1970 187,20 
1971 186,45 


Quelle: Statistische Jahrbücher von Brasilien — IBGE 

Anmerkungen: Die Mindestlöhne gelten für SXo Paulo. Der verwendete Deflator 
war der Index der Lebenshaltungskosten der Stadt Sao Paulo, er- 
mittelt von der Getulio Vargas-Stiftung. 


(*) In Preisen von 1970 


Ich habe absichtlich historische Zahlen über 1964 hinaus -- das Jahr des Stur- 
zes der Regierung Goulart — aufgegriffen, um die Aufmerksamkeit auf die erwähn- 
ten Punkte zu lenken. Tatsächlich wäre es ein „parteiischer‘ und engstirniger Stand- 
punkt anzunehmen, daß die brasilianische Entwicklung bis 1964 unter den aller- 
besten Umständen vor sich ging und daß nach dem Staatsstreich alles schwarz in 
schwarz war. Die gleichen Beschränkungen gelten, wenn vom „Wunder“ der Revo- 
lution von 1964 die Rede ist. Die strukturellen Tendenzen des in Brasilien verwirk- 
lichten Entwicklungsmodells begannen vor 1964 und verstärkten sich danach in 
manchen Punkten. Das „Wunder“ ist demnach alt und hat tiefe Wurzeln: Die erste 
— die es hervorzuheben gilt — beruht auf der geringen Kaufmöglichkeit der brasilia- 
nischen Arbeiter für eine Beteiligung an den Erträgen des wirtschaftlichen Fort- 
schritts. 

Eine genaue Untersuchung der Gründe für diese Schwäche würde über den 
Rahmen dieser Analyse hinausgehen. Geben wir uns damit zufrieden, sie hervorzu- 
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heben. Die direkte Konsequenz aus unserer Feststellung ist, daß das Wirtschafts- 
wachstum (unbestreitbar im Falle Brasiliens) selbst keine Tendenz für eine bessere 
Verteilung seiner Erträge in sich birgt. Diese verteilen sich gemäß der Fähigkeit ver- 
schiedener Gesellschaftsgruppen, Druck auszuüben, und gemäß den Formen politi- 
scher Beteiligung, die diese Fähigkeit regeln. 

Nun, das Wirtschaftswachstum in der Phase des „‚Ersatzes der Importe“ (bis 
ungefähr 1962) schien eine gewisse Erweiterung des Binnenmarktes zu ermöglichen, 
ja sogar erforderlich zu machen. Die Erweiterung kann entweder durch eine Zunah- 
me der Kaufkraft von Gruppen, die sozial in den Markt integriert sind, oder durch 
die Erhöhung der Personenzahl, die diesen Markt bildet, oder aber durch eine Ver- 
bindung aus beiden Gruppen erfolgen. Die sozialen und politischen Konsequenzen 
(sowie das Modell der wirtschaftlichen Entwicklung) dieser verschiedenen Arten der 
Marktexpansion sind unterschiedlich. Anscheinend hat das durch den Prozeß des 
„Ersatzes der Importe“ hervorgerufene Wachstum direkt oder indirekt Arbeits- 
plätze geschaffen und den „Massenkonsum“ erhöht. Obwohl vergleichbare Zahlen 
über die Einkommensverteilung vor 1960 nicht verfügbar sind, läßt die Entwicklung 
des realen Mindestlohns eine Hypothese zu. Außerdem nahmen die Mindestindu- 
strielöhne genau in den Zeiten politischer Schwierigkeiten zu, in denen die herr- 
schende Klasse bei Machtkämpfen um die Unterstützung der Massen warb und diese 
Allianz mit dem Versprechen höherer Löhne besiegelte (besonders im Falle Getulio 
Vargas 1952 und 1954 und Joao Goulart 1964). Diese Art politischer Allianz — von 
der lateinamerikanischen Soziologie als „polpulistische Politik“ bezeichnet — er- 
klärt, warum die Existenz und bisweilen der Druck der städtischen Massen trotz 
der schon erwähnten geringen Möglichkeit der Arbeiter, Druck auszuüben, für die 
Politik manchmal Bedeutung erlangt. Sie erklärt auch die zeitweilige Verbitterung 
über die Ausbeutung der ungelernten Arbeiter, die man in Wirtschaften mit einem 
großen Reservoir an Arbeitskräften vorfindet. 

Die dem „brasilianischen Entwicklungsmodell“ eigene Tendenz — die offen- 
sichtlich für Brasilien als Nation nichts Besonderes ist, sondern aus sozialen und 
wirtschaftlichen Bedingungen hervorgeht, die den kapitalistischen Akkumulations- 
prozeß in fast allen unterentwickelten Ländern begleiten — enthält nur wenig, was 
eine Einkommensumverteilung und eine Erhöhung der Anzahl der Konsumenten 
begünstigen könnte. Aufgrund der Inflation (die während der hier behandelten Zeit 
andauert) oder der Arbeitskampfpolitik oder der Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt 
stellt sich im kapitalistischen Wirtschaftssystem brasilianischer Prägung ein Gleich- 
gewicht ein, das die Arbeitnchmer (und besonders die mit geringem Lohn) tenden- 
ziell zugunsten der Wirtschaftsentwicklung benachteiligt. 

Während die „populistische Politik“ eine wichtige Rolle bei der Unterstüt- 
zung von Regierungen (besonders der Regierungen Vargas 1950 bis 1954, Kubit- 
schek 1956 bis 1960 und Goulart 1961 bis 1964) spielte und die Industrialisierung 
gleichzeitig auf staatlichen Investitionen im Bereich der „Grundstoffe“ (Öl, Hüt- 
tenwesen, Elektroenergie, Transport und Verkehr) und dem „Ersatz von Importen“ 
von Massenkonsumgütern beruhte, zeichnete sich eine Konjunktur ab, die eine grös- 
sere soziale, politische und wirtschaftliche Beteiligung der städtischen Bevölkerung 
zu begünstigen schien. Ganz sicher hat dieser „populistische Pakt“, der Bereiche 
des Staates und der wirtschaftlichen Oberschicht mit einem Teil der städtischen 
Massen vereinigte, der Masse der Landbevölkerung und der nicht durch Arbeitsge- 
setze geschützten Stadtbevölkerung (Hausangestellte, ein Teil der ungelernten Ar- 
beiter im Industrie- und Dienstleistungsscektor, städtische Saisonarbeiter oder sol- 
che, die einer unregelmäßigen Tätigkeit nachgehen. etc.) ständig die Vorteile einer 
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Allianz vorenthalten. Wie ich schon hervorhob, haben andererseits die Inflation und 
die Politik, die die Kapitalakkumulation von Staat und Unternehmen schützte, die 
relativen Vorteile der integrierten städtischen Massen rasch aufgehoben. Das ver- 
pflichtete die Volksführung und den bestehenden politischen Apparat (Volkspar- 
teien und staatliche Sektoren, die die Verbindung zwischen den Massen und der 
Herrschenden herstellten) dazu, Kampagnen mit lohnpolitischen Forderungen 
durchzuführen. 

In jedem Fall entstand zu dieser Zeit der Eindruck, daß sich eine „aktive Ge- 
sellschaft“ unter sozial-politischer Beteiligung der Volksschichten bildete. Der 
schon erwähnte Ausschluß der ländlichen Massen wurde als Problem erkannt und 
das Thema der Landreform wurde zur Kampfparole, die, wenn sie auch fast nie- 
mals echt war (denn die „populistische Allianz“ war z. T. nur möglich aufgrund 
des Ausschlusses der ländlichen Massen aus dem System der Druckausübung), sym- 
bolisch den zukünftigen Weg der politischen Kämpfe zeigte. Von 1962 zeichneten 
sich mit der Intensivierung der Tätigkeit der Landarbeitervereinigungen und mit 
der Regierungspolitik der Schaffung von Landarbeitergewerkschaften Tendenzen 
ab, die Lösung des ländlichen Problems und die Frage einer Weckung politisch in- 
differenter ländlicher Kräfte mit in die Ziele der „populistischen Politik“ einzube- 
ziehen. Sicher ist, daß es wenig Möglichkeiten gab, diese Tendenzen zu verwirk- 
lichen, da sie die Fundamente des Prozesses der Kapitalakkumulation und des 
Spiels der politischen Allianzen erschüttern würde, die sich in der Unterstützung des 
populistischen Regimes zusammengefunden hatten — von den ländlichen Konserva- 
tiven der PSD (Partido Social-Domocrate = Sozialdemokratische Partei) bis zu den 
„pelegos“ (Agenten des Arbeitsministeriums, die halbamtlich die Gewerkschaften 
kontrollierten = Anm. des Übersetzers) der PTB (Partido Trabalhista Brasileiro = 
Brasilianische Arbeiterpartei) und den Kommunisten. 

Vor dem Ende der populistischen Interessenpolitik, besonders unter der Re- 
gierung Kubitschek, wurden einige wichtige Entscheidungen in der Wirtschaftspo- 
litik getroffen, um dem „brasilianischen Entwicklungsmodell‘“ eine neue Richtung 
zu geben. Ich beziehe mich besonders auf die Schaffung von Industrien dauerhaf- 
ter Verbrauchsgüter (besonders die sogenannte „weiße Linie“: Kühlschränke, 
Waschmaschinen, „Haushaltsgeräte“ im allgemeinen) und die Fahrzeugindustrie 
(Autos, Schiffe, Lastwagen, Waggons etc.). Die große, damals gefällte Entscheidung 
bezog sich auf die allgemeine Richtung des Industrialisierungsprozesses und die Art 
der Kontrolle. In Regierungskreisen beschloß man — mit großer Unterstützung sei- 
tens der Unternehmer — die industrielle Produktion zu diversifizieren und sie an ty- 
pischen Produkten der „Konsumgesellschaften‘“ auszurichten. Die Kapitalbildung 
im Inland war unzureichend, um diesen Schritt ohne eine harte Lohn- und Steuer- 
politik zu tun, die ihrerseits unvereinbar mit dem Ziel wäre, die Produkte der 
neuen Industrie auf dem Markt abzusetzen. Die Lösung dafür war, Investitionen 
aus dem Ausland heranzuziehen (siehe dazu die Tabellen im Anhang). 

Dieses Phänomen, das nicht nur für Brasilien zutraf, veränderte die Art der 
Beziehungen zwischen den Industrienationen und den Entwicklungsländern gründ- 
lich. Sie entsprach einem geänderten Verhalten internationaler Konsortien, die dazu 
übergingen, in den sekundären und tertiären Bereichen der abhängigen Wirtschaften 
zu investieren, und damit das begründeten, was ich als „‚Internationalisierung des 
Binnenmarktes“ bezeichne. Tatsächlich wurde seit dieser Phase die Industrialisie- 
rung und das gesamtwirtschaftliche Verhalten von Entwicklungsländern an ähnli- 
chen Merkmalen ausgerichtet, wie sie Industrienationen eigen sind. Dieser Prozefs 
vollzieht sich jedoch in einem deutlichen nationalen Rahmen (sozial und poli- 
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tisch), der in Industrienationen vorherrscht und spezifische Folgen hat. 

Ich bezeichne diesen Prozeß mit „ausschließender‘‘ oder „restriktiver‘“ In- 
dustrialisierung. Warum? Der Grund ist einfach, wenn man von einer Charakteri- 
sierung ausgeht, die die Auswirkungen dieser Industrialisierung berücksichtigt. Man 
überträgt auf die Entwicklungswirtschaften ein „schon fertiges“ Produktionssys- 
tem, indem man komplette Fabriken importiert, die nach Ablauf weniger Jahre 
Gebrauchsgegenstände des „modernen Lebens“ der entwickelten Länder herstel- 
len und Techniken mitliefern (und nicht nur die Produktionstechnologie), die für 
das Funktionieren der ‚industriellen Massenwirtschaften‘ erforderlich sind: Rekla- 
me, ständige Herstellung neuer Produkte und neuer Bedürfnisse, vielfältige Unter- 
stützung (Kredite für Verbraucher und Hersteller) etc. etc. 

In der gleichen Art, in der die „Industrialisierung als Ersatz“ in Brasilien 
(wie in anderen lateinamerikanischen Ländern auch) begann, ohne daß vorher 
oder nachher einschneidende Veränderungen in Wirtschaft und Landbesitz vor 
sich gegangen wären (siehe Tabelle über Landbesitz in der Anlage), vollzog sich 
ihre Endphase, die die Herstellung von Massenkonsumgütern mit sich brachte, ohne 
daß es wichtige Tendenzen für eine Einkommensumverteilung gegeben hätte. Da- 
rum hat die „Internationalisierung des Marktes‘ — wenn richtig ist, daß sie die 
Öffnung des Marktes für ausländisches Kapital und eine größere Vereinheitlichung 
der Produktionstechniken, der Vermarktung und des Betriebs im Vergleich zu den 
entwickelten Ländern der Welt bedeutete — keine größere soziale Beteiligung an 
den Erträgen des technologischen Fortschritts mit sich gebracht. Wie kann unter 
diesen Umständen das Produktionsniveau mit den Marktbedürfnissen vereinbart 
werden? 

Die brasilianische Antwort auf dieses augenscheinliche Paradoxon orientierte 
sich an der Kaufkrafterhöhung der oberen Einkommensklassen. Die Vergleichszah- 
len der Jahre 1960 und 1970 zeigen, daß relativ gesehen, 80 % der aktiven Bevölke- 
tung eine sinkende, 15 % eine gleichbleibende und 5 % eine enorm steigende Beteili- 
gung haben. Bei einem Prozent der letztgenannten Gruppe erhöht sich der Anteil 
des Gesamteinkommens dreimal so schnell wie der durchschnittliche Zuwachs des 
Volkseinkommens (siehe Tabelle Nr. 6). 

Strenggenommen beschränkte sich der Markt, der dauerhafte Konsumgüter 
aufnehmen kann (die die Triebfeder für das industrielle Wachstum in den 60er 
Jahren (3) waren, auf die Klasse mit den höchsten Einkommen und auf die folgen- 
de Binkommensgruppe von 4 %, die insgesamt 4 700 000 Personen mit einem 
jährlichen Pro-Kopf-Binkommen von 2 700 US-Dollar ausmachen. Man stellt je- 
doch fest, daß 1970 auch das eine Prozent der Superreichen der Bevölkerung ein 
Pro-Kopf-Einkommen haben, das 6 700 US-Dollar im Jahr nicht überstiegen haben 
kann. 

Insgesamt haben diese beiden Schichten 1970 wahrscheinlich einen Markt 
von ungefähr 5 Mill. Personen gebildet, zu denen noch 15 Mill. mit einen jährli- 
chen Pro-Kopf-Einkommen von 600 US-Dollar kamen. 

Die restriktive oder ausschließende Industrialisierung wird somit durch den 
Widerspruch charakterisiert, der zwischen der technologischen Grundlage, auf der 


3) „Wenn man die Entwicklung der Hauptproduktionszweige von Verbrauchsgütern zwi- 
schen den Jahren 1964 und 1970 untersucht, stellt man fest, daß das Realprodukt der 
Tebensmittelindustrie um 42 % zunahm, das der Textilindustrie um 4 % abnahm, 


das der Klektro- und Klektronikindustrie um 113 % und das der Transportindustrie um 
143 % stieg.“ Conjuntura vconomica, September 1971, in: Sineer, Paul, a. a. O., 
Ss. 61. j 
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Tabelle Nr. 6 


Einkommensverteilung in Brasilien — 1960 - 1970 


1960 1970 
% des Gesamteinkominens Pro-Kopf- % des Gesamteinkommens Pro-Kopf- Schwankungsrate 
n = Einkommen ” Einkommen er 
absolut akkumuliert in Dollar (a) absolut akkumuliert in Dollar (b) Unze 
A 1% der Bevölkerung 11,7 11,7 3.242 17,8 17,8 6.644 105 
mit höherem Einkommen 
B - folgende 4 % 15,6 27,3 1.081 18,5 36,3 1.726 63 
C - folgende 15 % 21,2 54,5 502 26,9 63,2 669 33 
D - folgende 30 % 27,8 82,3 257 23,1 86,3 287 12 
E — restliche 50 % 
mit geringem Einkommen 17,7 100,0 98 13,7 100,0 102 4 
Insgesamt 100,0 100,0 277 100,0 100,0 373 34 


Quelle: Joao Carlos Duarte — Aspectos de Distribuicao de Renda no Brasil em 1970 


Volkszählung 1970 — IBGE 


Getulio-Vargas-Stiftung — Nationales Rechenzentrum 


Anmerkung: Die Umrechnung in Dollar erfolgte nach dem Kurs von 1970 mit den Werten von 1960 in Preisen des 
Jahres 1970 (Impliziter Deflator) 


sie beruht, und dem ihr zur Verfügung stehenden Markttyp besteht. (4) Die Tat- 
sache bildet keine Schranke, die die Kapitalakkumulation oder das Wirtschafts- 
wachstum verhindern könnte, aber zu starken Verzerrungen führt. Im eigentlichen 
Produktionsbereich führt sie zu einer Differenzierung der Produkte mit dem Ziel, 
einen „hochentwickelten‘“ Markt zu versorgen bzw. einen kleinen Verbraucher - 
kreis zu bedienen, der „neue Produkte“, neue Formen und Modelle absorbieren 
kann — einen Markt also, für den der Zweit- und Drittwagen, der Farbfernseher, 
der Kassettenrecorder etc. typisch sind. Es handelt sich nicht um einen Markt, der 
kaufkraftmäßig als unbedeutend angesehen werden könnte. Im Gegenteil, er 
erweitert sich in konzentrischen Kreisen als Folge eben dieser Einkommenskon- 
zentration. 

Es wäre zu einfach anzunehmen, daß der ausschließende Charakter dieses 
Marktes absolut sei. Obwohl, wie schon oft gesagt wurde, die auf der Grundlage 
einer arbeitskräfteeinsparenden Technologie verwirklichte Industrialisierung eine 
geringe Auswirkung auf die gesamte Ausweitung der Beschäftigung im sekundären 
Bereich hat, scheint die brasilianische Erfahrung der 60er Jahre zu zeigen, daß eine 
reale, proportionale Zunahme der Arbeitsplätze in der Industrie erfolgen kann, 
wenn eine hohe Produktionszuwachsrate im industriellen Bereich aufrechterhalten 
wird. Es wäre auch möglich, daß im Rahmen der Beschäftigung im Sekundärbe- 
reich die Arbeitsplätze in einer Fabrik in einem stärkeren Maße steigen als sie, her- 
vorgerufen durch die Industrialisierung, im handwerklichen Bereich abnehmen. (5) 

Diese Überlegungen sind nicht ausschlaggebend genug, um das Merkmal des 
Ausschlusses der brasilianischen Industrialisierung abzuwerten, weil — wie man 
vorher schon sah — diese mehr auf der Einkommenskonzentration basiert, als auf 
der angeblichen Unfähigkeit, Arbeitskräfte aufzunehmen, als Folge der Abhängig- 
keit und des Technologietyps, die die Industrialisierung bestimmen. Die Auswei- 
tung der städtischen Arbeitsplätze (Industrie- und Dienstleistungssektor) — ob- 
wohl sie gemäßigt ist, wie aus den Tabellen in der Anlage zu ersehen ist — macht 
verständlich, wie es trotz der Verringerung des mittleren Reallohns möglich war, in 
den 60er Jahren die vorher bestehende Nachfrage nach Massenprodukten auf- 
rechtzuerhalten und sie bezüglich gewisser Waren leicht zu verstärken. Im Grunde, 
und in einfacher Weise, konnte sich dieser Prozeß nicht nur vollziehen, weil die 
städtische Bevölkerung durch Geburten und Zuwanderung zunahm, sondern auch, 
weil in jeder Familie mehr Personen zu arbeiten begannen. Deshalb wurde das Fa- 
milieneinkommen der städtischen Arbeitnehmer, grob gesehen, gehalten trotz der 
Tendenz zur Verringerung des Lohns des Einzelnen. (6) Andererseits hätte die 
Verbesserung der städtischen Infrastruktur (Verkelrsverbindungen, Straßenpflaste- 
rung und -beleuchtung, öffentlicher Unterricht etc.) absolut, wenn auch nicht rela- 
tiv gesehen, die negative Auswirkung auf die Lebensweise, die das Lohnniveau aus- 


4) Anibal Pinto bezeichnet als Einkommen — was er „den großen Widerspruch“ der sich 
auf dem Weg der Industrialisierung befindenden Entwicklungsiänder nennt — den Ver- 
such, die produktive Struktur der „reichen Konsumgesellschaft“, die typisch für 
Wirtschaften ist, die cin Einkommen von mehr als 2 000 Dollar pro Kopf haben, in 
Wirtschaften mit schwach differenzierter produktiver Struktur, die 500 Dollar pro 
Kopf jährlich erzielen, nachzubilden. In: La heterogeneidade estructural, Aspecto fun- 
damental del desarrollo lationoamericano, 1972, Vervielfältigung, S. 17. 

5) ne ne, Paul, Forca de trabaloho e Emprego no Brasil (1920 - 1969), Cebrap, Sao 

ulo, 1971. 

6) Genau genommen, weisen die vorläufigen Zahlen einer von dem DIEESE durchgeführ- 
ten Untersuchung über den Lebensstandard der Arbeitnehmer der Stadt Sao Paulo 
eine Abnahme von 10 % des Familieneinkommens in den Jahren 1959 und 1969 auf. 
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zudrücken scheint, ausgleichen können. 

Andererseits ist die Bildung einer „oberen Mittelschicht“, die durch die städtisch- 
industrielle Expansion geschaffen und durch Steuermaßnahmen der Regierung ge- 
stärkt wurde, nicht unbedeutend. Die Belebung des nationalen Kapitalmarktes und 
die Maßnahmen zur Bekämpfung der Inflation, die den Kurs von Wertpapieren ga- 
rantierten, sowie die Gesetzesreform zur Einkommensteuer (die der Steuerfreiheit 
für Börsengewinne ein Ende setzte und Abschläge bei der Zahlung der Einkom- 
mensteuer zugunsten von Aktienkäufen und Investitionen in vorrangig behandel- 
ten Gebieten oder Herstellungsbereichen gewährte) machten Schluß damit, daß 
nur die besser gestellten Arbeitnehmer (die auf die Gruppe mit dem höchsten 
Einkommen von 1 % folgenden 4 %) in den Besitz von öffentlichen Schuldver- 
schreibungen, Aktien und Finanzobligationen gelangen konnten. (7) Auf diese 
Weise wurde der Markt der dauerhaften Konsumgüter gestärkt. Die Ausweitung 
der Kreditvergabe an den Verbraucher machte möglich, daß zu dieser Gruppe Fa- 
milien kamen, die zur Einkommensklasse von rd. 600 Dollar pro Jahr gehörten. 
Durch denselben Prozeß wurde die Inlandsverschuldung größer und möglich ge- 
macht, Rekordzahlen über die Ausweitung des Finanzsektors vorzulegen, wobei 
die Erträge der letzten Jahre sehr hoch waren. (8) 

Insgesamt bewirkten die oben erwähnten Maßnahmen (sowie die Politik der 
steuerlichen Anreize für Produktionen, die den Kapitalzuwachs begünstigen) die 
„Wiederaufnahme der Entwicklung‘ nach der Rezession, die 1962 begann und 
1967 endete. Die Zahlen über den Zuwachs des Sozialprodukts sprechen Bände 
(siehe Tabelle Nr. 7). 

Für das „Modell“ — dessen Grundlagen während der Regierung Kubitschek 
gelegt wurden — ist die industrielle Expansion als wesentliche Triebfeder für die 
Entwicklung charakteristisch (siehe Zahlen im Anhang). Aber durch den Ex- 
portzuwachs kam eine echte Sorge hinzu. Wenn sich andererseits seit der ersten 
Entwicklungsphase eine Tendenz zur Einteilung des Produktionssystems in einen 
staatlichen Sektor (zu dem die Grundstoffindustrie und die Schaffung der wirt- 
schaftlichen Infrastruktur für das Wachstum gehören), einen nationalen Privatsek- 
tor und einen Auslandssektor abzeichneten, dann unterlag diese Tendenz einigen 
Abänderungen, um sich den Beziehungen von Industrienationen und Entwicklungs- 
ländern, so wie sie sich augenblicklich darstellen, anzupassen. (9) Die finanzielle 
Sanierung, die Lohnkontrolle, die staatlichen Anreize und der Zuwachs aus der Ka- 
pitalbildung begünstigten die großen Unternehmen, gleich ob es staatliche oder 
private waren. Vorher waren letztere von der Wirtschaftsexpansion und dem Boom 


{) Nur 1 172 000 Personen zahlten 1969 Kinkommensteucr. Diese Steuer erreichte 1965 
33 % der Steuereinnahmen der Bundesregierung. Sie sank 1970 auf 25 %. Nach Celso 
Furtado, Analise do „modelo“ brasileiro, Civilizacao Brasileira, Rio, 1972. Dieselbe Ar- 
beit ist bei der Analyse über die Bildung der „oberen Mittelschicht“ heranzuziehen. 

8) Die Analyse der finanziellen Aspekte der brasilianischen Entwicklung gehen über die Ab- 
sichten dieses Vortrages hinaus. Man muß jedoch anmerken, daß sich der reale Zins- 
satz für Kredite von negativen Zinsen in der ersten Hälfte des Jahrzehnts zu positiven 
Zinssätzen von 8 % im Fall von Handelsbanken und der Bank von Brasilien in den Jah- 
ren 1968 und 1969 entwickelt hat und von 18 %, 19 % und 20 % in den Jahren 1968, 
1969 und 1970 im Fall von Wechseln, wie die entsprechende Tabelle beweist. Hinsicht- 
lich der Gewinnsätze des Finanzscktors siehe ebenfalls Zahlen im Anhang. 

9) Bezüglich der Einteilung des Produktionssystems in drei Scktoren, sowie bezüglich der 
Lage der nationalen Arbeitgeber mit geringerer Beteiligung und der Möglichkeit einer 
Verbindung der drei Sektoren siche F. H. Cardoso, Bürgeiliche Hegemonie und wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit. Strukturelle Wurzeln der politischen Krise Brasiliens, in: 
Furtado, C., (ed.), Brasilien Heute, Athenäum Verlag, Frankfurt, 1971, S. 58-83. 
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Tabelle Nr. 7 


Jährliche Zuwachsraten des Sozialprodukts Brasilien 


Jahre Rate ( %) 
1950-1949 6,5 
1951-1950 5,9 
1952-1951 3,7 
1953-1952 2,5 
1954-1953 10,1 
1955-1954 6,9 
1956-1955 3,2 
1957-1956 8,1 
1958-1957 151 
1959-1958 5,6 
1960-1959 9,7 
1961-1960 10,3 
1962-1961 352 
1963-1962 1,5 
1964-1963 2,9 
1965-1964 2,7 
1966-1965 5;1 
1967-1966 4,8 
1968-1967 9,3 
1969-1968 9,0 
1970-1969 9,5 


Quelle: Wirtschaftskonjunktur — September 1971 
Getulio Vargas-Stiftung — Nationales Rechenzentrum 


an der Wertpapierbörse begünstigt worden, vorausgesetzt daß die vom Staat kon- 
trollierten Unternehmen Aktien ausgaben und sie der Öffentlichkeit zugänglich 
machten. Es wurden so die Bedingungen geschaffen, damit die Unternehmen mit 
großer Finanzkraft unter privilegierten Umständen arbeiten konnten. Der private 
Unternehmerbereich litt zuerst darunter — besonders die von dem Massenkonsum 
abhängigen Unternehmen — festigte sich aber, sei es unter dem Schutz eines „inte- 
grierten Systems‘ von Unternehmen unter Führung von Großunternehmen, die 
heute multinational genannt werden, oder sei es als fast Exklusivkunden der 
Groß- oder Staatsunternehmen. In jedem Fall spielen sie natürlich eine relativ 
zweitrangige Rolle im Spiel der wirtschaftlichen Macht. Seinerseits ging der Staat 
direkt oder über die von ihm kontrollierten Unternehmen dazu über, eine aktivere 
Rolle bei der Fusionierung, den Unternehmenzusammenschlüssen und der Schaf- 
fung neuer Dimensionen der Produktionen oder des Warenverkehrs zu spielen, um 
der Wirtschaft den Sprung nach oben zu ermöglichen, der zum vorrangigen Ziel 
erklärt worden war. 

Die sozialen Vorbedingungen der gegenwärtigen Form der Wirtschaftsexpan- 
sion wurden schon genannt: die Lohndisziplin und die „Befreiung“ des Volkes vom 
Entscheidungsprozeß sind dauernde Charakteristika. Die-obere Mittelschicht macht 


87 


sich eher als Verbraucher als als aktiver Teil der politischen Gesellschaft bemerkbar. 
Diese wurde in erster Linie fast ganz von der Militärbürokratie sowie von der „Tech- 
no-Bürokratie“ und von Unternehmergruppen übernommen. Bei dem bürokratisch- 
autoritären Herrscherstil, der sich seit 1964 nach und nach durchsetzte, ist die Be- 
teiligung der Unternehmergruppe jedoch fast korporativer Art. Die strukturelle 
Kontrolle von privilegierten Stellen führt dazu, daß diese Sektoren automatisch von 
dem Wirtschaftswachstum begünstigt werden, obwohl sie sie nicht notwendigerwei- 
se zu wichtigen Protagonisten der politisch-staatlichen Szene werden läßt. Die stür- 
mische Wirtschaftsexpansion ermöglichte eine ganze Reihe von Anpassungen, die 
sowohl national-staatliche Impulse (oder national-autoritäre) der bürokratisch-mili- 
tärischen Bereiche wie auch die Wachstumsimpulse des privaten Bereichs und in 
diesem hauptsächlich die Ausweitung der Interessen der internationalen Konsor- 
tien berücksichtigte. 

Man glaube jedoch nicht, daß die Anpassung frei von Spannungen und Wider- 
sprüchen ist: die Unterschiede und Gegensätze zwischen dem, was man sehr frei 
national-autoritäre Staatsform und „Liberal-Imperialismus‘‘ nennen könnte, ver- 
deutlichen die Episoden der Palastkämpfe und der Kämpfe in den Ministerien, die 
sich im Land abspielen. Natürlich haben beide Tendenzen die Einigung des ge- 
meinsamen Feindes (trotz der Unterschiede) zur Folge: die Beteiligung der Volks- 
massen und die populistische Bedrohung (im übrigen recht schwach als echte Mög- 
lichkeiten auf kurze Sicht). 

Vom Standpunkt der Produktionsstrukturen und der Wirtschaftspolitik aus 
gesehen, gab es wichtige Neuerungen, die sich in neuen Verbindungen ausdrücken. 
Die wichtigste Veränderung ist vielleicht die Vereinigung von Staatskapital und in- 
ternationalen Konsortien, wie z. B. im Falle der Petrochemie oder der Eisenerzex- 
porte. Diese Art Übereinkunft symbolisiert das Ende der Phase eines strikten ‚Wirt- 
schaftsnationalismus‘, in der internationale Monopole als rein negative Träger für 
die Wirtschaftsentwicklung angesehen worden waren. Es begann eine neue Phase 
des „Entwicklungsnationalismus‘, der auf lange Sicht auf die Fähigkeit des Staates 
setzt, seine Interessen in seinen Beziehungen zu Kapital und ausländischen Unter- 
nehmen durchzusetzen. Hinter dieser Richtung steht der Glauben in eine Art 
staatlichen Voluntarismus, der strukturelle Begrenzungen überschreitet. 


Die objektive Analyse der Lage zeigt jedoch, daß das „brasilianische Modell“ 
gewisse wirtschaftliche Verhaltensmuster bildet, die auf die Dauerhaftigkeit einer 
„strukturellen Abhängigkeit“ hinweist. Worin besteht sie? 


Die Erfahrung der letzten 10 Jahre hat gezeigt, daß die „Internationalisierung 
des Marktes“ unter den Bedingungen einer sozial-wirtschaftlichen Ausbeutung, die 
sich in der Einkommensverteilung ausdrückt, dauerhafte Merkmale hat: der Markt 
weitet sich in „konzentrischen Kreisen‘ aus. Das führt zur Herstellung „hochent- 
wickelter“ Waren, die ihrerseits eine „fortgeschrittene Technologie“ erfordern, für 
die die internationalen Konsortien tatsächlich das Monopol besitzen. Dies ver- 
stärkt und erneuert die Notwendigkeit von Auslandsinvestitionen, wodurch auf an- 
deren Grundlagen eine Beziehung der Abhängigkeit aufrechterhalten wird. Dieser 
selbe Mechanismus führt zur Notwendigkeit des Exports, nicht so sehr aufgrund des 
Fehlens eines Binnenmarktes (denn, wie man sah, gibt es ihn und er kann viel- 
leicht erweitert werden durch Maßnahmen einer Politik der Neuverteilung, mit de- 
nen jetzt begonnen wurde), sondern aufgrund der Notwendigkeit, Devisen zu erhal- 
ten, mit denen Schulden getilgt, Zinsen, Pachtgebühren und der Import von Waren 
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bezahlt werden kann. (10) 

Die tatsächliche Reihenfolge der Faktoren ist umgekehrt zu der schon darge- 
stellten (denn es ist tatsächlich das Muster der Kapitalakkumulation, das zu der obi- 
gen Folge führt), aber die von mir genannte Kette der Wirkung drückt die Merkmale 
des Modells in seiner augenblicklichen Version besser aus. Es basiert auf dem sozia- 
len Ausschluß der Mehrheit und der strukturellen Abhängigkeit. Diese wird durch 
die sog. „technologische Abhängigkeit‘ aktuell; dies ist ein Ausdruck, der eine zu- 
grundeliegende Tatsache verbirgt: das Wachstum wird mit Hilfe einer ständigen und 
zunehmenden Spritze ausländischen Kapitals durchgeführt. Um einen guten Schuld- 
ner abzugeben, muß das Land seine Zahlungsfähigkeit erweitern, die unter den ge- 
nannten Bedingungen davon abhängt, was man im Modejargon „Aufrechterhaltung 
des ungleichen Austauschs“ nennt. 

Mit „ungleichem Austausch‘ (ein Gedanke, den Hans Singer und Prebisch 
„Verschlechterung der Austauschbedingungen“ tauften) bezeichnet man den Ex- 
port von Produkten, deren Wert niedrige Löhne und einen niedrigen technologi- 
schen Koeffizienten beinhalten, im Austausch gegen Importprodukte, die höhere 
Löhne einschließen und einen entwickelteren Produktionsprozeß ausdrücken. Die 
Risiken, daß diese Verhältnisse andauern, sind groß. Sie rühren nicht nur von brasi- 
lianischen Wirtschaftsfaktoren her, sondern auch von der augenblicklichen interna- 
tionalen Arbeitsteilung. Die multinationalen Zusammenschlüsse benutzen in den 
„tun away“ genannten Industrien immer mehr die billigen Arbeitskräfte der Ge- 
sellschaften der Entwicklungsländer und stellen ebenso Waren für den persönlichen 
Gebrauch (Schuhe, Kleidung, Textilien im allgemeinen, Möbel etc.) wie auch sogar 
Teile der Zwischenprodukte und dauerhafte Konsumwaren her. Im Augenblick dis- 
kutiert man in Brasilien über die ‚Gewährung von Steuervorteilen für die Errich- 
tung von „geschlossenen Fabriken“ für den Export. 

Sowohl der Zwang, neue Arbeitsplätze zu schaffen, als auch die schon 
genannte Notwendigkeit, zu exportieren, um Devisen zu erhalten und mit 
diesen die von der Einfuhr von Ausrüstungen und technologischen Prozessen ab- 
hängende industrielle Expansion zu finanzieren, können die Regierung zu einer 
Politik bringen, die unter den Nachwirkungen eines raschen Wachstums eine ganze 
Reihe von Abhängigkeiten vom Ausland und äußerst negative soziale Ungerechtig- 
keit zurücklassen könnte. Wenn die Zahlen über die Auslandsverschuldung (siehe 
Anhang) von der „Zahlungsfähigkeit‘“ der Wirtschaft (die gut zu sein scheint) aus 
gesehen auch nicht besorgniserregend sind, so weisen sie doch daraufhin, daß das 
gewählte Entwicklungsmodell fest mit einer Form der Kapitalakkumulation ver- 
bunden ist, die auf neuen Grundlagen die Abhängigkeitsbeziehungen wiederholt. 


Bis jetzt haben Ausfuhren und Kapitalzufluß vom Ausland ins Inland die Auf- 
rechterhaltung des Wachstumsrhythmus gesichert, sogar ohne eine entsprechende, 
proportionale Zunahme der Ersparnisse des Inlands. Wie schon gesagt, beruhen die 
sozialen Kosten des Prozesses auf den niedrigen Löhnen, auf der ungleichen Ein- 


10) In den 50er Jahren blieb der Import von Investitionsgütern trotz der Zunahme der In- 
dustrialisicrung auf dem gleichen Stand dank des Ersatzes des Investitionsgüterimports. 
Er erreichte 1961 einen Höhepunkt und nahm 1968 wieder ab. 1970 waren die In- 
vestitionsgüterimporte um 2/3 höher als der Durchschnitt in den Jahren 1953-1960. 
Ebenso stieg die Einfuhr von Maschinen, Fahrzeugen und Zubehör von einem Maximal- 
wert von 520 Mill. Dollar auf 1 Mrd. Dollar im Jahre 1970. Hinweise von Paul Singer, 
2.2. 0.,S.76£. 
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kommensverteilung und der wachsenden inneren und äußeren Verschuldung. (11) 

Es wäre jedoch falsch zu denken, daß das industrielle Wachstum und die 
allgemeine Expansion der wirtschaftlichen Aktivitäten wegen der genannten Unge- 
rechtigkeiten für die brasilianische Gesellschaft nicht ein Anstoß gewesen sei. Der 
soziale Wandlungsprozeß vollzog sich in den letzten 20 Jahren rasch und tiefgrei- 
fend. Die soziale Mobilität wurde manchmal wegen der Pro-Kopf-Indices, die die 
Armut der Mehrheit verdeutlichen, und wegen der andauernden regionalen Unter- 
schiede verschleiert. Trotzdem erzeugen der Urbanisierungsprozeß und die Inte- 
grierung eines Teils der Bevölkerung in die dynamischen Wirtschaftsbereiche starke 
Steigerungserwartungen und erlauben einen realen Erfolg in dieser Richtung, selbst 
bei der Bevölkerung auf der untersten Stufe der städtischen Sozialstruktur. 

Vom soziologischen Standpunkt aus gesehen ist das am meisten Aufmerksam- 
keit erregende Merkmal im Verhalten der Massen der brasilianischen städtischen Be- 
völkerung vielleicht der Zrsatz der „reichen Konsumgesellschaft“. Der Gegensatz 
zwischen den Verhaltenserwartungen, die auf den „Fortschritt“ und die Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen sowie auf eine durch das Fernsehen und die Hinwen- 
dung zu „großen Projekten“ symbolisierten „Massenkultur‘ gerichtet sind, sowie 
den unsicheren Lebensbedingungen, verwirrt die Analytiker. Es ist anzunehmen, 
daß die Aufrechterhaltung der gestiegenen Integrierungserwartungen eine Beziehung 
zu einer echten Erfahrung herstellt, die der Mobilität nahekommt. Diese vollzieht 
sich vom „Standpunkt der Entbehrung“ aus in reduziertem Maße, so daß die ver- 
fügbaren Beurteilungsmuster von der Erfahrung der westlichen Welt aus gesehen sie 
kaum registriert. 

Diese Hypothese könnte den „Konformismus“ und die „Apathie‘“ der Mas- 
sen erklären. Ehrlich gesagt, ich glaube nicht sehr an das eine oder das andere die- 
ser angeblichen Merkmale. Es scheint sich mir eher um eine Bevölkerung zu han- 


11) Es muß darauf hingewiesen werden, daß die „Mini-Abwertungen“ des Dollars (+ 13 % 
pro Jahr) und die hohen internen Zinssätze (+20 %) den ausländischen Kapitalzufluß 
auf kurze Sicht (1,4 Mrd. US-Dollar im Jahre 1971) ermutigen. Das ist eine Hilfe zur 
Lösung der Probleme der Zahlungsbilanz. Die Nachteile dieses Vorgehens sind auch 
deutlich; zu ihnen gehört die Kreditausweitung für den Konsum zum Schaden der In- 
vestitionen. Die Behörden haben Maßnahmen ergriffen, um den inländischen Zinssatz zu 
halten und um die Zahlungstrist von Schulden in „hot money“ zu verlängern, aber das 


Ergebnis ist noch ungewiß. Zu diesen Problemen siche die schon zitierte Untersuchung 
von Kenneth King. 
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deln, die ihr Lebensziel in die Erwartung einer individuellen Minimobilität setzt und 
die, ganz gleich, ob gut oder schlecht, echte Möglichkeiten hat, sich im Vergleich 
zu ihrer Lebenserfahrung mit Vorteilen an das städtisch-industrielle Leben anzu- 
passen. Die arme und ausgebeutete brasilianische Bevölkerung der großen Städte 
entfernt sich ziemlich von einer Situation der „Marginalität‘‘, des Elends und der 
wirklichen Apathie von der Art, wie sie unter den asiatischen Parias bestehen soll. 

Die Ausweitung des Unterrichtswesens (bemerkenswert seit den 50er Jahren, 
wie aus den Tabellen in der Anlage ersichtlich ist) beschleunigte diesen dynami- 
schen Anpassungsprozeß der städtischen Volksmassen. Läßt sich eine Zunahme der 
Unzufriedenheit und des Volksdrucks aufgrund der Erweiterung der Grundschuler- 
ziehung vorhersehen? Es gab dieses Phänomen in Gesellschaften, die kastenähn- 
liche Klassen aufweisen (wie bei den nordamerikanischen Negern). In Brasilien kam 
jedoch keine Situation sozialer Intoleranz zu der politisch reaktionären Haltung 
hinzu. Deshalb werden die Auswirkungen der erhöhten Erwartungen in sich selbst 
keine unerträgliche Bedrohung für das soziale System erzeugen, außer wenn auf 
lange Sicht die Tendenz zu einem Wirtschaftswachstum behindert wird (was z. B. 
geschehen kann, wenn sich die Konjunktur der internationalen Wirtschaftsexpan- 
sion ungünstig verändert). 


Problematischer sind die Voraussagen für die Entwicklung des politischen Re- 
gimes. Die Diskussion über ein solches Problem gehört jedoch nicht hierher. Es 
scheint aber, daß das Fehlen einer aus dem Volk hervorgegangenen politischen Elite 
und der systematische Ausschluß der Massen (der städtischen und noch eher der 
ländlichen) vom politischen Prozeß eine Situation schafft, die sich nur mit einer 
ständigen, autoritären Staatsform aufrechterhalten läßt. Selbst wenn mobilisierende 
politische Mechanismen geschaffen werden und sich der autoritäre Paternalismus 
technisch-bürokratischer Art mit der Integrierung der Massen (der ländlichen und 
der städtischen) befaßt, verurteilt das Fehlen von Prozessen, die die Gesellschaft 
politisch aktivieren können und möglich machen, daß die Information frei fließt, 
um so Zentren zur Bildung einer politischen Meinung und Kerne der Organisierung 
der Massen zu schaffen, die Gesellschaft dazu, politisch auf einem erloschenen 
Vulkan zu leben. 

Im vorherigen Abschnitt dieser Arbeit wurde gezeigt, daß die Beziehungen 
zwischen dem Wirtschaftswachstum und der in positiver Form für die Massen zu 
entwickelnden Verteilung seiner Erträge von der Existenz von Kanälen des politi- 
schen Drucks abhängt, durch die die Interessen-der weniger Begünstigten ausge- 
drückt werden können. Ihr Fehlen wird die echte soziale Integration stark ein- 
schränken und die brasilianische Gesellschaft dazu verdammen, mit einer Art Trug- 
bild von der „reichen Konsumgesellschaft‘ zu leben, die eher auf den durch Massen- 
medien genährten Erwartungen und der Ausschließlichkeit des übermäßigen Kon- 
sums der Gruppen mit hohem Einkommen beruht als auf einem echten Verbesse- 
rungsprozeß der Lebensbedingungen für die Mehrheit des Volkes. Hoffentlich erge- 
ben sich Bedingungen für eine radikale Änderung dieser Lage. 


Wenn es keine Veränderungen in dieser Richtung geben sollte — so kühn es 
auch wäre, die gegenwärtigen Tendenzen beiseitezuschieben — erscheint es zwin- 
gend, daß in absehbarer Zeit die Entfernungen zwischen den Polen des Überflusses 
und der Arbeit der Massen geringer werden, selbst wenn die Zuwachsraten des So- 
zialprodukts eine Verbesserung der Lebensbedingungen der großen Gruppen der 
Bevölkerung erlauben könnte und die Produktion weiterhin ihren Markt findet. 
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STATISTISCHER ANHANG 


(Da uns der statistische Anhang nur in einem schlecht lesbaren 
Original vorlag, kann er hier nur gekürzt und unzureichend über- 
setzt wiedergegeben werden. Red.) 


TABELLE 1 
Beschäftigungsstruktur 1960 - 70 


1960 1970 
Anzahl % Anzahl % 

Primärer Sektor 11 697 798 51,6 -?7- 7- 
Industrieller S. 2 790 789 12,3 5 263 805 17,8 
Dienstleistungen 5 348 992 23,6 11 210 103 39,0 
Dienstl. i. d. Pro- 

duktion 2 608 844 1155 3 882 962 13,2 
Andere Dienstl. 2 732 148 22,1 7 327 Au1 24,8 
Summe 22 657 263 100,0 25 515 293 100,0 


(Quelle: Censo Demografico de 1960 - IBGE- 
Tabulacoes Avancadas do Genso Demografico de 1970 
IBGE = Instituto Brasiliero de Geografica e estatistica) 


TABELLE 2 

Agrarstruktur Brasiliens 

Agrarstruktur Grundstücke Ausdehnung insges. 
Anzahl % Anzahl % 

Minifundien 2 848 050 75,81 47 092 801 12,08 

Agrarbetriebe 87 270 2,32 16 791 746 4,31 

Unbebaute Latif. 821 293 21,86 299 164 353 76,72 

Andere 335 0,01 26 899 777 6,90 

Summe 3 756 948 100,00 389 9u8 677 100,00 

(Quelle:Sinopse Estatistico do Brasil, IBGE 1971) 

TABELLE 3 

(Agrarstruktur und Produktionsmittel) 

entfällt 


TABELLE 4 
lese- und Schreibkundige nach Jahresgruppen 


Jahresgruppen Personen, die Lesen und Schreiben 
können 
1940 1950 1960 1970 


5 Jahre und mehr 38,20 42,66 53,57 61,56 
1o Jahre und mehr 43,04 48,35 60,63 67,95 
15 Jahre und mehr 43,78 49,31 60,52 66,89 
5 bis 9 Jahre 13,80 13,02 19,71 29,87 
1o bis 14 Jahre 39,75 43,73 61,13 72,89 
15 bis 19 Jahre 45,32 52,71 66,59 77,04 
20 bis 29 Jahre 46,17 53,24 66,10 72,43 
30 bis 39 Jahre 45,39 50,23 62,41 67,97 
40 bis 49 Jahre 41,64 46,30 55,69 62,08 


5o Jahre und mehr und 
unbekanntes Alter 37,25 39,83 47,47 51,39 


(Quelle: Tabulacoes Avancadas do Censo Demografico VIII Re- 
censeamento Geral - 1970. IBGE) 


TABELLE 5 (entfällt) 


TABELLE 6 

Gewinnraten im Finanzierungssektor Brasiliens 1971/72 (in % ) 
Staatliche Banken 16% 

Handelsbanken 24% 
Investitionsbanken 28% 
Finanzierungsgesellschaften 34% 


(Quelle: Banas 1972, pags. 106,108. 
Die Tabelle wurde von Kenneth King 
"Recent Brazilian Monetary Policy," 
CEDEPLAR, Belo Horizonte 1972, pag. 29 


verfaßt) 
TABELLE 7 
Gewinne aus dem Zwischenhandel in % des Bruttosozialprodukts 
1950 4,3 1963 5,9 
1955 4,8 1964 6,2 
1960 5,5 1955 7,0 
1961 5,7 1966 7,2 
1962 6,0 1967 74,5 
1968 7,1 


TABELLE 8 
Kapitalbildung in Brasilien 1950 - 1970 


Jahre | Privater | Staatlicher Summe une). 
Sektor Sektor landsprodukt 
Wert % se 

1950 29,2 11,6 40,8 

1951 47,4 80, 12,1 59,5 100 18,4 
1952 5357 81, 12,7 66,4 100 16,7 
1953 56,5 79,9 15,1 71,6 100 15,3 
1954 84,5 80, 20,9 105,4 100 16,8 
1955 84,1 79,d 22,3 106,4 400 13,6 
1956 114,0 81, 26,7 140,7 100 14,7 
1957 125,4 725 47,5 172,9 100 14,2 
1958 168,4 71, 68,5 236,9 100 16,3 
1959 282,3 775 85,5 367,8 100 18,5 
1960 340,0 73,d 126,0 466,0 100 16,9 
1961 524,0 75,4 173,0 697,0 100 17,2 
1962 883,0 75,d 298,0 1181,0 | 100 17,9 
1963 1611,0 77,9 488,0 2099,0 | 100 17,6 
1964 | 2840,0 2 964,0 3864,0 | oo 16,5 
965 | 3788,0 | 70 617,0 5405,0 | 100 14,7 
1966 6059,0 74 |2140,0 8199,0 | 100 14,4 
1967 | 7934,0 69 [3190,0 31,0 10324,0 | 100 4,4 
1968 12535,0 | 75 [4099,0 25,0 16634,0 : 100 16,7 
1969 114517,0 | 6 [7232,0 34,0 121949,0 E 100 | 16,5 


Quelle: Fundacao Cetulio Vargas - Centro de Contas Nacionais 
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TABELLE 9 
Ausländische Kapitalinvestitionen in Brasilien 
(in Millionen US-Dollar) 


f Ausländische 


sel el 8, 8 

Kapitalinvest. 

Jahre ae une z£& — —_ 
Inv, und | Anleihen u. “85 3 Be > 
Reinvest. | Finanzierungen ® Y FE ge a 

np ah Ne _ 

(A) DB N > > 

ch fen 
9» un EN RN 
Br E 3 8 
ll= = a W 

1950 | 39 245 3,2 15,0 
1951 | 74 38 10 757 3,6 18,4 
039 4,7 16,7 


Quelle: Banco Central - Boletins 
Fundacao Getulio Vargas - Revista Conjuntura Economica 
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TABELLE 10 
Auslandsverschuldung Brasiliens 1960 - 1970 (%) 


Art 


Ausgleichsanleihen 


Importfinanzierungen 40,0 
Konsolidierte Auslands+ 

verschuldung 0,3 
Geldanleihen 43,1 


Verschiedene Anleihen 


TABELLE 11 
Übersicht über die Amortisierung der Auslandsschulden in Brasilien 


Innerhalb des 1.Jahres 
Innerhalb von 3 Jahren 


Innerhalb von 5 Jahren! 76,3 


Innerhalb von 1oJahren| 89,4 
evista Conjun 


TABELLE 12 
Auslandskapital in Brasilien 


Jahre Auslandsschulden | Ausländische Anleihen und 
Direktinvest. |Finanzierungen 


Quelle:Anuarios Estatisticos do Brasil : IBGE 
Revista Conjuntura Economica 1971 


TABELLE 13 
Auslandsschulden und deren Bezahlung durch Brasilien 


(a) (b) 


Reserven 


Wert| Ind. 


Quelle: Banco Central - Boletins, Anuario Estatistico do Brasil - IBGE ,„ Revista Conjuntura Economica 
4 


(e) 
Brutto- 
inl.Prod. 


koeffiz. 
(4) 
% 


einschließlich Zinsen und Amortisationen der Anleihen, Export von Gewinnen und Dividenden 
2) Zahlungskapapazität im Ausland minus Dienstleistungskosten (Fracht, Versicherungen...) 


3) Export/Bruttoinlandsprodukt 
4) Import/Bruttoinlandsprodukt 


Anmerkung: Die im Text erwähnten Tabellen befinden sich innerhalb des Textes und beziehen sich nicht 


auf die im Anhang verwandte Nummerierung!Red. 
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WERTTRANSFER UND UNTERENTWICKLUNG — 


Bemerkungen zu Aspekten der neueren Diskussion um Weltmarkt, 
Unterentwicklung und Akkumulation des Kapitals in unterentwickelten 
Ländern (anhand von E. Mandel, Der Spätkapitalismus (1)) 


In der neueren marxistischen Diskussion (2) um Imperialismus und Unterentwick- 
lung hat der Begriff des „Werttransfers‘ einen zentralen Stellenwert. Anhand einer 
— behaupteten — permanenten Wertübertragung von den Ländern der. Dritten Welt 
in die kapitalistischen Industrienationen, die ihre Ursache im unterschiedlichen 
Stand der Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit hat, kommen die Teilnehmer 
an dieser Diskussion — bei aller unterschiedlicher Vorgehensweise und Differenzen 
in Detailfragen — stets zu zwei wesentlichen Schlußfolgerungen: 


1. Die Entwicklung in den kapitalistischen Industrienationen war und wird weiter- 
hin durch die unterentwickelten Länder bezahlt. 

2. Die Unterentwicklung in den Ländern der Dritten Welt ist bleibendes Struktur- 
moment des kapitalistischen Weltmarkts; eine Entwicklung unter kapitalisti- 
schen Vorzeichen ist nicht oder doch nur im begrenzten Ausmaß möglich. 


Diese Thesen, die schwerwiegende politische Konsequenzen einschließen, ba- 
sieren unserer Ansicht nach allerdings auf theoretischen Überlegungen, die in Tei- 
len falsch oder aber doch zumindest zu undifferenziert und unklar sind, um ent- 
sprechende Aussagen treffen zu können. (3) Im folgenden soll, unter Fortführung 
vorangegangener Diskussionen, zunächst in den Abschnitten 1 und 2 — ausgehend 
vom Wertbildungsprozeß — das Problem des Eixtramehrwerts und der internationa- 
len Werte diskutiert werden, um dann im dritten Abschnitt die Wirkung des unglei- 


chen Tauschs auf den Akkumulationsprozeß des Kapitals in der Dritten Welt und in 
den Industrienationen zu untersuchen. 


1) E. Mandel, Der Spätkapitalismus, Frankfurt 1972. An dieser Stelle soll anhand der ein- 
einschlägigen Thesen in diesem Buch Icdiglich die Diskussion mit Mandel zu diesem The- 
ma fortgeführt werden; eine Auseinandersetzung mit Mandel in Form einer Rezension ist 
zu einem späteren Zeitpunkt beabsichtigt. 

2) 


Vgl. dazu S. Amin, L’ Acculumation a I’ Echelle mondiale, Paris 1970; Ch. Bettelheim, 
Vorwort und Kommentar, in: A. Emmanuel, L’ lchange Inegal, Paris 1969; A. lEımma- 
nuel, a. a. O., Chr. Palloix, Problemes de la croissance en economic ouverte, Paris 1969, 
A. G. Frank, Kapitalismus und Unterentwicklung in Lateinamerika, Frankfurt 1969. 
3) Dem steht zumindest die Annahme von Marx gegenüber, dafs das Kapital über die Her- 
stellung des Weltmarkts und die Ausbeutung der Kolonien gerade diese unterentwickel- 
ten Gebicte entwickeln werde. Vgl. z. B. Karl Marx, Die künftigen Ergebnisse der briti- 
schen Herrschaft in Indien, in: Marx-Engels-Werke, Bd. 9, Berlin (DDR) 1960, S. 220 ff. 
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Ernest Mandel 
DER QURZ DES DOLIARS 


Eine Marxistische Analyse der Weltwährungskrise 


Kaum ein Thema machte in den letzten Jahren soviel Schlagzeilen, wie das der Währungs- 
krisen und der Inflation. Während Arbeiter um Teuerungszulagen kämpfen und eine Krise 
des Weltwährungssystems auf die andere folgt, begnügt sich die ökonomischc Theorie häufig 
damit, die Währungskrisen nur begrifflich abzuleiten. Eines der zentralen Themen kapitali- 
stischer Wirklichkeit gerät so in Gefahr, eine Sache für Spezialisten zu werden und den Be- 
zug zur konkreten Realität zu verlieren. 


Dieses Buch schafft Abhilfe, befreit die Fragen der Währungskrisen und Inflation durch seine 
leicht verständliche Form von ihrer spezialistischen Unverständlichkeit. 


Mandel geht in seiner Analyse von der konkreten Entwicklung der wichtigsten kapitalisti- 
schen Länder seit 1964 aus. Die Probleme der Internationalisierung der kapitalistischen Pro- 
duktion. der multinationalen Konzerne bei weiter bestehender Nationalstaatlichkeit; der Ver- 
schärfung der Konkurrenz zwischen den Kapitalien, deren politischer Ausdruck der Protektio- 
nismus bei fortgeschrittener internationaler Arbeitsteilung; des Widerspruchs der Funktion 
des Geldes als Zirkulationsmittel für den Weltmarkt und als Instrumentarium nationalen Kri- 
senmanagements — all das wird einer eingehenden Behandlung unterzogen. Schließlich ist 
die Währungskrise für Mandel kcin rein ökonomisches Problem. Vietnamkrieg und Mai 68 
sind Ereignisse, deren Auswirkungen auf die Währungskrisen von größter Bedeutung sind. 


Der Band ist invier Teile untergliedert. Ein Abschnitt besteht aus einer Reihe von Aufsätzen, 
die konkret zu sämtlichen wichtigen währungspolitischen Entscheidungen seit der Pfund- 
krise von 1964 bis zum August 1973 Stellung beziehen. Ein längerer Beitrag gibt eine ge- 
schlossene theoretische Erklärung des gesamten Komplexes und beleuchtet zudem die di- 
versen Reformvorschläge für das zerrüttete Weltwährungssystem. Der dritte Abschnitt be- 
steht zus einem Vorwort, das die Geschichte des Weltwährungssystems seit Bretton Woods 
zum Inhalt hat, und einer Einleitung von Ernest Mandel. In dieser Einleitung gibt er eine 
Zusammenfassung seiner wichtigsten Forschungsergebnisse zur Theorie des Spätkapitalismus 
und bettet die vorliegenden Aufsätze in diese Untersuchung ein, so daß der Währungsbe- 
reich in die Totalität der kapitalistischen Produktionsweise integriert ist. Der vierte Teil 
dient zur Erleichterung der Arbeit mit dem Text. Er besteht aus einer Chronologie der wich- 
tigsten Ereignisse, die seit 1944 bis jetzt den monetären Sektor betreffen, und aus einem Glos- 
sarium, in dem kurz die wichtigsten Begriffe der Analyse noch einmal mit Erläuterungen zu- 
sammengestellt sind. 
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1. Gesellschaftlich notwendige Arbeit, Extramehrwert, Produktionspreis und Wert- 
transfer 


Eine detaillierte Auseinandersetzung mit Mandels Theorie der internationalen Werte 
und der damit zusammenhängenden Ableitung der Unterentwicklung setzt zu- 
nächst eine kritische Betrachtung seiner Interpretation des Extramehrwerts bei 
Marx und der Möglichkeit der Wertübertragung zwischen und nicht innerhalb der 
Branchen voraus. Aus diesem Grunde soll im folgenden zunächst der systematische 
und kategoriale Zusammenhang bei Marx zu diesen hier angesprochenen Problemen 
entfaltet werden. 


1.1. Die Doppeltbestimmtheit der gesellschaftlich notwendigen Arbeit 


In der warenproduzierenden Gesellschaft nehmen die Produkte die Form des Werts 
‚an; in der Wertform drücken sich — sachlich verhüllt — die geselischaftlichen Bezie- 
hungen von Privatproduzenten aus. Die gesellschaftliche Arbeit wird nicht unmittel- 
bar als solche verausgabt, sondern in der Form der Privatarbeit geleistet. Erst im 
Austausch erhält diese Privatarbeit ihren gesellschaftlichen Charakter, und zwar in 
dem Sinne, daß sich erst im nachhinein durch den Austausch erweist, wieviel von 
der privat verausgabten Arbeit überhaupt gesellschaftlich anerkannt wird — als ge- 
sellschaftlich notwendige Arbeit sich darstellt — und wieviel Arbeit in privater 
Form gesellschaftlich überflüssig war. Nur der Teil der privat verausgabten Arbeit, 
der sich gesellschaftlich bewährt, konstituiert überhaupt den geseilschaftlichen Wert 
der Waren. Diese „gesellschaftlich notwendige Arbeit‘ bestimmt sich aber nach 
Marx in doppelter Weise: 

„Gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit ist Arbeitszeit erheischt, um irgend- 
einen Gebrauchswert mit den vorhandenen gesellschaftlich normalen Produktions- 
bedingungen und dem gesellschaftlichen Durchschnittsgrad an Geschick und Inten- 
sität der Arbeit herzustellen“ (6) und: „Es ist ... nur das Quantum gesellschaftlich 
notwendiger Arbeit oder die zur Herstellung eines Gebrauchswerts gesellschaftlich 
notwendige Arbeit, welche seine Wertgröße bestimmt.“ (7) Trifft diese Argumen- 
tation die technischen Durchschnittsbedingungen (und deren Veränderungen mit 
der Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit, was unten für unsere Argumenta- 
tion zentralen Stellenwert haben wird), so ist zum anderen gesellschaftlich not- 
wendige Arbeit die Arbeit, die gemäß den auf dem Markt (in der Form der zah- 
lungsfähigen Nachfrage) auftretenden gesellschaftlichen Bedürfnissen auf die ver- 
schiedenen Produktionszweige verteilt ist: „Gesetzt endlich, jedes auf dem Markt 
vorhandene Stück Leinwand enthalte nur gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit. 
Trotzdem kann die Gesamtsumme dieser Stücke überflüssig verausgabte Arbeitszeit 
enthalten. Vermag der Marktmagen das Gesamtquantum Leinwand zum Normal- 
preis von 2 sh per Elle nicht zu absorbieren, so beweist das, daß ein zu großer Teil 
der gesellschaftlichen Gesamtarbeitszeit in der Form der Leineweberei verausgabt 
wurde. Die Wirkung ist dieselbe, als hätte jeder einzelne Leineweber mehr als die ge- 


4)5) Estfallen 


6) Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, Berlin (DDR) 1962, S. 52 (in der Folge.zit.: Kapital I) 
N Kapital I, S. 54. 
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sellschaftlich notwendige Arbeitszeit aus sein individuelles Produkt verwandt.‘ (8) 
Die Notwendigkeit der Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit auf die verschiede- 
nen Produktionszweige gemäß den gesellschaftlichen Bedürfnissen und deren Ein- 
fluß auf die Konstituierung des gesellschaftlichen Werts der Waren wird an anderer 
Stelle bei Marx noch deutlicher: „Wie es Bedingung für die Waren, daß sie zu ihrem 
Wert verkauft werden, daß nur die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit in ihnen 
enthalten, so für eine ganze Produktionssphäre des Kapitals, daß von der Gesamt- 
arbeitszeit der Gesellschaft nur der notwendige Teil auf diese besondre Sphäre ver- 
wandt sei, nur die Arbeitszeit, die zur Befriedigung des gesellschaftlichen Bedürf- 
nisses (demand) erheischt. Wenn mehr, so mag jede einzelne Ware nur die notwen- 
dige Arbeitszeit enthalten; die Summe enthält mehr als die gesellschaftlich notwen- 
dige Arbeitszeit, ganz wie die einzelne Ware zwar Gebrauchswert hat, die Summe 
aber unter den gegebenen Voraussetzungen einen Teil ihres Gebrauchswerts ver- 
liert.“ (9) Diese zweite, das Gebrauchsquantum der Ware berücksichtigende Bestim- 
mung „gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit‘ wird auch von Engels in einer Kri- 
tik an Rodbertus hervorgehoben, wenn er darin beide Bestimmungsmomente zu- 
sammenfaßt: „Hätte er (Rodbertus) untersucht, wodurch und wie die Arbeit Wert 
schafft und daher auch bestimmt und mißt, so käme (i. Original: kann) er auf die 
gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit — notwendig, für das einzelne Produkt so- 
wohl gegenüber anderen Produkten derselben Art, wie auch gegenüber dem gesell- 
schaftlichen Gesamtbedarf.“ (10) 


Zusammenfassend muß also festgehalten werden, daß nur die Verausgabung 
von Arbeit unter den gesellschaftlichen Durchschnittsbedingungen wertbestimmend 
wirkt wie andererseits die der kapitalistischen Produktionsweise entsprechende na- 
turwüchsige Form der Verteilung der Arbeit unter die verschiedenen Produktions- 
sphären (die erst über den Austausch, der Realisierung anzeigt, welcher Teil der ver- 
ausgabten Arbeit gesellschaftlich notwendig, welcher überflüssig war) den Wert der 
Ware konstituiert. Dabei soll hier schon auf einen Aspekt hingewiesen werden, der 
in den entsprechenden theoretischen Auseinandersetzungen häufig vernachlässigt 
wird: Die Entfaltung der Produktivkraft der Arbeit reduziert das gesellschaftlich 
notwendige Quantum Arbeit pro Ware mittels Arbeitsteilung, Kooperation, Ma- 
schinerie und sonstiger beschleunigter Entwicklung der Produktivkräfte und ver- 
mindert damit die Reproduktionskosten der Ware (ausgedrückt als notwendiges 
Quantum Arbeit). (Die äußere Form des immanenten Warenwerts als Produktions- 
preis und seiner Elemente — konstantes Kapital, Arbeitslohn, Profit etc. — braucht 
hier nicht weiter betrachtet zu werden; die Bewegung des Produktionspreises und 
seiner Elemente muß jedoch der o. a. Tendenz, die mit der Entwicklung der Produk- 
tivkraft der Arbeit gegeben ist, entsprechen!) Die Konsequenzen der Einbeziehung 
dieses Aspektes der Wertbestimmung sollen weiter unten aufgezeigt werden. 


8) Ebd., S. 121 £.; vgl. auch ebd., $. 122 (Fußnote): „Und in der Tat ist der Wert der indivi- 
duellen Elle ja auch nur die Materiatur eines Teils des im Gesamtquantum der Ellen ver- 
ausgabten gesellschaftlichen Arbeitsquanten.“ 

9) Karl Marx, Theorien über den Mehrwert, Zweiter Teil, Berlin (DDR) 1967, (MEW 26,2), 
5.521. 

10) Friedrich Engels, zit. nach Roman Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen 
Kapitals, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1968, S. 117. 
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1.2 Marktwert und Marktpreis 


Nach der in doppelter Weise vorgenommenen Bestimmung der gesellschaftlich not- 
wendigen Arbeitszeit (und der Bedeutung der Entwicklung der Produktivkraft der 
Arbeit darin), soll nun — aufbauend auf dem 10. Kapitel des dritten Bandes des 
„Kapitals“ — das Problem des Marktwerts und Marktpreises in unserem Zusam- 
menhang diskutiert werden. Generell wird der Marktwert, der gesellschaftliche 
Wert der Waren gegenüber den Einzelproduzenten, von den Produktionsbedingun- 
gen bestimmt, die innerhalb einer Branche das überwiegende Quantum des gesell- 
schaftlichen Bedürfnisses nach Waren dieser Branche befriedigen. Marx unterschei- 
det dabei drei Produktionsbedingungen innerhalb einer Branche: die mittleren 
(Fall I), die schlechtesten (Fall II) und die besten Bedingungen (Fall III) der Pro- 
duktion. Weichen Angebot und Nachfrage voneinander ab, so pendeln die Markt- 
preise um die Marktwerte, in extremen Fällen wird dann das Hauptquantum von 
Waren unter den besten bzw. den schlechtesten Bedingungen produziert. D. h. bei 
langfristigem Ungleichgewicht verschiebt sich das Zentrum (der Marktwert), um 
das erneut die Marktpreise oszillieren. Übersteigt also die Nachfrage erheblich das 
Angebot, dann wird der Fall eintreten, daß die Hauptmasse des gesellschaftlichen 
Bedürfnisses nach Waren aus dieser Branche von den zu den schlechtesten Bedin- 
gungen produzierenden Kapitalen mit befriedigt wird. Die mittleren und besten 
Produktionsbedingungen (Fall I und II) sind dann ihrer Kapazität nach nicht in 
der Lage, der vorhandenen Nachfrage voll zu entsprechen, weshalb die Produzenten 
mit den schlechtesten Produktionsbedingungen auf dem Markt erscheinen können. 
Umgekehrt, umgekehrt! 

Bei kurzfristigem Auseinanderfallen von Angebot und Nachfrage bleibt also 
das Zentrum der Marktpreise, der Marktwert, erhalten, um das die Marktpreise 
pendeln. Weichen Angebot und Nachfrage über eine längere Zeit extrem voneinan- 
der ab, so verschiebt sich das Gravitationszentrum hin zu den besten bzw. schlech- 
testen Bedingungen (infolge der veränderten — verschlechterten bzw. verbesserten 
— Reproduktionsbedingungen der Waren). Insofern ist also auch nicht die Nach- 
frage wertbestimmend, sonder es sind die veränderten Reproduktionsbedingungen 
der Waren, die die Wertveränderungen hervorrufen! (11) Hier sei noch bemerkt, daß 
es in diesem Zusammenhang falsch ist, von der Vorstellung eines gewogenen arith- 
metischen Mittels auszugehen (12), da bei dieser Berechnungsweise jene geleistete 
Arbeitszeit mit in die Berechnung eingeht, die aufgrund der (von uns oben entwik- 
kelten) Bestimmungen der gesellschaftlich notwendigen Arbeit nicht wertbildend 
sein kann (davon abgesehen, daß der Marktwert ohnehin nicht empirisch erfaßbar 
ist; Wert existiert überhaupt empirisch faßbar nur im Geldausdruck, in dem der 
Wertbildungsprozeß zum Abschluß gekommen ist!). 


11) Karl Marx, Das Kapital, Bd. 3, Berlin (DDR) 1964, (in der Folge zit. als Kapital III), 
S. 150: „Der Wert jeder Ware — also auch der Waren, aus denen das Kapital besteht — 
ist bedingt, nicht durch die in ihr selbst enthaltene,notwendige Arbeitszeit, sondern 
durch die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit, die zu ihrer Reproduktion erheischt 
ist. Diese Reproduktion kann erfolgen unter erschwerenden oder unter erleichternden 
Umständen, verschieden nach den Bedingungen der ursprünglichen Produktion.“ 

12) Vgl. dazu Gunther Kohlmey, Karl Marx‘ Theorie von den internationalen Werten, in: 
Probleme der Politischen Ökonomie (Jahrbuch), Bd. 5, Berlin (DDR) 1962, S. 44 ff., 
und die Auscinandersetzung ınit Kohlmey, in: Busch/Schöller/Seclow, Weltmarkt und 
Weltwährungskrise, Bremen 1971, S. 25 f. Auf die darin enthaltenen Thesen wird weiter 
unten eingegangen. 
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Diese Verschiebung des Gravitationszentrums infolge der langfristig veränder- 
ten Verhältnisse von Angebot und Nachfrage bedeutet also, daß sich die Reproduk- 
tionskosten der Waren verändern, nicht jedoch, daß Nachfrage oder Angebot selbst 
wertbestimmend sind. Übersteigt nämlich z. B. die gesellschaftliche Nachfrage das 
Angebot in der Branche langfristig, so wird demnach eine größere Masse der be- 
treffenden Waren zu schlechteren Produktionsbedingungen hergestellt, d. h. die 
Reproduktionskosten der Waren erhöhen sich allgemein bzw. die zur Herstellung 
einer Ware gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit nimmt zu. Auf der Basis dieser 
Überlegungen soll nun das Problem des Extramehrwerts (auf das sich die bisherige 
Diskussion zentral bezog (13)) behandelt werden. 


1.3 Extramehrwert, Durchschnittsprofit und Werttransfer 


Marx führt den Extramehrwert auf die im Vergleich zu den Konkurrenten außeror- 
dentliche Produktivkraft in einem Unternehmen zurück. Der Kapitalist, der über 
solche besonderen Produktionsbedingungen verfügt, produziert deshalb in derselben 
Zeit mehr Produkte als in der Branche üblich, weil er weniger Arbeit als in dieser 
Branche üblich zur Herstellung eines Produkts anwenden muß bzw. die Produktion 
einer Ware kostet ihn weniger als seinen Konkurrenten in derselben Branche. Die 
Waren in der Branche werden zu ihrem gesellschaftlichen Wert, Marktwert (bzw. 
Marktpreis), verkauft, der jeweils gesellschaftlich notwendige Arbeit repräsentiert. 
Da jedoch der Kapitalist, der über eine außerordentliche Produktivkraft der Arbeit 
verfügt, die Waren zu unterdurchschnittlichen Kosten herstellen kann, also weniger 
Arbeit in die Produktion dieser Waren eingeht, spricht Marx davon, daß die unter 
diesen Bedingungen angewandte Arbeit als potenzierte Arbeit wirkt. (14) Denn der 
individuelle Wert dieser Waren ist niedriger als der gesellschaftliche Wert der Waren 
der gleichen Art aus dieser Branche, da in dem begünstigten Unternehmen der für 
die Arbeitskraft verauslagte Kapitalteil schneller reproduziert wird als allgemein in 
der betreffenden Branche üblich. Das Äquivalent für den Arbeitslohn wird somit in 
kürzerer Zeit reproduziert, was eine Erhöhung des angeeigneten Mehrwerts für das 
bestimmte Einzelkapital einschließt. Die Möglichkeit der Produktion eines solchen 
Extramehrwerts besteht so lange, wie diese außerordentlichen Produktionsbedin- 
gungen sich nicht innerhalb der Branche verallgemeinert haben. 

Der Begriff des „individuellen Werts“ im Zusammenhang mit dem Extra- 
mehrwert bei Marx kann allerdings nicht heißen, daß es wirklich einen individuellen 
Wert gäbe. Wenn Marx vom individuellen Wert spricht, so drückt er damit lediglich 
die Gegensätzlichkeit von privat verausgabter und gesellschaftlich notwendiger Ar- 
beit aus. Daß der individuelle Wert einer Ware nicht als Ausgangspunkt der Bestim- 


13) Vgl. dazu Busch/Schöller/Seelow, a. a. O., Kohlmey, a. a. O., Chr. Neusüß, Imperialismus 
und Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 1972, bes. S. 125 ff.; Mandel, a. a. O. 
und ders., Marxistische Wirtschaftstheorie, Frankfurt a. M. 1968. 

14) Vgl. dazu Kapital l,S. 337: „Die Arbeit von ausnahmsweiser Produktivkraft wirkt als po- 
tenzierte Arbeit oder schafft in gleichen Zeiträumen höhere Werte als die gesellschaftli- 
che Durebschnittsarbeit derselben Art ... Der Kapitalist, der die verbesserte Produktions- 
weise anwendet, eignet sich daher einen größern Teil des Arbeitstages für die Mehrarbeit 
an, als die übrigen Kapitalisten in demselben Geschäft. Er tut im einzelnen, was das Kapi- 
tal bei der Produktion des relativen Mehrwerts im großen und ganzen tut. Andrerscits 
aber verschwindet jener Extramehrwert, sobald die neue Produktionsweise sich veralige- 
meinert und damit die Differenz zwischen dem individuellen Wert der wohlfeiler produ- 
zierten Waren und ihrem gesellschaftlichem Wert verschwindet.“ 
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mung des gesellschaftlichen Werts genommen werden darf, kommt in folgender 
Passage deutlich zum Ausdruck: „Der wirkliche Wert einer Ware ist aber nicht ihr 
individueller, sondern ihr geselischaftlicher Wert, d. h. er wird nicht durch die Ar- 
beitszeit gemessen, die sie im einzelnen Fall dem Produzenten tatsächlich kostet, 
sondern durch die gesellschaftlich zu ihrer Produktion erheischte Arbeitszeit.‘ (15) 
Ist diese hier vorgenommene Interpretation von gesellschaftlich notwendiger Arbeit 
und Extramehrwert richtig, so folgt darauf, daß es innerhalb einer Branche zu kei- 
ner Umverteilung von Werten kommen kann. Die Arbeit, die unter Produktionsbe- 
dingungen verausgabt wird, die unter den in der betreffenden Branche geltenden 
massenhaften Produktionsbedingungen liegen, geht also verloren, ist nicht wertbil- 
dend. 

Mandel nimmt demgegenüber an, daß auch der Extramehrwert innerhalb 
einer Branche und somit jeder Surplusprofit durch einen Werttransfer zustande 
kommt. Innerhalb einer Branche gibt es jedoch, wie wir zeigen konnten, keine 
Wertübertragung! Die gesamte Wertschöpfung in einer Branche bleibt auch bei Vor- 
handensein eines Extramehrwerts unverändert: Durch diesen Extramehrwert wird 
kein zusätzlicher Wert geschaffen, sondern der produktivere Kapitalist erzielt ledig- 
lich — vermittelt über die vorhandenen ausnahmsweisen Produktionsbedingungen in 
seinem Unternehmen — einen höheren Profit auf sein angelegtes Kapital gegenüber 
dem Durchschnitt in der Branche. Der Extramehrwert ist also keineswegs so zu fas- 
sen, daß die Produzenten, die unter den in der Branche durchschnittlichen Produk- 
tionsbedingungen produzieren, einen Mehrwert schaffen, der zu den Kapitalen, die 
zu den besten Produktionsbedingungen produzieren, „transferiert‘‘ wird und dort 
den Extramehrwert bildet (wie von Mandel angenommen). Mandel unterscheidet 
bei Betrachtung des Surplusprofits nicht klar zwischen der Konkurrenz innerhalb 
der Branche und jener zwischen den Branchen. Zumindest an der folgenden Passage 
läßt sich jedoch zeigen, daß M. ausdrücklich von Extramehrwert als Resultat des 
Werttransfers innerhalb der Branche spricht: „Wenn Marx sagt, daß die unter der 
durchschnittlichen Arbeitsproduktivität arbeitenden Betriebe weniger als den 
Durchschnittsprofit erhalten, und daß dies letztenendes der der Tatsache entspricht, 
daß sie gesellschaftliche Arbeit vergeudet haben, so bedeutet diese Formel nur, daß 
der von ihren Arbeitern tatsächlich produzierte Wert bzw. Mehrwert auf dem 
Markt durch besser arbeitende Firmen angeeignet wird, keineswegs, daß dort weni- 
ger Wert und Mehrwertschöpfung, als durch die geleisteten Arbeitsstunden ange- 
zeigt wird, stattgefunden hat.‘ (16) Noch deutlicher wird diese u. E. falsche Auf- 
fassung vom Werttransfer innerhalb einer Branche in dem folgenden Zitat: „Dann 
ist also — eine identische Mehrwertrate vorausgesetzt — die gesamte in diesem Pro- 
duktionszweig erzeugte Mehrwertmasse gleich der gesamten Profitmasse. Und dann 
kann der Surplusprofit der mit überdurchschnittlicher Arbeitsproduktivität arbei- 
tenden Firmen nur aus einem Werttransfer auf Kosten der mit unterdurchschnittli- 
cher Arbeitsproduktivität arbeitenden Firmen erklärt werden.“ (17) (Die übrigens 
in diesem Fall von Mandel angenommene unmittelbare Identität von Mehrwertmas- 
se und Profitmasse innerhalb einer Produktionssphäre ist falsch und steht auch im 
Widerspruch zu seiner weiteren Ableitung eines Surplusprofits aus dem Werttrans- 
fer zwischen den Branchen bei Herstellung der Durchschnittsprofitrate und der 
Produktionspreise, bei der ja gerade die Nichtidentität von produziertem Mehrwert 


15) Kapital III, S. 336. 
16) Mandel, Der Spätkapitalismus, a. a. O., 5. 94. 
17) Ebd.,S.95. 
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und angeeignetem Profit gesetzt ist. Vgl. dazu unten!) 

Ist so einerseits Mandels Interpretation des Extramehrwerts zurückzuweisen, 
da es innerhalb der Branche zu keiner Wertübertragung kommen kann, so muß ihm 
insofern zugestimmt werden (und die früher eingenommene kritische Position zu- 
rückgenommen werden (18), wenn er eine „Wertübertragung“ zwischen den Bran- 
chen konstatiert. Dies soll im folgenden genauer ausgeführt werden. 

Zunächst kann gesagt werden, daß sich unter normalen Bedingungen zwi- 
schen den Branchen infolge des Kapitalftusses (dessen ungehinderte Bewegung 
hier vorausgesetzt werden muß!) eine durchschnittliche Profitrate herstellt. Denn 
der überdurchschnittliche Branchenprofit provoziert den Abfluß der Kapitale aus 
den Branchen mit niedrigerer durchschnittlicher Profitrate bzw. veranlaßt die in 
der profitableren Branche tätigen Kapitale weiterhin in dieser Branche zu akkumu- 
lieren. Über die Kapitalwanderung aus den Branchen mit unterdurchschnittlicher 
und durchschnittlicher Profitrate ergibt sich im Zwang der Konkurrenz die Ten- 
denz zu den Branchen mit überdurchschnittlicher Profitrate und damit zur Anglei- 
chung der unterschiedlichen Branchenprofitraten hin zu einer gesellschaftlichen 
Durchschnittsprofitrate. Diese „gesellschaftliche Durchschnittsprofitrate“, die nie 
real erreicht wird, sondern nur der Tendenz nach über den Fluß der Kapitale und 
die damit erfolgende Nivellierung der Branchenprofite zustandekommt, führt dazu, 
daß die Kapitale im Durchschnitt anteilmäßig gleichen Profit entsprechend der 
Größe der einzelnen Kapitale auf sich vereinigen, d. h. daß sich Produktionspreise 
herausbilden. Da nun aber gesamtgesellschaftlich die Summe der Profite gleich sein 
muß mit der gesamten Mehrwertmasse, muß es im Ergebnis zu einer Umverteilung 
von Wertbestandteilen gekommen sein. Denn die erzielten Profite einer Branche 
können nicht identisch sein mit dem Quantum Mehrwert, das diese Branche zur ge- 
samten gesellschaftlichen Mehrwertmasse beigetragen hat. Gesamtgesellschaftlich 
besteht ein Mehrprodukt und damit in der kapitalistischen Gesellschaft ein entspre- 
chendes Quantum Mehrwert, das sich im Profit darstellt, wobei der Beitrag der 
einzelnen Branchen gemäß der organischen Zusammensetzung der in den verschie- 
denen Branchen angelegten Kapitale verschieden ist (entsprechend der Anzahl der 
angewandten Arbeitskräfte!). Theoretisch besteht hier die Schwierigkeit, die Pro- 
fitmasse der einzelnen Branchen mit der gesamtgesellschaftlichen Mehrwertmasse in 
ihrem Zustandekommen zu vermitteln. Insofern allerdings die Summe der Profite 
der gesellschaftlichen Mehrwertmasse entsprechen muß, muß es im Ergebnis — wie 
schon dargestellt — zu einer Umverteilung gekommen sein, auch wenn der Profit 
des Einzelkapitals nichts mit dem im einzelnen produzierten Mehrwert zu tun hat! 
(19) Jedoch kann im weiteren in unserem Zusammenhang die Diskussion 
über die Vermittlung von produziertem Mehrwert und angeeignetem Profit (für 
die Produktionssphäre als Ganzes) vernachlässigt werden, da sie für die Ableitung 
der Unterentwicklung und die Frage der Bildung der internationalen Werte nicht 
von Bedeutung ist. 

In unserem Zusammenhang sind die bisherigen Ausführungen deshalb wichtig, 
weil Mandel über einen behaupteten Werttransfer auf dem Weltmarkt (in der Form 
des „ungleichen Tauschs“‘) die Unterentwicklung zu erklären versucht. Dabei geht 


18) Vgl. Busch/Schöller/Seelow, a. a. O., S. 21 ff. 

19) Mandel, der sich auf S. 89 ff. mit der Kritik an seiner Vorstellung vom Werttransfer aus- 
einandersetzt (vgl dazu Fußnote 18), in der jeder Werttransfer — auch solcher zwischen 
den Branchen — abgelehnt wırd, ist deshalb zuzustimmen, soweit sich die „Umvertci- 
lung‘ der Wertbestandteile im oben entwickelten Sinn auf die Konkurrenz zwischen den 
Branchen bezieht! 
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er in seiner Ableitung der Unterentwicklung von der Annahme aus, daß es auf dem 
Weltmarkt (noch) keine Durchschnittsprofitrate gibt, daß es jedoch demgegenüber 
zur Bildung internationaler Werte kommt. Wenn oben gezeigt wurde, daß 
seine Ableitung des Extramehrwerts falsch ist, so wird diese Kritik relevant für die 
Beurteilung seiner Theorie des ungleichen Tauschs bzw. Werttransfers auf dem 
Weltmarkt und der sich daraus ergebenden Momente einer Theorie der Unterent- 
wicklung. 


2. Zur Bildung internationaler Werte 


Wie im weiteren zu zeigen sein wird, führt Mandels falsche Auffassung vom Extra- 
mehrwert, der eben nicht auf einer „‚Wertübertragung‘“, sondern auf einer besonde- 
ren Exploitation der angewandten Arbeit beruht, in seiner Analyse des Weltmarkts 
(insbesondere der Weltmarktpreise und der dahinterstehenden Wertbewegung) zu 
einer brüchigen Ableitung der Unterentwicklung. Soweit Mandel die Unterentwick- 
lung aus den besonderen Weltmarktbeziehungen zwischen entwickelten kapitalisti- 
schen Nationen und der Dritten Welt zu erklären versucht, steht bei ihm im Zen- 
trum die These, daß die Entwicklung der kapitalistischen Industrienationen 
gleichsam durch die Unterentwicklung der Dritten Welt bezahlt sei: Der Weltmarkt 
wirkt seiner Ansicht nach als ein „Siphon, der nicht nur laufend erzeugten Mehr- 
wert, sondern auch kapitalisierten Mehrwert, d.h. Kapital aus den Halbkolonien in 
die Metropole transferiert.‘ (20) Dabei geht Mandel (wenn dies auch nicht eindeu- 
tig aus dem Text ersichtlich ist (21)), wie auch andere neuere Theorien zur Unter- 
entwicklung, offensichtlich davon aus, daß mit der Herausbildung eines Weltmarkt- 
zusammenhangs der kapitalistischen Produktion dieser auch die Grundlage der 
Wertbildung sei. Demgegenüber scheint Marx noch davon auszugehen, daß der na- 
tionale Markt sowohl die Grundlage der Wertbildung als auch einer nationalen 
Durchschnittsprofitrate darstelle (vgl. seine Hinweise zur Modifikation der Wertbe- 
stimmung im internationalen Austausch (22)). Nach unserer bisherigen Darstellung 
der Herausbildung des gesellschaftlichen Werts der Waren einer Branche müßte bei 
Annahme der ersten Variante zumindest nachgewiesen werden, daß sich auf dem 
Weltmarkt Verhältnisse hergestellt haben, die die adäquate Verteilung der interna- 
tionalen gesellschaftlichen Arbeit auf die verschiedenen Produktionssphären ent- 
sprechend den auf dem Weltmarkt erscheinenden gesellschaftlichen Bedürfnissen 
(in Form der zahlungsfähigen Nachfrage) ermöglichen. Nur dadurch würde (umge- 
kehrt) der Wert der Waren der Weltmarktbranche einer Nation durch einen gesell- 
schaftlichen (hier: internationalen) Wert reguliert (23). Gleichermaßen wären da- 


20) Mandel, a.a.0., S.342 


21) Ebd.,S.69 
22) Vgl. Kapital I, 20. Kapitel, insbes. S. 584; Theorien 2, S. 101; Kapital III, 14. Kapitel, 
bes. S. 247 ff. 


23) Hier noch einmal die Marxsche Auffassung: „Die Konkurtenz teils der Kapitalisten un- 
tereinander, teils der Käufer der Ware mit ihnen und unter sich, bewirkt hier also, daß 
der Wert jeder einzelnen Ware in einer besondren Produktionssphäre bestimmt ist durch 
die Gesamtmasse der gesellschaftlichen Arbeitszeit, die die Gesamtmasse der Waren die- 
ser besondren Produktionssphäre erheischt, und nicht durch die individuellen Werte der 
einzelnen Waren oder die Arbeitszeit, die die einzelne Ware ihren besondren Produzen- 
ten und Verkäufer gekostet hat.‘ (Theorien II, a.a.O., S.203) 
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durch die erforderlichen technischen Durchschnittsbedingungen vorgeschrieben. 
Insofern bisher dieser Nachweis nicht in den o.a. Theorien (und bei Mandel) er- 
bracht wurde, sollen hier im folgenden beide Varianten bei Analyse des Aus- 
tauschs auf dem Weltmarkt diskutiert werden. 


2.1 Internationaler Wert und Extramehrwert 


Ist der Bezugsrahmen der Bestimmung gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit in 
einer Branche ein nationaler, wenn die gesellschaftlichen Beziehungen der Privatpro- 
duzenten sich wesentlich über den Austausch im nationalen Rahmen gestalten (d. h. 
der Weltmarkt noch nicht zwingende äußere Produktionsbedingung ist), so ändert 
sich dieser Sachverhalt, wenn die national produzierten Waren dieser Branche we- 
sentlich für den Weltmarkt produziert werden und dieser soweit hergestellt ist, daß 
er wirklich die Verteilung der (internationalen) gesellschaftlichen Arbeit auf die ver- 
schiedenen Produktionssphären gemäß der auf dem Weltmarkt erscheinenden (zah- 
lungsfähigen) Nachfrage reguliert. Insofern jetzt die national produzierten Waren 
einer Branche auf dem Weltmarkt mit Waren (derselben Branche) anderer Nationen 
mit unterschiedlicher Produktivität verglichen werden müssen, ergibt sich also die 
Schwierigkeit, eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die Wertbildung der (in- 
ternational)gesellschaftlich notwendigen Arbeit einer Branche zu finden.Aufgrund 
der ungleichmäßigen und ungleichzeitigen Entwicklung der internationalen Kapitale, 
der historischen und politischen Besonderheiten,herrscht im Gegensatz zum nationa- 
len Rahmen international keine durchschnittliche Produktivität und Intensität der 
Arbeit vor. Wir müssen vielmehr davon ausgehen, daß im internationalen Rahmen 
sich eine Stufenleiter und Abfolge von Produktivitäts- und Intensitätsgraden ver- 
schiedener nationaler Arbeiten insgesamt und in den Branchen hergestellt hat. Nach 
welchen Durchschnittsverhältnissen bemißt sich aber unter diesen Bedingungen der 
Wert der Waren? Marx geht im 20. Kapitel des ersten Bandes des „Kapital“ auf 
diese Problematik ein: ‚„‚In jedem Lande gilt eine gewisse mittlere Intensität der Ar- 
beit, unter welcher die Arbeit bei Produktion einer Ware mehr als die gesellschaft- 
lich notwendige Zeit verbraucht, und daher nicht als Arbeit von normaler Qualität 
zählt. Nur ein über den nationalen Durchschnitt sich erhebender Intensitätsgrad än- 
dert, in einem gegebenen Lande, das Maß des Werts durch die bloße Dauer der Ar- 
beitszeit. Anders auf dem Weltmarkt, dessen integrierende Teile die einzelnen Län- 
der sind. Die mittlere Intensität der Arbeit wechselt von Land zu Land; sie ist hier 
größer, dort kleiner. Diese nationalen Durchschnitte bilden also eine Stufenleiter, 
deren Maßeinheit die Durchschnittseinheit der universellen Arbeit ist. Verglichen 
mit der weniger intensiven, produziert also die intensivere Arbeit in gleicher Zeit 
mehr Wert, der sich in mehr Geld ausdrückt.“ (24) Ohne den Vermittlungsprozeß 
von universeller Arbeit und branchenspezifischer. Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
hier entwickeln zu wollen (25), soll festgehalten werden, daß die Durchschnittsein- 
heit der universellen Arbeit, die als „Maßeinheit“ für die Wertbestimmung der in die 


24) Kapital 1,$S.583 b ; 

25) Vgl. dazu Busch/Schöller/Seelow, a. a. O.; Neusüß, Blanke, Altvater, Kapitalistischer 
Weltmarkt und Weltwährungskrise, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 1/1971, S. 5 ff.; 
Chr. Neusüß, a. a. O. Soweit in diesen Aufsätzen allerdings noch von der oben skizzier- 
ten falschen Psoition (Negierung einer „Übertragung von Wertbestandteilen‘“ zwischen 
den Branchen} ausgegangen wird, müßten die hier gemachten Überlegungen mit cinbe- 
zogen werden (dies gilt insbes. für Busch/Schöller/Scelow). 
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internationale Zirkulation eingehenden Waren fungiert — wenn also vom internatio- 
nalen Wert ausgegangen wird — über die nationalen Durchschnitte der Arbeitspro- 
duktivitäten und -intensitäten vermittelt sein müßte. Dabei ist der Wechselkurs inso- 
fern ein zusätzlich modifizierendes Moment, als erst durch die Austauschverhältnis- 
se der Währungen untereinander sich jeweils die unterschiedlichen Produktivitäten 
und Intensitäten ausdrücken. Dadurch spiegeln die Wechselkurse einerseits die Ver- 
änderungen dieser Produktivitäten und Intensitäten wider und modifizieren ande- 
rerseits — insofern in ihnen die gesamte jeweilige nationale Arbeit in ihrer Produk- 
tivität und Intensität zum Ausdruck kommt — die Austauschverhältnisse der Waren 
einer spezifischen Branche mit anderen Waren auf dem Weltmarkt. 

Wenn es in der oben beschriebenen Weise zur Bildung internationaler Werte 
kommt, so ist daraus zu folgern, daß es auf dem Weltmarkt eine gesellschaftlich 
notwendige Arbeit gibt (für eine Branche!) und daß sich die Marktwerte und Markt- 
preise einer Weltmarktbranche entsprechend dem Wirken des Wertgesetzes im natio- 
nalen Rahmen — vermittelt über den Wechselkurs — herstellen. Befindet sich also 
ein Land durch seine außerordentliche Produktivkraft und damit überdurchschnitt- 
lich niedrigen Reproduktionskosten der Waren innerhalb einer Weltmarktbranche 
in der Situation, daß sich seine günstigen Produktionsbedingungen innerhalb dieser 
Branche noch nicht verallgemeinert haben, dann ist die Position dieses Landes ge- 
genüber seinen Konkurrenten auf dem Weltmarkt in dieser Branche analog der Stel- 
lung eines Unternehmens mit außerordentlicher Produktivkraft (und damit eines 
Extramehrwertproduzenten) im nationalen Rahmen zu fassen. Der „nationale 
Wert‘ der Waren dieses Landes (d. h. seine von ihm aufgewendete nationale Arbeit 
zur Produktion dieser Waren — gemessen nach der Durchschnittseinheit der univer- 
sellen Arbeit) liegt dann unter dem gesellschaftlichen Wert der jeweiligen Welt- 
marktbranche. Dieses nationale Kapital wird daher solange in dieser Weltmarkt- 
branche einen Surplusprofit erzielen, als es sich gegenüber den internationalen Kon- 
kurrenten innerhalb dieser Branche in der besonderen Position eines Extramehr- 
wertproduzenten befindet bzw. solange die Reproduktionskosten der Waren der 
anderen Länder nicht auf die des begünstigten Landes herabgedrückt wurden. Eben- 
so wird die Nation, deren Produktivität und Intensität der Arbeit im internationa- 
len Vergleich in der betreffenden Weltmarktbranche schlechter abschneidet, ihre 
Waren unter ihren „nationalen“ Reproduktionskosten verkaufen müssen bzw. sie 
muß mehr nationale Arbeitsquanta zur Reproduktion dieser Waren aufwenden, um 
denselben Weltmarktpreis realisieren zu können, weil ein Teil dieser unter schlech- 
teren Bedingungen verausgabten Arbeit nicht in den Wertbildungsprozeß eingeht, 
insofern sie nicht als Wert realisiert werden kann (26). 

Sind diese Überlegungen richtig, d. h. kommt es in der oben dargestellten 
Weise zu internationalen Werten, dann sind Mandels Vorstellungen in den Punkten 
zurückzuweisen, in denen er annimmt, daß die Bildung internationaler Werte mit 
einem „Werttransfer‘‘ verbunden ist. Die oben kritisierte Auffassung vom Extra- 


26) Vgl. dazu auch Kapital III, S. 841: „Die Mehrarbeit wird schon deswegen nicht ganz rea- 
lisiert, weil bei dem beständigen Größenwechsel der zur Produktion einer gegebnen Ware 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit, der aus dem beständigen Wechsel der Produktiv- 
kraft der Arbeit entspringt, ein Teil der Waren stets unter anormalen Bedingungen produ- 
ziert und daher unter ihrem individuellen Wert verkauft werden muß.“ Und: „Die unter 
den günstigren Bedingungen produzierte Ware enthält weniger Arbeitszeit als die unter 
ungünstigren produzierte, verkauft sich aber zum selben Preis, hat denselben Wert, als ob 
sic dieselbe Arbeitszeit, die sie nicht enthält, enthielte.““ (Theorien IT, S. 204) Unter un- 
seren Voraussetzungen (internationale Werte) geiten daher dieselben Verhältnisse! 
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mehrwert führt somit bei ihm zur fehlerhaften Fassung des Surplusprofits einer Na- 
tion innerhalb einer Weltmarktbranche, den sie über ihre günstigen Produktionsbe- 
dingungen erzielen kann, denn a) gibt es eben nur einen internationalen Wert (dies 
unsere und Mandels Annahme (27)) und b) ist ja auch die Umverteilung von Wert- 
bestandteilen zwischen den Branchen über den Prozeß der Herausbildung einer all- 
gemeinen Durchschnittsprofitrate und damit der Herstellung von Produktionsprei- 
sen auf dem Weltmarkt von Mandel ausgeschlossen worden (28)! 


2.2 Nationaler Wert und Auswärtiger Handel 


Der hier vorgenommene Versuch, die Herausbildung internationaler Werte im realen 
Prozeß darzustellen, um auf dieser Grundlage zu klären, wie die Weltmarktpreise 
und die dahinterstehende Wertbewegung zu begreifen sind, ging von der Annahme 
aus, daß es im internationalen Rahmen noch zu keiner Durchschnittsprofitrate, zu 
keiner vollen Mobilität von Kapital und Arbeit gekommen ist und daß es dennoch 
internationale Werte gibt (was im übrigen durchaus anzweifelbar ist — aus den oben 
schon angeführten Gründen!). Geht man also von diesen Annahmen aus (wie 

Mandel), dann findet — wie gezeigt — keine Wertübertragung bei der Herstellung der 
Weltmarktpreise statt, sondern die Surplusprofite, die ein nationales Kapital auf 
dem Weltmarkt in einer Branche erzielen kann, sind über die besondere Produktiv- 
kraft der angewandten Arbeit in diesem Land zu erklären! Für die oben getroffene 
Annahme, daß es zur Bildung internationaler Werte kommt und daß der Weltmarkt 
und nicht der nationale Markt die Basis der Wertbildung darstellt, spricht allerdings 
die Tatsache, daß die nationalen Märkte weitgehend im Weltmarkt aufgegangen 
bzw. immer mehr Branchen als Weltmarktbranchen anzusehen sind, so daß der 
Weltmarkt sich den Produzenten der Weltmarktbranchen gegenüber bereits als be- 
stimmende Größe aufgezwungen hat und die Akkumulation in diesen Branchen von 
der Weltmarktbewegung beherrscht wird. 

. Eine alternative theoretische Annahme ist es, die Möglichkeit einer Bildung 
internationaler Werte zu verneinen (infolge der o. a. Beschränkungen, die — in 
einem anderen Zusammenhang — von Mandel selbst aufgezeigt werden (29)), wo- 
raus sich eine „Wertübertragung“ durch den internationalen Austausch begründen 
ließe (in der Form des Verkaufs der Waren über oder unter nationalem Wert auf 
dem Weltmarkt). Mandels Position dazu läßt sich nicht genau festmachen, wie aus 
folgender Passage hervorgeht: „Statistisch und isoliert betrachtet, erscheint es als 
unwesentlich, ob man den Weltmarkt oder den nationalen Markt als wertbestim- 
mend ansieht. Im ersten Fall findet kein Werttransfer im eigentlichen Sinne des 
Wortes statt, da ja auf dem Markt nicht vergütete, nicht anerkannte Arbeit, d. h. 
gesellschaftlich verschwendete Arbeit nicht wertbildend ist (eine Auffassung, die 
sich im geraden Gegensatz zu seiner auf Seite 94 f. aufgestellten These befindet! 
Der Verf.) Im zweiten Fall kann man sagen, daß die national durchaus gesellschaft- 
lich notwendige (unter Bedingungen gesellschaftlich durchschnittlicher Arbeitspro- 
duktivität geleistete) Arbeit international wohl geringer anerkannt wird als jene der 
fortgeschrittenen Länder, jedoch tatsächlich voll wertbildend ist.‘ (30) 


27) Vgl. etwa Mandel, a. a. O., S. 67 £. 
28) Vgl. ehd. 

29) Vel.ebd.,S. 324 ff. 

30) Ebd.,S. 331 
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Nimmt man an, daß der nationale Markt die Grundlage der Wertbildung für 
die Weltmarktswaren dieser nationalen Kapitale ist, dann kann sich die Bildung der 
Weltmarktpreise in der Weise vorgestellt werden, daß die produktivere Nation auf- 
grund ihrer niedrigeren Reproduktionskosten der Waren bestimmte Waren über ih- 
rem „nationalen“ Wert verkaufen kann, während die weniger produktivere Nation 
diese Waren nur unter ihrem „nationalen‘‘ Wert auf dem Weltmarkt abtreten könn- 
te. Dieser Verkauf über dem nationalen Wert wäre dann jeweils möglich, „so oft die 
produktivere Nation nicht durch die Konkurrenz gezwungen wird, den Verkaufs- 
preis ihrer Waren auf ihren Wert zu senken.“ (31) Diese alternative Vorstellung, 
daß der „nationale“ Markt, nicht der Weltmarkt, Grundlage der Wertbestimmung 
ist, ist vergleichbar mit dem ungleichen Tausch zwischen Stadt und Land; ein un- 
gleicher Tausch in dem Sinne, daß die raschere Entwicklung der Produktivität in 
der Stadt sich in einer ebenso raschen Senkung der Reproduktionskosten der Waren 
(ausgedrückt in Quantum Arbeit) niederschlägt und daß die Produktivitätsentwick- 
lung auf dem Lande dagegen zurückbleibt (was sich in vergleichsweise höheren Re- 
produktionskosten der Waren dort ausdrücken müßte!). Diese ungleichmäßige Ent- 
wicklung führt in dieser Weise zum ungleichen Tausch, wenn die Produktivitäsent- 
wicklung gegenüber dem Land ‚‚monopolisiert‘ wird, d. h. wenn sich die sinkenden 
Reproduktionskosten der Waren der Stadt nicht in sinkenden Preisen bzw. günsti- 
geren Austauschrelationen gegenüber dem Land ausdrücken. In solchen Übergangs- 
zeiten (32), in der der Preis der Waren nicht durch die Konkurrenz auf ihren Wert 
gesenkt werden kann, führt dieser Sachverhalt zu einem ungleichen Tausch von Ar- 
beitsquanta auf Basis unterschiedlicher Produktivität und Intensität der Arbeiten. 
Diese Form des ungleichen Tauschs von Arbeitsquanta, die in Übergangssituationen 
im oben skizzierten Sinne möglich wird — etwa infolge sprunghafter Steigerung der 
Produktivkraft der Arbeit in bestimmten Bereichen bzw. Ländern — wäre dann 
auch die Form des ungleichen Tauschs zwischen Nationen unterschiedlicher Ar- 
beitsproduktivität, wenn die Konkurrenz noch nicht dazu geführt hat, den Preis 
auf den Wert, d. h. auf die jeweiligen Reproduktionskosten zu senken. Solange 
dieser Zustand andauert, ließe sich ein Verkauf über Wert (als Nichtäquivalenten- 
tausch auf dem Weltmarkt) begründen. Richtiger scheint es u. E. zu sein, diesen 


31) Kapital I, S.583; vgl. auch Kapital IH, S. 247 £.: „Kapitale, im auswärtigen Handel ange- 
legt, können eine höhere Proftirate abwerfen, weil hier erstens mit Waren konkurriert 
wird, die von andern Ländern mit mindren Produktionsleichtigkeiten produziert werden, 
so daß das fortgeschrittnere Land seine Waren über ihrem Wert verkauft, obgleich wohl- 
feiler als die Konkurrenzländer. Sofern die Arbeit des fortgeschrittnern Landes hier als 
Arbeit von höherm spezifischen Gewicht verwertet wird, steigt die Profitrate, indem die 
Arbeit, die nicht als qualitativ höhere bezahlt, als solche verkauft wird. Dasselbe Ver- 
hältnis kann stattfinden gegen das Land, wohin Waren gesandt und woraus Waren bezo- 
gen werden; daß dies nämlich mehr vergegenständlichte Arbeit in natura gibt, als es er- 
hält, und daß es doch hierbei die Ware wohlfeiler erhält, als es sie selbst produzieren 
könnte.“ Vgl. dazu auch die nachfolgenden Passagen bei Marx, in denen er explizit den 
Vergleich mit dem Extramehrwertproduzenten angibt! i : . 

32) Vgl. dazu Kapital I, S. 474 und ebd., S. 428: „Die Maschine produziert relativen Mehr- 
wert, nicht nur, indem sie die Arbeitskraft direkt entwertet und dieselbe indirekt durch 
Verwohlfeilerung der in ihre Reproduktion eingehenden Waren verwohffeilert, sondern 
auch, indem sie bei ihrer ersten sporadischen Einführung die vom Maschinenbesitzer ver- 
wandte Arbeit in potenzierte Arbeit verwandelt, den gesellschaftlichen Wert des Maschi- 
nenprodukts über seinen individuellen Wert erhöht und den Kapitalisten so befähigt, mit 
geringrem Wertteil des Tagesprodukts den Tageswert der Arbeitskraft zu eısetzen. Wäh- 
rend dieser Übergangsperiode, worin der Maschinenbetrieb eine Art Monopol bleibt, sind 
daher die Gewinne außerordentlich, und der Kapitalist diese „erste Zeit der jungen Lie- 
be“ gründlichst auszubeuten durch möglichste Verlängrung des Arbeitstags.“ 
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ungleichen Tausch in der Weise zu fassen, daß sich unterschiedliche Arbeitsquanta 
tauschen, wodurch die Bedingungen der Reproduktion und Akkumulation positiv 
bzw. negativ beeinflußt werden. Diese Konsequenzen zu entwickeln scheint uns 
deshalb von Bedeutung zu sein, weil über eine solche Untersuchung des ungleichen 
Tauschs in seinen Wirkungen auf dem Weltmarkt die weitere Entwicklung in der 
Dritten Welt und in den kapitalistischen Industrienationen konkreter eingeschätzt 
werden kann. 


2.3 Zusammenfassung 


Diese beiden theoretischen Annahmen über die Grundlage der Wertbildung von 
Weltmarktswaren durch den Weltmarkt oder den nationalen Markt sind hier nur 
problematisiert worden, ohne daß dies in unserem Zusammenhang eindeutig hätte 
geklärt werden können; es sollten zunächst lediglich unklare bzw. undifferenzierte 
theoretische Auffassungen (wie die Mandels) anhand der verschiedenen Ableitungen 
kritisiert werden. 


Wesentliche Vorbedingung dafür, daß der Weltmarkt zur Basis der Wertbemes- 
sung werden kann (was mit der Herausbildung internationaler Werte gleichzusetzen 
ist), wäre, daß der Weltmarkt schon weitgehend die Bedingung für die Produktion 
und Akkumulation in den meisten Branchen einer bestimmten Nation geworden 
ist. Der Weltmarkt müßte also schon so weit real hergestellt sein, daß dessen Bewe- 
gung die Produktion in den Branchen der nationalen Kapitale weitgehend bestimmt 
und sich den Produzenten in diesen Branchen als äußere Produktionsbedingung auf- 
gezwungen hat. Ebenso müßte durch die Auflösung der nationalen Märkte und de- 
ren Aufgehen in den Weltmarkt auch schon durch diesen die Verteilung der gesell- 
schaftlichen (internationalen) Arbeit gesteuert werden. 


Aus Marx’ Äußerungen zum Weltmarkt und zum internationalen Handel kann 
durchaus geschlossen werden, daß’ er davon ausgeht, daß der nationale Markt die 
Grundlage der Wertbildung für die Waren im auswärtigen Handel ist. Sofern diese 
Interpretation zutrifft, dürfte sie Ausdruck des damaligen Entwicklungsgrades des 
Weltmarkts sein, auf dem die nationalen Kapitale noch nicht in dem Maße durch 
die Bewegung des Weltmarkts bestimmt waren, wie dies heute wohl der Fall ist. Der 
Grad der Exportabhängigkeit und wechselseitigen Kapitalverflechtung, die Abhän- 
gigkeit der nationalen Akkumulationsentwicklung von der Weltmarktkonjunktur 
und der Stellung des nationalen Kapitals auf dem Weltmarkt sprechen heute wohl — 
zumindest bezogen auf die entwickelten kapitalistischen Nationen — eher für die 
Annahme, daß der Weltmarkt bereits Grundlage einer internationalen Wertbildung 
geworden ist und daß sich diese internationalen Werte (mit allen benennbaren Ein- 
schränkungen) in der oben dargestellten Weise herausbilden. 


Es ist allerdings denkbar, daß sich die historische Konstellation und damit die 
Basis der Wertbildung verändern kann; d. h. daß in Phasen des Zerfalls des Welt- 
markts die Wertbildung wieder nur im nationalen Rahmen ihre Grundlage hat. 
Ebenso kann in Prosperitätsphasen — also in Phasen zunehmender internationaler 
Kapital- und Warenströme und wachsender Kapitalverflechtung — der Weltmarkt 
erneut in seiner Relevanz für die Wertbestimmung entstehen. Dieses genauer festzu- 
machen muß allerdings einer historischen Untersuchung überlassen bleiben. 
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3. Wesentliche Ursachen für den begrenzten Akkumulationsprozeß in der Dritten 
Welt (auf Basis der bisherigen Überlegungen) 


Die oben angedeuteten Formen des ungleichen Tauschs und der Preisbildung auf 
dem Weltmarkt sollen mın in ihren Wirkungen auf den Akkumulationsprozeß des 

Kapitals in der Dritten Welt untersucht werden. Im weiteren — und im Zusammen- 

hang damit — sollen jene Faktoren benannt werden, die diesen Akkumulationspro- 

zeß begrenzen bzw. hemmen. Dabei geht es uns nicht mehr in erster Linie um eine 

Auseinandersetzung mit den Thesen Mandels (hier: zur Unterentwicklung der Drit- 

ten Welt); es sollen vielmehr aus der oben geführten Auseinandersetzung Konse- 
quenzen für die Einschätzung des Akkumulationsprozesses in der Dritten Welt an- 

gedeutet werden. (33) 


3.1. Konsequenzen des ungleichen Tauschs für den Akkumulationsprozeß in der 
Dritten Welt 


Um die Auswirkungen des ungleichen Tauschs, der — wie ausgeführt — seine Ursa- 
chen in der verschiedenen Produktivität und Intensität der Arbeit in verschiedenen 
Nationen hat, konkreter fassen zu können, ist es notwendig, die besondere Struk- 
tur der internationalen Arbeitsteilung vorweg kurz zu skizzieren. Mit der Entwick- 
lung des Kapitalismus in Westeuropa bildete sich schrittweise eine bestimmte Pro- 
duktionsstruktur des Weltmarkts heraus, die nicht zuletzt selbst wiederum eine Vor- 
bedingung der weiteren Entwicklung des Kapitals in Westeuropa war. Innerhalb die- 
ser Produktionsstruktur nimmt die Dritte Welt nur im bedingten Maße in den Bran- 
chen der verarbeitenden Industrie am Weltmarkt teil, ihre Produktion ist — soweit 
sie auf dem Weltmarkt angeboten wird — weitgehend auf die von Rohstoffen (zirku- 
lierendes Kapital) und Konsumtionsmittel agrarischer Natur beschränkt. Auf diese 
extrem arbeitsteilige Produktionsstruktur, die zugleich auch die Grundlage der 
Nachfragestruktur auf dem Weltmarkt darstellt, sind nun die bisherigen Überlegun- 
gen zum ungleichen Tausch zu beziehen. 

Wird zunächst ausgeschlossen, daß unter den bestehenden Bedingungen auf 
dem Weltmarkt die Monopolisierung von besonderer Produktivkraft (wie dies etwa 
im 19. Jahrhundert seitens Englands gegenüber seinen Kolonien der Fall gewesen 
ist — vgl. dazu auch die weiteren Ausführungen) möglich ist, dann können in den 
internationalen Werten und Austauschrelationen Produktivitätsentwicklungen zum 
Ausdruck kommen (gemäß der Veränderung der relativen Austauschverhältnisse 
einer Ware gegenüber anderen Waren, wenn die Produktivität bei der Produktion der 
einen oder bei der der anderen steigt). Auf das Phänomen der terms of trade gewen- 
det, ließe sich etwa die Preisschere zwischen Rohstoffen und Fertigwaren (wir be- 
halten hier zunächst die undifferenzierten Ausdrücke der bürgerlichen Statistik bei) 
in zweifacher Hinsicht erklären (ohne daß hier bereits empirische Belege angeführt 
werden könnten): 


a) Die Produktivkraft im Rohstoffbereich wächst schneller als in der verarbeitenden 
Industrie. Diese Entwicklung der Produktivkraft muß zu erhöhtem Produkten- 


33) Vgl. dazu auch die redaktionelle Vorbemerkung zum Aufsatz E. F. Cardosos in diesem 
Heft! 
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quantum führen, was ein Moment für die Tendenzen der latenten Überproduk- 
tion in den Rohstoffbranchen sein dürfte. Die extrem arbeitsteilige Produktions- 
struktur des Weltmarkts bedingt dagegen eine entsprechende gesellschaftliche 
Nachfrage; dies führt dazu, daß angesichts der Produktivitätsentwicklung das An- 
gebot aus den Primärgüterbranchen periodisch auf dem Weltmarkt zunimmt, oh- 
ne daß die Nachfrage in gleicher Weise Schritt gehalten hätte (was wiederum die 
Abhängigkeit der rohstoffproduzierenden Länder von der flukturierenden Kapi- 
talbildung in den entwickelten kapitalistischen Ländern aufzeigt. Das Sinken der 
Reproduktionskosten müßte demnach dazu führen, daß angesichts der Konkur- 
renz der Länder der Dritten Welt untereinander in diesen Branchen die Preise fal- 
len müßten. Die Struktur der Weltarbeitsteilung, die in der Dritten Welt sich als 
Rohstoffproduktion für den Weltmarkt ausdrückt, dürfte darüberhinaus die Ur- 
sache dafür sein, daß die Kapitale in diesen Branchen in der Dritten Welt nicht 
ohne weiteres in andere Branchen der verarbeitenden Industrie abwandern kön- 
nen, da sie dort sofort auf die Konkurrenz der produktiveren Kapitale der ent- 
wickelten Industrienationen treffen würden. Es kann daher bei dieser theoreti- 
schen Alternative angenommen werden, daß die Weltarbeitsteilung und die da- 
mit zusammenhängende Nachfragestruktur die Länder der Dritten Welt latent 
oder periodisch in ungünstige Austauschverhältnisse mit den kapitalistischen In- 
dustrienationen zwingt. 


b) Eine andere Erklärungsmöglichkeit wäre die, daß sich die Konkurrenz der roh- 


stoffproduzierenden Länder untereinander so stark entwickelt hat, daß sie ge- 
zwungen sind, ihre Rohstoffe unter deren Reproduktionskosten zu verkaufen 
(d. h. auf Teile des Profits zu verzichten!), um zumindest die notwendigsten In- 
dustriegüter aus den entwickelten Industrienationen im Austausch beziehen zu 
können. Auch hierdurch entwickeln sich die Austauschverhältnisse zu üngunsten 
der Dritten Welt. 


Wird gegenüber den bisher diskutierten Fällen eine Monopolisierung von be- 


sonderer Produktivkraft in den Industrieländern für möglich gehalten, so sollen 
jetzt auf der Grundlage der oben entwickelten zwei theoretisch möglichen Alterna- 
tiven zur Basis der Wertbildung (nationaler Markt oder Weltmarkt (34)) folgende 
Einwände formuliert werden: 


1. 


7 
L 


34) 


Die Übergangsperioden, in den sich die Reproduktionskosten der mit ausnahms- 
weiser Produktivkraft produzierten Waren noch nicht verallgemeinert haben (so 
daß über den eigenen Reproduktionskosten verkauft werden kann) sind zeitlich 
begrenzt und auf Dauer nicht denkbar. Über. den Zwang der Konkurrenz werden 
diese Übergangsperioden wie auch die Position des Extramehrwertproduzenten 
abgebaut und ausgeglichen. Denn unter den heutigen Weltmarktsbedingungen ist 
es kaum denkbar, daß eine Nation in einer Branche ein Monopol gegenüber der 
Nachfrage auf Dauer einrichten könnte. Andere Industrienationen würden in 
dieselbe Branche einsteigen bzw. die Länder der Dritten Welt würden bei anderen 
Industrienationen einkaufen. Solche Übergangsperioden sind deshalb als dauer- 
hafte Erscheinungen auszuschließen. Die Konkurrenz zwingt die nationalen Pro- 
duzenten, die Preise auf die Werte zu senken. Dies findet bei beiden o. a. Annah- 
men der Grundlage der Wertbildung statt. 


. Wenn solche Übergangsperiode in einer Branche oder durch eine Nation insge- 


Vgl. den 2. Abschnitt des vorliegenden Aufsatzes! 
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samt nicht möglich sein kann, so könnte es doch sein, daß Übergangsperioden in 
wechselnder Form permanent bestehen. Es wäre also denkbar, daß bestimmte In- 
dustrienationen oder etwa multinationale Konzerne beständig in diesem und/ 
oder jenem Industriezweig durch weiterentwickelte Technologie eine Übergangs- 
periode der Anwendung ausnahmsweiser Produktivkraft halten könnten. Dieser 
Fall wäre denkbar, jedoch ist er empirisch nachzuweisen. 

3. Ein dritter Fall einer Monopolisierung kann dann angenommen werden, wenn 
die Industrieländer ein gemeinschaftliches Monopol gegenüber der Nachfrage aus 
den Ländern der Dritten Welt aufzubauen und zu halten versuchten und auf die- 
se Weise gegenüber der Dritten Welt die Angleichung der Preise an die Werte ver- 
hinderten. Dieser Fall setzt jedoch voraus, daß die Waren der entwickelten Indu- 
strienationen nicht in der Dritten Welt massenhaft produziert werden könnten 
(was faktisch wohl zutrifft; dies vorhandene Produktionsmonopol der kapitalisti- 
schen Industrienationen auf die Produktion von Industriewaren ermöglichte ih- 
nen zwar ein gemeinschaftliches Monopol gegenüber der Nachfrage der Dritten 
Welt, das Aufrechterhalten eines solchen Monopols scheint uns aber auf Dauer 
nicht möglich zu sein aufgrund der starken Konkurrenz der Industrienationen 
untereinander. Denn diese Entwicklung wird wesentlich bestimmt von den Pha- 
sen der Expansion und Kontraktion auf dem Weltmarkt insgesamt und ist nicht 
unabhängig davon zu denken!). Ebenso könnte dagegen die Dritte Welt ein ge- 
meinschaftliches Monopol gegenüber den Industrienationen errichten. Auch die- 
se Möglichkeit ist kaum realisierbar aufgrund der o. a. Konkurrenz der Länder 
der Dritten Welt untereinander. (Eher vorzustellen sind gemeinschaftliche Mono- 
pole gegenüber der Nachfrage nach wenigen, ganz bestimmten Gebrauchswerten, 
die aufgrund geographischer oder klimatischer Besonderheiten eine Sonderstel- 
lung einnehmen — wie etwa Erdöl, bestimmte Edelmetalle, tropische Produkte 
etc. Jedoch sind wohl derzeit auch diese Möglichkeiten bei der gegebenen Macht- 
und Abhängigkeitsstruktur auszuschließen.) 


Wenn sich auch die Phänomene der sich verschlechternden Austauschverhältnisse 
der Dritten Welt gegenüber den kapitalistischen Industrienationen (wie sie sich an- 
hand der empirischen Entwicklung auch nachweisen lassen und wie sie notwendi- 
gerweise aus der Produktions- und Nachfragestruktur auf dem Weltmarkt hervorge- 
hen) auf den ungleichen Tausch nationaler Arbeitsquanta auf Basis der unterschied- 
lichen Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit zwischen der verschiedenen Na- 
tionengruppen (35) zurückführen lassen, so muß aber gerade versucht werden, die 


Wirkung dieser Weltmarktbeziehungen auf den Akkumulationsprozeß in der Dritten 
Welt konkret zu entfalten. 


Nachstehend werden einige Möglichkeiten aufgezeigt; wie eine solche Ver- 
mittlung zu leisten ist. Auf diese Weise soll im einzelnen untersucht werden, wie 
durch die Austauschbeziehungen von der stofflichen und von der Wertseite her die 
Reproduktion der Klassen und die Akkumulation des Kapitals bedingt sind. 

Anhand des beigefügten Schaubildes sollen die verschiedenen Möglichkeiten 
diskutiert werden, in welcher Weise die Austauschbeziehungen zwischen den Län- 
dern der Dritten Welt und den Industrienationen sich auf die Reproduktion und 
Erweiterung des Kapitals (hier: konstantes Kapital — c + Ac —), die Konsumtions- 
verhältnisse und das Reproduktionsniveau der Arbeiterklasse (v) und auf die Be- 


35) Vgl. die oben entwickelten Fälle! 
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standteile der Revenueverzehrer (A mp) auswirken. (36) 

Die Auswirkungen der oben entwickelten Veränderungen in den Austausch- 
verhältnissen in den Industrieländern wird die sein, daß sich der c-Teil des ange- 
wandten Kapitals verbilligt; ebenso werden die Reproduktionskosten der Arbeit in 
den Industrienationen gesenkt, wenn die importierten Waren agrarischer Natur we- 
sentlich zum Bestandteil der Konsumtion der Arbeiterklasse gehören. Repräsentie- 
ren diese Waren jedoch hauptsächlich Waren, die in den Konsum der Kapitalisten- 
klasse und der unproduktiven Schichten eingehen, dann wird sich deren Konsum- 
tionsfond (gleichbleibender Lebensstandard vorausgesetzt) verbilligen; ein Teil der 
Revenue kann somit zusätzlich akkumuliert werden, oder, der Luxuskonsum dieser 
Klassen kann sich erhöhen, ohne daß dadurch die Masse akkumulierbaren Mehr- 
werts beschränkt würde! Über diese Wirkung der Austauschverhältnisse auf dem 
Weltmarkt wird sich daher die Profitrate der in den Industrienationen angelegten 
Kapitale erhöhen, insofern sich die Auslagen für c und v verringern bzw. sich die 
Anwendung des Kapitals verbilligt und die Mehrwertrate sich erhöht. Demgegen- 
über wird sich unter den diskutierten Voraussetzungen bei den in der Dritten Welt 
angelegten Kapitalen der für c verauslagte Kapitalteil erhöhen. Bilden die impor- 
tierten Fertigwaren Teil der Lebenshaltung der Arbeiterklasse der Dritten Welt, so 
werden sich dadruch auch die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft erhöhen. 

- Stellen die importierten Fertigwaren einen wesentlichen Teil der Lebenshaltung der 
Kapitalisten und unproduktiven Schichten dar, dann wird sich deren Lebensstan- 
dard verschlechtern, wenn die Akkumulationsrate aufrechterhalten werden soll. 
Insgesamt wird sich die Verschlechterung der Austauschverhältnisse negativ auf den 
Reproduktions- und Wachstumsprozeß der Kapitale in der Dritten Welt auswirken, 
da sich der für c und v verauslagte Kapitalwert erhöhen wird (und zwar sowohl für 
den Ersatz. vorhandener Kapitalteile wie für die Zusatzanlage von Kapital!). Da- 
durch verteuert sich die einfache und erweiterte Reproduktion und die Mehrwert- 
En fällt; die Profitrate müßte entsprechend der Bewegung dieser beiden Momente 

allen! 

In diesem Sinne müßten allerdings die Austausch- und Handelsbeziehungen 
weiter aufgeschlüsselt werden nach der Gebrauchswertform der einzelnen Warenka- 
pitale, auf denen sie beruhen. (Dies müßte wiederum nur die internationale Ar- 
beitsteilung widerspiegeln!) Die Auswirkungen auf die Reproduktionskosten der 
Waren werden sich durch veränderte Austauschverhältnisse jeweils verändern und 
in deren Folge auch die Lebensi altungskosten der einzelnen Klassen, deren Ver- 
hältnis zueinander im gesellschaftiichen Zusammenhang, was sich entsprechend in 
politischen Interessengegensätzen äußern mag. 


3.2 Zur Rolle des begrenzten äußeren und inneren Marktes 


Die extrem arbeitsteilige Produktionsstruktur und die dadurch bedingte beschränk- 
te geselischaftliche Nachfrage auf dem Weltmarkt führten zu den beschriebenen 
Auswirkungen der Austauschverhältnisse zwischen den Industrienationen und den 
Ländern der Dritten Welt. Es wurde schon darauf hingewiesen, daß die Länder der 
Dritten Welt aufgrund dieser Nachfragestruktur kaum in Branchen der verarbeiten- 


36) Im Schaubild ist nur ein wichtiger Fall eingezeichnet; anhand der weiteren Aufgliede- 
rung lassen sich aber empirisch relevante Fälle unschwer studieren. Vgl. dazu auch die 
Erklärungen im weiteren Text! 
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SCHAURILD 
Schematische Darstellung der Wirkung veränderter Aust 
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den Industrie ausweichen können, da sie dort sofort auf die Konkurtenz der ent- 
wickelten Kapitale der Industrieländer stoßen würden. Andererseits schirmen hohe 
Zoll- und Handelsbarrieren die verarbeitende Industrie der entwickelten Länder ge- 
genüber ihren Konkurrenten aus der Dritten Welt ab. Diese Beschränkung des äuße- 
ren Marktes wirkt sich also behindernd auf die Entwicklung der Produktivkraft der 
Arbeit in den Ländern der Dritten Welt aus. Gerade am Aufstieg des Kapitalismus in 
Westeuropa läßt sich dagegen verfolgen, daß die Entfaltung von Produktionspoten- 
zen verbunden war mit einer beständigen Ausweitung der Absatzgebiete, der Her- 
stellung des Weltmarkts. In diesem Sinne ist der Weltmarkt auch als Voraussetzung 
der Steigerung der Produktivkraft der Arbeit zu verstehen, insofern er erst eine Auf- 
nahme der Produktion in großem Umfange, die Massenproduktion, die Konzentra- 
tion und Zentralisation von Kapital und damit erst die Freisetzung aller gesellschaft- 
lichen Produktionspotenzen ermöglicht. 

Sind die Zoll- und Handelsbarrieren in diesem Sinne durchaus Hemmnisse der 
weiteren Entwicklung der Produktivkräfte und damit der Akkumulation des Kapi- 
tals, so muß hier schon festgehalten werden, daß die Enge der Märkte nicht als pri- 
märe Ursache für die zögernde Kapitalakkumulation in der Dritten Welt anzusehen 
ist. Diese Argumentation, über den begrenzten Markt die schleppende Industriali- 
sierung zu erklären, findet sich aber in nahezu allen Abhandlungen und Auseinan- 
dersetzungen zum Problem der Unterentwicklung. (37) Auch Mandel argumentiert 
in ähnlicher Weise: „Indem billige Arbeitskraft unter gesellschaftlichen Bedingun- 
gen aufgefunden und reproduziert wird, unter denen die Arbeitsteilung einerseits 
noch nicht weit verbreitet ist, andererseits die Senkung des Wertes der Arbeitskraft 
auf die physischen Reproduktionskosten jegliche Erweiterung der Bedürfnisse und 
daher jegliche Ausdehnung des inneren Marktes verhindert, entsteht eine durch das 
Kapital selbst hervorgerufene und nicht zu überwindende Schranke für seine eigene 
Expansion.“ (38) Oder an einer anderen Stelle: „Der in den abhängigen, halbkolo- 
nialen Ländern geringere Preis der Arbeitskraft erlaubt wohl eine höhere durch- 
schnittliche Profitrate — die letzten Endes erklärt, warum ausländisches Kapital 
überhaupt in diese Länder einfließt — schafft jedoch gleichzeitig Schranken für die 
weitere Akkumulation des Kapitals, weil der Ausdehnung des inneren Marktes 
durch die niedrigen Reallöhne und die geringen Bedürfnisse der Arbeiter enge Gren- 
zen gezogen sind.‘ (39) Die von Mandel hier angeführten Faktoren, aufgrund derer 
der Absatzmarkt begrenzt sein soll, mögen jeweils nachweisbar und für eine kon- 
krete Analyse der Unterentwicklung von Bedeutung sein; jedoch ist dieser Argu- 
mentation generell entgegenzuhalten: 


1. schlösse dann der niedrige Preis der Arbeitskraft eine hohe Mehrwertrate und 
damit ein hohes akkumulationsfähiges Mehrprodukt ein; insofern ist auch der 
niedrige Preis der Arbeitskraft immer schon Voraussetzung der beschleunigten 
Industrialisierung gewesen. Andererseits ist — gerade weil der Stand der Entwick- 
lung der Produktivkraft der Arbeit in der Dritten Welt so niedrig ist — zu bezwei- 
feln, daß — verglichen mit den produktiveren Industrienationen — der niedrige 
Preis der Arbeitskraft in einer höheren Mehrwertrate seinen Ausdruck findet, da 
die Reproduktionskosten der Arbeitskraft vergleichsweise gleichwohl höher sein 


37) Zu den verschiedenen Begründungszusammenhängen in diesen Theorien und deren Feh- 
lerhaftigkeit vgl. das redaktionelle Vorwort zu F. F. Cardoso in diesem Heft. 

38) Mandel, a.a.O.,S. 79. 

39) Ebd.,S.64. 
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können. Die (angenommene) hohe Profitrate kann ebenso in der niedrigen orga- 
nischen Zusammensetzung seine Ursache haben. 

2. kann der immanente Gegensatz bei Mandel (und bei den anderen Theoretikern), 
der darin besteht, einerseits eine hohe Profitrate (weil hohe Mehrwertrate) und 
damit die. Möglichkeit der Kapitalbildung und Industrialisierung, andererseits 
aufgrund der niedrigen Löhne und des damit begrenzten inneren Marktes die Un- 
möglichkeit der Akkumulation des Kapitals in diesen Ländern zu postulieren, 
nur dadurch entstehen, daß in diesen Theorien die Kapitalisierung eines Teils 
des Mehrprodukts (der sich überhaupt nicht in Lohn und Revenue auflöst) nicht 
gesehen wird. Gerade diese Kapitalisierung (was die erweiterteNachfrage nach 
Warenkapital einschließt) erweitert aber den inneren Markt, ohne daß die indi- 
viduelle Konsumtion dabei eine Rolle spielen mag! 


Die Schwierigkeiten für die Länder der Dritten Welt zu akkumulieren, die ne- 
ben den schon benannten Auswirkungen des ungleichen Tausches in den hier ange- 
führten inneren und äußeren Beschränkungen (die aber nicht unüberwindbar sind) 
zu sehen sind, führen insgesamt dazu, daß die Kapitalakkumulation nur zögernd in 
Gang kommt und deshalb die Arbeitsteilung und die Entwicklung der Produktiv- 
kraft der Arbeit nur schleppend weitergetrieben werden kann (weshalb auch die 
vorkapitalistischen Produktionsweisen nur langsam aufgelöst werden und sich rela- 
tiv lange innerhalb der kapitalistischen Warenzirkulation behaupten können (40)). 
Die schleppende Industrialisierung über die Arbeitslosigkeit, den begrenzten inne- 
ten Markt usw. zu erklären, heißt an den primären Ursachen des begrenzten Pro- 
zesses der Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit und der Kapitalakkumulation 
vorbeizugehen, die die Ausdehnung des inneren und äußeren Marktes selbst wieder- 
um begrenzen. 

Die Unterentwicklung, unter die die verschiedensten Phänomene in den aktu- 
ellen Theorien subsumiert werden, ist — dies ist als Ergebnis der vorstehenden Über- 
legungen insgesamt festzuhalten — nur in der Weise analysierbar, daß die Gesetzmäs- 
sigkeiten und Strukturen des kapitalistischen Weltmarkts sowie die spezifischen 
ökonomischen und gesellschaftlichen Bedingungen in den Ländern der Dritten Welt 
unter dem Gesichtspunkt der Möglichkeit und der Form der Akkumulation des Ka- 
pitals und der darin gesetzten Gegensätze und Widersprüche betrachtet werden. In 
diesem Sinne sind die oben angeführten Thesen zunächst als negative Abgrenzung 
zu Theorien zu verstehen, die diese Möglichkeit überhaupt negieren oder doch nur 
im äußerst begrenzten Rahmen zu sehen vermögen. Eine Antwort auf die weiter- 
führenden Fragen, welche Klassenstrukturen, gesellschaftliche Kräfteverhältnisse 
und Widersprüche in der Dritten Welt durch den Entwicklungsprozeß des Kapitals 
hervorgetrieben werden, in welchen besonderen Formen sich die Produktivkräfte 
entwickeln werden, welche Chancen die Kapitalakkumulation und damit die Kapi- 
talherrschaft hat, welche Rolle der Staatsapparat dabei spielt, erfordert zunächst, 
die Tendenzen auf dem Weltmarkt in ihrem Zusammenhang mit der inneren Struk- 


40) Die immense versteckte und offene Arbeitslosigkeit ist daher eher der Ausdruck einer 
(bei in Zersetzung begriffenen vorkapitalistischen Produktionsweisen) nur schleppenden 
Kapitalakkumulation und nicht Resultat eines voll entfalteten industriellen Kapitals, das 
über Konzentrations- und Zentralisationsprozesse, Kapitalisierung von Produktionsbedin- 
gungen etc. massenhaft Arbeitskräfte freigesetzt hat und permanent Arbeitskraft aus 
dem Produktionsprozc# hinauswirft und wicdcr cinsaugt. Dieses Stadium gilt es eıst in 


den Ländern der Dritten Welt zu erreichen, was durchaus nicht trostreich für die Be- 
troffenen ist. 
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tur der Länder der Dritten Welt selbst zu untersuchen. Denn die Chancen der Kapi- 
talakkumulation in der Dritten Welt werden weitgehend durch die Entwicklungs- 
tendenzen in und zwischen den Industriestaaten bestimmt; wie andererseits die Ka- 
pitalakkumulation in den Industrieländern und damit die Herrschaft des Kapitals 
überhaupt von der Möglichkeit und dem Ausmaß der Kapitalakkumulation in der 
Dritten Welt betroffen sein dürfte. 
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Aus der Dokumentation ergibt sich, daß das Ausländergesetz kein Gesetz ist, das 
dem Recht zuzuordnen ist, sondern daß durch seine Plastizität Aufenthalt und 
Existenz je nach Interessen der herrschenden Klasse zur freien Verfügbarkeit der 
Ausländerbehörden hält. Die Gerichte haben ihre Funktion, die Ausweisungen an 
den Grund- und Menschenrechten zu messen und zumindestens einstweilen zu 
verhindern, nicht wahrgenommen. 1768. 6,- DM 
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DIE ENTSCHEIDUNG UND DAS WERTPROBLEM: Die Entschei- 
dung im Bereich der Produktion/Arbeitszeit als planwirtschaft- 
liche Rechnungseinheit 


WIRTSCHAFTLICHE ENTSCHEIDUNG UND BEDARFSBESTIM- 
MUNG: Quantitative Bestimmung des Konsumtionsbedarfs/ 
Qualitative Bestimmung des Produktionsbedarfs/Wirtschaftliche 
Entscheidung in einer Planwirtschaft 


GELD UND RECHNUNG IN GELD: Geld als Wertmaßstab/Zir- 
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Der soziale Krieg 
in Portugal 


Hier endlich ein respektloses, intelligentes und explosives Buch. Wie 
die Texte der Situationisten, von denen es offenbar inspiriert ist, wird 
es manche vor den Kopf stoßen: er ist kurz und intensiv, brillant ge- 
schrieben (was so viele linke Bücher bei uns so sehr vermissen lassen!) 
und ohne jegliche Höflichkeit. Der Autor macht auch nicht halt vor 
dem Mythos der Linksradikalen, die nichts anderes sind als die letzte 
Zuflucht der herrschenden Ideologie. 

Er entdeckt im Kampf des portugiesischen Proletariats eine neue 
alte Qualität: die der Autonomie. Die radikalsten und bewußtesten 
Arbeiter haben alle Parteien und Sekten mit ihren Stellvertreter- und 
Avantgardeansprüchen hinter sich gelassen. 

„Was seit September die besessenen Anrufungen der Vergangenheit 
und das angstvolle Schweigen über die Gegenwart nur schlecht verber- 
gen konnten, das sind Geburt und Fortschritte einer modernen Revo- 
lution, ohne Fahne und Ideologie’. Er zieht eine Linie von der Pariser 
Commune über die Soviets von 1905 und 1917, Kronstadt 1921, die 
spanischen Kollektivitäten 1937, den Räten von Budapest 1956 bis 
zu den Komitees von Danzig 1970, von LIP bis LISNAVE. DM 5.50 


ChatesReeve 
Die portugiesische 


Der Autor von „Der Papiertiger’’ analysiert die letzten Entwicklungen 
der portugiesischen Revolution und kritisiert vor allem die militari- 
stische anzepuon der Linksradikalen. ca. 40S. ca. DM 4.00 
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Eine Bestandsaufnahme der Geschichte der Sowjetunion - unter der 
Fragestellung: wie hat sich die Lage der Arbeiterklasse in der Sowjet- 
union im letzten halben Jahrhundert entwickelt? 


Eine solche Fragestellung ist nur sinnvoll, wenn der Kernpunkt „so- 
zialistischer” Ideologie durchbrochen wird, nämlich die Annahme, 
durch die Aufhebung privater Verfügungsgewalt über die Produk- 
tionsmittel und die Beseitigung der Anarchie des Marktes sei bereits 
eine Alternative zum Kapitalismus geschaffen. Die Fragestellung 
geht vielmehr von dem aus, was ein Blick in die Fabrikrealität der 
UdSSR erbringt: hier setzt sich die alte Produktionsweise fort - der 
Gebrauchswert der lebendigen Arbeit bleibt den prinzipiell gleichen 
Bedingungen unterworfen wie im Kapitalismus. 


Dargestellt wird die Entwicklung der Lage der Arbeiterklasse anhand 
der Funktion der NEP-Politik, des Stachanovismus, der Jahrespläne 
und der Wirtschaftsreformen der nachstalinschen Ara - immer unter 
der Fragestellung: Wie hat sich das Verhältnis von Kapital und Arbeit 
verändert? Die Ursachen für die Entwicklung sieht die Autorin nicht, 
wie so viele, in einer einfachen „Bürokratisierung” und Entfernung 
der Partei von den Massen. Diese Entfremdung hat wieder ihre Ur- 
sachen: den Versuch, eine sozialistische Gesellschaft schematisch 
am Modell der Marx’schen Reproduktionsschemata zu orientieren; 
diese aber waren ein Modell des jugendlichen Kapitalismus, nicht 
einer sozialistischen Alternative. 

Die zweite theoretische Fehlentscheidung lag darin, daß die Gültig- 
keit des Wertgesetzes für die sozialistische Wirtschaft über 20 Jahre 
lang völlig geleugnet wurde. Daraus ergab sich eine bestimmte Art 
der Plandurchführung, die jede reale Bewertung und Erfolgsrech- 
nung, jedes Kostenbewußtsein verhinderte. 

Die Leugnung des Wertgesetzes führte außerdem dazu, das der Ge- 
gensatz zwischen Staat und Arbeiterklasse nicht auf den Begriff ge- 
bracht werden konnte. 


C. Chatterley u.a. 
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In dieser Zeitschrift spiegeln 
sich die Ideen und Ereignisse 
der letzten 20 Jahre, gleich- 
zeitig ist sie eine der Antwor- 
ten auf die aufgeworfenen 
Fragen unserer Epoche. 

Die Situationisten haben die 
Theorie der unterirdischen Be- 
wegung aufgedeckt, die das 
moderne Zeitalter quält und mit 
ihrem aufständischen Stil die 
Negation in einer Welt, die sich 
im Positivismus aufgebläht hat, 
neu belebt. Sie haben letztlich 
nicht nur gewagt zu denken, 
sondern vielmehr gewagt zu 
leben 
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„Viele der Parolen, die auf 
den Mauern von Paris Be- 
rühmtheit erlangten, können 
hier in irgendeiner Form ge- 
funden werden... .’' Times, 
Literaturbeilage. 

„Der Situationismus ist kein 
größeres Gespenst, das in der 
industriellen Gesellschaft um- 
ghet, als der Kommunismus 
das Gespenst war, das 1848 in 
Europa umging.’‘ Nouvel Ob- 
servateur. 

„Eine zähnefletschende Rhe- 
torik, die immer maßlos ist...‘ 
Le Monde 
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DAS VIETNAMESISCHE LEHRSTÜCK DER IMPERIALISTISCHEN 
POLITIK DER USA 


1. Diplomatische Kompromisse 


Als ruchbar wurde, daß amerikanische Regierungsvertreter in Paris zu positiven 
Abschlüssen von Geheimverhandlungen mit Unterhändlern der DRV und des Viet- 
cong gekommen seien, da wurden diese Gespräche der Nixon-Administration als ein 
Sieg der amerikanischen Diplomatie in den großbürgerlichen Gazetten Nordameri- 
kas und Westeuropas gefeiert. So attestierte die New-York Herald Tribune am 
2. 11.1972 Nixon großes Geschick in der Verknüpfung außen- und innenpolitischer 
Probleme. Es wurde erreicht, die Antikriegsopposition in Verwirrung zu bringen 
und vor allem diejenigen Wähler abzuhalten, die zwar nicht geneigt waren, an die 
Urnen zu treten (etwa 40 %, wie die demoskopischen Institute proguostizierten), 
aber in ihrer generellen Abneigung gegen den Krieg in Vietnam doch noch den si- 
cheren Sieg von Mr. Nixon hätten gefährden können. Gleichzeitig zeigte man sich 
über die Zugeständnisse der Amerikaner verwundert, über die Anerkennung des 
Neunpunkteprogramms der provisorischen Regierung Südvietnams und über den 
endgültigen Abzug der amerikanischen Interventionstruppen aus Südvietnam. 
Aber die Tatsache, daß Thieu, der Statthalter von Amerikas Gnaden, der nicht 
‚einen Tag existieren konnte ohne die finanzielle Unterstützung, ohne die amerika- 
nischen Flugzeuge und Waffenlieferungen, gegen dieses Abkommen aufbegehrte, 
machte klar, daß die amerikanische Regierung mit gezinkten Karten spielte. Als 
dann auf Drängen Thieus die Unterzeichnung des Abkommens weiter hinausge- 
schoben wurde und nach den Wahlen Zugeständnisse von den revolutionären Kräf- 
ten erpreßt werden sollten, wurde deutlich, daß die USA eine Variante zynischer 
Machtpolitik vorexerzierten. Die Bereitschaft, Frieden zu schließen, war ein Mit- 
tel, die inneramerikanische Opposition zu spalten und zu demoralisieren, die beun- 
ruhigten Alliierten zu beruhigen und vor den sozialistischen Staaten zu demostrie- 
ren, daß die neue Ostpolitik keine leere Gestik sei. Während sich die USA daran 
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machten, den südvietnamesischen Marionettenstaat mit den modernsten Waffen 
auszurüsten, ihm die drittstärkste Luftwaffe der Welt zu „schenken“, wurden in 
einem gigantischen Vernichtungsfeldzug der amerikanischen Luftwaffe alle strate- 
gisch bedeutsamen Gebiete in Südvietnam in „verbrannte Erde verwüstet; weiter 
machte sich diese Kriegsmaschinerie daran, in den befreiten Regionen die wichti- 
gen landwirtschaftlichen Nutzflächen zu zerstören oder mit Chemikalien zu ver- 
iften. : 
5 Als die Strategen des Pentagon ausrechneten, daß trotzdem das Thieu-Regime 
sich nicht lange halten würde und die DRV und Vietcong-Unterhändler den Erpres- 
sungsmanövern nicht nachgaben, fand der Plan seine Anwendung, die wichtigen In- 
dustriegebiete um Hanoi und Haiphong endgültig in eine Wüste zu verwandeln. Die 
massiven Angriffe der B-52 Bomber auf diese Regionen der DRV machten deut- 
lich, daß die USA vor einem Waffenstillstand die Wirtschaft Nordvietnams und die 
Landwirtschaft der befreiten Gebiete Südvietnams so weit vernichten wollten, daß 
ein geregelter und umfassender Aufbau verzögert wurde und die auftretenden 
Schwierigkeiten der Wirtschaft den Vorsprung der sozialistischen Industrie Nord- 
vietnams vor der Wirtschaft Südvietnams damit vorerst beseitigten. 

Diese Machtpolitik macht deutlich, wie der diplomatische Kompromiß in Süd- 
vietnam aussieht und daß im Hintergrund bereits neue Konflikte, d. h. revolutionäre 
Kämpfe und konterrevolutionäre Anschläge lauern. In der Verhandlungsphase und 
in der Zwischenzeit, ehe die Verwirklichung des Waffenstillstandsabkommens 
übergeht in die Periode der Schaffung eines einheitlichen, demokratischen und 
neutralen Südvietnams, wird die südvietnamesische Regierung so gestärkt, daß sie 
konkurrieren kann mit dem sozialistischen Nordvietnam und mit dem demokrati- 
schen System der befreiten Zone. 

Entweder gelingt es in der amerikanisch protektierten Zone, die Kapitalisti- 
sche Umwandlung der Gesellschaft voranzutreiben, so daß das Thieu- oder ein an- 
deres Regime eine breite Klassengrundlage von mittleren und großen Bauern, von 
‚nationalen‘ Kapitalisten und korrumpierten Arbeiterfraktionen erhält, oder aber das 
Regime ist zumindest militärisch stark genug, alle Befreiungsaktionen der Arbeiter 
und Bauern zu unterdrücken, d.h. erneut den Krieg anzufangen. Die Modelle Formo- 
sas, der Philippinen oder Indonesien mögen Pate gestanden haben bei der Ausarbei- 
tung der Pläne. Ob dieses Experiment gelingt, hängt weitgehend davon ab, ob für den 
Vietcong die Möglichkeit besteht, nach der Rückkehr der Bauern in die zerbomb- 
ten Dörfer, den Wiederaufbau in kurzer Frist zu leisten, Saatgut, Düngemittel, Ma- 
schinen, Schulen, Krankenhäuser zu beschaffen, Straßen zu bauen, Kanäle zu gra- 
ben, alle Kriegsschäden zu beseitigen und die demokratische Infrastruktur der Ge- 
sellschaft zu erneuern. Die USA und das Thieuregime setzen auf die Erfolge der 
Wirtschaftshilfe, d. h. auf die kapitalistische Akkumulation und darauf, daß die 
Bauern die zerstörten Zonen verlassen oder von Anfang an in den Städten bleiben. 
Das Kalkül der Konterrevolution geht davon aus, daß der dreißigjährige Krieg die 
Expropriation großer Teile der Bauernklasse und damit eine Veränderung der Klas- 
senstruktur Südvietnams eingeleitet hat, so daß der revolutionäre „Fisch“, der Viet- 
cong, nicht mehr so ohne weiteres im „Wasser“, im Volk der armen Bauern, Hand- 
werker, Landarbeiter und Arbeiter schwimmen kann. 

Mit dem Waffenstillstandsabkommen und mit den Kompromissen über einen 
Friedensvertrag hoffen die USA, die soziale Revolution endgültig auf Südvietnam, 
Laos und Kambodscha einzuschränken. Es wird weiter deutlich, daß die USA kei- 
neswegs ihr fast dreißigjähriges Engagement in Südostasien aufgeben. Es wird aner- 
kannt, daß die revolutionären Bewegungen militärisch hier nicht zu besiegen sind, 
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weshalb die revolutionären Auseinandersetzungen in Diplomatie und „friedlichen“ 
Wettbewerb verlagert werden, um auf diesem Niveau die revolutionären Kräfte zu- 
rückzudrängen. Der Kompromißfrieden anerkennt, daß auch die Konterrevolution 
militärisch vorläufig nicht zu überwinden ist. Ausgangsbasen für einen neuen Bür- 
gerkrieg werden gefestigt. 

Die politische Übereinkunft der USA, der Sowjetunion und China, zur Lösung 
der vietnamesischen Frage beizutragen, d.h. die Widersprüche zwischen den kämpfen- 
den Klassen ‚friedlich‘ zu regeln, läßt die Vermutung aufkommen, daß es im Interes- 
se dieser Großmächte liegt, selbstverständlich grundsätzlich anders motiviert, die Re- 
volution in Südostasien einzuschränken und ihre Ausweitung auf andere asiatische 
Regionen zu vermeiden. Die Rückwirkungen der revolutionären Kämpfe in Vietnam, 
die ganz bestimmte inhaltliche Vorstellungen über die Ziele der demokratischen und 
sozialistischen Umwälzung der Gesellschaft hervorriefen, mußten in Zukunft noch 
mehr die Interessen der Arbeiter und Bauern der Sowjetunion aber auch Chinas be- 
einflussen und auf diese Weise Richtung und Intensität der ökonomischen Politik 
dieser Staaten tangieren. In den USA und in Westeuropa hat in dieser ‚Vorberei- 
tungsphase‘ der Klassenkämpfe der Arbeiter die Solidarität mit der Revolution in 
Vietnam den Einfluß der radikalen Linken verstärkt. Und es offenbart sich eine ge- 
wisse Ironie in der Geschichte, wenn zum großen Teil auch aus inneren Schwierig- 
keiten heraus Imperialismus und sozialistisches Lager zu Kompromissen finden. 

Um die Kontinuität imperialistischer Politik in Vietnam zu belegen, gehen 
wir an dieser Stelle auf die Pentagonpapiere ein, die die Planungen des US-Imperia- 
lismus für Vietnam andeuten. Nach der Aufarbeitung dieser Strategie sollen in 
Thesen Fragestellungen aufgeworfen werden, die die Chancen von Revolution und 
Konterrevolution behandeln, in Südvietnam ihre Ziele zu verwirklichen. 


2. Die Kontinuität imperialistischer Politik in Südostasien 


Das politische Konzept der USA über die strategischen Ziele in Südostasien wurde 
in einer Erklärung des Nationalen Sicherheitsrats Anfang 1952 festgelegt. Es bildete 
die Grundlage aller Erklärungen der amerikanischen Politik bis in die jüngste Gegen- 
wart und ist als eine Grundmarkierung anzusehen, von der alle diplomatischen Zu- 
geständnisse und Variationen abgeleitet wurden. 


„Eine Kommunistische Herrschaft über ganz Südostasien — auf welchem Weg auch 
immer — würde schon innerhalb kurzer Zeit die amerikanischen Sicherheitsinteres- 
sen ernsthaft und auf lange Sicht bedrohlich gefährden. 

a) Der Verlust eines der Länder Südostasiens durch die kommunistische Aggression 
würde bedenkliche psychologische, politische und wirtschaftliche Folgen haben. 
Ohne wirksame und rechtzeitige Gegenmaßnahmen würde der Verlust auch nur 
eines einzigen Landes bei den übrigen Ländern dieser Gruppe wahrscheinlich re- 
lativ rasch zur Unterwerfung unter oder Anpassung an den Kommunismus füh- 
ren. Darüber hinaus würde ein Einschwenken des restlichen Südostasiens, Indiens 
und auf lange Sicht des Nahen Ostens auf die Linie des Kommunismus (vermut- 
lich nur mit Ausnahme Pakistans und der Türkei) aller Wahrscheinlichkeit nach 
Schritt für Schritt folgen. Eine so weiträumige Neuformierung müßte die Stabi- 
lität und Sicherheit Europas gefährden. (...) 

b) Südostasien, insbesondere Malakka und Indonesien, ist der Hauptlieferant für 
Kautschuk und Zinn in der Welt; es tördert Erdöl und produziert andere strate- 
gisch wichtige Güter. Der Reisimport Burmas ist entscheidend für Malakka, Uey- 
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lon und Hongkong und von erheblicher Bedeutung für Japan und Indien; alles 
wichtige Gebiete des freien Asiens. j 

c) Der Verlust Südostasiens, insbesondere Malakkas und Indonesiens, könnte zu 
zu einem so starken wirtschaftlichen und politischen Druck auf Japan führen, 
daß es äußerst schwierig wäre, Japan dem Einfluß des Kommunismus zu entzie- 
hen. 


en TREE. für Südostasien entsteht daher durch die mögliche Verschlech- 
terung der Situation in Indochina infolge der nachlassenden Entschlossenheit oder 
wegen der Unfähigkeit der französischen Regierung und der Union-Staaten, den 
Kampf gegen den Viet-minh-Aufstand fortzusetzen.“ (1) i 

Durch den Koreakrieg und durch die Verhandlungen zur Beendigung der ame- 
rikanischen Invasion in Korea wurde die kriegerische Einmischung in Vietnam von 
Seiten des US-Imperialismus verzögert. Alle Rechtfertigungen der beschränkten Es- 
kalation des Krieges in Vietnam und des zunehmenden amerikanischen Engage- 
ments in Südostasien griffen immer auf die dargelegten amerikanischen Interessen 
zurück. Sei es nun der Bericht des Vizepräsidenten Johnson über seine Besuche 
asiatischer Länder — oder seien es die Schlußfolgerungen von Verteidigungsminister 
McNamara zu dem Lagebericht, den General Taylor 1961 anfertigte, seien es die 
Überlegungen der Bombardierung Nordvietnams — immer wurde hervorgehoben, 
daß der Kampf gegen den Kommunismus in Südostasien mit Stärke und Entschlos- 
senheit aufgenommen werden mußte, um dort erfolgreich zu sein — sonst könnte die 
USA den gesamten pazifischen Raum aufgeben. Zum Führungsanspruch der USA 
gab es in diesen Gebieten keine Alternative. (2) 

Den Kompromiß der Genfer Verhandlungen von 1954 anerkannten die USA 
von Anfang an nicht. Ihnen kam es darauf an, das Kräfteverhältnis in Südvietnam 
zu verändern und zu gewährleisten, daß einer direkten und indirekten Hilfe der 
reaktionären Parteien nichts im Wege stand. Zu diesem Zwecke wurde bereits 1954 
die SEATO gegründet und Südvietnam trotz Neutralitätsabmachungen in Genf in 
den Machtbereich dieses Militärpaktes integriert. Diesen SEATO-Vertrag, auch Ma- 
nilapakt genannt, unterzeichneten Australien, Neuseeland, Frankreich, Pakistan, 
Thailand, die Philippinen und die USA. Das industrielle Potential und die militäri- 
sche Macht der USA bildeten das Rückgrat dieses Paktes. Daß dieses Militärbündnis 
geschlossen wurde, um die Intervention in Gebieten und Ländern vorzubereiten, 
wo die unterdrückten Klassen des Volkes sich anschickten, die alten Verhältnisse 
umzustürzen, belegen zwei Besonderheiten des Vertragstextes. 

Art. 4 Abs. 1 des Vertrages bestimmte, daß der Bündnisfall nicht nur durch 
einen „bewaffneten Angriff auf einen der Vertragsschließenden“ eintritt, sondern 
er kann auch „auf einen Staat oder Territorium, das die Vertragspartner noch be- 
zeichnen‘, angewandt werden. Einen besseren Gummiparagraphen, der sich auf die 
Intervention in Südvietnam richtete, konnten sich die militärischen Akteure dieses 
Paktes nicht ausdenken. Um alle Mißverständnisse auszuschließen, wurde die Ag- 
gressionsabsicht noch präziser umrissen, denn nach Art. 4 Abs. 2 dieses Vertrages 


1) Politisches Konzept der USA über Ziele in Südostasien 1952, Dokument Nr.2, Pentagon- 
papiere, München-Zürich, 1972, S. 26/27. 

2) Auszüge aus dem Memorandum „Mission in Südostasien, Indien, Pakistan“ von Vizeprä- 
sident L.B.Johnson an Präsident Kennedy, Mai 1961, Dokument Nr.21, Pentagonpapiere, 
a.a.O., S. 122; Bericht von Rusk und McNamara an Kennedy über Südvietnam,Doku- 
ıenl Nr.20, ebd., S.145; Wheelers Bericht an Johnson nach der 'l’etoffensive, Dokument 
Nr,132, ebd., S.615. 
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ist der Bündnisfall auch dann gegeben, wenn im Vertragsgebiet die territoriale Inte- 
grität, die Souveränität oder die politische Unabhängigkeit „auf andere Weise als 
durch den bewaffneten Angriff bedroht“ ist. In den Genfer Verhandlungen wurde 
zum gleichen Zeitpunkt ein Abkommen ratifiziert, das die Bestimmungen der 
Durchführung freier Wahlen festlegte. Würden die Kommunisten und ihre Bündnis- 
partner die Mehrheit der Wähler hinter ihr Programm der demokratischen Umge- 
staltung Südvietnams bringen, so würden die Armeen des SEATO-Paktes interve- 
nieren. Aus diesen Überlegungen heraus leisteten die USA Wirtschafts- und Militär- 
hilfe an die Diem-Regierung, entsandten Spezialisten für Verwaltungsarbeit, für 
Ausbildung der Polizei und Armee, gründeten die diversen Organisationen, die Sa- 
botage und Terror gegen die „Vietminh-Gebiete“ vorbereiteten und durchführten 
und die alle Mittel der Indoktrination und der Lüge aufboten, um Angst, Miß- 
trauen und Haß in den verschiedenen Klassen des vietnamesischen Volkes zu pro- 
vozieren. 

Es ist wichtig, heute daran zu erinnern, daß die Genfer Abkommen, Kom- 
promisse zwischen der Befreiungsbewegung und den imperialistischen Mächten, 
von Anfang an von den konterrevolutionären Mächten nicht anerkannt wurden. Es 
ist offensichtlich geworden, daß es eine „demokratische Etappe“ der Revolution in 
den Ländern der Kolonialrevolution nicht gibt. Eine politische Kooperation zwi- 
schen den Arbeitern, Landarbeitern, armen Bauern, der Kleinbourgeoisie und der 
demokratischen Intelligenz auf der einen Seite und den Grundbesitzern, Großbau- 
ern, der Kolonialbourgeoisie, den Handels- und Wucherkapitalisten auf der anderen 
Seite ist nicht möglich. Die feudalen und kapitalistischen Klassen und Klassenfrak- 
tionen haben sich in der Phase der imperialistischen Herrschaft vollständig identi- 
fiziert mit der imperialistischen Machtpolitik. 

So wie sie die Ausbeutung nur aufrechterhalten können mit Unterstützung 
des amerikanischen Imperialismus, so kann umgekehrt die politische Einflußnahme 
dieser Macht nur erfolgen auf der Basis dieser organisierten Konterrevolution. In- 
dem im Falle Südvietnams die Vietminh-Kader in den Norden gingen und die Par- 
tisanenarmee entwaffnet wurde, bekamen die konterrevolutionären Kräfte leichtes 
Spiel, die Genfer Abmachungen zu hintertreiben und die „Demokratie“ kurzfristig 
umzuwandeln in eine Militärdiktatur, die die revolutionären Politiker in die Zucht- 
häuser und KZ. warf. Der Kompromiß in Genf stellte sich sehr bald als Rückschlag 
für die Revolution heraus. Die USA setzten alles daran, diesen Kompromiß in einen 
Sieg für die Konterrevolution umzuwandeln. Den militärischen und soziologischen 
Planern des Pentagons war klar, daß eine rein militärische Lösung nicht gegeben 
war. Eine bloß militärische Zurückdrängung der revolutionären Klassen hätte nur 
die Alternative einer offenen imperialistischen Machtausübung in Südvietnam übrig- 
gelassen. Es wurden also die verschiedenen Projekte ausgearbeitet, die eine Vietna- 
misierung der Revolution angingen. 

Zwei grundsätzliche Aufgaben waren dabei zu lösen: Einmal die konterrevolu- 
tionäre Regierung und ihren Machtapparat finanziell und militärisch zu stützen, 
zum anderen mußte versucht werden, die Ursachen der sozialen Revolution zu „be- 
heben“. Nach den Vorstellungen dieser Sandkasten-Strategen konnten diese Aufga- 
ben nur gelöst werden, wenn der Regierungs- und Machtapparat nicht mehr feudale 
und frühkapitalistische Klasseninteressen wahrnahm, sondern sich ausrichtete auf 
die Bedingungen einer „kapitalistischen Gesellschaft“. Dazu war es notwendig, 
eine Industrie in den Städten aufzubauen, große Teile der Bauern vom Land zu ver- 
treiben und sie in Proletarier umzuwandeln und eine starke Mittel- und Groisbauern- 
schaft zu schaffen, die eine politische Stütze der Regierung werden konnte. Für 
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Südvietnam würde das bedeuten, eine Bodenreform durchzuführen und die produk- 
tiven Bauernwirtschaften mit modernen landwirtschaftlichen Maschinen, Düngemit- 
teln etc. zu versehen, und ein Umsiedlungsprogramm der armen Bauern und Landar- 
beiter in die Städte einzuleiten. So sollten im Mekong-Delta kapitalistische Muster- 
wirtschaften entstehen und Küstenregionen in Industrie- und Handelszentren ver- 
wandelt werden. 5 ; 

Vorläufig gab es keine Möglichkeiten, Diem, die Grundbesitzer, die Wucher- 
und Handelskapitalisten zu zwingen, ihre Ländereien aufzugeben und einer Land- 
reform, wenn auch finanzielle Entschädigungen angeboten würden, zuzustimmen. 
Im Gegenteil: Der konkrete Stand des beginnenden Aufstandes der Bauern gegen 
das Diem-Regime und die Bildung der politischen und militärischen Kraft des Viet- 
cong zwangen die USA, das Diem-Regime vorbehaltlos zu unterstützen und die ver- 
schiedenen Gegensätze der „‚Vietnamisierung der Konterrevolution“ hinzunehmen. 
Aber in allen Situationen versuchten sie im Zusammenhang mit ihren militärischen 
Vorhaben auch die politischen und sozialen Programme zum Zuge kommen zu las- 
sen. (3 

= erklärt auch, daß der CIA den Sturz Diems einfädelte und später die Re- 
volte des „Jungtürken“ Ky und Thieu gegen den Militärdiktator Khanh die volle 
amerikanische Unterstützung erhielt. Hinter diesen Mäßnahmen steckte die Absicht, 
eine weitere Isolierung des südvietnamesischen Machtapparats von den vietnamesi- 
schen Massen zu verhindern und nicht zuzulassen, daß er nur im Interesse kleiner 
Fraktionen der bürgerlichen Klasse und auf der Grundlage der religiösen Minderheit 
der Katholiken agierte. Zugleich kam es darauf an, Militärs und Beamte in diesem 
Verwaltungsapparat zum Zuge kommen zu lassen, die sowohl den militärischen und 
politischen Aufgaben einer Konterrevolution gewachsen, aber zugleich bereit waren, 
zugunsten einer kapitalistischen Konsolidierung dieser Konterrevolution ihre spezi- 
fischen frühkapitalistischen und religiösen Klassen-Borniertheiten aufzugeben. (4) 

In dem Maße, wie die Revolution sich in Südvietnam ausweitete und die süd- 
vietnamesischen Truppen Niederlage auf Niederlage einstecken mußten, fand eine 
Modifizierung des ursprünglichen Programms statt. Die Pazifizierung des Südens 
mußte in einen Zusammenhang mit dem Bombenterror gegen die befreiten Gebiete 
und gegen Nordvietnam gesehen werden. Hinter der Bezeichnung „Pazifizierung“ 
verbarg sich das Programm der Schaffung von Wehrdörfern und die Vertreibung der 
Bauern aus den befreiten Gebieten in die Städte, um sie der totalen Kontrolle des 
südvietnamesischen Regimes auszusetzen. Der Taylorplan der Pazifizierung ist 
zwar nicht veröffentlicht, aber sowohl aus den einzelnen Maßnahmen, aber auch 
aus Stellungnahmen Taylors zur Lage in Südvietnam ist seine Grundtendenz ersicht- 
lich. Der politische Teil beschreibt den Gang der Vietnamisierung des Krieges, der 
zuerst ausgeht von einem verstärkten Engagement der Amerikaner in Südvietnam 
und der Eskalierung des Bombenkrieges gegen Nordvietnam, aber zum Ziel hat, 
das südvietnamesische Regime zu festigen und die südvietnamesische Wirtschaft auf, 
kapitalistische. Produktionsverhälthisse „umzuorganisieren”. Der. Bombenterror 
selbst wurde verstanden als Mittel, Nordvietnam zu demoralisieren, seine sozialisti- 


3) Vietnam-„Aktionsprogramm“ von Kennedys Arbeitsgruppe, Dokument Nr.18, ebd.S. 
113; Zusammenfassung des von den Vereinigten Stabschefs an McNamara gesandten Tay- 
lorberichts, 1964, Dokument Nr.69, ebd., S. 286. 

4) Notizen zur Kennedy-Konferenz über das Diemregime im Juli 1963, Dokument Nr.33, 
ebd., S.186; Telegramm dcs Weißen Ilauscs an Lodge, das auf Relorinen drängt, Doku- 
ment Nr.45, ebd., S.200; Lodge gibt Bundy Anweisungen, die Entwicklung des Putsches 
nicht zu stören, Dokument Nr.57, ebd., S.222. 
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sche Wirtschaft zu zerstören und eine günstige Ausgangsbasis bei Verhandlungen zu 
erzielen. An Rückzug dachten die USA in keinem Augenblick. Taylor erläuterte be- 
reits 1964 amerikanischen Regierungsbeamten in groben Umrissen die „neue“ Poli- 
tik in Südvietnam: 

„Wenn wir nach alledem in Vietnam ein Spiel spielen, das verloren zu gehen scheint, 
dann wird es höchste Zeit, daß wir unseren Kurs ändern. Dazu müssen wir drei Din- 
ge tun: Erstens müssen wir in Südvietnam für eine stabile Regierung sorgen; zwei- 
tens müssen wir eine Verbesserung aller Maßnahmen erreichen, die der Abwehr der 
Insurgententätigkeit dienen, und drittens endlich müssen wir erreichen, daß 
Nordvietnam seine Unterstützung für den Vietcong aufgibt. (...) Um die Moral zu 
heben und den Vietcong zurückzudrängen, müssen die 34-A-Operationen intensi- 
viert und Luftangriffe auf Nachschubwegen im laotischen Korridor sowie Vergel- 
tungsschläge durchgeführt werden. Die Beteiligung der US-Streitkräfte an den Ein- 
sätzen in Laos ist wichtig, um den Südvietnamesen zu zeigen, daß wir durchaus be- 
reit sind, auch das Risiko eines Angriffs auf Nordvietnam mitzutragen. Sollte unser 
Plan den politischen Gegebenheiten nicht entsprechen und die Regierung in Süd- 
vietnam gestürzt werden, müssen wir wieder von vorn anfangen oder nach einem 
neuen Weg suchen.“ (5) 

Die begrenzte Eskalation trat in Kraft. Immer mehr amerikanische Truppen 
wurden gelandet, um den Zusammenbruch des südvietnamesischen Regimes zu ver- 
hindern. Nach der Tonkingaffäre wurde mit der Operation „Rollender Donner“ die 
massive Bombardierung eingeleitet. Reichten die Bombardierungen nicht aus, die 
revolutionären Kräfte im Süden und im Norden in die Knie zu zwingen, so sollten 
sie Mittel sein, einen günstigen „Frieden“ zu erreichen, der nicht weit hinter dem 
Kompromiß von Genf zurückfiel, aber auf jeden Fall den Status quo in Südostasien 
aufrechterhielt — also verhinderte, daß die Revolution sich ausweitete. (6) Im Do- 
kument Nr. 96 wurden die möglichen Verhandlungsergebnisse durchgespielt, die 
angestrebt werden sollten, wenn der konterrevolutionäre Sieg unmöglich wurde: 


„1. Ein befriedetes, nichtkommunistisches Südvietnam. 
Eine „laotische‘“ Lösung mit Gebieten, die de facto vom Vietcong beherrscht 
werden, einer „Regierung der nationalen Einheit“ und einer vorgeblich von 
Nordvietnam unabhängigen Befreiungsfront. 

3. Ausdrückliche Teilung von Südvietnam, wobei jeder Teil seine eigene Regie- 
rung erhält. 

4. Ein „unsicheres Gleichgewicht“, d. h. schleichender Krieg — mit sich langsam 
verschiebenden Fronten zwischen Südvietnam und dem Vietcong. 

5. Verlust von Südvietnam an die Volksrepublik Nordvietnam. Vorbeugende 
Maßnahmen zur nachteiligen Auswirkung im Falle einer Niederlage. Unter der 
Voraussetzung, daß selbst die umfassendsten Bemühungen der USA und Süd- 
vietnams nur eine Niederlage zur Folge haben sollten, sind bereits jetzt Maß- 
nahmen zu ergreifen, um nachträglich Schaden von den USA abzuwehren.“(7) 


Dabei war daran gedacht, in anderen Ländern Südostasiens zu intervenieren 


5) Taylor unterrichtet im November 1964 die wichtigsten Beamten über die Lage, Doku- 
ment Nr.87, ebd., S.368 ff. . 

6) Endgültiger Entwurf für eine von der Arbeitsgruppe erstellte Lagebeurteilung, Dokument 
88, ebd., S. 371. 

N Ein Entwurf McNaughtons für McNamara, Thema: „Vorschläge für Aktionskurs“, März 
1965, Dokument Nr.96, ebd., S. 431. 
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und einen politischen und militärischen Druck auszuüben, damit nirgendwo in der 
Welt das vietnamesische Beispiel zündete. Auch die Zeremonie der Kompromißlö- 
sung wurde im Juli 1965 durchgespielt. Punkt 1 und Punkt 5 der möglichen Lösun- 
gen wurden ausgeklammert, es blieben die Punkte 2 bis 4, wobei die USA anstreb- 
ten, eine Teilung Südvietnams durch die massiven Bombardierungen zu erreichen, 
um in der „amerikanischen‘‘ Zone eine günstige Ausgangsbasis für ein roll-back auf 
der politischen und wirtschaftlichen Ebene zu-finden. Um nach der Eskalation des 
Krieges zu Verhandlungen zu kommen, wurde ein Spektrum diplomatischer Manö- 
ver durchgespielt: 


3: 


a 


— 


8) 


„Wir können von Hanois Punkten alle außer einem akzeptieren. Auch über einige 
Grundregeln für wirklich ernsthafte Verhandlungen — ohne alle Vorbedingungen 
— sollten wir uns einigen Können. 

... wenn diese erste Fühlungnahme zu weiteren geheimen Sondierungsgesprächen 
führt, können wir den Begriff der Selbstbestimmung ins Gespräch bringen, der 
dem Vietcong einige Aussicht auf Durchsetzung seiner politischen Ziele durch 
Wahlen oder andere Mittel eröffnet. 

Auf unserer Seite sollten die Kontakte durch einen nicht der Regierung angehö- 
renden geeigneten Mann wahrgenommen werden. 

Wenn sich auf dieser Ebene Fortschritte erzielen lassen, kann dies die Basis für 
eine spätere multinationale Konferenz sein. Zu irgendeinem Zeitpunkt muß na- 
türlich die Regierung von Südvietnam an Bord geholt werden, allerdings würde 
ich diesen Schritt zurückstellen, bis wir — was Hanoi angeht — eine in der Sub- 
stanz positive Reaktion haben. 

Bevor es zu einer offiziellen Konferenz kommt, sollte unsere prinzipielle Zu- 
stimmung zu folgenden Punkten festgelegt werden: 

a) die USA werden ihre Bombenangriffe auf den Norden einstellen, 

b) die Südvietnamesen werden im Süden keine Offensivoperationen einleiten und 
c) die Nordvietnamesen werden Terrorakte und andere aggressive Aktionen gegen 
den Süden beenden. 

Die auf dieser Konferenz geführten Verhandlungen sollten darauf abzielen, unse- 
rer Übereinkunft mit Hanoi die Form eines multinationalen Abkommens zu ge- 
ben, das von den USA, der Sowjetunion und möglicherweise anderen Seiten ga- 
rantiert wird und zu dessen Verwirklichung ein internationaler Überwachungs- 
mechanismus beitragen muß.“ (8) 


Fragen über Vietnam 


Die Pentagonpapiere stehen im Kontext der neokolonialistischen Politik des Im- 
perialismus, die in Lateinamerika, Afrika und einigen Teilen Asiens ohne Zweifel 
zu Erfolgen geführt hat, wenn sie auch nur für eine gewisse Zeit durch militäri- 
sche und wirtschaftliche Maßnahmen die soziale Revolution zurückdrängen 
konnte. Es steht fest, daß die. alten Formen imperialistischer Ausbeutung nur 
noch beschränkt angewandt werden, daß — neben den Formen der „klassischen“ 


George Balls Memorandum an Johnson über „eine Kompromißlösung“, Juli 1965, Doku- 
ment Nr.103, ebd., S.449. 
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Ausbeutung — in einigen strategischen Kernländern, etwa in Columbien, in Bra- 
silien, in Formosa, in Indonesien, in Singapur, der Aufbau einer Konsumtions- 
mittel- oder sogar der Aufbau der Produktionsmittelindustrie erfolgt. Dieser 
Prozeß gründet sich auf eine langfristige Expropriierung der Bauern und der 
Schaffung eines Industrieproletariats, daß den technisch-wissenschaftlichen und 
ökonomischen Bedingungen der großen Industrie gewachsen ist. Trotz ausländi- 
scher Investitionen gewinnen die nationalen Bourgeoisien, die kleinen und mitt- 
leren Industriellen, das kapitalistische Grundeigentum bei der Umwälzung der 
Gesellschaft von ihrem frühkapitalistischen oder kolonialistischen Zustand in die 
kapitalistische Form wirtschaftliche und politische Bedeutung. 

In Vietnam scheiterten bisher alle Ansätze der forcierten kapitalistischen Ak- 

kumulation. Zwar gelang es z. T. die feudalen Besitztümer in kapitalistische Far- 
men zu verwandeln. Die Klasse der Grundeigentümer überließ jedoch angestell- 
ten Spezialisten den Betrieb, wenn sie nicht überhaupt über Pachtzinsen, Wucher- 
geschäfte und Großhandel mit landwirtschaftlichen Produkten die Bauern aus- 
preßte. Der Bürgerkrieg verhinderte größere Investitionen in Manufaktur oder In- 
dustriebetrieben und die Grundeigentümer, Händler und Wucherkapitalisten zo- 
gen es vor, das Geld im Ausland zu horten. Die Monokultur der Kolonialzeit 
wurde in keiner Weise überwunden. Über den Staat versuchten diese Klassen, die 
sozialen Ansprüche der Bauern zurückzudrängen, weshalb die Bodenreformen, 
zu denen die Amerikaner rieten, weitgehend scheiterten. 
Der Krieg, die aufgeblähte südvietnamesische Armee, schufen für das Wucher- 
und Handelskapital neue Betätigungsfelder wie Unterschlagungen, Schiebungen, 
Bestechungen, Korruption usw. ‚Investiert‘ wurde ausschließlich im Handel, im 
Import japanischer Konsumgüter oder im schwarzen Markt. Einzelne Werkstät- 
ten, Wäschereien, Reparaturanstalten, Nähereien und Stacheldrahtmanufaktu- 
ren profitierten vom Krieg; alle anderen Rüstungsgegenstände wurden aus den 
USA herbeigeschafft. Die ursprüngliche Akkumulation des Kapitals wurde vor al- 
lem durch den Krieg geleistet. 

Der Krieg trieb Millionen Bauern in die Flüchtlingslager der Küstenregionen. 
Hier leben sie als ein riesiges Arbeitslosenheer von Regierungsalmosen. Unausge- 
bildet, behaftet mit allen Illusionen und Hoffnungen der bäuerlichen Klasse, 
eignen sie sich zu Hilfsarbeitern, sind aber in einer Erdöl- oder erdölverarbeiten- 
den Industrie, in Maschinenfabriken, Textilindustrien usw. vorläufig unverwend- 
bar. Bleiben die Armeeangehörigen, die durch den Krieg mit Produkten der 
großen Industrie in Berührung gekommen sind: mit Maschinenpistolen, Raketen, 
schweren Geschützen, Lastwagen, Minensuchern, Panzern usw. ihre Bekannt- 
schaft mit den Resultaten kapitalistischer Produktionsweise gemacht haben. 
Aber zwischen der bloßen Zerstörung mit Hilfe automatischer Waffen und der 
produktiven Arbeit in modernen Industrien ist Keine einfache Identität zu set- 
zen. USA und Japan mögen nach Vietnam Geld hineinpumpen; die Industriali- 
sierung verläuft nicht automatisch, denn sie hat die Widerstände der Wucher- 
und Handelskapitalisten, der Korruption, der Handwerker, Flüchtlinge, Solda- 
ten usw. usw. zu überwinden, was ohne soziale Unruhen nicht zu erwarten ist. 


b) Der Staatsapparat, die Militär- und Verwaltungsadministration, die Geheimpoli- 
zei, die Armee, angeschwollen auf über eine Million Menschen, hat in Südvietnam 
nicht nur keinc Klasscnbasis, cr crdrückt als aufgeblähter Überbau die Gesell- 
schaft Südvietnams. Die kleine Klasse der Kriegsgewinnler, Händler, Schieber, 
Lieferanten, Generäle und höherer Beamte, die Großgrundbesitzer, die mittleren 
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Exponenten von Verwaltung, Armee und Polizei, die religiöse Minderheit mili- 
tanter Katholiken, einige reiche Bauern tragen diesen Staat, der finanziert wer- 
den muß von den USA. Durch Terror, Spitzelei, Konzentrationslager mag er in 
den Städten mit Gewalt Ruhe und Ordnung aufrechterhalten, er bildet in dieser 
Form jedoch ein Hindernis für die kapitalistische Industrialisierung, für die 
Schaffung eines inneren Marktes und für den industriellen Aufbau. Solange 
dieser Apparat besteht, sind Korruption, Manipulation und die Sabotage der de- 
mokratischen Umwandlung die einzigen Garanten dafür, daß der Status quo er- 
halten bleibt. 


c) Ein wichtiger Garant für die Aufrechterhaltung des Waffenstillstands- und Frie- 
densabkommens in Vietnam scheinen für die USA die sozialistischen Länder zu 
sein. Die Ost-West-Geschäfte, die Investitionen und Kredite des westlichen Ka- 
pitalismus in die verstaatlichte Wirtschaft der Volksdemokratien, die sich ab 1972 
verstärkt anbahnten, ließen bei der Verminung von Haiphong und bei dem Aus- 
rottungsfeldzug, den die amerikanischen Bombenterroristen über Süd- und Nord- 
vietnam zogen, nur verbalen Protest erwarten. Und tatsächlich wurde nur Pro- 
test aufgeboten. Selbst die starken französischen und italienischen kommunisti- 
schen Gewerkschaften unterließen es, dem Beispiel der australischen Gewerk- 
schaften zu folgen, alle amerikanischen Kriegsschiffe zu boykottieren oder gar 
Militärtransporte zu stoppen. Die Rücksichtsnahme auf die potentiellen Volks- 
frontpartner und die Wahrung des politischen Friedens zwischen Ost und West 
mag sie veranlaßt haben, von diesen Kampfmaßnahmen abzusehen. Die Waffen- 
lieferungen der sozialistischen Länder an Nordvietnam und den Vietcong nah- 
men zu, standen aber in Quantität und Qualität in keinem Verhältnis zu den Lie- 
ferungen der Amerikaner nach Südvietnam. Es fehlten die modernen Abfang- 
jäger, moderne U-Boote, die neuesten Abwehr- und Mittelstreckenraketen und 
es fehlten Maßnahmen, die einen politisch-diplomatischen Druck auf den Impe- 
rialismus ausüben, nicht zu weit zu gehen. Es fragt sich im Fall Vietnams, wer von 
wem abhängig ist, die USA und ihre Verbündeten vom Osthandel, um die Wirt- 
schaft zu stabilisieren oder umgekehrt das sozialistische Lager von westlichen In- 
vestitionen, um die Wirtschaft voranzubringen und auf hohem technischen Ni- 
veau zu stabilisieren. Und es fragt sich, ob von sozialistischer Seite in Vietnam 
sr Spanien 1936 oder ein neues Griechenland 1946/47 hingenommen 
wird? 

Ein nationalistisch beschränktes Nordvietnam, das sich ausschließlich um den 
eigenen Aufbau kümmert und einen Partei- und Staatsapparat hervorbringt, der 
sich in ‚stalinistischer‘ Manier von den Massen der Arbeiter und Bauern isoliert 
und gesellschaftliche Funktionen einer sozialistischen Demokratie verstaatlicht, 
d.h. den Produzenten als bürokratischen Apparat gegenübersetzt und verselbstän- 
digt — das wäre eine Gesellschaftsform, die sogar das Entzücken der USA erre- 
gen würde. Kissingers Andeutungen und Rogers Verhalten auf der Pariser Viet- 
nam Konferenz deuten an, daß die USA eine derartige Entwicklung für Nord- und 
Südvietnam begrüßen würden. 


d) Die Empörung über die amerikanischen Verbrechen in Vietnam hatte sich auch 
in der Bundesrepublik weiter ausgebreitet in große Teile der Arbeiterklasse, der 
Kleinbourgeoisie und der Intelligenz. Die Haltung linker Sozialdemokraten und 
Gewerkschaftler zeigte, daß diese vorerst humanistische Empörung umschlägt in 
antiimperialistische Kritik. Dadurch wäre die sozialistische Opposition der In- 
telligenz an den Universitäten und Schulen in die Lage versetzt, die Vietnam- 
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kampagnen überzuleiten in Massendemonstrationen gegen den Krieg, gegen die 
offizielle Stellungnahme der Sozialdemokratie und gegen die amerikafreund- 
liche Position der Bundesregierung. Eine Vorbedingung wäre die Kooperation in 
der Einheitsfront, die von der linken Sozialdemokratie, über linke Gewerkschaft- 
ler bis zur DKP reicht. 

In den letzten Vietnamdemonstrationen wurde deutlich, daß die verschiede- 
nen Intellektuellensekten nicht fähig und bereit sind, ihre spezifischen Allüren 
und Borniertheiten abzulegen. Unter dem Vorwand der Solidarisierung mit Viet- 
nam veranstalteten sie ihre Prozessionszüge, die kaum Anklang unter den Arbei- 
tern fanden, weil die Parolen verdeutlichten, hier nehmen Sekten den Vietnam- 
krieg zum Anlaß, ihre Rezepte der Erneuerung der Menschheit vorzutragen. Es 
geht ihnen gar nicht darum, den Sieg der vietnamesischen Revolution zu unter- 
stützen, Aufklärung zu geben über Erfolge, Schwierigkeiten und Widersprüche 
dieser vietnamesischen Revolution, die proamerikanische Ideologie in West- 
deutschland aufzubrechen und Gewerkschaftler und Sozialdemokraten in ihrer 
Solidarität mit Vietnam zu helfen. Hinter den Siegesparolen lauerten absurde An- 
griffe gegen die Sowjetunion, die mit dem US-Imperialismus gleichgesetzt wurde, 
gegen DKP, linke Sozialdemokratie und Gewerkschaftler. Die Parolen über den 
„Sieg“ verbreiten Unsicherheit, Unkenntnis, Spaltung und Demoralisierung. Die 
Sektengruppen der sozialistischen Opposition bewiesen uns und sich dadurch, 
daß sie politische Taktik, die auf die Mobilisierung der Arbeiter abzielt, aufgege- 
ben haben, daß sie nicht Avantgarde, sondern Nachtrab, ein Sammelbecken für 
eine „verzweifelte“ Intelligenz sind, die nicht wahrhaben will, daß die Klassen- 
kämpfe der Arbeiter die gesellschaftliche Entwicklung prägen, und daß nur die 
Solidarität der Arbeiter in Westeuropa, in den sozialistischen Staaten und den 
USA die vietnamesische Revolution davor bewahren kann, vor den imperialisti- 
schen Anschlägen zu kapitulieren. 
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Nachdem die „Probleme des Klassenkampfs“ den ersten Jahrgang hinter sich ge- 
bracht haben, erscheint es uns notwendig, die im Editorial zum ersten Heft (1) ange- 
deuteten Aufgaben auch aufgrund der bislang publizierten Analysen und Thesen neu 
zu durchdenken. Die im folgenden wiedergegebenen Überlegungen stellen nicht das 
dar, was gemeinhin unter politischer Linie verstanden wird — ein scheinbar geschlos- 
senes System von Einschätzungen und daraus abgeleiteter Programmatik; sie sind 
vielmehr der Versuch, Elemente einer Perspektive für unsere Zeitschrift auf der Ba- 
sis von kontroversen Diskussionen in der Redaktionskonferenz zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zusammenzufassen und gleichzeitig die Basis herzustellen für die Diskus- 
sion und Weiterentwicklung eines sinnvollen Arbeitsprogramms. 

Die bisherige Arbeit der Redaktionskonferenz und der Autoren war geprägt 
durch die aus der Geschichte der Intellektuellenbewegung resultierende Aufgaben- 
setzung, wie sie sich im ersten Editorial niederschlug. Ging es uns einerseits darum, 
eine bloß ideologische Nachahmung der Arbeiterbewegung und die damit gesetzten 
doktrinären Ansprüche und Organisationsversuche als falsch abzulehnen, so waren 
wir uns andererseits der Schwierigkeiten bewußt, „Geschichte und Aktualität der 
Klassenkämpfe zum Gegenstand materialistischer Analyse zu machen“ (2). Diesen 
Schwierigkeiten durch eine unvermittelte Identifikation der Ergebnisse der Marx- 
schen Analyse der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft mit der Analyse und Be- 
urteilung zeitgeschichtlicher Prozesse (d.h. vor allem den politischen Problemen ei- 


1) Vgl. Editorial, Probleme des Klassenkampfs, Nr.1, November 1971, S.1 ff. 
2) A.2.0.,8.3. 
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ner selbständigen Arbeiterbewegung) aus dem Wege gehen zu wollen, erschien uns 
als Kehrseite des vorherrschenden Doktrinarismus und ebenfalls von der spezifischen 
Situation der Intellektuellenbewegung bei ihren Versuchen zur organisierten Unter- 
stützung des Kampfes der Arbeiterklasse bestimmt. Uns war klar, daß erst auf der 
Grundlage einer marxistischen Kritik, welche die realen Probleme der gegenwärtigen 
Klassenkämpfe zum Zentrum hat, sowohl Aussagen über Tendenzen und Aufgaben 
der Arbeiterbewegung als auch der Funktion sozialistischer Intellektueller in ihr ge- 
troffen werden können, will man nicht „durch einen verengten Erfahrungsbereich 
und ein apologetisches, dogmatisches Vorverständnis hinter die Entfaltung der Klas- 
senkämpfe zurückfallen“. (3) 

Gleichwohl war das von uns formulierte Programm ebenfalls geprägt durch die 
in den Auseinandersetzungen um die Zeitschrift ‚Sozialistische Politik“ und die Bil- 
dung der Mehrheitsfraktion sich ausdrückenden damaligen Probleme der Intellek- 
tuellenbewegung. Die Abstraktheit der Aussagen im Editorial zu Nr. 1 führte deshalb 
unter anderem zu Mißverständnissen sowohl innerhalb der Redaktionskonferenz als 
auch bei den Lesern und den politischen Gegnern der Prokla; und zwar vor allem 
wegen der dort ausgesprochenen Absicht, Arbeiten „zur Theorie und Praxis des Re- 
visionismus und Reformismus (insbesondere zur Theorie des Staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus und zur Rolle der Gewerkschaften)‘ zu publizieren. Diese Ab- 
sicht, von vornherein nicht auf eine Partei oder „Linie‘‘ bezogen, wurde von uns 
ganz allgemein damit motiviert, „den Revisionismusvorwurf entweder zu belegen 
oder zu destruieren“.(4) In ihrer gewissermaßen unentschiedenen und unbestimm- 
ten Abstraktheit drückte diese Absicht das Fehlen einer begründeten Einschätzung 
der neuen Tendenzen der Arbeiterbewegung ebenso aus, wie die Tatsache, daß die 
Redaktionskonferenz — wie jede andere Intellektuellengruppe auch — jeweils die 
spezifischen Probleme, Selbstüberschätzungen und Fehleinschätzungen der Intellek- 
tuellenbewegung reproduziert, wenn auch in einer durch den Anspruch der wissen- 
schaftlichen Begründung politischer Positionen noch einmal reflektierter Form. 

Die Einsicht in die genannte Schwäche unseres damaligen Ausgangspunktes 
kann allerdings nun für uns heute nicht bedeuten, daß jetzt die DKP (oder gar eine 
der anderen kommunistischen Gruppen) uns als der adäquate, allgemeine politische 
Ausdruck der gegenwärtigen Arbeiterbewegung in der Bundesrepublik gilt, die daher 
auch der Ausgangspunkt unserer theoretischen Arbeit zu sein hätte. Uns erscheint es 
nach wie vor im Rahmen dieser Zeitschrift notwendig, neben Versuchen zur Rekon- 
struktion der Kritik der politischen Ökonomie (also der Tendenzen der Kapitalisti- 
schen Gesellschaft ganz allgemein) den Verlauf der Klassenbewegung aus den sich 
entwickelnden Konflikten im gegenwärtigen Kapitalismus (insbesondere in West- 
deutschland) zu analysieren. Die sozialistischen und kommunistischen Organisatio- 
nen können nur aufgrund einer solchen Analyse eingeschätzt und kritisiert werden. 
Es muß dabei klar sein, daß es sich im Rahmen einer wissenschaftlichen Zeitschrift 
immer nur um eine theoretische Kritik handeln kann. Die entscheidende Auseinan- 
dersetzung mit reformistischen, revisionistischen und dogmatischen Strömungen in- 
nerhalb der Arbeiterbewegung kann nur durch eine bessere, die revolutionäre Per- 
spektive nicht verbauende Praxis der Arbeiterbewegung geführt werden. Für die He- 
rausbildung einer solchen Praxis selbst stellt die theoretische Arbeit, wie sie von so- 
zialistischen Intellektuellen geleistet werden Kann, eine Voraussetzung dar. Die theo- 
retische Arbeit kann jedoch unserer Ansicht nach nur dann eine solche Voraussei- 
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zung sein, wenn sie — negativ — nicht versucht, eine „führende“ Rolle zu überneh- 
men, und — positiv — das System der Kritik der Politischen Ökonomie zum Aus- 
gangspunkt nimmt. Auf der Basis der Marxschen Theorie muß sie versuchen, die 
Grenzen des gegenwärtigen kapitalistischen Systems aus seinen realen (und nicht et- 
wa zur „allgemeinen Krise“ hypostasierten) Auflösungstendenzen heraus aufzuzei- 
gen, in der Analyse die jeweils wesentlichen Krisenprozesse aufzuweisen und somit 
zu einem Element der politischen Taktik zur Überwindung des kapitalistischen 
Systems zu werden. 


I. 


Kritik der politischen Ökonomie hat grundsätzlich davon auszugehen, daß der Mo- 
tor dieser Gesellschaft die Bewegung des Kapitals ist, wie sie im unmittelbaren Pro- 
duktionsprozeß gegen die Arbeiterklasse sich durchsetzt. Aber dieses wesentliche 
Verhältnis stellt sich als solches zunächst gar nicht dar. Vielmehr ist für die kapita- 
listische Gesellschaft ganz allgemein charakteristisch, daß der Klassengegensatz in 
äußerlichen, scheinbar selbständigen Ausdrucksformen auftritt (z.B. in der Existenz 
des bürgerlichen Rechts, seiner Trennung von dem Staatsrecht, und der Entstehung 
des Arbeitsrechts; oder auch in der Existenz einer spezifisch bürgerlichen Sprache, 
die die konkreten Erfahrungen der unmittelbaren Produzenten kaum ausdrücken 
kann, sondern wesentlich Sprache der Zirkulationssphäfre ist). Diese Formen werden 
durch die geschichtliche Entwicklung modifiziert (z.B. durch die Existenz einer ein- 
heitlichen oder einer zersplitterten Arbeiterbewegung, ihre verschiedenartige Einbe- 
ziehung in das System bürgerlicher Politik). Die kapitalistische Gesellschaft stellt sich 
also zunächst als ein mannigfaltig gegliedertes und historisch wie national jeweils ver- 
schiedenartiges Ganzes mit einer Pluralität von Lebensbereichen und Interessen dar, 
denen eine Vielfalt von Wissenschaftszweigen entspricht. Andererseits enthält die 
auf dem Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital beruhende Gesellschaft in sich auch 
Tendenzen, diesen treibenden Widerspruch, vor allem die in der unmittelbaren Pro- 
duktion und ihrem Umkreis zutagetretenden Gegensätze im Alltag sichtbar werden 
zu lassen, weiter auch die Interessengegensätze und Konflikte, die in verschiedenem 
Maß auf den Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital bezogen sind. Diese Tenden- 
zen können in bestimmten historischen Situationen den Zentralkonflikt deutlich 
sichtbar werden lassen, bis hin zu seiner Austragung in offenen Klassenkämpfen; in 
anderen Situationen dagegen können die vergleichsweise äußerlichen Ausdrucksfor- 
men das Zentrum des Konflikts weitgehend verdecken. Aufgabe der sozialwissen- 
schaftlich ausgebildeten sozialistischen Intelligenz ist es daher, den Zentralkonflikt 
anhand seiner jeweiligen Erscheinungsweisen zu analysieren. In erster Linie zwar an 
den Auseinandersetzungen, die in den Konflikten über Reallöhne, betriebliche Situa- 
tion, Stillegungen, Entlassungen usw. sich äußern, an den im Umkreis des unmittel- 
baren Produktionsprozeß’ des Kapitals auftretenden Problemen. Darüberhinaus aber 
auch an den vermittelteren Erscheinungen, in Bereichen, die keinen direkten Zusam- 
menhang mit der eigentlichen Sphäre der Kapitalproduktion zeigen. Dies gilt vor 
allem für das Verhaltnis von Politik und Ökonomie, worauf weiter unten noch ein- 
gegangen wird. Die entscheidende Frage wird hier sein, den bloß mittelbaren Zusam- 
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menhang genau nachzuweisen bzw. auch das Fortwirken von Überbleibseln der Ver- 
gangenheit zu zeigen; weiter, zu untersuchen, ob die hier auftretenden Konflikte. 
eine Bewegung zur Aufdeckung des zentralen Konflikts einleiten können. (Wenn be- 
hauptet wird, daß der „klassische Konflikt“ zwischen Kapital und Arbeit heute 
durch andere Konflikte überlagert sei, so wird gerade dieses Problem der Vermitt- 
lung übersehen und eine ungewöhnlich prosperierende Entwicklung des Kapitalismus 
nach dem 2. Weltkrieg zum Merkmal des „‚Spätkapitalismus‘“ überhaupt gemacht). 
Für die Untersuchung der kapitalistischen Gesellschaft in ihrer heute spezifi- 
schen Gestalt in Westdeutschland werden für uns vier Arbeitsschwerpunkte (die im 
realen Forschungsprozeß nicht als notwendig aufeinanderfolgend zu denken sind) 
im Vordergrund stehen. Erstens ist, ausgehend von der Marxschen Darstellung des 
allgemeinen Kapitalbegriffs, weiter an den hier zu klärenden methodischen Fragen 
zu arbeiten. Zweitens ist die Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft aufzuarbeiten 
— als ökonomische Geschichte und in ihrem Weltmarktzusammenhang, als Ge- 
schichte der Klassenkämpfe und der Arbeiterorganisationen und als Geschichte der 
relativ eigenständigen Bereiche wie des Rechts usw. Drittens sind Analysen zur ge- 
genwärtigen Bewegung des Kapitals, der Tendenzen in der Lage der Arbeiterklasse 
und der politischen Auseinandersetzungen um taktische Fragen der Arbeiterbewe- 
gung zu erstellen. Viertens (allerdings auch schon implizit in 1-3) ist die kritische 
Verarbeitung bürgerlicher Theorie wichtig, da sie in ihren verschiedenen Bereichen 
— in verkehrter Form und als Oberflächenzusammenhang — die Resultate der Wei- 
terentwicklung der bürgerlichen Gesellschaft schon allgemein auszudrücken sucht. 


II. 


Ansätze zur Untersuchung der kapitalistischen Gesellschaft — vor allem in West- 
deutschland — sind in mehreren Aufsätzen in den bisher erschienenen Nummern un- 
serer Zeitschrift vorgelegt worden, und es ist beabsichtigt, diese Arbeit fortzuführen. 
Als allgemeine Tendenzen können wir hier — zum Zwecke der Funktionsbestim- 
mung einer wissenschaftlichen sozialistischen Zeitschrift — folgendes umreißen, wo- 
bei keineswegs der Anspruch erhoben wird, die objektiven und subjektiven Bedin- 
gungen der Entfaltung der Klassenbewegung des Proletariats genau darzustellen. 
(Diesen Anspruch kann im Ernst heute niemand erheben.) 

Die kapitalistische Entwicklungin der Bundesrepublik nach dem zweiten Welt- 
krieg produzierte mit der Akkumulation eine Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals und eine starke quantitative Ausdehnung der Lohnarbeiterklasse im wei- 
testen Sinn, absolut wie relativ (bezogen auf die sogenannten ‚Selbständigen‘). Mit 
ihrer Ausdehnung war allerdings keine Stärkung der gesellschaftlichen Machtposition 
der Arbeiterklasse verbunden; im Gegenteil, in allen Sphären des gesellschaftlichen 
Lebens verstärkte sich die Macht des Kapitals. Dieser Machtzuwachs des Kapitals 
führte jedoch nur zu vergleichsweise geringen sozialen Konflikten, da für den einzel- 
nen Arbeiter und die Klasse insgesamt (von den — allerdings wichtigen — ‚Ausnah- 
men‘ der Alten, Kranken, Frauen ı1.a. abgesehen) sich diese Entwicklung nicht als 
Bedrohung der Lebensbedingungen darstellte, sondern mit der Verbesserung des 
„Lebensstandards“ im Bereich der individuellen Konsumtion verbunden war. Stö- 
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rungen des Akkumulationsprozesses des Kapitals, welche die Akkumulation von 
Macht einerseits und die schrittweise Integration der Arbeiterklasse und ihrer Orga- 
nisationen hätten fragwürdig werden lassen, waren so geringfügig, daß sie für den Bil- 
dungsprozeß von Klassenbewußtsein nur relativ wenig Bedeutung gewannen. So 
konnte auch die KPD verboten und ihre Mitglieder und Sympathisanten verfolgt 
werden, ohne daß dies zu größeren Kämpfen führte. Allerdings zeigte die Krise von 
1966/67, daß die ökonomischen Voraussetzungen für die Kapitalherrschaft nicht 
auf Dauer so günstig bleiben können wie während der 50er Jahre und der ersten 
Hälfte der 60er Jahre. Daß kKonjunkturelle Abschwünge in eine Krise ausmünden 
konnten, zeigten die veränderten Reproduktionsbedingungen des westdeutschen Ka- 
pitals vermittelt über die Weltmarktzusammenhänge — an. Um einige Momente die- 
ser Veränderungen zu benennen: die permanente und sich beschleunigende Umwäl- 
zung der technologischen Grundlage der Produktion und Zirkulation, die sich als 
steigende Unsicherheit des Arbeitsplatzes für den einzelnen Arbeiter bemerkbar 
macht, die weiterhin mit Freisetzungen, mit Dequalifizierung von Arbeitskräften 
und, aufgrund der, Veränderungen der räumlichen Struktur des Reproduktionspro- 
zesses, mit strukturellen Krisen in bestimmten Regionen (z.B. Ruhrgebiet) verbun- 
den ist; der allgemeine Druck auf die Reallohnrate, als in immer stärkerem Maße 
auch als staatliche Einkommenspolitik vermittelter und verschärfter Druck; schließ- 
lich die Veränderungen in den Weltmarktbeziehungen, die sich als Verschärfung der 
Konkurrenz und Weltwährungskrisen immer wieder manifestieren. Diese Momente 
der kapitalistischen Entwicklung in den 70er Jahren zeigen, daß sich die Produk- 
tionsbedingungen des relativen Mehrwerts verändert haben, daß vor allem die außer- 
gewöhnlich günstigen Umstände der Kapitalakkumulation der Vergangenheit ange- 
hören. Es kann dem Kapital durchaus noch eine Zeitlang gelingen, durch verschärf- 
ten ökonomischen und politischen Druck auf die Arbeiterklasse eine so hohe Aus- 
beutungsrate zu erzwingen, daß die Verwertungsbedingungen des westdeutschen Ka- 
pitals, insbesondere im Vergleich zu anderen Ländern mit entwickelteren Klassen- 
kämpfen, als „Stachel der Akkumulation“ weiterwirken, so daß auch schwere öko- 
nomische Krisen nicht sozusagen naturnotwendig eintreten müssen. Aber dies geht 
nur um den Preis einer wirklichen Verschlechterung der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen, die als ökonomisch notwendige bestimmte politische Konsequenzen tragen. 

Die mit dem Kapitalverhältnis und der Akkumulation des Kapitals gesetzten 
Widersprüche und Konflikte im Reproduktions- und Wachstumsprozeß des Kapitals 
führten schon am Ende der 60er Jahre zum Widerstand von Teilen der Arbeiterklas- 
se. Dieser Widerstand jedoch nahm im wesentlichen die Form von Aktionen gegen 
die als ungerecht empfundene Entlohnung der Arbeit an; es wurde der „gerechte“ 
Preis der Arbeitsleistung gefordert. Die sich entfaltende Bewegung in der Arbeiter- 
klasse ist daher wesentlich durch die radikalere Vertretung ihrer ökonomischen In- 
teressen gegenüber dem Kapital geprägt und die Form der Kämpfe, die Inhalte der 
Forderungen zeugen von der gegenwärtigen Befangenheit im Oberflächenzusammen- 
hang der Konkurrenz. Politisch drückt sich dementsprechend die Arbeiterbewegung 
weitgehend im Rahmen der Sozialdemokratie aus, was selbst noch als mächtiger 
Überhang traditioneller Bewußtseins- und Organsiationsformen und deren Restabi- 
lisierung auf Basis prosperierender Kapitalakkumulation zu begreifen ist. 

Diese notwendig bornierte ökonomische wie politische Vertretung der wirkli- 
chen gesellschaftlichen, das System des Kapitalismus transzendierenden Interessen 
der Arbeiter kann allerdings umso mehr aufbrechen, als sich der Druck auf die mate- 
riell-ödkonomische und gesellschaftliche Stellung der Arbeiter verschärtt. In dieser 
praktischen Kollision zwischen den Arbeiterinteressen und den tradierten Formen, 
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in denen sie sich heute noch bewegen müssen, hat die westdeutsche Arbeiterklasse 
gegenwärtig noch nicht zu einer selbständigen, von liberal- und sozialdemokrati- 
schen Illusionen emanzipierten Klassenpolitik gefunden. 

Die Schwäche und die Zersplitterung der westdeutschen Linken muß also im 
Zusammenhang der Tatsache begriffen werden, daß bei den Massen der. Lohnarbei- 
ter keine Erfahrungsbasis für die Einsicht in die Notwendigkeit einer eigenständigen 
politischen Organisation gegen das Kapitalverhältnis existiert. Dabei besteht ein we- 
sentlicher Unterschied zur Linken in anderen westeuropäischen Ländern wie Frank- 
reich und Italien darin, daß infolge der historischen Liquidierung einer eigenständi- 
gen kommunistischen Partei in Westdeutschland (Faschismus und „Adenauer-Ära“) 
auch die politisch tradierte organisatorische Form fehlt, welche in den sich entwik- 
keinden Klassenkämpfen zumindest die Notwendigkeit und Möglichkeit der Organi- 
sation gegen das Kapitalverhältnis, wenn auch in historisch gebrochener Form, allein 
schon durch ihre Existenz ausdrückt. In Westdeutschland können demzufolge erst 
über die Kampferfahrungen größere Teile der Lohnarbeiter wieder zu der Einsicht 
kommen, daß sie solche Formen der Organisation finden müssen, in denen sie ihre 
Interessen nicht mehr nur so weit formulieren, wie es sich. um Interessen innerhalb 
des Konkurrenzzusammenhangs der bürgerlichen Gesellschaft handelt. Erst vermit- 
telt über die Bewußtwerdung von inhaltlichen Forderungen, die innerhalb der kapi- 
talistischen Gesellschaft nicht zu befriedigen sind, und die bewußte Formulierung 
der Arbeiterinteressen gegen das Kapital und das Kapitalverhältnis wird auch das Be- 
wußtsein von der Notwendigkeit der Form der Organisation als gegen die bürgerliche 
Gesellschaft gerichtetes Kampfinstrument der Klasse entstehen können. Damit sind 
alle Vorstellungen kritisiert, die davon ausgehen, daß die Organisation und das Be- 
wußtsein von deren Notwendigkeit sozusagen in die Arbeiterklasse hineingetragen 
werden könnten. Die Kampferfahrungen können die Arbeiter nur im Zusammenhang 
der gegenwärtig vorhandenen Organisationen der Arbeiterklasse machen. Dabei ha- 
ben die Gewerkschaften als Interessenvertretungsorgane der Arbeiter insofern eine 
entscheidende Bedeutung, als die unmittelbare Auseinandersetzung mit dem Kapital 
in ihnen angelegt ist. (5) 

Am deutlichsten erscheint dies im Falle von Streiks. Denn der Streik ist ein 
Kampfmittel, das seinem Wesen nach die bürgerliche Form der Vergesellschaftung, 
der Auseinandersetzung, der „Öffentlichkeit“ sprengt und auf diese Weise eine we- 
sentliche Grundlage der Klassenerkenntnis bildet; die Seltenheit von Streiks — ‚po- 
litischen“ im engeren Sinn, aber auch Lohnstreiks — in Westdeutschland ist folglich 
mit eine Ursache und eine Konsequenz des relativ unentwickelten Klassenbewußt- 
seins. Die Gewerkschaften sind allgemein die Organisation, in welchen die Arbeiter 
zunächst ihre besonderen Interessen gegen die Interessen des Kapitals vertreten, und 
der Streik als Kampfmittel gegen das Kapital ist eine wesentliche Voraussetzung und 
Folge der Klassenerkenntnis. Die daran anzuschließende Frage kann dann aber nur 
lauten, wieweit beim gegenwärtigen Niveau und Charakter der Gewerkschaften diese 
Organisationen in der Lage sind, die Vertretung der zunächst besonderen Interessen 
der Arbeiter auch ohne Rücksicht auf die sogenannten allgemeinen Interessen der 
„Systemerhaltung‘ wahrzunehmen, also wirkliches Kampfmittel zu sein. Für die Ge- 
werkschaftsorganisation in der BRD kann folgendes grob umrissen festgehalten wer- 
den: Im Vergleich zu Frankreich und Italien, vor allem aber zu England, bestehen 
in der BRD der Form nach stark zentralisierte Einheitsgewerkschaften, die eben die- 
ser Form nach ein mächtiges Kampfinstrument der Arbeiterklasse sind. 


5) Vgl. Thesen zur Gewerkschaftsanalyse, „Probleme des Klassenkampfs“ Nr.2 
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Ob sie als solches auch wirklich fungieren, hängt von der Entstehung und dem 
historischen Inhalt der einheitlichen, stark zentralisierten Form der Gewerkschafts- 
organisation ab. In Westdeutschland war die Einheitlichkeit der Gewerkschaften zu- 
nächst eine Forderung, die nur als Resultat der Erfahrungen in der Zwischenkriegs- 
zeit und unter dem Faschismus zu verstehen ist, eine Forderung, die von der Basis, 
den alten Arbeiterkadern, die den Faschismus überlebt hatten, den Betriebsräten, die 
sich gleich nach der Befreiung vom Faschismus 1945 gebildet hatten, ausging. Die 
dann durchgesetzte Form der Einheitsgewerkschaft ist allerdings nicht das Resultat 
dieser Bewegung, sondern der Politik der Alliierten, die mit ihrer Politik der Bildung 
der Einheitsgewerkschaften von oben gerade die Vertreter der Basisbewegungen, be- 
sonders die kommunistischen Kader zurückdrängten und der reformistischen Ge- 
werkschaftsführung, die vor allem aus der Emigration, dabei wieder vor allem aus der 
Londoner Emigration kam, zum Siege verhalfen. Der Inhalt der Einheitsgewerk- 
schaft wurde so fast ins Gegenteil verkehrt. In der weiteren Entwicklung der BRD 
hat es keine Kämpfe, Kampagnen, Auseinandersetzungen gegeben, in denen die Ein- 
heitsgewerkschaft als organisatorischer Ausdruck der Klasseneinheit aufgetreten wä- 
re und konsequent die Arbeiterinteressen gegen das Kapital verfochten hätte. Die 
Einheitsgewerkschaft als Form darf daher keineswegs fetischisiert werden. In man- 
cher Hinsicht kann nämlich die Einheitlichkeit der Gewerkschaft durchaus im Inte- 
resse von Staat und Kapital liegen. Es ist schließlich keine Beschränktheit des Kapi- 
tals, wenn seine Vertreter bei Tarifverhandlungen zentrale Verhandlungen anstre- 
ben, wenn „Spitzengespräche“ von Kapital und Staat angestrebt werden, wenn in der 
„Kkonzertierten Aktion“ staatliche einkommenspolitische Zielsetzungen wirksam 
durchgesetzt werden sollen. So besteht gegenwärtig die Gefahr, daß die Gewerk- 
schaftseinheit gerade als Möglichkeit fungiert, die Arbeiter auf die sogenannten all- 
gemeinen Interessen festzulegen (Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung, Stabili- 
tät), bei Verzicht auf die diese Ziele angeblich gefährdende Durchsetzung der beson- 
deren Interessen der Arbeiterklasse. Transmissionsriemen einer solchen Festlegung 
ist die noch weitgehende Bindung zwischen Gewerkschaftsführung und SPD. Diese 
Bindung basiert traditionell auf dem Anspruch der SPD, Arbeitnehmerinteressen in 
der kapitalistischen Gesellschaft zu vertreten. Sie wird in dem Maße brüchiger wer- 
den, in dem die SPD zusehends gezwungen sein wird, über ihre Politik in der Regie- 
rung die Interessen des Kapitals gegen die Interessen der Arbeiterklasse durchzuset- 
zen. Die Auseinandersetzung mit der SPD-Politik und der Rolle, welche von der SPD 
den Gewerkschaften zugedacht ist, muß sich aus den Widersprüchen und Entste- 
hungsprozessen von opposotionellen Gruppen innerhalb der Gewerkschaften selbst 
entwickeln. Um das Problem allgemeiner auszudrücken: Die Realisierung der in der 
Form der Gewerkschaftseinheit angelegten Möglichkeiten des Kampfes der Arbei- 
ter gegen das Kapital kann nur als Ergebnis eines sich selbst in Widersprüchen und 
Konflikten entfaltenden Prozesses der Veränderung des gegenwärtigen Zustandes 
der Gewerkschaften angesehen werden. Denn die materielle Bewegung drängt selbst 
dazu, den reformistischen und systemintegrationistischen Vorstellungen die Basis zu 
entziehen, und der Widerstand gegen den Reformismus in den Gewerkschaften muß 
notwendig an der mit der veränderten Lage der Arbeiterklasse veränderten Er- 
fahrungsbasis der Arbeiter anknüpfen. Liegt in dieser Erfahrungsbasis die Möglich- 
keit der Entwicklung von Klassenbewußtsein, so muß in diesem Zusammenhang fest- 
gehalten werden, daß in der gegenwärtigen Situation, wo bei den Arbeitern noch 
nicht die Einsicht in die Notwendigkeit cincr politischen Oigauisierunig vorhanden 
ist bzw. vermittelt werden kann, es darauf ankommen wird, wie die vorhandenen Kon- 
fliktpunkte als Ausgangspunkte einer antikapitalistischen Taktik aufgegriffen werden 
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und über die Austragung dieser Konflikte in den Gewerkschaften und gegen das Ka- 
pital das Bewußtsein von der Notwendigkeit der Klassenorganisation überhaupt erst 
sich entwickeln wird. 


IV. 


Im Gegensatz zu Positionen, die von dem bereits vorhandenen politischen Ausdruck 
der wirklichen Arbeiterbewegung i in der DKP oder gar in einer der vorhandenen oder 
sich bildenden „neuen kommunistischen Parteien‘ ausgehen, sind wir der Auffas- 
sung, daß die politische Form der Organisation der Arbeiterbewegung überhaupt als 
Resultat des Bewußtwerdungsprozesses der Arbeiterklasse selbst zu fassen ist. Daß 
also die „Vereinigung der Einzeikräfte, welche die Arbeiterklasse bis zu einem gewis- 
sen Punkt bereits durch die ökonomischen Kämpfe hergestellt hat, auch als Hebel für 
ihren Kampf gegen die politische Gewalt ihrer Ausbeuter zu dienen hat.“ (6) 

Es muß daher allen Tendenzen in der sozialistischen Bewegung, die das Aus- 
einanderfallen von ökonomischer und politischer Interessenvertretung der Arbeiter- 
klasse mit einer behaupteten notwendigen Trennung von Klassenbewegung und Par- 
tei dogmatisieren, indem sie meinen, daß die Klassenbewegung (als politische) eıst 
durch von außen kommende Parteigründungen und das ‚„Hineintragen von Bewußt- 
sein‘ konstituiert würde, entgegengehalten werden: Die Trennung von Ökonomie 
und Politik, vom Prozeß der Reproduktion des Kapitals und der Arbeiterklasse auf 
der einen, dem bürgerlichen Staat auf der anderen Seite, ist selbst ein Ergebnis der 
besonderen Form von Vergesellschaftung des arbeitsteiligen Reproduktionsprozes- 
ses, durch den diese bürgerliche Gesellschaft geprägt ist. Solange und insofern die Ar- 
beiterklasse innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft sich zum Zwecke der Vertre- 
tung und Durchsetzung ihrer Interessen organisiert — und dazu ist sie gezwungen —, 
wird sie sich bzw. werden sich ihre Organisationen vor das Problem gestellt sehen, 
daß die Realität der bürgerlichen Gesellschaft durch die Doppelung des gesamtgesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses in Ökonomie und Politik, in Wirtschaftsleben 
und Staat gekennzeichnet ist. Der Realität dieser Trennung können sich die Organi- 
sationen der Arbeiterklasse selbst nicht voluntaristisch entziehen; wobei die Tren- 
nung zwischen Gewerkschaft und Partei also selbst noch Produkt und Spiegelbild 
der Tatsache ist, daß die Arbeiterklasse gezwungen ist, innerhalb der kapitalistischen 
Gesellschaft um die Befriedigung ihrer Bedürfnisse zu kämpfen und erst im Kampf 
innerhalb dieser gesetzten Bedingungen selbst die Voraussetzungen entwickelt zur 
Organisation der Arbeiterklasse als revolutionärer. Hierin sind jedoch die Probleme 
der Klassenorganisation des Proletariats eingeschlossen. 

Eine revolutionäre Organisation der Arbeiterklasse wäre dadurch gekennzeich- 
net, daß sie gerade als Organisation die bürgerliche Trennung von Ökonomie und Poli- 
tik, von der Vertretung besonderer Interessen und der Vertretung dieser besonderen 
Interessen in allgemeiner abgehobener Form — nämlich eben als politische — aufhe- 
ben müßte, diese Aufhebung aber für die Arbeiter selbst wiederum nur Ergebnis ihrer 
Kämpfe und ihrer Organisation innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft sein kann. 
Die soziale Revolution als Aufgabe des Proletariats, d.h. die Umwälzung der gesam- 


6) Marx-Engels, Beschlüsse der Delegiertenversammlung der Internationalen Arbeiterassozia- 
tion, MEW Bd. 17, 8.422. 
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ten bürgerlichen Verhältnisse, impliziert die Aufhebung dieser Trennung selbst, auch 
im Bewußtsein der Arbeiter und in ihrem Willen. Die Aufhebung der Trennung selbst 
aber setzt den Klassenbildungsprozeß in der Weise voraus, daß die Lohnarbeiter in 
ihren Kämpfen gegen das Kapital gezwungen werden, ihre Existenz als „bürgerliche“ 
Individuen, als Warenverkäufer und Einkommensbezieher auf der einen und als 
Staatsbürger auf der anderen Seite, aufzubrechen, sich als diese Trennung selbst auf- 
hebende Klassenorganisation gegen das Kapital, also gegen die Kapitalherrschaft in 
ihren unterschiedenen Erscheinungsformen zu wenden. Die Begriffe Politik und 
Ökonomie als unterschiedene taugen demnach selbst nicht zur Kennzeichnung einer 
revolutionären Klassenorganisation. Versteht sich eine solche etwa als politische ge- 
genüber der ökonomischen Organisation der Arbeiter in den Gewerkschaften, so ver- 
steht sie sich falsch. 

Wir setzen uns damit bewußt von der gängigen Trennung von ökonomischer 
und politischer Bewegung ab, einer Trennung, die als Resultat der Formen, in denen 
sich die bürgerliche Gesellschaft bewegt, zu begreifen ist. Die in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft gesetzte Trennung von Ökonomie und Politik der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung überzustülpen, kann nur heißen, daß sich die darauf basierende 
Praxis in bürgerlichen Formen bewegen muß. Der Politik-Begriff wird voluntaristisch 
gewendet, sei es, daß die Politik nur als Annex des Kapitals begriffen wird, sei es, 
daß von der Manipulation durch Kapital und Staat ausgegangen wird, der dann die 
proletarische Partei „bewußt‘ entgegenzuarbeiten habe. 

Auszugehen ist vielmehr von einem Begriff der Herrschaft des Kapitals, wel- 
cher sowohl die ökonomischen als auch die politischen Ausdrucksformen umfaßt. 
Gegen diese umfassend begriffene Kapitalherrschaft bleibt ein Begriff von Politik 
blind, welcher die politische Bewegung ausschließlich auf den bürgerlichen Staat als 
„Kollektivgewalt der herrschenden Klasse“ bezieht. Wenn eine politische Bewegung 
der Arbeiterklasse deren „Interessen... in allgemeiner Form, in einer Form, die all- 
gemeine, gesellschaftlich zwingende Kraft besitzt“ (7), durchzusetzen sucht, dann 
muß sie davon ausgehen, daß das Kapital die ihr entgegenstehende gesellschaftlich 
zwingende Kraft der bürgerlichen Gesellschaft ist und nicht die illusorische, wenn 
auch mittels des zentralen Gewaltapparates erzwungene Allgemeinheit im Staat. Die 
Klassenbewegung des Proletariats muß als eine wesentliche Bedingung ihrer Ent- 
wicklung überall, d.h. schon in jedem Schritt ihrer Organisierung, die von der bürger- 
lichen Gesellschaft produzierte und deren Bestand sichernde Trennung von Ökono- 
mie und Politik aufheben. Hiervon kann in der BRD noch keine Rede sein. Die Un- 
tersuchung dieses so gestellten Problems der Klassenorganisation, sowohl was die 
historischen Formen der Organisation der Arbeiterklasse, als auch was die theoreti- 
schen Auseinandersetzungen in der Geschichte der Arbeiterbewegung (z.B. das Pro- 
blem des Revisionismus), als auch weiterhin, was den gegenwärtigen Gang des Klas- 
senbildungsprozesses in der BRD und vor allem auch in anderen westeuropäischen 
Ländern angeht, wird eine wichtige Aufgabe der Zeitschrift sein. Diese Untersuchung 
aber erscheint uns als eine wesentliche politische Aufgabe einer theoretischen sozia- 
listischen Zeitschrift gegenüber einem unseres Erachtens falsch verstandenen Poli- 
tikbegriff, der den Begriff einschränkt auf die Auseinandersetzung mit der Program- 
matik jeder gerade mal wieder neu auf die Bühne tretenden selbsternannten „Partei 
des Proletariats“. 

Damit soll nun nicht bestritten werden, daß sich mit den aufbrechenden Wi- 
dersprüchen zwischen Arbeiterinteressen und zu eng gewordenen Formen ihrer Ver 


n Vgl. Marx, Brief an Bolte, MEW Bd. 33, S. 332 f. 
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tretung sozialistische und kommunistische Tendenzen und entsprechende Organisa- 
tionsversuche in der Arbeiterbewegung verstärkt haben. Teils sind sie Resultat des 
ansteigenden Niveaus der Klassenkämpfe, teils sind sie der gegenwärtigen Klassen- 
kampfbewegung fremd und äußerlich. Zu fragen ist, ob in der Herausbildung und 
Konsolidierung dieser sozialistischen Kräfte bereits die Tendenz der bewußten Klas- 
senbildung des Proletariats liegt, vor allem dort, wo innerhalb der Betriebe Arbeiter- 
kader in den Auseinandersetzungen mit dem Kapital entstehen. Sicher ist jedoch, 
daß erst im Prozeß der Zuspitzung der gesellschaftlichen Antagonismen und nur in 
solidarischer Kooperation und Auseinandersetzung durch diese differenten politi- 
schen Formen gegenwärtigen Klassenbewußtseins hindurch und auch über sie hinweg 
die politische Substanz an Erfahrung und theoretisch-politischer Einschätzung ent- 
stehen kann, die in einer selbständigen Organisation der Klasse zu fassen ist. Sicher 
ist auch, daß die Form dieser Organisation nicht einfach eine Reproduktion tradier- 
ter Parteimodelle sein kann. 


V. 


Bei der Frage, wie unsere Zeitschrift zu den gegenwärtig existierenden (oder sich so 
verstehenden) politischen Organisationen der Arbeiterbewegung in Beziehung steht, 
muß hier zunächst differenziert werden. Ungeachtet der Tatsache, daß die DKP als 
Partei (d.h. vor allem als Parteiapparat) nicht Resultat der gegenwärtigen Klassenbe- 
wegung in der BRD ist, repräsentiert sie aufgrund ihrer Geschichte und ihrer partiel- 
len Verankerung im Proletariat bestimmte Traditionen der Arbeiterbewegung. Dem- 
gegenüber müssen sich alle Versuche von „Parteigründungen“ durch Intellektuellen- 
gruppen, die sich voluntaristisch sowohl auf den Standpunkt des Proletariats stellen 
als auch die Tradition der Arbeiterbewegung usurpieren wollen, als illusorisch, d.h. 
macht- und perspektivlos erweisen. Die Gefahr, die von diesen „Parteien“ ausgeht, 
richtet sich wesentlich gegen mögliche realistische Bewegungen in der Intelligenz 
selbst; für die Arbeiterbewegung ist sie insgesamt gesehen gering, eher schon in bezug 
auf lokale und regionale Hemmungen für die Entwicklung von Klassenbewußtsein. 
Eine Orientierung von Intellektuellen an der DKP beinhaltet demnach gegenüber der 
„Parteigründungsbewegung‘“ den Verzicht auf bestimmte avantgardistische Illusio- 
nen. Eine solche Orientierung verhindert jedoch andererseits die differenzierte Ana- 
Iyse der Herausbildung autonomer Organisationstendenzen und die Einschätzung der 
jeweils fortgeschrittensten Organisationsformen in der Arbeiterbewegung, weil sie 
die Klassenbewegung vorab mit einer bestimmten politischen Partei identifiziert, 
ohne deren Geschichte, gegenwärtige Funktion, sowie ihre Entwicklungstendenzen 
noch zu reflektieren. 

Unseres Erachtens kann keine der politischen Gruppierungen in der aktuellen 
Phase der Entwicklung der Arbeiterbewegung beanspruchen, die politische Form 
der Vertretung der gesellschaftlichen Interessen der Arbeiterklasse zu sein. Deshalb 
kann sich eine Zeitschrift, deren Hauptaufgabe die Produktion und Publikation 
theoretischer Analysen der allgemeinen Tendenzen der kapitalistischen Gesellschaft 
in der Gegenwart ist, auch nicht an eine der existierenden Gruppen binden. Eine 
solche Bindung würde zu einer falschen Funktionalisierung der theoretischen Arbeit 
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führen, die früher oder später in Dogmatismus oder punktueller Beliebigkeit enden 
würde. Damit erwächst der theoretischen Arbeit jedoch keinerlei avantgardistische 
Funktion, die sie als deduktiven Ableitungszusammenhang (wie bei den meisten 
marxistisch-leninistischen Gruppen) oder als „überparteiliche‘“ Wahrheitsinstanz, der 
gegenüber sich die Arbeiterbewegung zu verantworten habe, fixieren würde. Viel- 
mehr ist davon auszugehen, daß die theoretische Arbeit selbst nur eine Teilfunktion 
in dem angedeuteten Konstitutionsprozeß des Proletariats zur Klasse darstellt. Diese 
Funktion muß von solchen Gruppen geleistet werden, die aufgrund der in der bür- 
gerlichen Gesellschaft existierenden Arbeitsteilung die materiellen Voraussetzungen 
dazu besitzen: Gruppen der Intelligenz also, die selbst in Beziehung zur Arbeiterbe- 
wegung stehen müssen. 

Um diese Beziehung zu klären, muß im Begriff der Intelligenz zunächst unter- 
schieden werden zwischen einem politischen Verständnis der Funktion von sozialisti- 
schen Gruppen der Intelligenz im Rahmen der proletarischen Bewegung und der ‚„In- 
telligenz‘“ als aus dem Reproduktionsprozeß der kapitalistischen Gesellschaft er- 
wachsener Schicht. Es muß hier klargestellt werden, daß wir keine „politische Linie“ 
für die politische Arbeit „der Intelligenz“ entwickeln wollen und können. Solche po- 
litischen Konzepte müssen sich vielmehr aus den jeweils spezifischen Funktionen der 
Intelligenz im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß, also der ökonomischen 
Formbestimmtheit ihrer Arbeit ableiten. Soweit die Analyse der Stellung der ver- 
schiedenen Fraktionen der Intelligenz im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß 
und deren Auseinandersetzungen mit Kapital und Staat notwendige Bedingung 
ihres Kampfes ist, muß sie im Rahmen einer wissenschaftlichen sozialistischen Zeit- 
schrift geleistet werden. Eine solche Arbeit soll zugleich zur Selbstbesinnung der so- 
zialistischen Gruppen in der Intelligenz auf ihre eigentlichen Funktionen und ihren 
Beitrag auf dem Gebiet der intellektuellen Arbeit selbst führen und moralistische 
Positionen und Illusionen über die „Rolle der Intelligenz im Klassenkampf“ als 
falsch und gefährlich aufdecken. 

Die Mehrheit der „Intelligenz“ leistet Arbeit in lohnabhängiger Form oder wird 
für sie ausgebildet — Lehrer, Ingenieure usw. In der Ausbildung müssen die sozialisti- 
schen Teile der künftigen wissenschaftlich qualifizierten Lohnarbeiter in den Kämp- 
fen an der Hochschule darauf hinarbeiten, ausgehend von der Vorbereitung auf die 
Berufspraxis, die fachwissenschaftliche und sozialistische Qualifikation der Studen- 
ten in Verbindung mit hochschulspezifischen Abwehrkämpfen gegen Kapital und 
Staat, allgemeinen politischen Kampagnen (z.B. Vietnam) und partieller Unterstüt- 
zung der Arbeiterklasse zu erreichen. Im Beruf wird es nach vorgängiger Analyse der 
objektiven und subjektiven Bedingungen des Berufsfeldes die Aufgabe der sozialisti- 
schen Intellektuellen sein, im Zusammenhang mit außerberuflichen politischen Or- 
ganisationen Kämpfe, Bewußtsein und (primär zunächst gewerkschaftliche) Organi- 
sierung der jeweiligen Lohnarbeiter voranzutreiben. 

Für einen kleineren Teil.der sozialistischen Intellektuellen, vornehmlich unter 
den sozialwissenschaftlichen Lohnarbeitern beim Staat und den in der Ausbildung 
befindlichen Sozialwissenschaftlern ist es möglich (aufgrund von Qualifikation, Ar- 
beitsbedingungen usw.), wissenschaftlich die Tendenzen der wirklichen gesellschaft- 
lichen Bewegung des Kapitals, der Klassen und des Staates (vor allem in der BRD) zu 
untersuchen. In Zusammenhang damit stehen Versuche sozialistischer Intellektuel- 
ler, in direkter Unterstützung der Formierung von betrieblichen und überbettriebli- 
chen Arbeiteravantgarden einen Beitrag zur Vermittlung von wissenschaftlicher Un- 
tersuchung und Klassenbildung des Proletariats zu leisten. Die Erfahrungen bei die- 
sen Versuchen sind auch für die weitere Arbeit unserer Zeitschrift fruchtbar zu ma- 
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chen. 


Die Bedingungen der Überwindung der Herrschaft des Kapitals aufzudecken, 
die Möglichkeit und Notwendigkeit der Umwälzung dieser Produktionsweise aus der 
Analyse der wirklichen Bewegung aufzuzeigen, ist der Kern der Marxschen Analyse 
der bürgerlichen Gesellschaft. Für die sozialwissenschaftliche Intelligenz ergibt sich 
gerade aufgrund ihrer Stellung im Reproduktionsprozeß die Möglichkeit, die Makro- 
prozesse der kapitalistischen Gesellschaft zu analysieren und die allgemeinen Ten- 
denzen in der Struktur der bürgerlichen Gesellschaft herauszuarbeiten. Dies ist eine 
aus der gesellschaftlichen Arbeitsteilung resultierende Funktion, die sie wahrnehmen 
muß. Nimmt sie sie nicht bewußt im Sinne der Aufhebung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise wahr, dann automatisch im Sinne der Verschleierung und Stabilisie- 
rung. Versucht sie andererseits, ihre aus der gesellschaftlichen Arbeitsteilung resul- 
tierende Funktion einfach zu überspringen und die Unmittelbarkeit der Klassenbe- 
wegung herzustellen, verkürzt sie diese Bewegung auf die Bewegung der Zirkel und 
„Parteien“ oder versucht sich künstlich zu verproletarisieren, mit der Folge einer 
bloß privaten und vereinzelten „Aufhebung“ der Intelligenz. Schlimmstenfalls wird 
sie dann selbst Hemmschuh in der Entwicklung der Arbeiterbewegung, sofern sie 
versucht, die konkreten Phänomene der wirklichen ökonomischen und politischen 
Bewegung äußerlich zum Anwendungsfeld ihrer zufälligen „Theorien“ zu machen, 
bzw. sofern sie ihre Probleme mit den aus den Konflikten im materiell-ökonomi- 
schen Reproduktionsprozeß hervortretenden Problemen der Arbeiterklasse verwech- 
selt. Vielmehr muß sie versuchen, die wirkliche Bewegung und die mannigfaltigen 
Formen, in denen sich die Klassenkämpfe ausdrücken, allgemein theoretisch auszu- 
drücken, um auf diese Weise zur Orientierung sowohl der sozialistischen Gruppen der 
Intelligenz selbst als auch der fortgeschrittenen Teile der Arbeiterbewegung beizutra- 
gen. Die sozialistischen Gruppen der Intelligenz sind in ihrer heutigen Gestalt Pro- 
dukt der Intellektuellenrevolte der 60er Jahre, die Ausdrucksform des moralischen 
Protests gegen den Vietnamkrieg, des radikaldemokratischen Protests gegen die Not- 
standsgesetzgebung, sowie auch eines spezifischen Konflikts war zwischen der vom 
Kapital forcierten Anwendung von Wissenschaft und Technologie auf den unmittel- 
baren Produktionsprozeß und den Schranken dieser Anwendung, hervorgerufen 
durch das traditionell verfestigte Ausbildungssystem und durch das Kapital selbst. 
Insofern kamen die Anstöße zur Dechiffrierung der bürgerlichen Gesellschaft aus 
den Bewegungen, denen die Intelligenz selbst unterliegt. 

Diese Intellektuellenrevolte, die sich im wesentlichen im Ausbildungssektor 
entfaltete, schuf eine — wenn auch umkämpfte und angesichts der zweiten Welle der 
Kommunistenverfolgung in der Bundesrepublik prekäre — Grundlage an den Univer- 
sitäten, für die Herausbildung von Gruppen sozialistischer Intelligenz. In deren kon- 
tinuierlicher Arbeit, verbunden mit einer teilweisen institutionellen Absicherung an 
der Universität (bzw. in anderen Bereichen des Wissenschaftsbetriebes) war die Mög- 
lichkeit gegeben, die wissenschaftliche Analyse der bestehenden kapitalistischen Ver- 
hältnisse voranzutreiben, wobei notwendigerweise die Rekonstruktion der Marxschen 
Kritik der politischen Ökonomie den Ausgangspunkt der Arbeit bilden mußte. Der 
Nachvollzug der inneren Logik des ‚‚Kapitals“ kann aber eben nur als Ausgangspunkt 
für die weitere. Analyse der historischen Tendenzen in der kapitalistischen Produk- 
tionsweise gelten. Denn wird darüberhinaus nicht die historische Entwicklung als Re- 
sultat der Kapitaltendenzen und der Klassenkämpfe entschlüsselt, d.h. wird die kon- 
krete Form der existierenden kapitalistischen Gesellschaft und ihrer Widersrpüche 
nicht als Resultat eines historischen Prozcssc3 begriffen, so können auch die realen 
Probleme der Arbeiterbewegung nicht mehr adäquat erfaßt und das innere Band der 
historischen Entwicklung nicht mehr sichtbar gemacht werden; zufällige historische 
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Phänomene werden dann vielmehr zum Illustrationsmaterial von Abstraktionen. 
Deshalb bedarf diese theoretische Arbeit sowohl der Kontinuität als auch der Or- 
ganisation; denn die Analyse der bürgerlichen Gesellschaft in ihrer konkreten Ge- 
stalt erzwingt einen umfangreichen Forschungsprozeß, der nicht bei der Reproduk- 
tion und Kritik vorhandener, meist schon klassisch gewordener Texte stehen blei- 
ben kann, sondern das Aufgreifen und Dechiffrieren der empirischen Verhältnisse 
des gegenwärtigen Kapitalismus und der Klassenkämpfe notwendig macht. Die Ar- 
beit der sozialistischen Intelligenz-Gruppen muß sich also in diesem Sinne auf die 
empirischen Probleme des Klassenbildungsprozesses, als Bildungsprozeß von Klas- 
senbewußtsein und Klassenorganisation innerhalb der sich entwickelnden Widersprü- 
che der gegenwärtigen kapitalistischen Gesellschaft beziehen. Nur so können sie ei- 
nen sinnvollen Beitrag zur Beschleunigung des Auflösungsprozesses der bürgerlichen 
Gesellschaft, d.h. auch zur Entwicklung der Arbeiterbewegung in Richtung auf eine 
selbständige Vertretung der allgemeinen Klasseninteressen und eine Auflösung der 
tradierten, der weiteren Entfaltung der proletarischen Bewegung hinderlichen Be- 
wußtseinsformen, leisten. Unbedingte Voraussetzung der so verstandenen theoreti- 
schen Arbeit ist daher die Entfaltung der Diskussion unter den verschiedenen sozia- 
listischen Gruppen, die Diskussion und Kritik der verschiedenen Ansätze bzw. Ana- 
Iysen und die Herausbildung von kooperativen Formen der Arbeit. Erst auf dieser 
Basis ist überhaupt ein Fortschritt in der theoretischen Erfassung der empirischen 
Verhältnisse und der politischen Auseinandersetzung um Grundfragen antikapita- 
listischer Taktik zu erzielen. In diesem Kontext ist die Funktion einer sozialistischen 
Zeitschrift vor allem als Diskussionsplattform zur Initiierung und Koordinierung der 
verschiedenen theoretischen Arbeiten und Vermittlung ihrer Ergebnisse zu sehen. 
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